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Editorial 
Plädoyer für eine Wiederbelebung der Weltmarktdiskussion 


Die ökonomische Entwicklung der letzten zehn Jahre steht eindeutig im Zeichen eines Um- 
bruchs der Weltwirtschaft. Erinnern wir uns kurz: Mit der Weltwirtschaftskrise 1974/75 
wurde die lange Prosperitätsphase der Nachkriegszeit beendet, die Zeiten hoher und stetiger 
realer Wachstumsraten für die Kernländer des entwickelten Kapitalismus sind seitdem passe. 
Angekündigt hat sich dieser Strukturbruch durch zwei weltwirtschaftliche Ereignisse: im 
Jahr 1971 mußte die Regierung Nixon die Goldkonvertibilität des US-Dollar, einer der 
Stützpfeiler des Weltwährungssystems von Bretton Woods, aufkündigen und im Gefolge des 
Nahostkrieges kam es zu einer drastischen Steigerung des Preises für eine zentrale stoffliche 
Grundlage des westlichen Wachstums-und Konsummodells, für Erdöl. Dem internationalen 
Aufstieg von OPEC- und einigen Schwellenländern zu einer ökonomischen und politischen 
Macht korrespondierte ein relativer ökonomischer Abstieg der USA sowie der westeuropä- 
ischen Kapitalismen. 

Länder der Dritten Welt konnten sich aus ihrer Rolle von Rohstoff- und Nahrungsmittelba- 
sen für die kapitalistischen Kernländer befreien und zu Anbietern von — konkurrenzfähi- 
gen — Industriegütern aufsteigen und auf diesem Wege die etablierte internationale Arbeits- 
teilung infrage stellen. Zunächst nur von wenigen Beobachtern registriert, kam es zu einer 
tiefgreifenden Umstrukturierung der internationalen Geld- und Kreditverhältnisse in Ge- 
stalt des transnationalen Bankensystems. Kurzum, das internationale Regulationsgefüge der 
langen Prosperität wurde im Laufe der siebziger Jahre ebenso unterhöhlt wie das Gefüge der 
internationalen Tausch- und Produktionsstrukturen. 

Dieser rasanten weltwirtschaftlichen Entwicklungsdynamik steht eine Stagnation — nicht 
allein marxistischer — Weltmarkttheorien gegenüber. Während für die Entstehung des Kapi- 
talismus — durch den Vergleich der historischen Bedingungen des Übergangs vom Feudalis- 
mus zum Kapitalismus mit den entwicklungssoziologischen Voraussetzungen der Entwick- 
lung der Unterentwicklung — durch die Arbeiten von Immanuel Wallerstein und Dieter 
Senghaas wichtige Neuanstöße ausgegangen sind, scheint das Erklärungspotential dieser Ent- 
würfe im Sinne einer Theorie der Weltmarktentwicklung, insbesondere für die Phase nach 
dem Zweiten Weltkrieg wenig ergiebig zu sein. 

Die inzwischen mehr als zehnjährige Arbeit am Forschungsprogramm des Weltsystemansat- 
zes hat eine Reihe instruktiver Problemanalysen erbracht, die für die Konzipierung einer 
Theorie der Weltwirtschaft von Bedeutung zu sein vermögen. Doch gehen mit der Behaup- 
tung strukturkonstanter Kategorien, mit denen eine Entwicklung vom 16. Jahrhundert bis 
heute erfaßt werden soll, die jeweiligen Spezifika der weltwirtschaftlichen Entwicklung un- 
ter. Dies läßt sich gut am Wallersteinschen Konzept der Hegemonialzyklen demonstrieren, 
wo »institutionelle Innovationen« wie die Entstehung eines transnationalen Bankensystems 
(vgl. Alex Schubert) hinsichtlich ihrer Strukturrelevanz ausgeblendet werden. Diese Unterbe- 
lichtung verkennt im Gefolge Veränderungen der materiellen Grundlagen von Hegemonie 
und damit auch der hegemonialen Praktiken. 


Gemessen an diesen empirisch-historisch orientierten Bemühungen zur Konzipierung einer 
Theorie der Weltwirtschaft zeigt die marzistische Weltmarktdiskussion in der Bundesrepu- 
blik ein unterentwickeltes Bild: Die vielfältigen theoretischen Anstrengungen Ende der sech- 
ziger Jahre sind heute weitgehend versandet und relevante, sich aus der empirischen Realität 
aufdrängende Probleme wurden schon gar nicht mehr aufgenommen. Klaus Busch, einer der 
Protagonisten dieser Debatte, kann in seiner Kritik an Immanuel Wallerstein die immanen- 
ten Schwächen und Defizite des Weltsystemansatzes, der in weiten Teilen eine Reformulie- 
rung der dependencia-Theorie verkörpert, überzeugend aufzuzeigen; soweit er jedoch selbst 
positive Hinweise für die Fortschreibung einer Theorie der Weltwirtschaft gibt, setzt er sich 
mit seiner Favorisierung des Theorems der modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes 
auf dem Weltmarkt einer Kritik aus, wie sie von Elmar Altvater in diesem Heft geführt wird. 
Einige andere der »Großtheorien« mußten sogar geradezu ihr Desaster erleben, wurden ihre 
zentralen Thesen doch von der faktischen Entwicklung falsifiziert. So dürfte esangesichts des 
Aufstrebens industrieller Schwellenländer analytisch nicht länger sinnvoll sein, die ‘Periphe- 
rie’ der kapitalistischen Weltwirtschaft als bloße Funktion des ‘Zentrums’ anzusehen, also 
das Verhältnis zwischen Metropolen und Ländern der Dritten Welt als Nullsummenspiel zu 
konzipieren: »Wirtschaften, die über Abhängigkeiten sich reproduzieren«, so konnte Dieter 
Senghaas vor mehr als einem Jahrzehnt noch zustimmend die lateinamerikanische dependen- 
cia-Theorie resümieren, »sind unter anderem gekennzeichnet durch eine Exportorientie- 
rung, die auf Grund einer zwangsmäßigen Interaktion mit den kapitalistischen Metropolen 
sich herausgebildet hat; Monokultur; Arbeitskräfte freisetzende, kapitalintensive Produk- 
tion bei wachsendem Überangebot von Arbeitskraft; Marginalisierung; versteckte Arbeitslo- 
sigkeit; Aufblähung des tertiären Sektors; Verschwendungskonsum nationaler Eliten; Ent- 
nationalisierung nationaler Wirtschaften...« Heute wirft Ulrich Menzel, einer der engsten 
Mitarbeiter von Senghaas und Mitverfechter dieser Theorietradition, die Frage auf, »wieviele 
Ausnahmen eine Theorie zuläßt, um als falsifiziert zu gelten«. Taiwan und Südkorea, zwei 
»Entwicklungsmodelle« auf die sich Menzel zur Legitimation dieser Frage bezieht, jedenfalls 
können eher zeigen, daß sich Abhängigkeit und Entwicklung nicht prinzipiell ausschließen: 
Nicht etwa trotz sondern gerade wegen ihres hohen Maßes an Weltmarktintegration, nicht 
etwatrotz sondern gerade wegen ihrer (jungen) historischen Erfahrung der Abhängigkeit von 
einer imperialistischen Macht (Japan) erfuhren beide Länder einen Modernisierungsschub, 
der, so Ulrich Menzel], eine relativ breite Beteiligung der Lohnabhängigen an den ökonomi- 
schen Ergebnissen mit einschloß. 

Diesen ökonomischen Gratifikationen entspricht allerdings in Taiwan und Südkorea, wie 
in den meisten anderen Ländern dieser Gruppe, ein Ausschluß demokratischer Kräfte aus 
dem politischen System. Es handelt sich um Entwicklungsdiktaturen oder, bezogen auf La- 
teinamerika, um Typen eines bürokratisch-autoritären Staates, wie sie von Guillermo 
O’Donnell in PROKLA 52 analysiert wurden: Solche Typen von Regimes sind u.a. dadurch 
charakterisiert, »daß die Zugangskanäle für jede politische Repräsentation von Interessen 
des einfachen Volkes bzw. der unteren Klassen geschlossen werden. Ein solcher Zugang 
wird in ihm auf diejenigen beschränkt, die an der Spitze großer privater ebenso wie öffentli- 
cher Organisationen stehen, insbesondere der Streitkräfte und der großen oligopolistischen 
Unternehmen.« Angesichts dieser Gemeinsamkeit drängt sich die Frage auf, ob ein »Ge- 
heimnis« des Entwicklungsganges solcher Länder nicht gerade darin besteht, daß das Span- 
nungsverhältnis zwischen kapitalistischer Modernisierung und politischer Demokratie zu- 
gunsten autoritärer Strukturen aufgelöst ist? 
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Doch ist an dieser Stelle vor schnellen, durch einzelne Fallanalysen gewonnenen Schlußfolge- 
rungen zu warnen. Schon ein Blick auf andere Länder dieser Region, wie beispielsweise die 
Philippinen, zeigt, daß autoritäre und diktatorische Regime keine Garanten für eine (erfolg- 
reiche) kapitalistische Modernisierung darstellen. 

Können Einzelfallanalysen von Ländern bzw. nationalen Gesellschaften durchaus dazu bei- 
tragen, deterministische Strukturaussagen, wie sie Großtheorien eigen sind, zu relativieren 
oder in Frage zu stellen, so sind sie freilich kein Ersatz für ein theoretisches Verständnis der 
besonderen Qualität Weltwirtschaft. Wallerstein hat ja in dem Punkt ganz Recht, daß er 
den modernen Kapitalismus als ein Weltsystem begreift; nur stellt sich die Frage, wie dieses 
strukturiert ist, wenn die Argumentation des »Weltsystemansatzes« so wenig überzeugend 
ist. Der positivistische Rückzug auf die Sammlung und Verknüpfung von Daten aus mög- 
lichst vielen Ländern und die Herausarbeitung von Indikatoren für Interdependenzzusam- 
menhänge ist auch wenig befriedigend, eher Ausdruck der Resignation denn Erfolg verspre- 
chendes Projekt. Vielleicht hat das Ungenüge an den Weltmarkttheorien auch damit zutun, 
daß sie trotz globalem Anspruch doch sehr segmental vorgangen sind, wenn man die Viel- 
schichtigkeit des gesellschaftlichen Verhältnisses, das das Kapital darstellt, berücksichtigt. 
Die Kategorien der Weltmarktanalyse: Ungleichmäßigkeit und Ungleichzeitigkeit der Ent- 
wicklung, Ungleichheit des Tausches — verstanden entweder als Nicht-Äquivalenz der 
Werte oder der Nicht-Äquivalenz von Arbeitsquanta bei Wertäquivalenz —, internationale 
Arbeitsteilung, imperialistische Ausbeutung etc. haben gegenüber den »realen« Verhältnis- 
sen die »monetäre« Seite im Schatten gelassen und sich gerade dann als so unbefriedigend 
herausgestellt, als die Geld- und Kreditkrise offen zu Tage trat. Diese Vernachlässigung hatte 
aber auch zur Konsequenz, daß Hegemonialausübung in der Weltgesellschaft nicht in ihrer 
Vermittlung über das Medium Geld analysiert worden ist. Folglich: eine Weiterführung der 
Weltmarkttheorie muß dem Geld als dem »Kuppler aller Beziehungen« Rechnung tragen. 
Nun wäre es nicht korrekt, wenn hier tabula rasa konstatiert würde. Es gibt Ansätze, auch 
»Einzelfallanalysen«, z.B. des monetären Weltmarkts, an denen die »Großtheorien« genauso 
zu reflektieren sind, wie an den Einzelfallanalysen von nationalen Gesellschaften. Vielleicht 
ist durch eine Öffnung der Diskussion in diese Richtung die Patt-Situation zwischen ver- 
schiedenen »Ansätzen« zu überwinden. 

Angesichts des tiefgreifenden Fragmentierungsprozesses, den die ‘Peripherie’ der kapitalisti- 
schen Weltwirtschaft seit den späten sechziger Jahren durchlief, erscheint eine Redimensio- 
nierung der »großen Kategorien« in der Tat angebracht: Die »industriellen Schwellenländer« 
(Südkorea, Taiwan, Hongkong und Singapur in Asien; Brasilien und Mexiko in Lateinameri- 
ka) konnten zwischen 1967 und 1977 ihren Anteil am Welthandel mit Erzeugnissen der ver- 
arbeitenden Industrie kontinuierlich ausbauen; die erdölproduzierenden Länder entwickel- 
ten sich zu bedeutenden Polen des internationalen Kreditsystem; ein großer Rest der Länder 
der Dritten Welt verlor hingegen in dieser Phase den Anschluß an diese Entwicklungsdyna- 
mik. Diese Entwicklungsvielfalt kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß alle diese 
Entwicklungen im Rahmen eines kapitalistischen Weltsystems erfolgen, das ebenso Potentia- 
le wie Blockaden von Entwicklung schafft. Am sichtbarsten wurde dieser internationale sy- 
stemische Zusammenhang durch die Verschuldungskrise von 1982. Nicht wenige der zu der 
Gruppe der »industriellen Schwellenländer« gezählten Aufsteiger der siebziger Jahre gehören 
zur gleichen Zeit zu den höchstverschuldeten Staaten der Welt. Die finanz- und kreditökono- 
mischen Möglichkeiten einer außenfinanzierten Industrialisierung von Drittweltländern, die 
von einigen Staaten in schon fast gigantischem Maße genutzt wurden, eröffneten sich erst im 
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Zuge der Akkumulationskrise der entwickelten kapitalistischen Länder während der siebzi- 
ger Jahre. Die rasch anschwellenden internationalen Kreditfonds in Gestalt der transnatio- 
nalen Banken speisten sich vornehmlich (a) aus der Profitraasse der entwickelten Kapitale, 
die angesichts des Rückgangs der Durchschnittsprofitrate ihre Portfolios diversifizierten 
und die realisierten Profite verstärkt im — nationalen und internationalen — Kreditsystem 
»parkten« sowie (b) aus den Ölrenten einiger OPEC-Länder, deren interne Absorptions- 
fähigkeit geringer war als die Einnahmen aus den Erdölexporten. Auf diese Weise verzeich- 
neten die internationalen Kreditmärkte während einer Phase rückläufigen und sogar stag- 
nierenden Welthandelswachstums jahresdurchschnittliche reale Zuwachsraten von etwa 
20 vH. Das hohe Kreditangebot beließ die Zinsrate auf einem niedrigen Niveau, so daß die 
Industrialisierungsprojekte vieler Drittweltländer komparativ günstig durch externe Kredi- 
te finanziert werden konnten. Die mit jeder außenfinanzierten Industrialisierung verbunde- 
nen Aufbringungs-und Transferprobleme schienen unter Bedingungen eines relativ niedri- 
gen Zinsniveaus, eines relativ niedrigen Kurses des Weltgeldes Dollar sowie angesichts der 
Welthandelszuwächse dieser Länder durchaus kalkulierbar: Trotz der langen Inkubations- 
zeiten der Investitionsprojekte und der dadurch hinausgeschobenen Wirtschaftlichkeits-, 
sprich: Rentabilitätszeitpunkte, wurden von den etablierten Exportsektoren ausreichende 
Deviseneinnahmen erwartet, um den Zins- und Tilgungsdienst leisten zu können. 

In vielen Fällen gingen beide Kalkulationen nicht auf: Außenfinanzierte Industrieprojekte 
entpuppten sich als Fremdkörper innerhalb eines heterogenisierten Produktionssystemsund 
waren häufig genug hinsichtlich technologischer Vorleistungen stark importabhängig; so- 
weit die ersten Investitionsprojekte aber ausgereift waren, trafen sie auf eine verschlechterte 
Weltkonjunktur. Neue Kredite mußten aufgenommen werden, um den Devisenmangel zu 
überwinden und die Zins- und Tilgungsverpflichtungen leisten zu können: Die Verschul- 
dungsspirale war in Gang gesetzt, dieSchranken außenfinanzierter Industrialisierungsschübe 
angezeigt. Viele der verschuldeten Länder bewegen sich seitdem am Rande des finanziellen 
Kollapses; ihre Volkswirtschaften sind einer »verstümmelten Industrialisierung« unterwor- 
fen; viele Nationen haben längst große Teile ihrer Souveränität an Aufsichtsbeamte des IWF 
abtreten müssen; das soziale Elend hat sich noch weiter verschlimmert. 

Thomas Hurtienne versucht in seinem Beitrag unter Heranziehung des Fordismus- bzw. Re- 
gulationsansatzes (vgl. dazu den Beitrag von Alain Lipietz in PROKLA 58), die unterschied- 
lichen Verarbeitungskapazitäten der Verschuldungs- und Akkumulationskrise am Beispiel 
einiger lateinamerikanischer Länder herauszuarbeiten. Eine solche mittlere Ebene der Ana- 
Iyse, soweit sie auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Wege in die Krise und eventuel- 
ler Wege aus der Krise im Rahmen einer Strukturanalyse abhebt, könnte ein Baustein für eine 
adäquate Weiterentwicklung einer Theorie der Weltwirtschaft darstellen. 

Die optimistische Entwicklungsperspektive, die Hurtienne vor allem Brasilien, mit 100 Mrd. 
US-Dollar das höchstverschuldete Schwellenland, zuschreibt, dürfte jedoch dann mit eini- 
gen Fragezeichen zu versehen sein, sobald der »Fall Brasilien« in den Zusammenhang der 
weltwirtschaftlichen Entwicklungsdynamik gestellt wird. Denn trotz langfristiger Um- 
schuldungsvereinbarungen ist das Damoklesschwert der internationalen Verschuldungskrise 
weder beseitigt noch ist die Hegemonialkrise der USA, eine der zentralen Grundlagen der 
weltwirtschaftlichen Krisenkonstellationen, überwunden. Der augenblicklichen Stärke des 
US-Dollar und des ausgeprägten Konjunkturaufschwungs der US-Ökonomie zum Trotz ist 
die Position der USA fragiler denn je. Die Verschiebung der materiellen Basis der US-Hege- 
monie von einer produktiven Überlegenheit zu einer monetären Despotie unterhöhlt die 
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Weltwirtschaft als Ganzes: Zur Finanzierung ihres Defizits in der Handelsbilanz und ihrer 
enormen Staatsverschuldung sind die USA dringlich auf ausländisches Geldkapital angewie- 
sen. Die Verkehrung der traditionellen Gläubigerposition der USA in eine Nettoschuldner- 
position, wie sie von Alex Schubert dokumentiert und analysiert wird, verkörpert eine der 
tiefgreifendsten Strukturveränderungen der Weltwirtschaft in der Nachkriegszeit und be- 
wirkt eine Verfestigung des historisch unbekannt hohen Zinsniveaus sowie eine Stabilisie- 
rungdes hohen Kurses der US-Währung. Die realwirtschaftliche Kehrseite dieser monetären 
Magnet wirkung ist eine Verbilligung der Importe in die USA, wodurch sich die schleichende 
De-Industrialisierung vieler Sektoren der US-Wirtschaft noch verstärkt, also ein relativer 
Verlust an produktiver Basis eintritt, der allein durch monetäre Faktoren verdeckt wird. Zur 
gleichen Zeit werden den verschuldeten Ländern der Dritten Welt dringlich notwendige 
Neukredite verwehrt und diese sogar teilweise in die Rolle von Nettokapitalexporteuren ge- 
zwungen. Die 500 Mrd. US-Dollar Außenverschuldung, die von den USA bis 1986 eingegan- 
gen werden, entziehen der Weltwirtschaft Liquidität und tragen über ihre Zinswirkungen zu 
einer Befestigung des Mißverhältnisses von realer und monetärer Akkumulation, und damit 
natürlich auch zu einer Verfestigung der Beschäftigungskrise bei. Die Wahrscheinlichkeit für 
eine weitere pathogene Entwicklungsdynamik der Weltwirtschaft in den achtziger Jahren, so 
die Befürchtungen von Alex Schubert und Stephan Krüger dürfen nicht verkannt werden. In 
einen solchen Rahmen gestellt, muß allerdings dann auch die analytische Reichweite von 
Einzelfallanalysen eingeschränkt werden. 

Die Hegemoniekrise der USA darf nicht ökonomisch verkürzt analysiert werden. Hegemo- 
nie als weltwirtschaftliches Konzept definiert sich nicht allein durch ökonomische Potenz 
und die Fähigkeit zur Aufrechterhaltung und Gewährleistung reproduktionsfähiger Pro- 
duktions-, Tausch- und Kreditstrukturen; hegemoniale Systeme sind auch immer durch mi- 
litärische und politisch-ideologische Faktoren gekennzeichnet. Insoweit ist es keine bloße 
Zufälligkeit, daß der »zweite Kalte Krieg« (Halliday) und die Neukonzeptualisierung der US- 
amerikanischen Militärdoktrin mit der Phase eines weltwirtschaftlichen Strukturbruchs zu- 
sammenfallen. Die Verschiebung des Machtzentrums innerhalb der USA, verkörpert in der 
Reagan-Administration und die sie tragenden gesellschaftlichen Gruppen und Kapitalfrak- 
tionen, bringt einen neuen Zugriff auf definierte Einflußsphären mit sich. Auch wenn zwi- 
schen dieser Kräfteverschiebung und der US-amerikanischen Außenpolitik kein mechant- 
scher Zusammenhang konstruiert werden kann, so läßt sich doch überzeugend nachweisen, 
daß sich Konzepte und Zugriffsformen der US-Regierung seit Beginn der achtziger Jahre ver- 
ändert haben. Nicht zuletzt die Verlagerung des Machtzentrums der USA in die sunbelt- 
Staaten (zur Veranschaulichung: Allein Kalifornien ist, für sich genommen, die sechstgrößte 
westliche Volkswirtschaft), hat dem pazifischen Raum, und dabei auch dem »Vorhof« Mit- 
tel- und Lateinamerika, eine neue Bedeutung verliehen. Im Rahmen eines weltwirtschaftli- 
chen Hegemonialkonzeptes dürften solche internen politischen und ökonomischen Struk- 
turverschiebungen nicht außer Betracht gelassen werden. Die stofflich-technologischen 
Grundlagen eines neuen langen Aufschwungs, die von Theoretikern der Langen Wellen (Al- 
fred Kleinknecht in PROKLA 57) mit der Mikroelektronik gleichgesetzt werden, stellen je- 
denfalls die erste Basisinnovation einer neuen »vtechnologischen Revolution« dar, die weder 
in Europa noch im Rahmen der atlantischen Kapitalstrukturen hervorgebracht wurde. 
Einige wenige vorläufige Fragestellungen und Theorieperspektiven wurden einleitend vor- 
zutragen versucht; einige dieser Aspekte werden in den Beiträgen dieses Heftes diskutiert. Es 
wäre aus theoretischen wie politischen Gründen wünschenswert, wenn auf diesem Wege da- 
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zu beigetragen werden könnte, einen neuen Diskussionsprozeß über die Analyse der welt- 
wirtschaftlichen Widersprüche zu eröffnen. 

In der nächsten Prokla wird Gerd Junne die Diskussion um Abhängigkeiten und Entwick- 
lungsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt durch den Einsatz neuer Technologien fortsetzen. 
Außerhalb des Schwerpunktthemas setzt sich Thomas Mitschein kritisch mit der relativ hoff- 
nungsvollen Analyse der brasilianischen Gewerkschaften von R. Doleschal (PROKLA 55) 
auseinander. Wieland Elfferding diskutiert in seinem Beitrag einige Grundkategorien der Par- 
teientheorie, wie sie von R. Stöss / H. Schmollinger (in PROKLA 56) entwickelt wurden. 


Die Redaktion 


Ulrich Menzel 
Die ostasiatischen Schwellenländer. Testfälle für die 
entwicklungstheoretische Diskussion 


Fragestellung 


Die entwicklungstheoretische Diskussion ist in den letzten Jahren um den Begriff »Schwel- 
lenländer« bzw. im angelsächsischen Bereich »Newly Industrializing Countries« bereichert 
worden.! Gemeint sind damit solche Länder, die aufgrund ihres zunehmenden Pro-Kopf- 
Einkommens, ihrer industriellen Wachstumsraten, ihres Anteils an Fertigwaren im Export 
oder sozialer Entwicklungsindikatoren wie durchschnittliche Lebenserwartung, Alphabeti- 
sierungsgrad, Einkommensverteilung, Anteil nichtlandwirtschaftlich Beschäftigter u.ä. ein 
Profil aufzuweisen haben, das sich dem der Industriegesellschaften tendenziell annähert. 
Auch wenn bislang noch keine allgemein akzeptierte Definition des Begriffs vorliegt? und die 
jeweils vorgeschlagenen Merkmalskataloge und daraus resultierenden Länderlisten stark 
vom Erkenntnisinteresse des jeweiligen Autors geprägt sind, so finden sich doch auf allen Li- 
sten Hongkong, Singapur, Taiwan und Südkorea. Wenn auch die angebotenen Erklärungen 
unterschiedlich sind, so herrscht doch wenigstens insoweit Einigkeit, daß es sich hierbei um 
Länder handelt, die in den letzten 20 Jahren spektakuläre Industrialisierungsprozesse aufzu- 
weisen haben (vgl. Chen 1979; Hofheinz/Calder 1982)?. Das gleiche gilt, wenn auch in der 
Diskussion weniger beachtet, für Nordkorea und die drei nordöstlichen Provinzen der VR 
China, die ehemalige Mandschurei, beides Gebiete, die durchaus den meisten Definitions- 
merkmalen von Schwellenländern genügen würden. 

Auch wenn sich einräumen läßt, daß für die beiden Stadtstaaten Hongkong und Singapur 
Sonderbedingungen wie z.B. die fehlende Agrarfrage und ihre Rolle als internationale Fi- 
nanz- und Dienstleistungszentren gelten, so bleibt doch die verblüffende Tatsache, daß in der 
ostasiatischen Region eine auffällige Häufung von Schwellenländern anzutreffen ist. Neben 
der allgemeinen Problematik, wie das Phänomen der Schwellenländer überhaupt zu erklären 
ist, stellt sich mithin die besondere Problematik, wieso dieses Phänomen so massiert in Ost- 
asien anzutreffen ist. Letzteres insbesondere deshalb, weil es sich hier um Länder mit sehr un- 
terschiedlichen Gesellschaftssystemen und entsprechend auch sehr unterschiedlichen Ent- 
wicklungsstrategien handelt. Gelten Länder wieSüdkorea und Taiwan als beispielhafte Fälle, 
wo eine vertiefte Weltmarktintegration, die Nutzung komparativer Vorteile, massiver Kapi- 
talimport und der breite Spielraum für privatwirtschaftliche Initiative zu Industrialisierung 
geführt haben, so ließe sich für Nordkorea bzw. die VR China lange Zeit das genaue Gegen- 
teil behaupten, nämlich weitgehende Separation vom Weltmarkt und stattdessen Nutzung 
der eigenen Ressourcen und Fähigkeiten (Vertrauen auf die eigene Kraft) sowie staatliche 
Wirtschaftslenkung‘. 

Die besondere Problematik ließe sich noch weiter zuspitzen, wenn man die benachbarten 
Länder der Region als Kontrastfälle heranzieht. Gibt es dort doch sozialistische (Vietnam, 
Laos) wie kapitalistische (ASEAN-Länder) Gesellschaften, Länder mit hoher Weltmarktin- 
tegration (Indonesien) bzw. weitgehender Abgeschlossenheit (Burma), ohne daß sich bislang 
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vergleichbare Industrialisierungsprozesse feststellen lassen. Das markt- oder planwirtschaft- 
liche System bzw. die assoziative oder dissoziative Strategie allein bietet also keine hinrei- 
chende Erklärung. 

Gemeinsam ist allen genannten Ländern die koloniale Vergangenheit und heute, soweit sie 
nicht dem sozialistischen Lager zugehören, die mehr oder weniger intensive Exportspeziali- 
sierung und Durchdringung von seiten multinationaler Konzerne (MNK), beides Phänome- 
ne, diegemeinhin von Vertretern einer kritischen Entwicklungstheorie als wesentliche Ursa- ' 
chen für Entwicklungsblockaden und fortschreitende Unterentwicklung angesehen werden. 
Aus diesen Beobachtungen ergeben sich eine Reihe theoretischer Probleme: 

(1) Wie ist das Phänomen der Schwellenländer zu erklären? In der Literatur werden im we- 
sentlichen drei Positionen vertreten. Neoklassische Autoren sehen in der Weltmarktorientie- 
rung auf der Basis der gegebenen Faktorausstattung unter Nutzung internationaler kompara- 
tiver Vorteile und einer entsprechend fördernden Wirtschaftspolitik die Erklärung (Balassa 
1981; Donges/Müller-Ohlsen 1978; Frank 1975; Westphal 1978). Angesichts der schlechten 
natürlichen Ressourcenausstattung, der reichlich vorhandenen und vergleichsweise qualifi- 
zierten Arbeitskräfte, des niedrigen Lohnniveaus, des Kapitalmangels und des geringen Bin- 
nenmarktvolumens war eine Spezialisierung auf die Erzeugung arbeitsintensiver, leichtindu- 
strieller Fabrikate für den Export die naheliegende und einzigerfolgversprechende Strategie. 
Die notwendigen und im Lande zunächst nicht verfügbaren Produktionsfaktoren wurden 
importiert. Der Industrialisierungserfolg erklärt sich demnach im wesentlichen aus einer ar- 
beitsintensiven Veredelung importierter Rohstoffe und Halbfabrikate und dem internationa- 
len Wettbewerbsvorteil aufgrund niedriger Stücklohnkosten. Historisch gesehen handle es 
sich hier um einen eindeutigen Bruch mit der kolonialen Vergangenheit. 

Vertreter der Dependenztheorie bzw. der Theorie des peripheren Kapitalismus leugnen dem- 
gegenüber grundsätzlich, daß die skizzierte Strategie zu einer vollgültigen nachholenden Ent- 
wicklung führen kann (Fröbel et al. 1977; Luther 1981; Sunoo 1978; Halliday 1977; Long 
1977; Gates 1979). Die Industrialisierungsprozesse in der Dritten Welt und gerade in Ostasien 
seien lediglich der Ausdruck einer gewandelten internationalen Arbeitsteilung, bei der nicht 
mehr bloß Rohstoffe gegen Fertigwaren sondern Fertigwaren unterschiedlicher Faktorin- 
tensität getauscht werden. Aufgrund steigender Lohnkosten und Umweltauflagen in den In- 
dustrieländern werden arbeitsintensive und besonders umweltbelastende Fertigungsprozesse 
für den Reexport in die Dritte Welt ausgelagert. Träger dieses Prozesses sind im wesentlichen 
MNK, die am ehesten in der Lage sind, internationale Standortvorteile auszunutzen. Da es 
sich dabei aber lediglich um Teilfertigungen handelt, die zudem noch weitgehend auf wirt- 
schaftliche Sonderzonen (Industrieparks, Freie Produktionszonen) konzentriert sind, was 
schon rein optisch auf neoimperialistische Begleitumstände hinweist, resultieren daraus, ana- 
log zu den älteren Plantagen und Minen, lediglich Enklaven, die nicht in die Binnenwirt- 
schaft integriert sind. Diese deformierte Form der Industrialisierung, die jederzeit bei sich än- 
dernden weltwirtschaftlichen Konstellationen auch wieder eingeschränkt oder in andere 
Länder verlagert werden könne, führe folglich nur zu peripher kapitalistischen und nicht zu 
kohärenten und sich selbsttragenden Ökonomien, wie sie in den Industrieländern bestehen. 
Die formelle Abhängigkeit der ehemaligen Kolonialgebiete sei lediglich durch eine informel- 
le Abhängigkeit ersetzt worden, die durch die asymetrische internationale Arbeitsteilung, 
das Agieren von MNK und ggf. die wirtschaftspolitische Einflußnahme internationaler Or- 
ganisationen wie etwa der Weltbank konstituiert werde. Historisch gesehen wird also eine 
Kontinuität zur kolonialen Vergangenheit konstatiert. 
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Eine dritte, eher klassisch marxistische Position leugnet demgegenüber einen grundsätzli- 
chen Unterschied zwischen peripherem und metropolitanem Kapitalismus (vgl. besonders 
Warren 1980; zu Korea: Harris 1978/79; Amsden 1979). Im Gegensatz zur berühmten Lenin- 
These habe der Kapitalismus seine Kraft noch lange nicht erschöpft. DieSchwellenländer sei- 
en vielmehr der sichtbare Ausdruck einer beginnenden Durchkapitalisierung der Dritten 
Welt. Ähnlich wie Marx in den 1850er Jahren der britischen Herrschaft in Indien durchaus 
positive Züge abgewinnen konnte, da sie seiner Meinung nach die Grundlage der asiatischen 
Despotie zerstören und dem Kapitalismus freie Bahn verschaffen würde, trügen Imperialis- 
mus und Neoimpertalismus oder MNK insofern einen progressiven Charakter, als sie zur 
Durchsetzung des Kapitalismus in der Dritten Welt führen. Diese Position sieht folglich auch 
eine historische Kontinuität, wertet sie im Gegensatz zur vorher skizzierenden Position aber 
positiv. 

(2) Die theoretische Kontroverse über die Erklärung des Schwellenländerphänomens wirft 
eine zweite, grundsätzlichere auf. Sind die Schwellenländer der Beleg eines weltweit weiter 
fortschreitenden Modernisierungsprozesses & la Rostow und Lerner (Rostow 1978; Lerner 
1958), der sich jetzt auch auf ehemalige Kolonialgebiete ausdehnt? Ist damit die These der De- 
pendenztheorie widerlegt, die nachholende Entwicklung aus der Unterentwicklung heraus 
grundsätzlich in Frage stellt? Die Modernisierungs- und Stadientheoretiker müssen sich aller- 
dings fragen lassen, warum in anderen Teilen der Dritten Welt weiterhin wirtschaftliche 
Stagnation oder fortschreitende Verelendung und keinesfalls politische Modernisierung im 
Sinne der Herausbildung westlicher Demokratien zu konstatieren ist. Die Vertreter der De- 
pendenztheorie sehen sich der schon rein wissenschaftstheoretisch begründbaren Frage aus- 
gesetzt, wieviel Ausnahmen eine Theorie mit doch globalem Erklärungsanspruch zuläßt, bis 
sie als widerlegt gelten kann. Die von Wallerstein eingeführte Erweiterung des ursprüng- 
lichen Paradigmas um den Begriff der “Semiperipherie” (Wallerstein 1979), diezum Funktio- 
nieren des Weltsystems notwendig sei, kann deshalb als nachträglicher Versuch gewertet 
werden, das alte Theorem zu retten und dennoch neuen Tendenzen Rechnung zu tragen. 
An alle genannten Erklärungsversuche und globalen Theorien ist die Frage zu richten, wa- 
rum sich das Phänomen der Schwellenländer gerade auf die ostasiatische Region konzen- 
triert. Billige Arbeitskräfte, Exportorientierung, Kapitalimporte und das Wirken von MNK 
gibt es schließlich allenthalben in der Dritten Welt, ohne daß es anderswo zu vergleichbaren 
Wachstumsraten und durchgreifenden Industrialisierungsprozessen gekommen ist. 

(3) Damit rückt die hier thematisierte Frage ins Zentrum, inwieweit sich für die ostasiatische 
Region Sonderbedingungen feststellen lassen, die anderswo nicht oder nur kaum anzutreffen 
sind. Damit wird gleichzeitig die Frage imperialistischer Kontinuität oder Diskontinuttät be- 
rührt. Eine der Sonderbedingungen ist sicher die Tatsache, daß es sich bei Südkorea und Tai- 
wan (aber auch Nordkorea und der Mandschurei) um den Kern des ehemaligen japanischen 
Imperiums handelt, der seit 1895 die längste und intensivste Phase japanischer Herrschaft er- 
fahren hat. Die angrenzende Region, weitgehend identisch mit den heutigen ASEAN-Län- 
dern, weist demgegenüber eine europäische oder amerikanische Kolonialvergangenheit auf 
und fiel seit 1937 sukzessive nur für kurze Zeit in den japanischen Herrschaftsbereich. Das 
führt zu der Frage, inwieweit der japanische Imperialismus von seinen Motiven und Konse- 
quenzen für die unterworfenen Gebiete untypisch war im Vergleich zum älteren europä- 
ischen oder amerikanischen Imperialismus. 

Die zweite Sonderbedingung ist der Umstand, daß die ostasiatische Region neben Mitteleu- 
ropa seit dem Frühjahr 1945 zu einem Hauptschauplatz.desOst-West-Konflikts wurde. Wel- 
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che Konsequenzen hatte das starke Engagement der beiden Supermächte für ihre jeweiligen 
Klientelstaaten? Inwieweit ist der globale Systemkonflikt, der sich seit den 1960er Jahren von 
der militärischen auf die wirtschaftliche Ebene verlagerte, nicht ein wesentlicher Faktor, der 
zu neuen Abhängigkeiten, aber auch zu erheblichen Aufwendungen an Kapital und Berater- 
tätigkeit von seiten der Supermächte führte und damit wesentliche Entwicklungsstöße gab?? 
In diesem Kontext ist das neuerliche japanische Engagement in der alten Einflußregion seit 
dem Höhepunkt des Vietnamkrieges durchaus im Sinne einer von den USA gewünschten 
Stellvertreterrolle zu interpretieren, um sie zumindest von ihren wirtschaftlichen Verpflich- 
tungen zu entlasten. 

Schließlich zeichnen sich die ostasiatischen Schwellenländer alle durch ein hohes und brei- 
tenwirksames Bildungsniveau, eine hohe Aufstiegs- und Leistungsmotivation der Bevölke- 
rung, einen im Sinne Myrdals »starken Staat« und eine effektive Bürokratie aus, was auf das 
gemeinsame konfuzianische Erbe zurückgeführt werden kann. Auch wenn dieser Aspekt 
hier nicht weiter thematisiert werden soll, ist er beider Würdigung des Gesamtszenarios un- 
bedingt in Rechnung zu stellen. Die aufgeworfenen Fragen sollen im folgenden exemplarisch 
an den Fällen Sädkorea und Taiwan abgehandelt werden und auf die anderen Länder nur spo- 
radisch verwiesen werden. 


2. Die Besonderheit des japanischen Imperialismus 


Japan war im Unterschied zu den europäischen Kolonialmächten noch im dritten Viertel des 
19. Jahrhunderts selber Objekt des Imperialismus, mußte seit 1854 ungleiche Verträge hin- 
nehmen und vermochte nur dank einer innenpolitischen Kraftanstrengung im Zuge der Mei- 
ji-Restauration und dank seiner isolierten und wirtschaftlich weniger interessanten Randlage 
dem Schicksal des benachbarten China zu entgehen‘. Als ein im Vergleich zu anderen Indu- 
strieländern durch besonderen Rohstoffmangel gehandikapter Nachzügler führte es bis zur 
Jahrhundertwende einen Zwei-Fronten-Krieg gegenüber den zu unterwerfenden Kolonial- 
gebieten, um sich die Rohstoffbasis für die Industrialisierung zu verschaffen, und gegenüber 
den bereits etablierten Großmächten, die den Emporkömmling nicht dulden wollten bzw. 
ihrerseits um die von Japan ins Auge gefaßten Gebiete rivalisierten. Diese Konstellation ist 
für zwei Eigenarten des japanischen Imperialismus, eines »Imperialismus ohne Kapital«, ver- 
antwortlich zu machen. Erstens ging die militärische Expansion immer der wirtschaftlichen 
Ausbeutung voran (der Handel folgte der Flagge), und zweitens beschränkte sich die Kolo- 
nialmacht nach erfolgter Konsolidierung der Herrschaft nicht auf bloße Plünderung, kom- 
merzielle Durchdringung oder allenfalls randständige, enklavenhafte Erschließung, sondern 
unternahm umfangreiche Aktivitäten zu einer systematischen Inwertsetzung der abhängigen 
Gebiete. Private Aktivitäten und Gewinne in den Kolonien waren zwar erwünscht, sie wur- 
den aber zunehmend in langfristige staatliche Entwickungspläne und durch Joint Ventures 
eingebunden, bei denen die Armee bzw. halb- oder ganzstaatliche Unternehmen die Partner 
der Zaibatzu waren. Nur so ist die zielstrebige, rasche und durchaus effektive Agrarmoderni- 
sierung und Industrialisierung in den abhängigen Gebieten verständlich, die gegenseitige 
Konkurrenz der privaten Gesellschaften weitgehend ausschloß. 

In Korea’ wurden nach der Einsetzung des Generalgouverneurs (1910) mit dem Aufbau eines 
Verwaltungs- und Polizeisystems zunächst die administrativen und politischen Rahmenbe- 
dingungen geschaffen. Drei Fünftel selbst der unteren Dienstränge der Polizei waren Japa- 
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ner! Die bis 1918 abgeschlossene Landvermessung und Bodenprospektion war die Vorausset- 
zung zur Etablierung agrarkapitalistischer Rechtsverhältnisse und Basis einer langfristigen 
Planung zur Steigerung der Reisproduktion. Staatlicher Agent war die »Oriental Develop- 
ment Companys, die später ihre Aktivitäten auch auf die Mandschurei, Nordchina und die 
Mongolei ausdehnte, und zum größten Grundherrn neben den traditionellen koreanischen 
Landlords wurde. Auch wenn die geplante Ansiedlung japanischer Bauern nur geringe Erfol- 
ge zeigte und im wesentlichen auf koreanische Pächter zurückgegriffen werden mußte, so wa- 
ren die Agrarinvestitionen zur Ausdehnung der Ackerfläche von 4,5 auf 5 Mio ha(1938), für 
Bewässerungsanlagen und Handelsdüngererzeugung doch beträchtlich. Die Reisproduktion 
konnte zwischen 1910 und 1940 fast verdoppelt werden. Da die Produktionszuwächse nach 
Japan exportiert wurden, verbesserte sich die Versorgung der einheimischen Bevölkerung 
kaum. Im Gegenteil, als sich in den 1930er Jahren die japanische Inlandsversorgung gebessert 
hatte und die japanischen Erzeuger unter den Preisdruck des koreanischen und taiwanischen 
Importreis gerieten, wurden weitere produktivitätssteigernde Maßnahmen in Korea ge- 
stoppt. Die Exportzuwächse gingen seitdem nur noch zu Lasten des Inlandverbrauchs und 
führten zu einer rapiden Verschlechterung der Versorgungslage und dem Ausweichen auf 
minderwertigere Getreidesorten. 

Die eigentliche Industrialisierung, vor allem im Bereich der Schwerindustrie, setzte erst in 
den 1930er Jahren ein, als Japan seit 1933 einen neuen Industrialisierungsboom erfuhr, der 
verstärkte Rohstofflieferungen verlangte (Kohle, Eisenerz). Außerdem benötigte die japani- 
sche Aufrüstung in den 30er Jahren große Mengen von Leicht- und Schwermetallen für den 
Bau von Flugzeugen und Panzerungen sowie chemische Produkte, die von Korea geliefert 
werden konnten. Zwischen 1929 und 1940 stiegder Wert der industriellen Produktion in Ko- 
rea von 350 Mio auf 1,8 Mrd Yen, wovon knapp 55 Prozent (!) auf dieSchwerindustrie, und 
allein 37 Prozent auf die chemische Industrie (Kunstdünger und Sprengstoff) entfielen. Sekto- 
ral wurde die Landwirtschaft in ihrem Beitrag zum Sozialprodukt etwa 1940 von Bergbau 
und Verarbeitender Industrie übertroffen, obwohl sie 1910 noch einen Anteil von knapp 90 
und noch 1933 von 67 Prozent gehalten hatte. 

Möglich war diese Entwicklung, weil ihr ein fürKolonialgebiete erstaunlicher Ausbau der In- 
frastruktur vorausgegangen war. Bis 1940 wurden 5 670 km Eisenbahnen in Korea gebaut (in 
der Mandschurei noch einmal etwa die gleiche Streckenlänge zu den bereits bestehenden Li- 
nien), die hauptsächlich in Nord-Süd-Richtung verliefen und damit die Verbindung zwi- 
schen der Mandschurei und den südkoreanischen Häfen zum Weitertransport nach Japan 
herstellten. Hinzu kamen Landstraßen, Hafenbauten, Kommunikationsnetze und Wasser- 
kraftwerke im Norden Koreas, die gleichzeitig die Mandschurei mit Energie versorgten. 
Nachdem es im Frühjahr 1919 zu großen Protestdemonstrationen gegen die japanische Herr- 
schaft gekommen war, die nicht zuletzt durch die Oktoberrevolution und Wilsons 14- 
Punkte-Erklärung ermutigt worden waren, praktizierten die Japaner in den 1920er Jahren 
ein vergleichsweise »liberales« Regiment. Erst die Umstellung der koreanischen Wirtschaft 
auf die Rüstungserfordernisse führte seit Anfang der 1930er Jahre zu verschärfter Repression. 
Nicht nur waren sämtliche Arten politischer und publizistischer Betätigung durch Koreaner 
verboten, die Japanisierungsversuche trieben teilweise ausgesprochen hysterische Blüten, in- 
dem das Japanische nicht nur zur Amtssprache wurde, sondern die Koreaner auch japanische 
Namen annehmen mußten und ihnen selbst innerhalb der Familie der Gebrauch der koreani- 
schen Sprache untersagt wurde. Auch wenn die massenhafte Einwanderung von Japanern 
nicht zustande kam — die in Korea ansässigen Japaner beschränkten sich weitgehend auf die 
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Leitungstätigkeiten in Verwaltung, Industrie, Handel und Dienstleistungen —, so praktizier- 
te Japan doch eine regelrechte Apartheidpolitik, indem alle qualifizierten Positionen nahezu 
ausschließlich Japanern vorbehalten blieben. Resultat der harten politischen Unterdrückung 
und der sich in den 1930er Jahren verschlechternden Lebensbedingungen war eine massen- 
hafte Auswanderung. Zusammen mit den ca. 700000 koreanischen Zwangsarbeitern in den 
Bergwerken und Rüstungsfabriken in Japan standen den 25 Mio inländischen Koreanern am 
Ende des Krieges etwa 3,3 Mio Koreaner gegenüber, die in die Mandschurei, nach China, Sibi- 
rien und Japan ausgewandert waren. 

Während die koreanische Wirtschaft weitgehend auf die Produktion und den Export von 
landwirtschaftlichen und mineralischen Rohstoffen und schwerindustriellen Zwischenpro- 
dukten ausgerichtet war, lag der Akzent der in Mandschukuo (Schumpeter 1940; Sun 1969; 
Chao 1982) seit 1933 ebenso forciert und planmäßig betriebenen Industrialisierung auf einer 
Schwerindustrie, die von den Erz- und Kohlegruben über die Hütten und Metaliverarbei- 
tung bis zum Maschinen- und Fahrzeugbau eher integriert war, wobei Mandschukuo seiner- 
seits Nordchina und Korea mit Maschinen belieferte. Die geplante Ansiedlung von japanı- 
schen Bauern in dem weitgehend öden Land scheiterte, da wegen des im Zuge der weiteren 
militärischen Expansion hohen Bedarfs an Soldaten und Rüstungsarbeiten mögliche Aussied- 
ler in Japan knapp wurden und auch die Bereitschaft japanischer Bauern gering war. In 7ai- 
wan (Ho 1978; Menzel 1985a) konzentrierten sich die japanischen Aktivitäten neben dem 
Ausbau der Infrastruktur in erster Linie auf die Landwirtschaft, wo Reis und Zucker für den 
japanischen Bedarf angebaut wurden. In Nordchina, wo die japanische Besatzung am kürze- 
sten währte und die Investitionstätigkeit entsprechend gering war, wurden neben Kohle vor 
allem textile Rohstoffe (Wolle und Bauwolle) produziert. . 
Mangel und damit eine gewisse Importabhängigkeit des Yen-Blocks herrschte vor allem bei Öl, 
Kautschuk und Baumwolle, wobei die USA bis zur Ausweitung des japanischen Machtbereichs 
nach Süden der wichtigste Lieferant blieben. Überwölbt wurde das Ganze von einem dichten 
Netz aus Eisenbahnen, Häfen und Schiffsverbindungen, das allerdings im letzten Glied der Ket- 
te, der Anbindung an Japan, unter militärischen Gesichtspunkten recht verwundbar war, wie 
der spätere Kriegsverlauf deutlich machen sollte. Die Exporte und Importe der einzelnen Teile 
waren nahezu ausschließlich auf den Yen-Block mit Japan als Zentrum ausgerichtet. Lediglich 
das Mutterland selber verfügte über Handelsbeziehungen zu Drittländern. 

Zieht man eine Bilanz unter dem Gesichtspunkt, welchen Saldo die abhängigen Gebiete trotz 
der politischen Unterdrückung zu verbuchen hatten, so muß darauf hingewiesen werden, 
daß trotz aller eindrucksvollen Wachstumsraten jedes Gebiet für sich aufgrund der einseiti- 
gen und spezialisierten Ausrichtung der Ökonomie nicht lebensfähig war und immer der 
Input-Output-Beziehungen zu Japan bzw. anderen Gliedern des Yen-Blocks bedurfte. Auch 
dürfte dank des Apartheidsystems der Lerneffekt für die einheimischen Arbeitskräfte be- 
grenzt gewesen sein, da die qualifizierten Leitungs- und Ingenieurpositionen weitgehend von 
Japanern besetzt wurden. Dennoch sollte betont werden, daß unter geänderten politischen 
Bedingungen, wie sie nach 1945 gegeben waren, die in japanischem Interesse gebauten Eisen- 
bahnen, Häfen, Bergwerke etc. zu Aktivposten in den Händen von Koreanern und Chinesen 
werden konnten, die seitdem über für Dritte-Welt-Verhältnisse einzigartige industrielle und 
sogar schwerindustrielle Kapazitäten verfügten, die bis heute in der Mandschurei und Nord- 
korea die Akzente setzen. Auch die agrarische Entwicklung war untypisch im Vergleich zu 
anderen Kolonien, insofern die japanischen Interessen sich auf Reis und Soja, Wolle und 
Baumwolle, also Grundnahrungsmittel und textile Rohstoffe konzentrierten, die damals wie 
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heute Grundlage der Versorgung auch der einheimischen Bevölkerung bilden. Ganz anders 
wären die Hypotheken zu veranschlagen, wenn Japan etwa aus Taiwan ein zweites Kuba ge- 
macht und dort nur hätte Zucker anbauen lassen. Daß in den 1950er Jahren die Entwicklung 
Taiwans an der Landwirtschaft und der Veredelung von Agrarprodukten für den Export 
anknüpfte oder daß in Nordkorea und der Mandschurei die Schwerindustrie weiter ausge- 
baut wurde, erscheint angesichts des japanischen Erbes gar nicht so zufällig. Die Akzente der 
jeweiligen Entwicklungsstrategien in den einzelnen Regionen lassen also durchaus eine Kon- 
tinuität aus der Kolonialzeit erkennen. 


3. Südkorea und Taiwan Anfang der 1980er Jahre 


Bevor die Entwicklungsstrategie der ostasiatischen Schwellenländer anlysiert wird und dar- 
aus einige weitergehende theoretische Schlußfolgerungen gezogen werden, sollen zunächst 
einige zentrale Indikatoren präsentiert werden, anhand derer der bereits fortgeschrittene 
wirtschaftliche und soziale Entwicklungsstand beider Länder zu Beginn der 1980er Jahre 
deutlich wird.$ Die Daten erscheinen um so eindrucksvoller, wenn man sie mit ihren Werten 
zu Beginn der 1960er Jahre konfrontiert, als beide Länder nach den gängigen Kriterien der 
Weltbank noch zum Armenhaus der Welt, den sog. »least developed countries« gehörten. 
Beginnen wir mit einem absoluten Wert. Das Sozialprodukt beider Länder bewegte sich zu 
Anfang der 1960er Jahre lediglich zwischen 2 und 3 Mrd US$, stellte bezüglich seines Ge- 
wichts innerhalb der Weltwirtschaft also eine zu vernachlässigende Größe dar. Bis 1982 war 
es in Südkorea auf 65,7 Mrd US$ und in Taiwan auf48,3 Mrd US$ angewachsen. Esentsprach 
damit äußerlich in etwa dem Volumen kleinerer OECD-Länder wie Dänemark oder Finn- 
land. Noch aussagekräftiger ist die Zunahme des Pro-Kopf-Produkts: Befanden sich beide 
Länder 1961 mit 87 US$ (Südkorea) bzw. 254 US$ (Taiwan) auf einem Niveau, auf dem sich 
heute die meisten schwarzafrikanischen und südasiatischen Länder (Indien, Bangladesch, 
Afghanistan, Birma, Pakistan), aber auch die VR China bewegen, liegen sie 1982 mit 1671 
US$ (Südkorea) bzw. 2615 US$ (Taiwan) in der Rangliste der Weltbank im oberen Mittelfeld 
und sind vergleichbar mit den reicheren lateinamerikanischen und ärmeren RGW-Ländern. 
Diese erhebliche und vor allem so rasche relative Verbesserung im Weltspektrum war mög- 
lich, weil beide Länder über die letzten 20 Jahre eine durchschnittliche reale Wachstumsrate 
des BSP von 8,1 bzw. 9,3 Prozent zu verzeichnen hatten. Pro Kopf wurde dieses außerordent- 
liche hohe Wachstum, abgesehen von einigen OPEC-Ländern, wo es allein durch monopol- 
bedingte Preiserhöhungen zustande kam, lediglich von den ähnlich gelagerten Fällen Hong- 
kong und Singapur? sowie als einzigem OECD-Land Japan erreicht. 

Zustande kam das hohe gesamtwirtschaftliche Wachstum in erster Linie durch das industriel- 
le Wachstum mit fast durchweg zweistelligen Raten, die selbst von Japan nach dem Zweiten 
Weltkrieg über einen so langen Zeitraum nicht erreicht wurden. Die Folge war eine Verdop- 
pelung des Beitrags der Verarbeitenden Industrie zum Sozialprodukt auf 30 Prozent (Südko- 
rea) bzw. 35 Prozent (Taiwan). Der Umstand, daß inzwischen in beiden Ländern mehr als die 
Hältte, in Tarwan fast zwei Drittel, der Verarbeitenden Industrie auf die »Schwerindustrie« 
entfällt, zeigt überdies, daß die Industrialisierung keineswegs bei den klassischen Leichtindu- 
strien (Nahrungsmittel, Textilien, Bekleidung etc.) stehen geblieben ist, sondern ohne große 
Verzögerung auf den Bereich der Zwischengüter, aber auch der Investitionsgüter ausgedehnt 
wurde. 
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Tabelle 1: Südkorea und Taiwan — Entwicklungsindikatoren 1960-1982 


Jahr? Südkorea Taiwan 
Sozialprodukt 
BSP in Mrd US$ 1961 2,26 2,83 
1982 65,72 48,27 
BSP pro Kopf in US$ 1961 87 254 
1982 1.671 2.615 
Wachstum 
BSP real @ 1962-1982 in % 8,1 9,3 
BSP pro Kopf @ 1962-1982 in % 6,1 6,9 
Industrialisierung 
jährl. Wachstum der Industrie 
real & 1962-1982 in % 15,96 14,1 
Anteil Verarb. Industrie 
am BIP/BSP in % 1962/61 14,3 175 
1980/81 29,4 34,3 
Anteil Schwerindustrie an 
Verarb. Industrie in % 1962/61 28,7 28,3 
1980/81 52,7 64,5 
Anteil Maschinenbau/Elektro- 
technik/Fahrzeugbau an 1968/61 11,6 7,8 
Verarb. Industrie in % 1978/81 18,4 24,2 
Agrarmodernisierung 
jährl. Wachstum der Landwirtschaft 
real © 1962-1982 in % 3,8° 3,0 
Getreideertrag pro ha int 1981/82 4,04 3,778 
Kunstdüngerverbrauch pro ha 
(Reinnährstoff) in kg 1980/75 377 359 
Motorschlepperbestand, 
1 Schlepper auf ha 1980/81 7,5 9,6 
Sektorale Verlagerung 
Beitrag des Primärsektors 1961 47,1 31,4 
zum BSP in % 1982 18,0 8,7 
Beitrag des Sekundärsektors 1961 12,5 25,0 
zum BSP in % 1982 43,7 43,9 
Anteil Beschäftigung im 1965 54,3 53,7 
Primärsektor in % 1982 30,7 18,9 
Anteil Beschäftigung im 1965 12,3 12,0 
Sekundärsektor in % 1982 26,5 41,2 
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Verflechtung/Diversifizierung 


Anteil Vorleistungen am 1968 47,7 
Bruttoproduktionswert in % 1978/79 53,4 58,3 
Anteil Rohstoffe und Nahrungsmittel 1962 80,4 50,9 
am Export in % 1981/82 92 7,7 
Bevölkerung 
Wachstum in % 1961 2,97 3,31 
1982 1,57 1,78 
Lebenserwartung bei Geburt 1960 54 65 
in Jahren 1980 64 72 
Sozialstruktur 
Einkommensverteilung gesamt 
Gini-Koeffizient 1981 0,306 
nur landwirt. Einkommen Gini 1976/81 0,327 0,304 
nur Lohneinkommen Gini 1978/81 0,389 0,290 
Alphabetenquote für 1960 71 54 
Erwachsene in % 1980/82 93 87 
Anteil Stadtbevölkerung in % 1960 28 58 
1980/78 55 77 
Anteil Lohnabhängige an 
Gesamtbeschäftigung! 1979/80 47,2 64,8 
Anteil Marginale! 1979/80 15,0 5,6 


a) erste Zahl bezieht sich auf Südkorea, zweite auf Taiwan 
b) 1962-80 

c) 1962-1981 

d) nur Reis 


Quelle: Soweit nicht anders angegeben, alle Daten aus Menzel 1985; 
Diskussion ihrer Vergleichbarkeit ebd. 


1) Asche 1984, $. 260, 265 


Hierbei ist aber einschränkend zu bemerken, daß sich hinter der Rubrik »Schwerindustrie« 
vor allem im Bereich der Elektrotechnik ein großer Anteil von Konsumgüterindustrien ver- 
birgt, die besser als »neue« Leichtindustrien im Unterschied zu den »alten« Leichtindustrien 
zu klassifizieren sind. Letztere dürften etwa ein Drittel der »Schwerindustrie« ausmachen. 
Dennoch, der hohe und rasch gewachsene Anteil der Branchen Maschinenbaw/Elektrotech- 
nik/Fahrzeugbau macht deutlich, daß auch die fertigkeitsintensiven Bereiche eine erhebliche 
Bedeutung bekommen haben. Ihr Anteil liegt jedenfalls nur wenig unter den entsprechenden 
Werten der meisten OECD-Länder. 

Diese eindrucksvollen Daten über den Industrialisierungsprozeß haben vielfach in der Litera- 
tur den Blick für die gleichzeitig vollzogene Agrarmodernisierung verstellt. Auch wenn die 
Landwirtschaft aus natürlichen Gründen nicht mit vergleichbaren Wachstumsraten aufwar- 
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ten kann, so liegen ihre 3-4 Prozent jährlich doch im internationalen Vergleich ebenfalls im 
oberen Teil des Spektrums. Ein ha-Ertrag von etwa4 Tonnen Getreide muß als sehr hoch be- 
zeichnet werden. Der Kunstdüngerverbrauch und der Motorschlepperbestand pro hazeigen, 
daß es sich in beiden Fällen um eine sehr intensive und bereits stark mechanisierte Landwirt- 
schaft handelt. 

Nicht zum Ausdruck in der Übersichtstabelle kommt, daß das Agrarwachstum in Taiwan 
bereits in den 1950er Jahren, also etwa 10 Jahre früher als in Südkorea, einsetzte. Die Indu- 
strialisierung in Taiwan vollzog sich also vor dem Hintergrund eines bereits weiter fortge- 
schrittenen Agrarmodernisierungsprozesses, ein Umstand, der auf eine homogenere Ge- 
samtentwicklung hinweist. Das wird besonders deutlich bei den Daten über die sektorale 
Verlagerung. Zwar stieg der Beitrag des sekundären Sektors zum BSP in beiden Ländern in- 
zwischen auf 44 Prozent. Der relative Rückgang des primären Sektors war aber in Taiwan 
wesentlich stärker. Der Beitrag von Landwirtschaft, Fischerei und Forstwirtschaft beträgt 
hier nur noch 8,7 Prozent gegenüber 18 Prozent in Südkorea. Noch stärker ist die unter- 
schiedlich ausgeprägte sektorale Verlagerung der Beschäftigung. In beiden Ländern waren im 
Jahre 1965 noch etwa 54 Prozent aller Erwerbstätigen im Primärsektor beschäftigt. 1982 wa- 
ren es in Taiwan nur noch 18,1 Prozent, in Südkorea aber immer noch 30,7 Prozent. Analog 
ist der Beschäftigungsteil im sekundären Sektor trotz gleichen Ausgangsniveaus im Jahre 
1965 in Taiwan mit 41,2 zu 26,5 Prozent in Südkorea wesentlich höher. 

Daraus kann gefolgert werden, daß Industrialisierung, ausgedrückt in starker relativer Zu- 
nahme des Beitrags des sekundären Sektors zum BSP, und Agrarmodernisierung, ausge- 
drückt in starker relativer Abnahme der landwirtschaftlich Tätigen, zwar ın beiden Ländern 
erheblich waren, dieser Prozeß in Taiwan aber sehr viel weiter fortgeschritten ist. Die stärke- 
re Parallelität beider Verlagerungsprozesse in Taiwan deutet auf eine sehr viel homogenere 
Gesamtentwicklung hin. Sie bringt nämlich zum Ausdruck, daß die Produktivitätsunter- 
schiede zwischen Industrie und Landwirtschaft in Taiwan sehr viel geringer als in Südkorea 
sind. 

Daß ein bereits weit fortgeschrittener Grad der Verflechtung innerhalb und zwischen den 
einzelnen Sektoren und Branchen erreicht ist, indiziert der bereits hohe Anteil der Vorlei- 
stungen am Bruttoproduktionswert (BPW).'° Dieser zentrale Indikator weist darauf hin, 
daß dem hohen Wachstum auch eine wachsende Vernetzung der Ökonomie zugrunde liegt. 
Anders ausgedrückt, die typische Struktur von Dritt-Welt-Ländern mit hohem Primärgü- 
terexport und hohem Fertigwarenimport ist nicht mehr gegeben. Die möglichen vor- und 
nachgelagerten Koppelungseffekte, die sich aus Landwirtschaft und Exportindustrien erge- 
ben können, wurden weitgehend genutzt. Damit korrespondiert der auf unter 10 Prozent 
zurückgegangene Anteil von Rohstoffen und Nahrungsmitteln im Exportwarenkorb. Ein 
Anteil der Vorleistungen am BPW von 55-60 Prozent und ein Anteil der Fertigwaren am 
Export von über 90 Prozent drücken das genaue Gegenteil dessen aus, was für eine typische 
Peripherökonomie zu erwarten wäre. Beide Indikatoren müssen deshalb als klarer Aus- 
druck von Autozentriertheit gewertet werden. Detailuntersuchungen haben ergeben, daß 
der Sachverhalt wachsender Vernetzung überwiegend auch für die typischen Exportindu- 
strien zutrifft, die ihre Vorprodukte, soweit nicht der eigene Rohstoffmangel das verhin- 
dert, aus inländischer Fertigung und nicht durch Importe beziehen. 

Wenden wir uns den sozialen Indikatoren zu. Das Bevölkerungswachstum betrug Anfang 
der 1960er Jahre in Südkorea noch etwa 3 Prozent, in Taiwan sogar 3,3 Prozent jährlich. Es 
konnte in beiden Ländern aber bis Anfang der 1980er Jahre nahezu halbiert werden. Der de- 
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mographische Übergang ist also bereits in sein drittes Stadium getreten, in dem nicht nur die 
Sterbe-, sondern auch die Geburtenrate zu sinken beginnt. Während der Rückgang der Ster- 
berate der Ausdruck verbesserter Ernährungssituation und medizinischer Versorgung ist, 
was sich auch in der starken Zunahme der durchschnittlichen Lebenserwartung äußert, indi- 
ziert eine Abnahme der Geburtenrate ein geändertes generatives Verhalten. Dieses ist wieder- 
um das Resultat höherer Bildung, größeren Wohlstands, höherer sozialer Sicherheit, Wert- 
verschiebungen u.a. Auch wenn das Bevölkerungswachstum noch deutlich über dem der 
OECD-Länder liegt, konnte es bislang durch das hohe Wirtschaftswachstum ohne Schwie- 
rigkeiten kompensiert werden. Die durchschnittliche Lebenserwartung von 72 Jahren in 
Taiwan liegt nur noch um 2-3 Jahre unter der der OECD-Länder. In Südkorea liegt sie mit 64 
Jahren allerdings noch deutlich darunter. 

Die sektorale Verlagerung der Beschäftigung hatte bereits erkennen lassen, daß auch die So- 
zialstruktur in beiden Ländern, soweit sie durch den Wechsel von agrarischer zu industrieller 
Beschäftigung beeinflußt wird, einem erheblichen Wandel unterzogen wurde. Damit korre- 
spondiert die starke Urbanisierung in beiden Ländern. In Südkorea leben inzwischen 55 und 
in Taiwan sogar 77 Prozent der Bevölkerung in der Stadt.'! Damit korrespondiert aber auch 
die erhebliche Zunahme des Anteils Lohnabhängiger (Arbeiter und Angestellte im privaten 
und öffentlichen Sektor) an der Gesamtbeschäftigung und der starke Rückgang formal Selb- 
ständiger (Bauern, Handwerker, Kleinhändler). Insbesondere die Daten für Tarwan sprechen 
hier eine klare Sprache: Geringer Anteil der Beschäftigung im Primärsektor (18,9 %), hoher 
Anteil Lohnabhängiger (64,8 %), hoher Anteil städtischer Bevölkerung (77 %) und nur gerin- 
ger Anteil Marginaler (5,6 %), alles das sind Indikatoren, die auf die Sozialstruktur eines ent- 
wickelten Industrielandes hinweisen. '? Es liegt also eine deutliche Koinzidenz zwischen öko- 
nomischem und sozialem Wandel vor. Die hohe Urbanisierungsrate und der geringe Anteil 
Beschäftigter im primären Sektor würde nur dann auf eine hypertrophe Ausdehnung des 
städtischen Dienstleistungssektors, großen Anteil von Slumbevölkerung und ausgeprägten 
informellen Sektor hindeuten, wenn nicht andere Indikatoren (hoher Anteil formell Be- 
schäftigter, hoher Anteil im sekundären Sektor Beschäftigter, hohe Alphabetisierungsquote, 
hohe durchschnittliche Lebenserwartung) dem widersprächen. Die ökonomischen und so- 
zialen Makrodaten weisen für Taiwan alle ganz eindeutig in dicsclbe Richtung, nämlich daß 
hier ein Profil von Gesamtentwicklung erreicht ist, das dem der OECD-Länder bereits sehr 
nahe kommt. Wie aufgrund der wirtschaftlichen Daten kaum anders zu erwarten, weisen die 
soziostrukturellen Indikatoren für Südkorea zwar in eine ähnliche Richtung, die Werte sind 
allerdings mit. Ausnahme des Alphabetisierungsgrads deutlich schlechter. 

Wenn man schließlich die Einkommensverteilung mit einbezieht, erweist sich, daß das hohe 
Wachstum offenbar großen Teilen der Bevölkerung zugute gekommen ist. Die Gini-Indizes 
der Einkommensverteilung liegen in beiden Ländern zwischen 0,3 und 0,4 und damit nicht 
nur wesentlich niedriger als in den meisten Ländern der Dritten Welt, sondern sind auch ähn- 
lich oder sogar leicht besser als in den »sozialdemokratisch« geprägten Industrieländern. Da- 
mit ist die Aussage zulässig, daß das hohe Wachstum des Pro-Kopf-Produkts nicht nur eine 
statistische Fiktion ist, hinter der sich eine sehr ungleiche Beteiligung an diesem Wachstum 
verbirgt, sondern tatsächlich sehr breit gestreut ist. 

Das Fazit lautet demnach: Beide Länder haben, was den wirtschaftlichen und sozialen Be- 
reich anbelangt, in den letzten 20 Jahren einen erheblichen Wandel durchlaufen, ihr Profil 
hat sich dem von OECD-Gesellschaften mit sehr viel höherem Pro-Kopf-Einkommen be- 
reits stark angenähert. Dieser Wandel ist deshalb besonders bemerkenswert, weil er sich in ei- 
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nem derart kurzen Zeitraum vollzog. In Europa wurde dafür die doppelte oder dreifache _ 
Zeitspanne benötigt. Diese Feststellung läßt den Schluß zu, daß die weitere oder vollständige 
Angleichung nur noch eine Frage der Zeit ist. Ganz entschieden muß allerdings betont wer- 
den, daß Taiwan gegenüber Südkorea in fast allen Belangen ein ganzes Stück voraus ist. 

Das Zeitargument läßt die Kritik im Detail, die vor allem im Hinblick auf Südkorea geäußert 
werden kann — hohe Auslandsverschuldung, gewisse Vernachlässigung des Agrarsektors ge- 
genüber der Industrie, zu rascher Übergang auf kapitalintensive Branchen, zu starke Welt- 
marktorientierung mit allen damit verbundenen Risiken, noch relativeSchwäche des Maschi- 
nenbaus u.a. — etwas verblassen. SolcheKritik nimmt heutige Industrieländer zum Maßstab, 
die ihren Industrialisierungsdurchbruch vor hundert oder mehr Jahren erlebten, also damals 
an der»Schwelle« standen und seitdem lange Zeit zur Reife hatten. Maßstab muß vielmehr das 
Taiwan oder das Südkorea zu Anfang der 1950er Jahre oder selbst noch zu Anfang der 1960er 
Jahre sein bzw. Länder der Dritten Welt, die sich weiterhin aufeinemähnlichen Niveau bewe- 
gen. Wenn man schon heutige Industriegesellschaften zum Vergleich heranzieht, dann sollte 
man ihre Situation in der Mitte oder zum Ende des 19. Jahrhunderts betrachten. Damit relatı- 
viert sich auch die sozial motivierte Kritik. Natürlich sind die Löhne noch niedrig, die Sozial- 
leistungen begrenzt, die Arbeitsschutzbedingungen mangelhaft. Sie sind es aber immer nur 
dann, wenn man westeuropäische Maßstäbe der 1980er Jahre heranzieht. 

Von gravierender Bedeutung bleiben das anhaltend geringe oder gar nicht vorhandene Aus- 
maß von demokratischer Partizipation, der Mangelan Respekt vor den Menschenrechten, die 
unterdrückte gewerkschaftliche Organisationsfreiheit, die fehlende Meinungsfreiheit etc. 
Beide Länder sind, wenn auch erfolgreiche, so doch krasse Fälle von Entwicklungsdiktaturen, 
bei denen der Staat in nahezu jeder Hinsicht eine omnipotente Rolle spielt. Dieser Staat wird 
von einer Militärclique (in Südkorea) bzw. einer Partei (in Taiwan) beherrscht, die keiner 
Kontrolle seitens der Bevölkerung unterliegt. Dieses Auseinanderklaffen von wirtschaftli- _ 
chem und politischem Wandel kann sich auf Dauer auch im Sinne der ambitionierten wirt- 
schaftlichen Ziele als dysfunktional erweisen. Eine Bevölkerung, die einen hohen Bildungs- 
grad aufweist, die weitgehend in städtisch-industrieller Umgebung lebt, die einen, wenn auch 
reglementierten Kontakt mit der demokratischen Außenwelt hat, die also alles andere als un- 
wissend und bloß ihrem dörflichen Umfeld verbunden ist, kann nicht auf Dauer unterdrückt 
werden, ohne daß es zu großen Eruptionen kommt. Die in krassem Widerspruch zu den wirt- 
schaftlichen Errungenschaften stehenden und plötzlich mit aller Macht auftretenden politi- 
schen Unruhen wie zuletzt 1979 in Taiwan und 1980 in Südkorea sprechen eine deutliche 
Sprache. Insofern bleibt bei einer Gesamtbewertung beider Länder ein nicht zu schließendes 
Defizit. Aber auch hier sei, insofern wieder einegewisse Relativierung, angemerkt, daß die De- 
mokratisierung in den heutigen Industrieländern in den allerwenigsten Fällen der Industriali- 
sierung voran ging oder sie wenigstens begleitete. Man denke dabei insbesondere an die deut- 
sche, die italienische oder die japanische Geschichte oder an die RGW-Länder, die sich erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg industrialisierten. 


4. Schlüsselelemente der »Erfolgsgeschichte« 
Wenn es, abgesehen von den eben genannten Finschränkungen, möglich ist, ein überwiegend 
positives Fazit zu ziehen, d.h. den Prozeß nachholender Entwicklung beider Länder in der 


Substanz als erfolgreich zu bezeichnen, dann stellt sich natürlich die Frage nach den Ursa- 
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chen. Jede Antwort, die einen einzelnen Faktor wie etwa das japanische Erbe, das besondere 
Ausmaß der amerikanischen Hilfe, die konsequente Verfolgung der Exportstrategie oder den 
besonderen Arbeitseinsatz der Bevölkerung in den Vordergrund stellt, muß ungenügend 
bleiben. Der gesamte Sachverhalt ist um einiges komplexer. 

Zunächst muß betont werden, daß die natürliche, aber auch die politische Ausgangslage in 
beiden Fällen eher schlecht war. Bodenschätze und Energievorkommen sind, vor allem in 
Taiwan, in nennenswertem Maße nicht vorhanden. Der Anteil der Kulturfläche ist auf- 
grund der gebirgigen Struktur beider Länder eher gering, eine negative Hypothek, die ange- 
sichts der im internationalen Vergleich sehr hohen Siedlungsdichte besonders ins Gewicht 
fällt. Eine Entwicklungsstrategie, die anfänglich auf der internationalen Vermarktung der 
natürlichen Ressourcen beruht, wie das in den angelsächsischen Siedlerkolonien, in Skandi- 
navien oder in den OPEC-Ländern möglich war, schloß sich von vornherein aus. Hinzu 
kam als besondere Belastung der Ausgang des Zweiten Weltkriegs und die revolutionären 
Umwälzungen in Ostasien, die für beide Länder mit Kriegszerstörungen, Flüchtlingsströ- 
men, Unterbrechung der überkommenen Handelsbeziehungen und innenpolitischen Aus- 
einandersetzungen verbunden waren. Die Ausgangslage war also eher durch Mangel und 
Not gekennzeichnet, die durch die rasch einsetzende amerikanische Hilfe nur mühsam aus- 
geglichen werden konnten. In den ersten Jahren zeigte sich zudem, daß der Zufluß fremder 
Hilfe ein sehr zwiespältiger Segen ist. Solange man sich auf diese Hilfe verließ, blockierte das 
die eigenen Anstrengungen und führte eher zu einer Strategie, wie sich die Hilfe maximieren 
ließ. Positiv hervorzuheben sind allerdings die genannten Hinterlassenschaften der Kolo- 
nialmacht. Sie nach der Unabhängigkeit im eigenen Interesse nutzen zu können, muß als 
wichtiger Aktivposten gewertet werden. Bemerkenswert aber immerhin, daß hier kein Au- 
tomatismus in Gang gesetzt wurde, denn die ersten Jahre nach der Unabhängigkeit zeichne- 
ten sich durch alles andere als eine prosperierende Entwicklung aus. Um diese Aktivposten 
zu nutzen, bedurfte es erst des politischen Drucks von innen und außen. 

Das gesamte politische Umfeld und die damit verbundenen Herausforderungen — System- 
konkurrenz zu den kommunistisch beherrschten Landesteilen, Legitimationsproblemen der 
Herrschenden, globale Interessen der amerikanischen Schutzmacht — führten offenbar Ende 
der 1950er Jahre zu einer derartigen Spannung, daß sie nur noch durch die, wenn auch massiv 
von amerikanischer Seite geforderte Verfolgung einer den Voraussetzungen angemessenen 
Strategie wirtschaftlicher Entwicklung gelöst werden konnte. Dienlich waren dabei im we- 
sentlichen folgende Umstände: Die sehr rasch und konsequent, wenn auch aus politischen 
Gründen durchgeführten Bodenreformen, die weitgehend abgeschlossene Importsubstitu- 
tionsindustrialisierung der leichten Phase, die amerikanische Bereitschaft, sachliche, finan- 
zielle und vor allem personelle Hilfe zu gewähren; das fortgeschrittene Bildungsniveau der 
Bevölkerung, das sich in entsprechendes Humankapital umsetzen ließ, und die Existenz eines 
»starken« Staates, dessen Führer aus den genannten politischen Gründen den unbedingten 
Willen zur Modernisierung aufwiesen. 

Ausgangspunkt der neuen Strategie war — in Taiwan etwas früher, in Südkorea etwas später 
— die Nutzung des wichtigsten, wirklich vorhandenen komparativen Vorteils, nämlich der 
zahlreichen vergleichsweise qualifizierten und niedrig entlohnten Arbeitskraft zur Erzeu- 
gung solcher Exportwaren, bei denen die Stücklohnkosten im internationalen Vergleich ge- 
ring waren. Die anfänglich rein auf den Binnenmarkt gerichteten Leichtindustrien der ersten 
Phase der Importsubstitution, die Ende der 1950er Jahre an die Grenze der Aufnahmefähig- 
keit des Binnenmarktes gestoßen waren, konnten erneut expandieren, da ihnen der nahezu 
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»unbegrenzte« Weltmarkt eröffnet wurde. Um diese Neuorientierung der Leichtindustrien 
anzuregen, wurde die anfänglich rein protektionistische Politik in eine Politik selektiver Dis- 
soziation umgewandelt. Auf der einen Seite wurde die internationale Konkurrenzfähigkeit 
der Exportindustrien durch Abwertungen, Exportsubventionen und Zollbefreiungen für ex- 
portnotwendigeImporte erheblich verbessert, auf der anderen Seite blieben die massiven, vor 
allem im nichttarifären Bereich zu findenden Handelshernmnisse für die Binnenmarktindu- 
strien und die den Exportindustrien vorgelagerten Branchen bestehen. 

Finanziert wurde die Exportindustrialisierung anfänglich aus drei Quellen: die hohen Kapi- 
talimporte (Kredite — nicht Direktinvestitionen), die indirekte Besteuerung der Landwirt- 
schaft durch eine systematische Unterbewertung der Agrarpreise und die vermutlich hohen 
Gewinaspannen in den Exportindustrien, die durch das niedrige Lohnniveau und kaum 
vorhandene Sozialleistungen zustande kamen. Das niedrige Lohnniveau war nicht zuletzt in 
beiden Ländern Folge der staatlichen Reispolitik und der daraus resultierenden niedrigen 
Nahrungsmittelpreise. Eine Umwidmung der Staatsausgaben für produktive Zwecke und 
Maßnahmen zur Sparförderung durch Zinsanreize führten gleichzeitig dazu, daß die staatli- 
che und private Binnenkapitalbildung in relativ kurzer Zeit die Kapitalimporte an Bedeu- 
tung weit übertraf. 

Die Exportindustrialisierung blieb aber keineswegs auf die klassischen Leichtindustrien be- 
schränkt. Es wurden vielmehr frühzeitig alle Anstrengungen unternommen, die aus ihnen 
ableitbaren Koppelungseffekte, vor allem in den Bereich der Zwischengüter, wahrzuneh- 
men, also aus dem ungleichgewichtigen ein gleichgewichtiges Wachstum zu machen. Der 
Einstieg in die sog. zweite Phase der Importsubstitution war relativ problemlos, weil das ra- 
sche Wachstum der leichtindustriellen Exportindustrien zu einer hohen Nachfrage nach 
Zwischengütern geführt hatte: So konnten Skaleneffekte wahrgenommen werden, die bei 
einem direkten Übergang von der ersten zur zweiten Phase der Importsubstitution nicht 
aufgetreten wären. Diese neuen Zwischengüterindustrien blieben aber keineswegs rein bin- 
nenmarktorientiert, sondern wurden gleichfalls ohne große Verzögerung auf den Export ge- 
richtet. Wirtschaftspolitisch abgesichert wurde die zweite Phase der Importsubstitution 
durch eine protektionistische Politik einerseits und ein direktes Engagement des Staates an- 
dererseits. In beiden Ländern ist eine staatliche/private Arbeitsteilung dergestalt zu beob- 
achten, daß der Staat die großen, kapitalintensiven und mit größeren Risiken behafteten 
schwerindustriellen und petrochemischen Industrien in eigene Regie nimmt, während prı- 
vate Unternehmer eher in den kleineren, arbeitsintensiven leichtindustriellen Exportbran- 
chen engagiert sind. Diese Art der Koexistenz ist ein typisches Merkmal der Industriestruk- 
tur beider Länder, wie sie vor dem Zweiten Weltkrieg auch in Japan gegeben war. 
Export- und Binnenmarktproduktion wurden schließlich auch auf fertigkeitsintensive Berei- 
che (Elektrotechnik, Maschinen- und Fahrzeugbau) ausgedehnt. Das war möglich, indem 
weitere Koppelungseffekte genutzt wurden, die Binnennachfrage nach Konsum- und Ausrü- 
stungsgütern sich ausweitete und weil infolge einsetzender Verknappung von Arbeitskräften 
und daraus resultierenden Lchnsteigerungen das Beharren auf bloß arbeitsintensiven Ferti- 
gungen obsolet geworden war. 

Der Stellenwert der Bodenreform und der sie begleitenden staatlich initiierten Maßnahmen 
zur Agrarmodernisierung erweist sich in mehrfacher Weise als bedeutsam. Die Beseitigung 
der alten Pachtsysteme und der damit verbundenen z.T. extremen Rentenabgaben stellte eı- 
nen Teil der landwirtschaftlichen Überschüsse zur Disposition. Die Umverteilung führte zu 
erweiterter Kaufkraft der Bauern für Konsumgüter und ließ ihnen Spielraum zu Investitio- 
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nen, für die aufgrund der geänderten Eigentumsverhältnisse auch entsprechende Motivatio- 
nen vorlagen. Für den Staat eröffneten sich zusätzliche Absorptionsmöglichkeiten von 
Überschüssen, die anderweitig verwendet werden konnten. Die auf die Bodenreform folgen- 
den produktivitätssteigernden Maßnahmen erhöhten die bäuerliche Kaufkraft und setzten 
Arbeitskräfte frei, diein den neuen Industrien Beschäftigung fanden. Die sehr homogene Ein- 
kommensverteilung als Folge von Bodenreform und staatlicher Einkommenspolitik sorgte 
dafür, daß die Einkommenszuwächse aus Binnenmarkt- und Exportproduktion auch breit 
gestreut blieben und damit ein Nachfrageprofil induzierten, das eher auf den Bereich der Mas- 
senkonsumgüter, aber auch der landwirtschaftlichen Ausrüstungsgüter gerichtet war. Somit 
hat die Landwirtschaft dank institutioneller Reformen und der Steigerung ihrer Leistungs- 
fähigkeit über die damit verbundenen Sekundäreffekte anfänglich einen wichtigen Beitrag 
zur Industrialisierung geleistet, auch wenn sich inzwischen die volkswirtschaftlichen Ge- 
wichte dermaßen verschoben haben, daß die Landwirtschaft jetzt eher durch die Industrie 
subventioniert wird. 

Das alles war möglich, weil der Staat von Anfang an in allen Bereichen durch massive direkte 
und indirekte Intervention die Aktivitäten der einzelnen Wirtschaftssubjekte gesteuert bzw. 
strategische Bereiche in eigene Regie genommen hat. Zustatten kam dabei die spezifische Mi- 
schung von plan- und marktwirtschaftlichen Elementen. Wo die ausländische Konkurrenz 
zunächst übermächtig war, sorgte der Staat für wirksame Schutzvorkehrungen. Im Unter- 
schied zu einem rein planwirtschaftlichen System mußten die Exportindustrien sich aber der 
internationalen Konkurrenz stellen und unterlagen somit permanent einem innovationsför- 
dernden Wettbewerbsdruck. Eine anfängliche Überforderung der Industrie wurde somit ge- 
nauso vermieden wie eine anhaltende innovationshemmende Unterforderung, die das Resul- 
tat prinzipiellen Protektionismus wie in den Ländern mit zentraler Planwirtschaft?? ist. 


5. In der Nachfolge Europas? 


Die an anderer Stelle vorgenommenen Untersuchungen europäischer Entwicklungswege'* 
hatten ergeben, daß die europäischen Länder keineswegs einem gemeinsamen Entwicklungs- 
pfad gefolgt sind. Es gab im Europa des 19. Jahrhunderts große und kleine, ressourcenreiche 
und ressourcenarme, bevölkerungsstarke und bevölkerungsschwache Länder; Länder, deren 
Industrialisierung eher binnenmarktorientiert, und solche, in denen sie eher exportorien- 
tiert war; Länder mit einer assoziativ-freihändlerischen, mit einer dissoziativ-protektionisti- 
schen Handelspolitik und Länder, bei denen eine Mischung beider Strategien vorlag; Länder, 
in denen der Staat bei der Industrialisierung eine stärker fördernde Rolle spielte, und solche, 
in denen das Ausmaß der Staatsintervention weniger ausgeprägt war. Der Industrialisierung 
vorangegangen (oder sie zumindest begleitend) waren immer Transformationen der Boden- 
ordnung, in deren Folge es zu bemerkenswerten Steigerungen der landwirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit kam. Je später ein Industrialisierungsprozeß erfolgte, desto mehr nahm die 
intervenierende Rolle des Staates zu. Desgleichen ließ sich beobachten, daß sich über Zeit be- 
trachtet bei neuen Nachzüglern das Ausmaß dissoziativer Politik steigerte. Kleinere, eher ex- 
portorientierte Länder waren auf weltweite Nachfrageexpansion angewiesen, die insbeson- 
dere von den großen Ländern wie England, Frankreich, Deutschland und den USA ausging. 
Daraus resultierte ein deutlicher zeitlicher Zusammenhang zwischen langen weltwirtschaft- 
lichen Aufschwungphasen und den Entwicklungsdurchbrüchen kleiner Exportökonomien. 
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Schließlich hatte die Beschäftigung mit Europa bzw. den angelsächsischen Siedlerkolonien 
ergeben, daß nachholende Entwicklung ein Problem ist, das sich bereits seit Beginn des 19. 
Jahrhunderts, präziser seit dem Zeitpunkt stellte, als mit der Industriellen Revolution in Eng- 
land zum ersten Mal ein Land einen substantiellen Entwicklungsdurchbruch erzielt hatte, 
der sich alsbald in Peripherisierungsdruck gegenüber allen anderen Ländern umsetzte. Wäh- 
rend des gesamten 19. Jahrhunderts, aber auch in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, ge- 
lang es dann einem Land nach dem anderen, sich diesem Prozeß anzuschließen. Vieles spricht 
sogar dafür, daß einige europäische Länder, so etwa Finnland oder die südosteuropäischen 
RGW-Länder den entscheidenden Entwicklungsdurchbruch erst nach dem Zweiten Welt- 
krieg vollzogen. 

Wenn diese Beobachtungen zutreffen, stellt sich die grundsätzliche Frage, inwieweit Ent- 
wicklung ein Phänomen ist, das auf das 19. Jahrhundert beschränkt ist und mit der Phase des 
klassischen Imperialismus bis zum Ersten Weltkrieg seinen Abschluß fand. Ist die Aussage 
zutreffend, daß denjenigen Ländern, denen bis dato der Durchbruch noch nicht gelungen 
war, nur die Unterentwicklung blieb? Oder ist es nicht umgekehrt so, daß Entwicklung oder 
Unterentwicklung schon immer mögliche Alternativen waren, umgekehrt aber nachholen- 
de Entwicklung unter bestimmten Voraussetzungen zum Ende des 20. Jahrhunderts ebenso 
möglich ist, wie sie es zu Beginn des 19. Jahrhunderts war? In einer solchen historischen Per- 
spektive bekommt die aktuelle Schwellenländer-Diskussion einen neuen Stellenwert. Sollte 
nicht die Frage aufgeworfen werden, ob nicht Belgien und die Schweiz in den 1820er Jahren, 
die Niederlande in den 1850er Jahren, Kanada in den 1890er Jahren, Japan in den 1930er Jah- 

ren und Finnland in den 1950er Jahrerı ebensolche Schwellenländer waren, wie heute in be- 
zug auf Südkorea und Taiwan, Brasilien und Mexico, Israel, Jugoslawien, Spanien und Grie- 
chenland argumentiert wird? 

Damit stellt sich die weitere Frage, ob die Ursachen, die in den aktuellen Fällen von Schwel- 

lenländern für deren Erfolge verantwortlich gemacht wurden, welthistorisch gesehen tat- 
sächlich etwas völlig Neuartiges darstellen, oder ob hier nicht gewisse Parallelitäten, Konti- 
nuitäten oder Fortsetzungen von Trends sichtbar werden, ohne daß damit einem quasi 
zwangsläufigen Automatismus das Wort geredet werden soll. 

Wie in allen historischen Fällen kleinerer Länder spielte der Export eine wichtige Rolle als 
Wachstumsmotor, wobei die Hauptabnehmer die großen, bevölkerungsstarken Länder wa- 
ren. Waren diese im 19. Jahrhundert vor allem England und Deutschland, so sind es heute in 
den ostasiatischen Fällen die USA und Japan. Ähnlich den ressourcenarmen europäischen 
Ländern bestand und besteht dieser Export nicht aus Primärgütern, die zunächst in rohem 
und dann in veredeltem Zustand exportiert wurden, sondern aus der Arbeitsleistung, präzi- 
ser aus der Veredelung importierter Rohstoffe und Halbfabrikate für den Export. Insofern 
bildet der frühe Fall der Schweiz tatsächlich eine Parallele. Insbesondere in Taiwan kommt, 
vergleichbar zu Dänemark und den Niederlanden, hinzu, daß die Grundnahrungsmittel- 
erzeugung zurückgedrängt wurde und eine Spezialisierung auf hochwertige Agrarprodukte 
(Gemüse, Obst) vorgenommen bzw. auf der Basis importierter Futtermittel die Tierproduk- 
tion mit anschließender Veredelung gesteigert wurde. Hier wurden also in ähnlicher Weise 
die aus der international unterschiedlichen Faktorproportionalität der Landwirtschaft resul- 
tierenden komparativen Vorteile genutzt. 

Angesichts der unterschiedlichen Größenverhältnisse darf die Parallelität aber nicht zu weit 
getrieben werden. Die kleineren europäischen Länder oder die Siedlerkolonien bewegten 
sich im 19. Jahrhundert zwischen 2 und 5 Millionen Einwohnern. Südkorea hat heute fast 40 
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und Taiwan immerhin 18 Millionen Einwohner. Von daher sind sie also eher den mittleren 
bzw. sogar den größeren europäischen Ländern des 19. Jahrhunderts vergleichbar. Die Mög- 
lichkeiten einer bloßen Exportstrategie sind angesichts dieser Größenunterschiede also be- 
grenzt, da das Binnenmarktpotential der hier untersuchten Fälle wesentlich größer ist. Man 
könnte zwar einwenden, daß auch die Aufnahmefähigkeit des Weltmarkts im Jahre 1960 
oder 1970 um ein Vielfaches größer war als im Jahre 1820 oder 1890, insofern Exportaktivitä- 
ten heutzutage auch eine quantitativ ganz andere Dimension annehmen können. Aber, und 
hier liegt ein wesentlicher Unterschied zu den kleinen, anfänglich stark spezialisierten euro- 
päischen Exportökonomien, Taiwan und insbesondere Südkorea waren zu keinem Zeit- 
punkt reine Exportökonomien. Sie waren vielmehr durchgängig bestrebt, gleichzeitig mit 
der Exportindustrialisierung auch ihr Binnenmarktpotential zu erschließen und möglichst 
komplette Industriestrukturen aufzubauen. Insofern ergeben sich Parallelen zu den großen 
europäischen Ländern, vor allem aber auch zu Japan, das diesen Weg auf der Basis importier- 
ter Rohstoffe gegangen ist. Es ging nicht nur, wie in der Schweiz oder Dänemark, darum, die 
unmittelbaren Koppelungseffekte der Exportsektoren zu nutzen, sondern ausgehend von 
der Nachfrage der Exportsektoren auch in ganz neue und dann eher binnenmarktorientierte 
Branchen vorzustoßen, die dann allerdings in eine Erweiterung des Exportwarenkorbs um- 
gesetzt werden konnten. Exportindustrialisierung und Importsubstitution gingen Hand in 
Hand. Insofern ist das Gesamtszenario der hier untersuchten Schwellenländer wesentlich 
komplexer als das der europäischen Exportökonomien in ihrer Frühphase. 

Da die breit angelegte Industrialisierung via Importsubstitution ein vorrangiges Ziel war, 
war auch der Freihandel im Gegensatz zu den frühen rein assoziativen europäischen Export- 
ökonomien keine grundsätzliche Strategie. Verfolgt wurde vielmehr eine Politik selektiver 
Dissoziation, wie etwa im Falle Schwedens beobachtet, und eine massive Staatsintervention, 
wie sie ansatzweise oder ähnlich massiv in den späteren, primär binnenorientierten Fällen 
nachholender Entwicklung (Preußen/Deutschland, Japan, Italien) verfolgt wurde. Das von 
Alexander Gerschenkron anhand europäischer Länder beobachtete Phänomen, daß die in- 
tervenierende Rolle des Staates zunimmt, je später der Industrialisierungsdurchbruch er- 
folgt, findet also auch in den ostasiatischen Schwellenländern in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts seine Bestätigung (Gerschenkron 1966). 

Des weiteren läßt sich ein Zusammenhang von weltkonjunkturellen Trends und der Mög- 
lichkeit nochholender Entwicklung von Exportökonomien bestätigen. Ohne die weltweite 
Expansion der 1960er und 1970er Jahre wäre das rasche Exportwachstum Südkoreas und Tar- 
wans vermutlich nicht zustande gekommen. Ähnliches ließ sich nach 1896 im Falle der skan- 
dinavischen Länder oder der angelsächsischen Siedlerkolonien beobachten. 

Schließlich muß noch darauf hingewiesen werden, daß auch die Transformation des Agrar- 
sektors, die eine tendenzielleNormalverteilung desBodenbesitzes und weitgehende Reduzie- 
rung von unproduktiven und ausbeuterischen Pachtsystemen zur Folge hatte, Parallelen zu 
den frühen Fällen aufweist. Ob die durchschnittliche Betriebsgröße schwerpunktmäßig 100- 
200 ha wie in Kanada, 10-20 ha wie in Dänemark oder 1-3 ha wie in Taiw. n oder Südkorea be- 
trägt, hängt von der eher extensiven oder eher intensiven Art der Bodenz atzung ab. Ver- 
gleichbar ist allen drei Landwirtschaften aber das Vorherrschen des selbstwirtschaftenden 
bäuerlichen Familienbetriebes. Dieser scheint damals wie heute die beste Gewähr für eine er- 
folgreiche Agrarmodernisierung zu bieten. Ob diese Besitzstruktur durch eine Bodenreform 
von unten als Folge politischer Auseinandersetzungen wie in Dänemark, das Fortbestehen ei- 
nes freien Bauernstandes wie in Schweden, eine Heimstättengesetzgebung in Neulander- 


Die ostasiatischen Schwellenländer 25 


schließungsgebieten wie in Kanada oder eine Bodenreform von oben wie in Südkorea oder 
Taiwan zustande kommt, scheint für das wirtschaftliche Ergebnis von geringerer Relevanz 
zu sein. Gemeinsam ist den historischen wie den aktuellen Fällen jedenfalls eine sehr lei- 
stungsfähige Landwirtschaft, die wichtige Beiträge als gesamtwirtschaftliche Akkumula- 
tionsquelle, als Devisenbringer, als Binnenmarkt, als Arbeitskräftereservoir im Sinne des Le- 
wisschen Theorems (vgl. Lewis 1954; ders. 1979) etc. leisten konnte. 

Zusammengefaßt läßt sich mithin feststellen, nachholende Entwicklung war sowohl nach 
dem Ersten Weltkrieg als auch dem Zweiten Weltkrieg möglich. Angesichts des immer weı- 
ter gewachsenen Gefälles zwischen Vorreitern und Nachzüglern ist dieser Prozeß sicherlich 
immer schwieriger geworden. Sollte er dennoch erfolgreich sein, mußte das Ausmaß an Ge- 
gensteuerung mittels Staatsintervention und dissoziativer Politik trotz Weltmarktintegra- 
tion immer weiter zunehmen. Nur, in dem Maße, wie sich die internationale Arbeitsteilung 
gewandelt hat, neue Technologien entwickelt wurden, die Faktorproportionen im interna- 
tionalen Vergleich sich verändert haben, gab bzw. gibt es auch neue Spezialisierungsmöglich- 
keiten, ergeben sich neue Weltmarktnischen, die von den historischen Nachzüglern genauso 
genutzt wurden, wie sie von den aktuellen Nachzüglern heute genutzt werden. Insofern ste- 
hen solche Länder durchaus in der Nachfolge Europas. Nur liegt ihr kein Automatismus zu- 
grunde, wie viele historische Fehlschläge (Argentinien, Uruguay etc.) in der übrigen Dritten 
Welt, aber auch an der europäischen Peripherie (Balkan, Irland, Portugal, Spanien) unter Be- 
weissstellen. Südkorea und Taiwan haben sie aus den genannten internen undexternen Grün- 
den weitgehend erfolgreich bewältigt (vgl. dazu Cline 1982). Ob sie in Zukunft in weiteren 
Ländern möglich sein wird, sollte grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden, selbstverständ- 
lich ist es aber keinesfalls. 


6. Anmerkungen zu einigen entwicklungstheoretischen Kontroversen 


Diese Feststellungen bieten Gelegenheit, zu einigen entwicklungstheoretischen Hauptkon- 
troversen Stellung zu nehmen, die im Zusammenhang mit der Schwellenländerdiskussion ei- 
ne besondere Zuspitzung gefunden haben. Desgleichen lassen sich einigeMythen widerlegen, 
die gerade im Hinblick auf die ostasiatischen Fälle immer wieder vorgebracht werden. Es 
wird allerdings nicht der Anspruch erhoben, Aussagen über sämtliche Beispiele zu machen, 
die in der allgemeinen Schwellenländer-Diskussion eine Rolle spielen. Es ist durchaus denk- 
bar, daß etwa ein Land vom T'yp Brasiliens eines ganz anderen Erklärungsmusters bedarfund 
damit auch einen anderen Stellenwert in der allgemeinen theoretischen Diskussion um nach- 
holende Entwicklung einnimmt (vgl. dazu Hurtienne 1981). 

Eine zentrale Kontroverse ist sicherlich die Frage, welche Rolle Markt und liberale Wirt- 
schaftspolitik im Entwicklungsprozeß spielen. Insbesondere von neoklassischen und konser- 
vativen Autoren wird immer wieder und gerade mit Blick auf die ostasiatischen Fälle hervor- 
gehoben, daß das möglichst ungehinderte Wirken der Kräfte des Marktes und eine liberale 
Außenwirtschaftspolitik das beste entwicklungspolitische Rezept darstellen. Dabei wird sug- 
geriert, daß die verfolgte Exportstrategie, die sich natürlich an den Möglichkeiten orientieren 
muß, die internationale komparative Vorteile bieten, schon den Beweis liefert. Eine Strategie 
der Weltmarktorientierung wird sozusagen schlechthin mit einer liberalen, freihändleri- 
schen und marktwirtschaftlichen Politik gleichgesetzt. 

Demgegenüber läßt sich eindrücklich belegen, daß zumindest in Südkorea und Taiwan da- 
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von überhaupt keine Rede sein kann. Im Gegenteil, wenn es eines weiteren Belegs für die alte 
Gerschenkron-These von der zunehmenden Interventionsrolle des Staates bedurfte, dann 
liefern Südkorea und Taiwan diesen Beleg. Zumindest in diesen beiden Fällen scheint sicher 
eher die Elsenhans-These (1981) zu bestätigen, daß relativ unabhängig operierende Staatsklas- 
sen zu entscheidenden Entwicklungsagenturen geworden sind. Der Staat interveniert in viel- 
fältiger formeller und informeller Weise im Agrarbereich ebenso wie im industriellen Sektor, 
in der Binnenwirtschaftspolitik wie in der Außenwirtschaftspolitik, in der Energie-, Tech- 
nologie- und Sozialpolitik etc. Er setzt über seine Perspektivplanung nicht nur die globalen 
Rahmendaten und nutzt in extensiver Weise das gesamte Spektrum indirekter Steuerung. 
Über den Staatshaushalt bzw. staatliche Investitionen und staatseigenen Betriebe setzt er 
auch selber in strategischen Bereichen die Akzente. Selbst da, wo gewisse Liberalisierungen 
zu erkennen sind, sind diese nicht die mehr oder weniger spontane Reaktion auf Marktkräfte, 
sondern dem Kalkül entsprungen, Markt und internationale Konkurrenz als strategisches, 
aber jederzeit reversibles Element einzusetzen. Wenn sich überhaupt eine dogmengeschicht- 
liche Klassifizierung vornehmen läßt, dann findet sich — in Südkorea stärker, in Taiwan et- 
was weniger stark ausgeprägt — eine Mischung von planwirtschaftlichen, keynesianischen 
und listianischen Elementen, aber keine neoklassische oder monetaristische Politik. 

Dieser Befund leitet über zu einer weiteren Kontroverse, die sich an der Frage entzündet, ob 
eine vorrangig binnenmarktorientierte, also auf Importsubstitution beruhende, oder eine 
vorrangig weltmarktorientierte, auf Exportindustrialisierung basierende Strategie für die 
Länder der Dritten Welt angemessen ist. Auch wenn diese Kontroverse nur unter normati- 
ven Gesichtspunkten, d.h. theoretisch und abstrakt, als Gegensatz anzusehen ist, ein Gegen- 
satz, der in der Realität so rein gar nicht vorkommt, bieten die beiden Fälle doch einiges An- 
schauungsmaterial. 

Grundsätzlich kann festgestellt werden, daß in großen, bevölkerungsstarken und ressourcen- 
reichen Ländern immer eine natürliche Binnenorientierung vorliegt. Da diese Länder aber 
innerhalb der Dritten Welt, nicht nach der Zahl der betroffenen Bevölkerung, wohl aber 
nach der Zahl der Länder eine Minderheit bilden, ist die Frage für kleine Länder mit geringem 
Binnenmarkt und in der Regel inkompletter Ressourcenausstattung von großer Relevanz. 
Im Falle Südkoreas und Taiwans handelt es sich bei der genannten Alternative um eine 
Scheinkontroverse. Beide Strategien schließen sich nicht nur nicht gegenseitig aus, sie ergän- 
zen bzw. bedingen sich vielmehr sogar. Der für eine reine Importsubstitutionsstrategie zu 
kleine Binnenmarkt kann und sollte durch den Außenmarkt erweitert werden. Das entspre- 
chend gewachsene Produktionsvolumen schafft Nachfrage für weitere Importsubstitution, 
die wiederum die Exportpalette erweitern kann usf. Auf diese Weise ergibt sich, in beiden 
Ländern feststellbar, eine sachlogische und historische Sequenz von . 


ISE > ER > SP > ER > ISP > ER, 


wobei ISI! = Importsubstitution erste Phase (einfache Konsumgüter wie z.B. Textilien) 
EI = Exportindustrialisierung erste Phase (s.o.) 
ISZ = Importsubstitution zweite Phase (Zwischengüter wie Stahl, Petrochemie) 
EZ = Exportindustrialisierung zweite Phase (s.o.) 
ISB = Importsubstitution dritte Phase (Maschinenbau, Elektrotechnik, Fahr- 
zeugbau) 
EP = Exportindustrialisierung dritte Phase (s.o.) 
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Zur Unterstützung einer solchen Sequenz muß auch eine entsprechende Mischung und Ab- 
folge integrativer und dissoziativer Außenwirtschaftspolitik vorliegen. Protektionistische 
Maßnahmen zur Unterstützung der jeweiligen ISI-Phase und exportfördernde Maßnahmen 
der jeweilige EI-Phase bilden keinen Widerspruch, sondern ergänzen sich. Eine solche, im 
Resultat autozentrierte Entwicklung trotz Weltmarktintegration ist also keineswegs nur auf 
historische Fälle erfolgreicher Exportökonomien beschränkt, sondern ein grundsätzlich wei- 
terhin erreichbares Ziel von Entwicklungspolitik. 

Diese Symbiose von Weltmarkt- und Binnenorientierung leitet über zu der weiteren Kontro- 
verse, ob eine forcierte Weltmarktintegration lediglich zu Exportenklaven führt, wie sie in 
den sog. Freien Produktionszonen ihren sichtbarsten Ausdruck findet, oder ob es möglich 
ist, daß die Exportindustrien in die Binnenwirtschaft integriert werden. Auch hier lassen sich 
sehr eindeutige Antworten finden. Bis auf wenige Ausnahmen beziehen die typischen Fx- 
portbranchen, d.h. solche mit Montagecharakter und entsprechend hohem Arbeitskosten- 
anteil, ihre Vorprodukte überwiegend aus dem Inland. Sie sind also keineswegs nur »ange- 
klebt«. Lediglich bei einigen Elektronikbranchen ist (vorläufig?) der Importanteil an den 
Vorprodukten höher. Da diese vor allem in den Freien Produktionszonen (FPZ) zu finden 
sind, mag daraus der Eindruck entstehen, als sei die Exportindustrie insgesamt wenig in die 
übrige Ökonomie integriert. Da das Exportvolumen der FPZ aber nur einen sehr geringen 
Anteil an der gesamten Exportproduktion aufweist, relativiert sich dieses Argument von 
selbst. Grundsätzlich muß festgestellt werden, daß es bei der Masse der Exportindustrien, ins- 
besondere im so wichtigen Textil- und Bekleidungssektor, gelungen ist, ausgehend von der 
Endfertigung die Rückwärtskoppelungseffekte wahrzunehmen. Beide Länder importieren 
in starkem Maße nur noch Rohstoffe, die im Land für die Exportindustrien weiterverarbeitet 
werden. Globaler Indikator für die wachsende binnenwirtschaftliche Verflechtung und da- 
mit auch die Integration der Exportsektoren ist der steigende und inzwischen hohe Anteil der 
Vorleistungen am Bruttoproduktionswert. 

Gleichzeitig, dieser Umstand leitet zur nächsten Kontroverse über, produzieren viele Ex- 
portindustrien aber auch für den Binnenmarkt, d.h. Endnachfragekoppelungseffekte sind 
ebenfalls wirksam geworden. Das war möglich, weil in beiden Ländern trotz des insgesamt 
noch niedrigen durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens die Einkommensverteilung in 
Stadt und Land sehr homogen ist. Dieser Befund hat zwei Konsequenzen. Erstens widerlegt 
er weitgehend die sogenannte Kuznets-Hypothese (Kuznets 1955; ders. 1963; Robinson 
1976; Paukert 1973), derzufolge wirtschaftliches Wachstum anfänglich von zunehmender 
Ungleichheit in der Einkommensverteilung begleitet ist, die erst in einem späteren Stadium 
wieder abnimmt. Die Konsequenz wäre die zumindest zeitweise Inkaufnahme massenhafter 
relativer oder gar absoluter Verelendung. Auch wenn es dafür historisch empirische Beispiele 
gibt, so wie es auch historische Gegenbeispiele gibt, so zeigen die ostasiatischen Fälle, daß sich 
diese wachsende Ungleichheit ın der Einkommensverteilung durch redistributive Maßnah- 
men (u.a. Bodenreform) vermeiden läßt. Wachstum bei Verteilungsgerechtigkeit oder sogar 
Verteilungsgerechtigkeit vor Wachstum ist also grundsätzlich möglich (Chenery 1974; Ranis 
1978; Adelman 1980). 

Dieser Befund berührt des weiteren die These, die auch von marxistischer Seite vorgetragen 
wird, daß ursprüngliche Akkumulation nur möglich sei, wenn ungleiche Einkommensver- 
teilung vorliegt. Nur so sei eine Kapitalbildung möglich. Auf der Verwertungsseite wird des- 
halb dem Luxus- und Staatskonsum (Rüstungsgüter u.a.) eine entscheidende Rolle beigemes- 
sen’. Die ostasiatischen Fälle belegen demgegenüber, daß Wirtschaftswachstum auch über 
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entsprechende Nachfrageeftekte, die vom Massenkonsumgütersektor ausgehen, mitgetragen 
werden kann. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Ausweitung des Binnenmarktes 
durch zunehmende Masseneinkommen zustande kam, die zunächst in den Exportsektoren 
erzielt wurden. Die sog, ursprüngliche Akkumulation speiste sich aus verschiedenen Quellen: 
anfänglich hohe Kapitalimporte, Abschöpfung aus der Landwirtschaft durch interne Preisrela- 
tionen und Gewinne in den Exportbranchen, die aber auf Staatsbetriebe und viele private 
Kleinbetriebe verteilt waren. Soweit, wie in Taiwan der Fall, auch die Landwirtschaft export- 
orientiert ist, war aufgrund der Bodenverteilung und der überwiegend kleinindustriellen land- 
wirtschaftlichen Veredelung ebenfalls eine breite Streuung der Exporteinkommen gegeben. 
Auch wenn der Fall Brasilien der Massenverelendungs-/Luxuskonsum-Argumentation entge- 
genkommt, zeigen die ostasiatischen Fälle, daß auch ein ausgewogener Weg mit größerer Ver- 
teilungsgerechtigkeit möglich ist. 

Die in beiden Ländern anfänglich große relative Bedeutung der Kapitalimporte sollte aber 
nicht zu dem Eindruck führen, als sei die Industrialisierung in beiden Ländern lediglich au- 
ßenfinanziert, oder, wie bisweilen argumentiert wird, als beständen ihre Industrien nur aus 
den Niederlassungen von multinationalen Konzernen. Der Anteil der Direktinvestitionen 
ist lediglich in den FPZ sehr hoch, hat gesamtwirtschaftlich aber nur geringe Bedeutung. In 
beiden Ländern gelang es sehr rasch, die Außenfinanzierung durch vermehrte Eigenkapital- 
bildung zu ersetzen. Soweit Anleihen und Direktinvestitionen vorgenommen werden, un- 
terliegen sie außerhalb der FPZ starker staatlicher Kontrolle und Reglementierung. Daraus 
kann gefolgert werden, daß Kapitalimporte und Verschuldung, wie auch historische Beispie- 
le heutiger OECD-Länder’® belegen, per se nichts Negatives sind. 

Nur noch opportunistisch zu nennen ist eine Argumentation, die einerseits Kapitalimporte 
jeglicher Art ablehnt, weil dieszu Abhängigkeit und Entwicklungsblockaden führe, im Falle 
Taiwans und Südkoreas aber deren Erfolge mit dem besonders großen finanziellen Engage- 
ment der USA begründet. Das hieße so viel wie: Wenig Hilfe ist schlecht, viel Hilfe ist gut. 
Entscheidend ist vielmehr die Frage nach der Verwendung der Kapitalimporte und nach ih- 
rer Kontrolle. Das berührt wiederum die eingangs aufgeworfene Frage, ob es, wie Gunnar 
Myrdal betont, entsprechend starke und leistungsfähige administrative Instanzen gibt, die 
ein Gegengewicht gegen die Macht ausländischer Konzerne bilden und parasitäre Bereiche- 
rung der Staatsklasse an den Kapitalimporten nicht zulassen. Trotz einzelner Gegenbeispiele 
von Korruption scheint in den hier untersuchten Fällen grosso modo die produktive Ver- 
wendung der Anleihen gewährleistet. Insbesondere in Taiwan ist ihre relative Bedeutung in- 
zwischen außerdem sehr gering geworden. Im Gegenteil, beide Länder gehen inzwischen da- 
zu über, ihrerseits Kapitalexporte vorzunehmen und zur Sicherung ihrer Rohstoffzufuhr 
auch Direktinvestitionen zu tätigen. Jedenfalls ist die Behauptung, ihre Industrien seien weit- 
gehend in ausländischem Besitz, ein ebensolcher Mythos wie die These, daß sie im wesent- 
lichen aus Leichtindustrien bestehen. Solche Aussagen kommen immer nur dann zustande, 
wenn man die FPZ als typisch für die gesamte Ökonomie und nicht nur als sehr geringen, 
wenn auch spektakulären Teil des Ganzen betrachtet. 

Schließlich erweisen sich beide Fälle als ausgesprochene Dependenzparadoxien (vgl. dazu 

Amsden 1979; ferner auch Luedde-Neurath 1930). Beide Länder waren und sind seit rund 90 
Jahren abhängig. Zuerst von der japanischen Kolonialmacht und dann von der amerikanı- 
schen Schutzmacht. Wichtige Weichenstellungen, erst der Ausbau zur Kolonialökoncmie, 
später die Bodenreform oder der Übergang zur Exportorientierung sind immer von außen 
und im Interesse der jeweiligen Metropole vorgenommen worden. Trotz dieser hohen Ab- 
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hängigkeit, die im politisch/ militärischen Sinne weiterhin recht stark ist, obwohl auch hier 
sich Emanzipationstendenzen zeigen”, war eine Agrarmodernisierung und Industrialisie- 
rung möglich, die die Symptome von Peripherie-Ökonomien weitgehend vermieden hat. Im 
Gegenteil, Südkorea und Taiwan sind in mancher Hinsicht inzwischen selber zur Herausfor- 
derung für die ehemaligen und jetzigen Metropolen geworden und können sich auf dem 
Weltmarkt nicht nur bei Billigprodukten behaupten, sondern auch in anspruchsvollen Berei- 
chen, z.B. Schiffsbau, ihrerseits einen Verdrängungswettbewerb in Gang setzen. 

Zumindest in diesen beiden Fällen ist der Nachweis erbracht, daß Abhängigkeit und Ent- 
wicklung, wie historisch auch schon einige Siedlerkolonien oder skandinavische Länder ge- 
zeigt haben, sich nicht grundsätzlich ausschließen. Damit sind nicht nur Aussagen, die nach- 
holende Entwicklung unter den Bedingungen des modernen Weltsystems grundsätzlich 
leugnen, in Frage gestellt. Es muß auch grundsätzlich die Frage aufgeworfen werden, wieviele 
Ausnahmen eine Theorie zuläßt, um als falsifiziert zu gelten. Inwieweit greift nicht eine rein 
auf externen Faktoren aufgebaute Argumentation, wie bei einer Variante von Dependenz- 
theorie und bei manchen Vertretern des Weltsystemansatzes der Fall, zu kurz? Ohne die Be- 
deutung solcher Faktoren negieren zu wollen, sollten die ostasiatischen Fälle doch erneuten 
Anlaß geben, die internen sozio-strukturellen Bedingungen, unter denen sich nachholende 
Entwicklung vollzieht, stärker ins Blickfeld treten zu lassen. Inwieweit diese bezüglich Süd- 
koreas und Taiwans beschriebenen Faktoren auf andere Länder und Kulturkreise übertrag- 
bar oder für andere nachvollziehbar sind, ist eine offene Frage und sicherlich sehr problema- 
tisch. Nur zeigen die beiden Fälle, daß zu grundsätzlichem Entwicklungspessimismus kein 


Anlaß besteht. 


Anmerkungen 


1 Vergleiche dazu in Auswahl Borner, $. (1981); Bradford, C.1. (1980); Edwards, A. (1979); Eßer, K./ 
Wiemann, J. (1981); OECD (1979); Turner, L. u.a. (1980); Yoffie, D. B. (1983). 
2 Vergleiche dazu die synoptische Übersicht bei Bergmann (1983). Als eigenen analytischen Versuch 
in diese Richtung vergleiche Menzel/Senghaas (1984). 
3 Die eigene Sichtweise findet sich in umfassender Darstellung in Menzel (1985); in der Tendenz zu 
_ ähnlichen Ergebnissen kommt auch Asche (1984). 
4 Zu Nordkorea vergleiche Jutka-Reise (1979); Bruhn/Hersh (1976); zu China Menzel (1978). 
5 Umfassender dazu Menzel (1983); Menzel (1983). 
6 Vergleiche dazu aus einer Wallerstein-Position Moulder (1977); Halliday (1975). 
7 Bontroba/Menzel (1978); Suh (1978); Park (1969); unter früheren Arbeiten immer noch hervorra- 
gend Grajdanzew (1944). 
8 Ausführliche Belege zu den folgenden Ausführungen, insbesondere monografische Fallstudien zu 
Südkorea und Taiwan in Menzel (1985). 
9 Die Werte für Hongkong lauten 1960-1981 = 6,9 % pro Kopf und für Singapur 7,4 % pro Kopf. 
10 Der BPW ist die Summe aus Vorleistungen und Wertschöpfung (Nettoinlandsprodukt) bzw. das 
NIP (zuzüglich Abschreibungen = BIP) ist der BPW abzüglich der Vorleistungen. 
11 Der niedrige Wert für Südkorea kommt dadurch zustande, daß in der südkoreanischen Statistik erst 
Ortschaften über 50 000 Einwohner als »Stadt« bezeichnet werden. 
12 Zu dieser Aussage gelangt Asche 1984. 
13 Vergleiche zu diesem Argument Ruppke (1982). 
14 Ausführlich dazu Menzel (1985b); Senghaas (1982). 
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15 So argumentieren z.B. Thomas Hurtienne (1981); Schweers (1980). 

16 Bis auf England und Frankreich waren im 19. Jahrhundert sämtliche europäischen, aber auch au- 
Rereuropäische Länder incl. den USA Nettokapitalimporteure. Das änderte sich erst nach dem I. 
Weltkrieg. 

17 Ausgedrückt z.B. durch die Anstrengungen, autonome Rüstungskapazitäten aufzubauen. Verglei- 
che dazu die Hinweise ın den letzten SIPRI-Jahrbüchern. 
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Thomas Hurtienne 
Wirtschaftskrise, internationale Verschuldung und 
Entwicklungspotentiale in Lateinamerika. 


Lateinamerika erlebte 1981/83 die schwerste Wirtschaftskrise seit der großen Depression der 
30er Jahre. Unmittelbarer Auslöser war die drastische Verschlechterung der weltwirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen seit 1979: Der rezessionsbedingte Rückgang der Importe der Indu- 
strieländer und die Verdreifachung des internationalen Zinsniveaus führten über den Verfall 
der relativen Exportpreise und rapide steigende Zinszahlungen zu einer Zahlungsbilanzkrise, 
die mit Abbruch des Nettokapitalzuflusses 1982 in einer akuten Verschuldungskrise mündete. 
Die hoch verschuldeten Länder Lateinamerikas konnten ihren Schuldendienst nicht mehr be- 
zahlen und mußten den dornenreichen Gang zum Internationalen Währungsfond (IWF) antre- 
ten. Die von ihm verordnete Roßkur der Stabilisierungsprogramme beschleunigte den wirt- 
schaftlichen Abschwung auf dramatische Weise. Das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner fiel 
in der Region auf das Niveau von 1976, in vielen Ländern sogar auf das der 60er Jahre zurück. 
Die in den 70er Jahren mühsam geschaffenen neuen industriellen Arbeitsplätze lösten sich in 
wenigen Monaten in Luft auf. Einkommensverfall der Mittelschichten, Verelendung der brei- 
ten Massen, Hungerrevolten und Plünderungen beherrschten die Szene der lateinamerikani- 
. schen Großstädte. Lateinamerika war pleite und mußte trotzdem einen Nettokapitalexport in 
die Industrieländer zustandebringen. Vom IWF, den Großbanken und den Regierungen der In- 
dustrieländer wurde dies als ein unumgänglicher Sanierungsprozeß angesehen. In Lateinameri- 
ka wurde dies als finanzielle Erdrosselung empfunden und als ein Versuch gewertet, die Region 
durch massive Deindustrialisierungsprozesse wieder auf den Stand von Rohstoffexportwirt- 
schaften mit einem »Verarmungswachstum« zurückzuwerfen. 

In der entwicklungstheoretischen Diskussion konnte nur noch die Katastrophe diagnosti- 
ziert werden, wobei die Anhänger der Theorie des peripheren Kapitalismus ihre düsteren 
Aussagen über die strukturelle Entwicklungsunfähigkeit der 3. Welt bestätigt sehen konnten: 
Trotz hohen Wachstums sei in Lateinamerika keine soziale Entwicklung, keine kohärente 
Industrie- und Wirtschaftsstruktur erreicht worden, die heute die Folgen von Rezession und 
Verschuldungskrise hätten abfedern können. Gerade die großen Flächenstaaten mit dynamı- 
scher Industrialisierung würden wegen ihres »Verelendungswachstums bei zunehmendem 
Luxuskonsum« (Senghaas, aber auch noch Menzel in diesem Heft über Brasilien, obwohl er 
für Südkorea das Gegenteil beweist) sich in der gegenwärtigen Verschuldungskrise als das er- 
weisen, was sie schon immer waren: zu umfassender sozialökonomischer Entwicklung unfä- 
hige peripherkapitalistische Gesellschaften, die auf die Katastrophe zutreiben. (Zu der hier 
nicht weiter behandelten Kontroverse über die Abhängigkeitstheorie vgl. Senghaas 1977, 
1982; Hurtienne 1981, 1984). 

Demgegenüber werde ich die These vertreten, daß die Verschuldungskrise nicht notwendi- 
gerweise nur mit katastrophischen Prozessen der Kapital- und Arbeitsplatzvernichtung, mit 
Deindustrialisierung und Massenverelendung verbunden sein muß, sondern ebenso auch 
Chancen für die längst überfällige Restrukturierung des Akkumulations- und Entwicklungs- 
modells bietet, die zumindest nicht unterschätzt werden sollten. Daß sie also wie jede Krise 
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einen Doppelcharakter hat, deren destruktive Seite bereits ausführlich dokumentiert und 
analysiert worden ist, deren mögliche konstruktiven Wirkungen aber bislang kaum behan- 
delt wurden. 

Um den Doppelcharakter der Verschuldungskrise besser begreifen zu können, muß man sie 
als monetäre Ausdrucksform einer tieferliegenden Krise des binnenmarktorientierten Indu- 
strialisierungsmodells der Nachkriegszeit mit unterschiedlichen Entwicklungserfolgen in 
den einzelnen Ländern analysieren. Erst von daher ergibt sich auch eine präzisere Einschät- 
zung der unterschiedlichen Möglichkeiten der Krisenverarbeitung durch die Erschließung 
bislangnur ungenügend genutzter Entwicklungspotentiale in den einzelnen lateinamerikani- 
schen Ländern. 

Ähnlich wie in der großen Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre existieren solche nur ungenü- 
gend genutzten Entwicklungspotentiale in unterschiedlicher Ausprägung in den meisten la- 
teinamerikanischen Ländern. Ihre kreative Mobilisierung durch endogene Strukturreformen 
wurde in den 70er Jahren gerade durch die exzessive Verschuldungspolitik, die den Problem- 
druck entschärfen half, verhindert, läßt sich aber heute unter dem Druck der Krise zum Teil 
auch ohne großen Geldaufwand bei einer entsprechenden Verschiebung der politischen Kräfte- 
verhältnisse mittelfristig realisieren. 

Dieser optimistischen Einschätzung liegt die These zugrunde, daß der Spielraum für eine links- 
keynesianische Wirtschafts- und Sozialpolitik zumindest in Ländern mit einer entwickelten In- 
dustrie-, aber unterentwickelten sozialen Infrastruktur (als Prototyp etwa Brasilien) als weitaus 
größer einzuschätzen ist als in den Industrieländern. Daß ein solcher Spielraum in Ländern mit 
einer unentwickelten, »verstümmelten« oder gar demontierten Industriestruktur (als Prototyp 
etwa Chile) kaum existiert, werde ich noch darstellen. 

Argumentativ beziehe ich mich weitgehend auf die vor allem in Frankreich entwickelte Re- 
gulationstheorie, die mir als ein hilfreiches Konzept erscheint, den komplexen Verbindun- 
gen zwischen Weltmarkt, sozialökonomischem Entwicklungsweg (»Akkumulationstyp«), 
Sozialstruktur, Staat und Konsumweise (»Regulierungsweise«) auf dieSpur zu kommen (vgl. 
Aglierta 1979; Liepitz 1985). 


1. Die Wirtschafts- und Verschuldungskrise 1981/83 und ihre unmittelbaren Ursachen 


Lateinamerika erlebte 1981/83 die schwerste Wirtschaftskrise seit der Weltwirtschaftskrise 
der dreißiger Jahre. Die Wachstumsrate des Bruttoinlandprodukte (BIP) der Region erreich- 
te 1981 mit 1,7 % den niedrigsten Wert seit 1940 und sarnık dann 1982 auf-1 %, 1983 sogar auf 
-3,1 % (alle folgenden Daten nach CEPAL 1985). Entscheidend war dabei der hohe Rück- 
gang der Industrieproduktion; die Landwirtschaft wuchs demgegenüber 1981/82 noch um 
4,5 %. Die Dramatik der Wirtschaftskrise wird aus Schaubild 1 ersichtlich. 

Im Unterschied zu den Industrieländern, in denen die Wachstumsraten des BIP sich im zykli- 
schen Durchschnitt seit 1950 mit der Ausnahme Japans deutlich verringerten, erhöhten sie 
sich in Lateinamerika bis 1970/75 auf 6,5 % jährlich und verblieben auch 1975/80 noch auf 
dem hohen Niveau von durchschnittlich 5,6 % (OECD-Länder 1974/79 2,5 %). 

Die ab 1981 einsetzende Talfahrt nahm daher in Lateinamerika viel dramatischere Formen an 
als in den Industrieländern und den Entwicklungsländern Asıens und Afrikas (wo allerdings 
das BIP pro Kopf seit 1973 rückläufig war) (Weltbank 1984, 5.41). Wegen des hohen Bevölke- 
rungswachstums von 2,3 % sank das BIP pro Kopf um -9,3 % und fiel damit auf das Niveau 
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Schaubild 1: 
Lateinamerika: Jährliche Wachstumsraten des Bruttoinlandprodukts 


1945 1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1984 


Quelle: CEPAL 1985 


von 1976 zurück. Von dem drastischen Rückgang waren alle lateinamerikanischen Länder 
mit Ausnahme Kubas (+ 21,5 %), Panamas (+ 3,3 %) und der Dominikanischen Republik 
(+ 2,4%) betroffen (Vgl. Tabelle 1). 

Am stärksten betroffen waren Bolivien (-25 %), El Salvador (-22 %), Peru (-15 %), Costa Rica 
(-15 %), Uruguay (-14 %), Chile (-14 %), Venezuela (-13 %) und Brasilien (-10,4 %). Während 
das Bruttoinlandprodukt pro Kopf von 1982 in Brasilien nur auf das Niveau von 1979 (1983 
auf das von 1976) sank, fiel es in vielen der stark betroffenen Länder um mehr alseine Dekade 
zurück (Vgl. Tabelle 2). 

1984 stieg das BIP der Region wieder um 2,6 % (pro Kopf allerdings nur um 0,2 vH). Die Spit- 
zenreiter waren Kuba 7,4 % (6,8%), Chile 5,5 % (3,6), Brasilien 3,5 % (1,3), Argentinien 2,5 % 
(0,9), Peru 3,5% (0,9), Kolumbien 3,5 % (1,0). Die Schlußlichter bildeten Uruguay, Venezue- 
la, Bolivien und Nicaragua. 

Wie läßt sich nun dieser tiefe Konjunktureinbruch in Lateinamerika erklären? Die offen- 
sichtlichsten und daher am häufigsten zitierten Gründe der Krise ergaben sich aus der Rück- 
wirkung des zweiten Ölschocks, der Rezession in den Industrieländern 1981/82, des Rück- 
ganges des Welthandels und der Verdreifachung des internationalen Zinsniveaus. Als Folge 
davon kam es in den erdölimportierenden Ländern zu einer Beschleunigung des Verfalls der 
terms oftrade: Zwischen 1979 und 1983 sanken sie um 32 %, und der Indexwert (1970 = 100) 
erreichte 1983 mit 63 einen dertiefsten Werte seit dem ersten Weltkrieg(CEPAL 1985, 5. 15). 
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Tabelle 1 
Lateinamerika: Entwicklung des Bruttoinlandprodukts pro Kopf 


Land Dollar zu Preisen von 1970 Wachstumsrate kumulatives 

Wachstum 

1970 1980 1983 19845 1980 1981 1982 1983 19845 1981-1984b 
Argentinia 1241 1334 1166 1177 -0,9 -7,7 -6,6 1,4 0,9 -11,8 
Bolivia 317 382 295 288 -2,1 -3,5 -11,1 -10,0 -2,2 -24,6 
Brazil 494 887 798 809 4,8 -3,8 -1,3 -5,3 1,3 -8,9 
Colombia 598 824 804 812 1,9 0,1 -1,2 -1,4 1,0 -1,5 
Costa Rica 470 974 834 837 -2,1 -4,9 -9,7 -0,3 0,4 -14,1 
Cuba® a; iin en ee -1,9 14,9 2,0 4,6 ” 22,64 
Chile 958 1045 895 928 6,2 4,1 -15,7 -2,4 3,6 -11,2 
Ecuador 413 723 678 673 1,9 1,0 -1,1 -6,1 -0,7 -6,9 
El Salvador 422 433 344 339 -11,3 -10,9 -8,3 -2,9 -1,4 -21,8 
Guatemala 448 589 512 497 0,9 -2,1 -6,2 -5,4 2,8 -15,5 
Haiti 90 114 99 100 5,1 -5,2 -4,9 34 0,4 -12,2 
Honduras 313 356 318 314 -0,8 -2,3 -5,1 -3,8 -1,4 -12,0 
Mexico 978 1366 1284 1280 5,5 5,1 -3,1 -7,7 -0,3 -6,3 
Nicaragua 418 337 331 322 6,7 2,0 -4,4 0,5 -2,8 -4,7 
Panama 904 1174 1214 1188 10,5 1,9 3,2 -1,8 -2,2 1,1 
Paraguay 383 642 612 611 7,9 5,4 -3,9 -5,9 -0,1 -4,8 
Peru 659 690 593 598 1,2 1,2 -2,2 -13,2 0,9 -13,3 
Dominican Republic 398 601 615 611 3,6 1,6 -0,7 1,5 -0,7 1,7 
Uruguay 1097 1426 1226 1195 5,3 1,2 -10,3 -5,3 -3,5 -16,2 
Venezuela 1239 1310 1147 1097 -5,1 -3,3 -2,2 -7,4 4,4 -16,2 
Total® 709 982 893 895 3,1 -0,7 -3,3 -5,3 0,2 -8,9 


® Zu Marktpreisen b Provisorische Schätzung © Gesamtes Sozialprodukt d 1981-1983 ® Durchschnitt ohne Kuba 


Quelle: CEPAL 1985 


Tab. 2: Pro-Kopf-Produkt 1982 im Verhältnis zu den in früheren Jahren erreichten Werten 


BIP pro (Jahr, in dem zum ersten Mal das Pro-Kopf-Produkt 
Land Einwohner von 1982 erreicht wurde) 
(US-Dollar 
von 1975) BIP Landwirt- Industrie Bauwirt- Handel u. 
schaft schaft Finanzen 

Venezuela 1879 1954 1964 1976 1956 1969 
Mexico 1707 1981 1965 1980 1981 1981 
Uruguay 1330 1978 1951 1975 1978 1976 
Brasil 1322 1979 1980 1978 1978 1979 
Panamä 1308 1982 1965 1972 1982 1981 
Argentina 1307 1969 1973 1965 1969 1961 
Perü 974 1974 1950 1970 1956 1974 
Costa Rica 942 1973 1969 1974 1954 1968 
Chile 976 1971 1958 1959 1950 1980 
Repüblica Dominicana 849 1982 1982 1982 1977 1982 
Paraguay 787 1980 1980 1980 1981 1980 
Ecuador 749 1981 1971 1982 1971 1980 
Colombia 647 1981 1979 1976 1982 1981 
Guatemala 607 1976 1972 1977 1977 1974 
Nicaragua 498 1963 1952 1967 1963 1954 
Bolivia 452 1972 1975 1972 1951 1950 
Honduras 393 1973 1965 1977 1950 1978 
El Salvador 314 1962 1950 1962 1956 1959 
Haiti 171 1952 1950 1980 1978 1976 


Quelle: CEPAL 1985a 


Die höchsten Verluste wurden in Nicaragua-54,6 % (Index 54), Brasilien -44 % (53) und Chile 
-24,7 % (37) erreicht. Im Unterschied zur letzten großen Weltwirtschaftskrise 1929/33 konn- 
te allerdings der Verfall der relativen Exportpreise durch die Zunahme des Exportvolumens 
in den meisten Krisenjahren kompensiert werden. 

Ab 1981 kam es auch zum Verfall der terms of trade der erdölexportierenden Länder Latein- 
amerikas (1981/84 -24,7 %), der allerdings den hohen Zuwachs der 70er Jahre nicht vollstän- 
dig rückgängig machte (1974 Index 166). 

Das ganze Ausmaß des dadurch bedingten »ungleichen Austausches« läßt sich am Beispiel 
Brasiliens verdeutlichen: Wenn es seit 1978 zu keinem Verfall der terms of trade gekommen 
wäre, hätte die mengenmäßige Entwicklung der Exporte und Importe bis 1982 zu einem 
Handlungsbilanzüberschuß von 25,7 Mrd. US-Dollar und nicht zu einem Defizit von 6,2 
Mrd. US-Dollar geführt (Serra 1982, S. 25). Die Kosten des terms of trade Verfalls beliefen 
sich also auf 31,9 Mrd. US-Dollar. 

Entscheidend für die sich zuspitzende Zahlungsbilanzkrise in allen lateinamerikanischen 
Ländern aber war, daß der terms of trade-Verfall mit einer Verdreifachung der jährlichen 
Zinszahlungen (1977 10,8 %, 1982 36 % des Exportwertes) (CEPAL 1984a, $. 447), die ab 
1982 den Saldo der Kapitalbilanz überstiegen, zusammenfiel. Das ganze Ausmaß dieses Zins- 
schocks in einer Rezessionsphase (die lateinamerikanischen Länder hatten eher mit einer Ab- 
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nahme des Zinsniveaus kalkuliert) kann wiederum am Beispiel Brasiliens illustriert werden: 
Wenn die bereits hohe Zinsrate von 1978 (7,1 %) konstant geblieben wäre, hätte Brasilien 
1979/82 15,5 Mrd. weniger an Zinsen zahlen müssen. 

Die kombinierte Wirkung von terms of trade-Verfall und Zinsschock (47,4 Mrd. Dollar 
Mehrkosten) erklärt also im Falle Brasiliens bereits fast die Hälfte seiner Auslandsverschul- . 
dung 1982 und damit auch die drohende Zahlungsbilanzkrise. Daß diese auch akut wurde, lag 
an der sich erst 1982 voll auf Lateinamerika durchschlagenden Rückwirkung der Rezession in 
den Industrieländern und des Rückgangs ihrer Importe: Der Exportwert fiel sowohl in den 
erdölimportierenden wie in den erdölexportierenden Ländern, und das Exportvolumen in 
den erdölimportierenden Ländern ging auch absolut zurück. Gleichzeitig sank der Nettoka- 
pitalzufluß (Saldo der Kapitalbilanz) auf die Hälfte seines Höchstwertes von 1981. Das Lei- 
stungsbilanzdefizit von 40,6 Mrd. US-Dollar konnte durch den Zustrom neuen Kreditkapi- 
tals nicht mehr finanziert werden. Das Defizit der gesamten Zahlungsbilanz von 2 Mrd. 1980 
erhöhte sich auf 21 Mrd. 1982, wobei allerdings Mexiko, Brasilien und Venezuela einen An- 
teil von 80 % an diesem Defizit hatten. 

Lateinamerika verwandelte sich zum erstenmal in der Nachkriegszeit in einen Nettokapital- 
exporteur, da die Nettozinszahlungen den Überschuß der Kapitalbilanz um 18,4 Mrd. über- 
stiegen. Die Hälfte dieses Transfers entfiel auf Mexiko, der Rest auf Venezuela, Argentinien, 
Brasilien und Chile. Auf diese 5 großen Schuldnerländer entfielen 84 % der gesamten Aus- 
landsschulden Lateinamerikas in der Höhe von 315 Mrd. US Dollar 1982 (CEPAL 1985, 
5.18). 1982 mußte die Mehrheit der lateinamerikanischen Länder den Gang zum Internatio- 
nalen Währungsfond (IWF) antreten. Die dadurch erzwungene Stabilisierungspolitik ver- 
schärfte durch Kreditverknappung, Abbau staatlicher Haushaltsdefizite und Währungsab- 
wertungen den wirtschaftlichen Abschwung (1983 fiel das BIP auf -3,1 %, pro Kopf auf -5,3 %) 
und erhöhte gleichzeitig den Nettokapitalexport (1983 31 Mrd. US-Dollar, d.h. 30 % der Im- 
portkapazität) und den Handelsbilanzüberschuß (seit 1983 entspricht er exakt den Netto- 
zinszahlungen). 1984 kommt es dann zu einer deutlichen Erholung der Exporte um 9 % bei 
einem Zuwachs der Importe um 4,4 %. Der Handelsbilanzüberschuß stieg auf 37,6 Mrd., die 
Zinszahlungen auf 37,3 Mrd., der Nettozufluß erhöhte sich wieder leicht auf 10,6 Mrd., so 
daf die Zahlungsbilanz nach einem Defizit von 25 Mrd. in den vorausgehenden drei Jahren 
mit einem Überschuß von 7,5 Mrd. abschloß. Der Nettokapitaltransfer blieb aber nach wie 
vor hoch (2,6 Mrd.), die Auslandsschulden erhöhten sich um 5,5 % auf 360 Mrd., während die 
Schulden/Export-Relation leicht auf den Wert 3,3 sank. Die Entspannung der Verschul- 
dungskrise war allerdings weitgehend das Resultat des sich durch das amerikanische Handels- 
bilanzdefizit verbesserten Welthandels und die Exportsteigerungen lassen sich weitgehend 
durch das singuläre Exportwachstum Brasiliens (+ 23 %) erklären. Der Handelsbilanzüber- 
schuß Brasiliens (12 Mrd. US Dollar) und Mexikos (13,5 Mrd. US Dollar) erklärt daher zu70% 
den Überschuß Lateinamerikas. 

Von den IWF-Strategen als erste Anzeichen der Überwindung der Verschuldungskrise gefei- 
ert, bleibt der 1984 einsetzende, primär von wachsenden Exporten getragenene Konjunktur- 
aufschwung an eine zentrale Voraussetzung gebunden: die Industrieländer müßten ebenso 
wie die USA ein hohes Handelsbilanzdefizit mit Lateinamerika tolerieren, damit die Schuld- 
nerländer den geforderten Realressourcentransfer leisten können. Wie fraglich dies ist, geht 
aus dem Artikel von Alex Schubert in diesem Heft hervor. Da das hohe Handelsbilanzdefizit 
der USA im wesentlichen durch hohe Kapitalimporte finanziert wurde, die die USA schon 
bald zu einem Nettoschuldnerland machen werden, sind die Risiken vorprogrammiert. Ent- 
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weder den USA gelingt es, ihr Haushalts- und Handelsbilanzdefizit auch weiterhin durch stän- 
dig steigende Kapitalimporte zu finanzieren (dann aber müßten die Zinsen weiter steigen) oder 
es kommt zu einem Verfall des Dollarkurses, was zu einer. Verbesserung der Wettbewerbsfähig- 
keit der amerikanischen Exporte und damit der Reduzierung des welthandelfördernden Han- 
delsbilanzdefizits führen würde. In jedem Fall würde sich die Zahlungsbilanzposition Latein- 
amerikas entweder durch steigende Zinsen oder durch sinkende Exportmöglichkeiten in die 
USA verschlechtern. Insofern kann die eigentliche Verschuldungskrise mit einer Zahlungsun- 
fähigkeit der lateinamerikanischen Länder und entsprechenden Risiken eines Zusammen- 
bruchs einiger amerikanischer Großbanken überhaupt erst noch bevorstehen. 

Wie sind nun die internen Effekte der Verschuldungskrise in Lateinamerika einzuschätzen? 
Während der IWF, die Großbanken und die Regierungen der Industrieländer eine »Gesun- 
dung« der lateinamerikanischen Wirtschaft (mehr Markt, weniger Staat und Subventionen, 
einen hohen Handelsbilanzüberschuß) prognostizieren, sieht nicht nur die Linke Lateiname- 
rikas die Verschuldungskrise als finanzielle Erdrosselung, die zu massiven Deindustrialisie- 
rungsprozessen führen vird. Der Doppelcharakter jeder tiefen Krise wird damit jedoch nicht 
mehr begreifbar: Sie iihrt eben nicht nur zur Zerstörung von Entwicklungspotentialen 
durch die Entwertung von Kapital und Arbeit, sondern sie eröffnet auch Möglichkeiten zu 
längst überfälligen Restrukturierungen des Akkumulations- und Entwicklungsprozesses 
und damit die Mobilisierung bisher nur unzulänglich genutzter Entwicklungspotentiale. In 
einer solchen Betrachtungsweise erscheint die Verschuldungskrise eher als monetärer Aus- 
druck der Krise der binnenmarktorientierten Industrialisierung (sowie des Fehlschlages der 
Militärregime im Süden Lateinamerikas, diese mit einer neoliberalen Politik zu überwinden). 
Gerade der Zugang zu billigen Euromarkt-Krediten mit zeitweise negativen Realzinsen seit 
1968 hat die Widersprüche dieses Entwicklungsmodells überdecken helfen und den Druck 
auf strukturelle Reformen (Steuern, Finanzsektor, Sozialversicherung, Agrarfrage) und eine 
Restrukturierung des Wirtschaftsmodells (stärkere Berücksichtigung der binnenmarktorien- 
tierten Landwirtsc chaft, Ankurbelung des Binnenmarktes durch begrenzte Umverteilung 
von Einkornmen, selektive Förderung der Exporte) weitgehend entkräftet. Phasen des Net. 
tokapitalexports waren in Lateinamerika bisher auch immer Phasen der internen Struktur- 
veränderungen und der Erschließung nur unzulänglich genutzter interner Entwicklungspo- 
tentiale. Inwieweit dies auch für die gegenwärtige Krise gilt, ist noch eine offene Frage, die 
wesentlich von der Einschätzung der Gründe der Verschuldung und der national unter- 
schiedlichen Möglichkeiten zur Krisenverarbeitung abhängt. Ein Rückblick auf die Ge- 
schichte soll den Zusammenhang zwischen Verschuldungskrise, Nettokapitaltransfer und 
Restrukturierung der ökonomischen Reproduktionsprozesse kurz skizzieren. 


2. Verschuldungskrisen und Strukturwandel in Lateinamerika: Ein Rückblick auf die 
Geschichte und ein Vergleich mit der gegenwärtigen Krise. 


Entgegen einer weitverbreiteten Meinung ist die gegenwärtige Verschuldungskrise gar nicht 
so außergewöhnlich wie sie scheint. In der lateinamerikanischen Wirtschaftsgeschichte gab es 
fünf große Verschuldungskrisen, die in ihrem Verlaufsmuster und ihrem Zusammenhang 
mit der weltwirtschaftlichen Konjunktur durchaus ähnliche Züge wie die gegenwärtige auf- 
weisen: 1825, 1873, 1890, 1913, 1929, wobei ich die erste im folgenden ausklammern werde. 
Unabhängig von empirischen Besonderheiten läßt sich die allgemeine Verlaufsform dieser 
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Krisen wie folgt zusammenfassen (Marichal 1980, Doellinger 1976, Rhomberg 1969, Kindle- 
berger 1973): Alle Verschuldungskrisen Lateinamerikas fielen mit einer Weltmarktkrise, 
1850 mit einer internationalen Finanzkrise zusammen. Am Ende einer langen Aufschwungs- 
phase in den Industrieländern führten die Überakkumulationstendenzen zur Überliquidität, 
d.h. brachliegendes Geldkapital suchte eine rentable Verwertung außerhalb der Industrie der 
entwickelten Länder. Die internationalen Banken steigerten ihre Ausleihungen an Latein- 
amerika ın erheblichem Umfang. Nach Marichal entfielen 60 % aller Neuanleihen dieses 
Zeitraumes auf die letzten drei Jahre vor jeder Krise (Marichal 1980, $. 20). Der Anteil Latein- 
amerikas an den englischen Anleihen, der im Durchschnitt der Jahre 1865/1913 bei 17 % lag, 
stiegauf30 % 1871/72, 34 % 1888/89, 22% 1911/13 (Marichal 1980). Der Anteil Lateinameri- 
kas an den amerikanischen Anleihen erreichte 1924/29 24 % (Kindleberger 1977, 5. 56). Zu- 
sammen mit der günstigen Exportkonjunktur führte dies im Rahmen des Gold- oder Goldde- 
visenstandards in der Regel zu einer Aufwertung der lateinamerikanischen Währungen und 
damit zu einer Verbilligung der Importe aus den Zentren (die terms of trade verbesserten 
sich). Die englischen und später auch die deutschen, französischen und nordamerikanischen 
Exporte nach Lateinamerika stiegen enorm an und materialisierten sich in Gütern für den 
Aufbau der Infrastruktur (Eisenbahn, Häfen) und erster Konsumgüterindustrien. Der speku- 
lative Handels- und Geldkapitalexportboom am Ende einer langen Aufschwungphase und in 
den ersten Jahren des einsetzenden Abschwunges brach dann mit der Krise in den Zentren 
(die in der Regel die Form einer Finanzkrise annahm) zusammen. Das Exportvorkommen re- 
duzierte sich drastisch, dieterms of trade fielen, zeitlich verschoben brach dann der Strom an 
Neuanleihen, der u.a. auch die Schuldendienstzahlungen finanziert hatte, ab. 

Die lateinamerikanischen Länder waren nicht mehr zahlungsfähig, es kam zu Moratorien 
und Funding Loans. Eine Phase des Netto-Kapitalexportes in die Industrieländer setzte ein. 
Die reduzierte Importkapazität und die Währungsabwertungen der lateinamerikanischen 
Länder wirkten auch unabhängig von hohen oder niedrigen Importzöllen als »Zollschutz«: 
Auf der Basis der in der vorhergehenden Phase importierten Industrieanlagen kam es zu einer 
raschen Expansion der einheimischen Produktion. Erst wenn in den Zentren die erste Phase 
eines neuen langfristigen Aufschwungs, einer neuen »langen Welle« mit hohen Investitionen 
in neue Industrien und Infrastrukturen abgeschlossen war, erholte sich auch wieder das Leih- 
kapitalangebot, etc. 

Die Ähnlichkeit dieses Verlaufs mit der jüngsten Schuldenkrise in Lateinamerika sticht ins Au- 
ge. Die große Expansion der Verschuldung Lateinamerikas in den freien Bankzonen setzte erst 
in der Schlußphase des langen Nachkriegsaufschwungs ein. 1968/73 stieg die internationale Li- 
quidität um 22,7 % (1949/1969 um 2,7 %) und der Welthandel um 18 % (1959/1969 um 10 %) 
(Malon/Bonelli 1977, S. 19). Die Neuverschuldung und der Exportwert stiegen in Lateinameri- 
ka überdurchschnittlich mit bis zu 35 % jährlichen Wachstumsraten, auch die terms of trade 
verbesserten sich deutlich. Die nach dem ersten Ölschock 1973/74 einsetzende Krisenphase der 
kapitalistischen Weltwirtschaft führte in den Industrieländern zu der bekannten Stagnation der 
industriellen Investitionen und der Abschwächung der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsdy- 
namik, während in Lateinamerika die Folgen der Ölpreiserhöhung, die Verschlechterung der 
terms of trade und die interne Krise der binnenmarktorientierten Industrialisierung noch mit 
einer explosiv zunehmenden Neuverschuldung, die ab 1977 zunehmend nur noch dazu dient, 
alte Schuldendienste zu bezahlen, überdeckt werden konnte. Die Wachstumsraten des BIP und 
die Exporte Lateinamerikas waren 1974/79 doppelt bzw. viermal so hoch wie die der OEDC- 
Länder (CEPAL 1984, 5. 7). 
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Die hohe Wachstumsdynamik der Exporte und der Neuanleihen ermöglichte, trotz rasch 
wachsender Zinszahlungen, noch höhere Zuwächse der Importe von Kapitalgütern für die 
industriellen und infrastrukturellen Großprojekte in Brasilien, Mexico und Argentinien 
oder für billige Konsumgüter in Chile. Die sich in den Industrieländern durchsetzenden Sta- 
bilisierungspolitiken wurden daher in ihrer kontraktiven Wirkung auf Welthandel und 
Weltproduktion noch durch eine Politik des Wachstums um jeden Preis, auch den einer zu- 
nehmenden Verschuldung und Inflationsrate, in Lateinamerika und Südostasien konterka- 
riert. Ermöglicht wurde dies durch die ca. 30 % jährliche Ausweitung der internationalen 
Kreditströme, die das brachliegende Geldkapital aus den OECD- und OPEC-Ländern in die 
Schwellenländer Lateinamerikas und Südostasiens zu bis 1977 negativen Realzinsen umlenk- 
ten (vgl. Schaubild 2). Die Verwendung externer Kredite zur Finanzierung von Großprojek- 
ten oder Konsumgüterimporten besaß daher in dieser Phase ein gewisses Maß an ökonomi- 
scher Rationalität. 


Schaubild 2: Nominale und reale internationale Zinsraten (in vH) 
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Anfang der 80er Jahre brach dieser spekulative Kreditboom, der die Ausweitung der realen 
Wirtschaftskrise auf die Schwellenländer Lateinamerikas verhindert hatte, in sich zusammen 
(Tavares 1983): Das weltweit brachliegende Geldkapital wurde über hohe Zinssteigerungen 
zur Finanzierung des US-Haushalts-, später auch des explosiv steigenden Handelsbilanzdefi- 
zits, in die USA umgelenkt. Die Rezession in den Industrieländern, der Rückgang der Impor- 
te und der Verfall der terms of trade führten in Lateinamerika zu einer offenen Zahlungsbi- 
lanz- und Verschuldungskrise, während die südostasiatischen Schwellenländer nach einem 
Einbruch 1980 aufgrund ihrer besonderen Stellung in der Weltwirtschaft noch von der Krise 
verschont blieben. 

Natürlich unterscheidet sich der Ablauf der gegenwärtigen Verschuldungskrise in vielen von 
den vergangenen (Veränderung der Währungsverhältnisse, größere periodische Elastizität 
des internationalen Kredits, Ausmaß des internationalen Krisenmanagements). Die offene 
weltweite Finanzkrise konnte daher bisher vermieden werden. 
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Daß die gegenwärtige Verschuldungskrise mit den vergangenen im Hinblick auf ihre Bedeu- 
tung für die Gesamtwirtschaft aber durchaus vergleichbar ist, ergibt sich aus der Tatsache, 
daß fast alle konventionellen Verschuldungsindikatoren bereits in den vergangenen Krisen 
ähnliche, 1929/33 sogar höhere Werte erreichten als heute: Ein Verhältnis von Schulden und 
Exportwert von 2-3, ein Anteil der Schulden am BIP von 30-50 % und des Schuldendienstes 
am Exportwert von 40-90 %. 

Die Entwicklung dieser Indikatoren und der Zusammenhang zwischen Verschuldungskrise, 
Nettokapitaltransfer und Restrukturierung des ökonomischen Reproduktionsprozesses soll 
nun noch kurz am Beispiel Brasiliens illustriert werden (Daten nach Villela, Suzigan 1977, 
5. 269 ff. und Anhang). 

In der Schulden- und Kaffeexportkrise seit 1890 stieg das Verhältnis von Schulden zum Ex- 
portwert auf 2, der Anteil der Schulden am geschätzten Netto-Volkseinkommen auf 27 % 
und des Schuldendienstes am Exportwert auf 12 %. Der Netto-Kapitalexport fiel wegen des 
ersten Funding Loan mit der englischen Bank Rothschild noch relativ niedrig aus(die Tilgun- 
gen waren um 12 Jahre verschoben worden). Der Engpaß der Importkapazität und die Wäh- 
rungsabwertung führte zu einer ersten großen Welle des Ersatzes von Konsumgüterimpor- 
ten durch inländische Produktion. Die dafür nötigen Kapitalgüter waren teilweise noch in 
der Zeit der hohen Kreditzuflüsse importiert worden. 1905 produzierte Brasilien bereits die 
Hälfte der intern konsumierten Baumwollstoffe (Fishlow 1972, S. 313). 

Die Schuldenkrise 1914/18 war mit einem Verfall der terms of trade um 70 %, einem massi- 
ven Nettokapitalexport von fast 50 Mio. Pfund, einer Reduzierung der Schulden um 11 Mio. 
Pfund und einer zweiten Welle der Importsubstitution bei einfachen Konsumgütern (die Ma- 
schinen waren wiederum in der Export- und Schuldenboomzeit vor 1914 importiert wor- 
den) verbunden. Die Schulden erreichten das 2-3fache des jährlichen Exportwertes und 20 % 
des Bruttosozialproduktes 1920 (eigene Berechnung nach Villela, Suzigan 1977, S. 361, 368, 
370). Die Schulden- und Exportkrise ab 1929 hinterließ tiefe Wirkungen auf die brasiliani- 
sche Ökonomie. Die terms of trade fielen 1929/33 um 40 % und die Nettokapitalexporte er- 
reichten 1931/33 24 Mio. Pfund, wodurch der gesamte Handelsbilanzüberschuß dieser Jahre 
absorbiert wurde. Der jährliche Schuldendienst erreichte 1932 46 % des Exportwertes und 
die gesamte Auslandsschuld stieg 1934 auf das 8fache des Exportwertes und 86 % des Brutto- 
nationalproduktes 1934. Ab 1934 schlug Brasilien dann eine Politik des Schuldenabbaus bei 
gleichzeitiger Reduzierung der Amortisationszahlungen ein. Wegen ausbleibender neuer 
Anleihen absorbierte der verringerte Schuldendienst in der Höhe von 31 Mio. Pfund 1934/37 
118 % des Handelsbilanzüberschusses, so daß 1937 der Schuldendienst einseitig eingestellt 
wurde. Die günstige Exportkapazität ab 1940 ermöglichte dann die Wiederaufnahme der 
Schuldendienstzahlungen und ein Entschuldungsabkommen mit den englischen Banken: der 
nominelle Wert der Schulden wurde um 37 % gesenkt, dafür wurden 11 % der Schulden vor- 
zeitig zu einer auf 3,7 % erhöhten Zinsrate zurückgezahlt (Villela, Suzigan 1977, 5. 279). 
Durch die Zahlung von 44,5 Mio. Pfund konnte Brasilien seine Schulden von 1940 bis 1945 
um 67,3 Mic. reduzieren (Villela, Suzigan 1977, $. 280). Obwohl der Handelsbilanzüber- 
schuß 1931 bis 1937 durch die Nettokapitalexporte völligabsorbiert und dieImportkapazität 
dadurch erheblich eingeschränkt wurde, erhöhte sich die Wachstumsrate der Industriepro- 
duktion von 1929/32 1,3 % auf 1933/39 11,3 % (dies., S. 166). Dies war möglich, weil vor 
1923 in der Zeit der hohen Exporterlöse, hoher Neuanleihen und einer überbewerteten Wäh- 
rung umfangreiche Kapitalgüterimporte für die Textil- und Nahrungsmittel-, aber auch erste 
Stahl-, Zement- und Metallverarbeitungsindustrien getätigt worden waren, die nun unter 
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dem »Zollschutz« einer stark abgewerteten Währung voll ausgelastet werden konnten. In Säo 
Paulo stieg die Industriebeschäftigung 1932/37 um 10,4 % jährlich, der Anteil der Industrie 
am Bruttoinlandprodukt erreichte 1939 20 % (Evans 1979, $. 71; Fishlow 1972, 5. 336). 
Die Kehrseite des dynamischen Industriewachstums und der Verbesserung der städtischen 
Lohneinkommen war allerdings die Vernachlässigung der Landwirtschaft, die der Kontrolle 
der alten Agraroligarchien ausgeliefert blieb (Hurtienne 1984, S. 364 ff.). 

Das Beispiel Brasilien belegt, daß bereits die Verschuldungskrisen der vergangenen Weltwirt- 
schaftskrisen ein Ausmaß erreichten, das mit der gegenwärtigen vergleichbar ist, und daß 
trotz eines hohen Nettokapitaltransfers eine Restrukturierung des ökonomischen Repro- 
duktionsprozesses durchaus möglich war. 


3. Das binnenmarktorientierte Industrialisierungsmodell der Nachkriegszeit 


Das Industrialisierungsmodell der lateinamerikanischen Länder war in der Nachkriegszeit, 

unabhängig von nationalen Besonderheiten (Entwicklungsstand, Größe des Binnenmarktes, 

Resourcenausstattung, politisches System und Klassenstruktur), durch eine weitgehende 

Orientierung an der Konsum- und Akkumulationsstruktur des nordamerikanischen Indu- 

striekapitalismus als Inkarnation des zivilisatorischen und technischen Fortschritts gekenn- 

zeichnet (Fajnzylber 1984; Hurtienne 1977). 

Dieses in der neueren wissenschaftlichen Diskussion mit dem Stichwort »fordistischer Akku- 

mulationstyp« belegte industriekapitalistische Zivilisationsmodell der USA war seit Ende des 

19. Jahrhunderts im Gefolge der zweiten industriellen Revolution entstanden, erreichte in 

den zwanziger Jahren seine endgültige Ausprägung und verallgemeinerte sich nach dem zwei- 

ten Weltkrieg in allen kapitalistischen Industrieländern, aber auch — wie ich noch zeigen 
werde — ansatzweise in den großen halbindustrialisierten Ländern Lateinamerikas (Aglietta 

1979; Lipietz 1985). 

Die herausragenden Merkmale dieses fordistischen Entwicklungs- und Akkumulationstyps 

kann man grob schematisiert wie folgt zusammenfassen (vgl. dazu Hurtienne 1984 2. Bd. 

Kap. 4): 

a) die erstmalige industrielle Massenproduktion von hochwertigen dauerhaften Konsumgü- 
tern in Großbetrieben mit wissenschaftlicher, »taylorisierter« Betriebsführung (Zergliede- 
rung des Arbeitsprozesses in einfache Tätigkeiten, die unter strenger Kontrolle des techni- 
schen Büros durch angelernte Arbeiter im Akkordlohnsystem erfolgte, bei Verdrängung 
der Kontrolle der alten Facharbeiter über den Produktionsprozeß) und halbautomatischer 
»fordistischer« Fließbandmontage (Werkstücke werden zu den neuen Detailarbeitern 
durch ein kontinuierlich laufendes Band transportiert, das den Arbeitsrhythmus bestimmt 
und die Produktion mit austauschbaren Teilen ermöglicht). »Taylorismus« und »Fordis- 
mus« führten zu einer enormen Steigerung der Arbeitsproduktivität und der Arbeitsintensi- 
tät mit einem entsprechenden übermäßigen Verschleiß der Arbeitskraft; 

b) der erstmalige Massenkonsum von nicht lebensnotwendigen dauerhaften Konsumgütern 
durch Mittelschichts- und Facharbeiterhaushalte (ermöglicht durch die Kosten- und 
Preissenkungen der industriellen Großproduktion und die rasche Zunahme von Konsu- 
mentenkrediten); 

c) die Automobilisierung, Elektrifizierung und Mechanisierung der Haushalte führte zur 
raschen Auflösung vorindustrieller Lebens-, Arbeits- und Konsumweisen und damit zur 
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beginnenden »Industrialisierung der Bedürfnisse« (Traube 1979) durch künstliche Pro- 
duktdifferenzierung und nicht-informative Werbung; 

d) die Umstellung der Stadt- und Verkehrsstrukturen auf erdölintensive Straßenverkehrssy- 
steme und extensive großstädtische Siedlungsweisen (Vorortreihenhaus mit notwendi- 
gem Autobesitz und mechanisiertem Haushalt und steigende Frauenerwerbstätigkeit); 

e) den mit der Zerstörungder vorindustriellen Lebens-, Wohn- und Konsumformen zusam- 
menhängenden und durch die günstige Ressourcenausstattung der USA erleichterten dra- 
stischen Anstieg des Pro-Kopf-Verbrauchs an nicht erneuerbaren kommerziellen Ener- 
gieträgern (Erdöl für den Komplex Auto/Straßenverkehr/extensive Stadtstrukturen/ 
mechanisierte Landwirtschaft und Koble für den rasch ansteigenden Stromverbrauch der 
mechanisierten Vorortreihenhäuser); 

f) die Mechanisierung und Chemisierung der Landwirtschaft und die Industrialisierung der 
Lebensmittelproduktion. 

Das auf umfassender Automobilisierung und Petrolisierung basierende Zivilisationsmodell 

des nordamerikanischen Industriekapitalismus stieß in den zwanziger Jahren noch auf die 

strukturellen Grenzen einer im Verhältnis zur entfesselten Dynamik der industriellen Mas- 
senproduktion nur ungenügend wachsenden Massennachfrage. 

Aufgrund der Verallgemeinerung der industriellen Massenproduktion stieg die Arbeitspro- 

duktivität pro Arbeitsstunde in der verarbeitenden Industrie 1920/29 um 63 % und die Indu- 

strieproduktion um 52 %, während die absolute Zahl der Industriebeschäftigten konstant 
blieb und die Stundenlöhne der Fabrikarbeiter nur um 2-8 % anstiegen. Die rasche Auswei- 
tung des Besitzes von dauerhaften Konsumgütern (1929 besaßen bereits 60 % aller Haushalte 
ein Auto) war daher eher das Resultat überproportionaler Einkommenssteigerungen der neu- 
en Mittelklassen und der hohen Konsumentenkreditverschuldung von Arbeiterhaushalten. 
(Ende der 20er Jahre wurden 60-75 % der Autos auf Raten gekauft). Die Wachstumsdynamik 
der industriellen Massenproduktion erfolgte daher wegen der Schwäche der Gewerkschaften 
ohne eine entsprechende Steigerung der Masseneinkommen: die Einkommensverteilung 
wurde in den 20er Jahren ungleicher, die Profitquote stiegebenso wie die Kapitalproduktivi- 
tät, so daß die realwirtschaftlichen Gründe der 1929 ausbrechenden Wirtschaftskrise eher in 
dynamischen Realisierungsproblemen lagen (zur Verbindung mit der Börsenspekulation vgl. 

Hurtienne 1984, 2. Bd., S. 305 ff.; zu den einzelnen Gründen der Krise Kindleberger 1972). 

Erst die unter dem Druck der Weltwirtschaftskrise entwickelten neuen strukturellen Formen 

(»fordistische Regulierungsweise«) des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital (Streik- 

recht, collective bargaining, Sozialversicherungssystem) ermöglichten dann in der Nach- 

kriegszeit jene als Bündnis von big business und big labor bekannt gewordene Verschränkung 
zwischen den Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität und der Reallöhne in der Großindu- 
strie, die zusammen mit der unterstützenden keynesianischen Fiskalpolitik der fordistischen 

Massenproduktion von dauerhaften Konsumgütern eine genügend hohe Dynamik der Mas- 

sennachfrage garantierte. 

Der Fordismus als Einheit von industrieller Massenproduktion und dem durch die fordistische 

Regulierungsweise ermöglichten Massenkonsum industriell produzierter Güter verallgemei- 

nerte sich dann nach dem 2. Weltkriegin Westeuropa und Japan, wobei die zentrale Bedeutung 

der fordistischen Regulierungsweise und der dauerhaften Konsumgüter in der Reproduktions- 
struktur der Industrie und der Haushalte erst nach dem Abschluß der Rekonstruktionsperiode 
in den Vordergrund trat. 

Während die Übertragung der fordistischen Konsum- und Akkumulationsstruktur auf 
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Westeuropa trotz des halb so hohen Pro-Kopf-Einkommens aufgrund des höheren Grades 
der Grundbedürfnisbefriedigung und der entwickelteren Industrie- und Infrastruktur noch 
begreifbar ist, die nachholende Industrialisierung Japans in diesem Bereich bereits Probleme 
aufwirft, muß die Orientierung der halbindustrialisierten Länder Lateinamerikas am Ent- 
wicklungs- und Akkumulationsmodell der nordamerikanischen Massenkonsumgesellschaft 
mit einem fünfmal bis sechsmal so hohen Pro-Kopf-Einkommen zunächst als Paradoxon er- 
scheinen. Für die Erklärung dieses Paradoxons kann ich im folgenden nur einige erste Hin- 
weise geben. 

Lateinamerika war im Vergleich zu Afrika und Asien eine in vieler Hinsicht privilegierte Re- 
gion: Die seit Anfang des 19. Jahrhunderts bestehende Unabhängigkeit der lateinamerikanı- 
schen Staaten ermöglichte es ihnen, den Herausforderungen der Weltwirtschaftskrise 1929/ 
32 auf eine andere Weise zu begegnen als die Kolonialländer Afrikas und Asiens. Mit Ausnah- 
me der Kleinstaaten, die faktisch in das nordamerikanische Währungssystem integriert wa- 
ren, kam es in den großen und einigen mittelgroßen Ländern zu einer relativ dynamischen 
Teilindustrialisierung im Bereich einfacher Konsumgüter und Produktionsmittel. Rein stati- 
stisch gesehen lag daher der Anteil der verarbeitenden Industrie am Bruttoinlandsprodukt in 
den Ländern mit weitgehend abgeschlossener Konsumgüterindustrialisierung (Argentinien, 
Chile, Uruguay, Brasilien, Mexiko) bereits 1950 mit 20-26 % nur unwesentlich unter den 
Werten der USA (25 %) und Westeuropas (27 %), aber erheblich über denen Afrikas (ohne 
Südafrika 8 %), Asiens (ohne Japan 9 %) und Japans (12 %) (Fajnzylber 1984, S. 23, $. 153). 
Dahinter verbarg sich allerdings eine rückständige Industriestruktur, die noch von den tradi- 
tionellen Konsumgüterindustrien (Textil, Bekleidung, Nahrungsmittel) dominiert wurde, 
und eine rückständige Agrarstruktur, die gerade wegen ihres extensiven Charakters nur ei- 
nen geringen Anteil am BIP erreichen konnte. 

Die Unterschiede zwischen den Ländern mit abgeschlossener Konsumgüterindustrialisie- 
rung waren allerdings bereits 1950 erheblich: Trotz eines ähnlich hohen Anteiles der Land- 
wirtschaft am BIP (14-19 %) lag in Argentinien, Uruguay und Chile der Anteil der Erwerbs- 
tätigen in der Landwirtschaft zwischen 22-32 %, in Brasilien und Mexiko dagegen noch bei 
60-65 % (Cepal 1984, $. 129; Garcia/ Tokman 1984, S. 105). Vor allem Argentinien hatte da- 
her bereits einen mit Industrieländern vergleichbaren Homogenisierungsgrad (die Vertei- 
lung der Erwerbstätigen auf Sektoren entspricht in etwa der Verteilung des Bruttoinlands- 
produkts) erreicht. Noch deutlicher wird der Unterschied zwischen den alten europäischen 
Einwanderungsländern des Südens Lateinamerikas und den Flächenstaaten Mexiko und Bra- 
silien beim Urbanisierungsgrad: In Argentinien, Chile, Uruguay lag er 1950 mit 60 % (Chile) 
bis 80 % (Uruguay) deutlich über dem Europas (55 %), in Brasilien (36 %) und Mexiko (43 %) 
deutlich über dem Afrikas (13,2 %) und Südostasiens (15,5 %) (Fajnzylber 1984, S. 170; Lam- 
bert/Martin 1971, $. 158 ff.). 

Dem hohen Urbanisierungsgrad entsprach ein hoher Modernisierungsgrad der Sozialstruk- 
tur: In Argentinien, Chileund Uruguay lagder Anteil der Lohnabhängigen an der erwerbsfä- 
higen Bevölkerung mit 72-74 % bei dem der Bundesrepublik (72 %) und über dem Italiens 
(59 %) und Frankreichs (66 %), in Brasilien (50,7 %) und Mexiko (46,8%) weit über dem der 
Länder Afrikas und Asiens und nur unwesentlich unter dem der südeuropäischen Länder 
(Nohlen/Nuscheler 1982, Bd. 2, $. 74; Asche 1984, S. 262). Der Anteil der Lohnarbeiter im 
Agrarsektor (mit oft prekären Lohnarbeitsverhältnissen) an allen Lohnarbeitern lag in Ar- 
gentinien und Uruguay bei 21 %, in Chile bei36%, in Brasilien und Mexiko bei 44-48 % (Gar- 
cia/Tokman 1984, $. 105). 
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Obwohl die bisher verwandten Indikatoren Industrialisierungsgrad, Urbanisierungsgrad 
und Anteil der Lohnabhängigen an den Erwerbstätigen nur einen begrenzten Aussagewert 
für die Modernität einer Klassenstruktur haben, muß doch daran festgehalten werden, daß 
die lateinamerikanischen Länder mit abgeschlossener Konsumgüterindustrialisierung 1950 
im Vergleich zu Afrika und Asien, aber auch zu den Kleinstaaten Lateinamerikas, bereits 
über einen sozialökonomischen Entwicklungsstand verfügten, der eher mit den süd- und 
südosteuropäischen Ländern Europas vergleichbar war. 

Dies zeigt sich auch, wenn man den PKW- und LKW/Omnibus-Bestand 1953 vergleicht: 
Der PKW-Bestand war 1953 in Argentinien (221970), Brasilien (299600) und Mexico 
(214600) höher als in Schwarzafrika (219270), Japan (149900) und Spanien (175800). Die 
drei Länder zusammengenommen wiesen einen höheren Bestand als Asien ohne Japan 
(506 879) auf und lagen zusammen mit dem Bestand von Chile (44 000) und Uruguay (47 300) 
nur knapp unter dem der Bundesrepublik (862 700). Der LKW- und Omnibusbestand Brasi- 
liens (264 500), Argentiniens (145 300) und Mexicos (154 300) überstieg den der Bundesrepu- 
blik (455 600), den Asiens (ohne Japan 477700) und den Spaniens (93 000) (Cramer, $. 268). 
Die Motorisierungsdichte lag 1952 in Argentinien und Uruguay mit 20 Kraftfahrzeugen pro 
1000 Einwohnern ungefähr bei dem der Bundesrepublik, in Brasilien, Mexiko und Chile mit 
10 pro 1000 bei dem von Italien (eigene Berechnungen nach Hild 1975, S. 54, 146). Übrigens 
besaß Argentinien bereits 1930 mit 38 Kraftfahrzeugen pro 1000 Einwohner die gleiche Mo- 
torisierungsdichte wie Frankreich und England, Brasilien 1929 mit 5 pro 1000 eine ähnliche 
wie Deutschland und Italien (Rostow 1975, $. 212; Bloomfield 1978, $. 60; Sourrouille 1980, 
5. 300). Zumindest in den großen Ländern Lateinamerikas hatte der Kraftfahrzeugbestand 
und die hohen Zuwachsraten des Straßenverkehrs bereits Dimensionen erreicht, die aus der 
Sicht der politischen Entscheidungsträger den Aufbau einer integrierten Autoindustrie gera- 
dezu herausforderten, da der hohe Importbedarf dieses Sektors trotz des bereits auf 30-40 % 
angestiegenen lokalen Anteils am Montagewert durch die ab 1953 stagnierenden Primärgü- 
terexporte nıcht mehr finanzierbar war. 

Aber auch beim Pro-Kopf-Einkommen (zum Kaufkraftparitätenwechselkurs) schnitten die 
Länder mit abgeschlossener Konsumgüterindustrialisierung nicht schlecht ab (Daten nach Kra- 
nis 1982, 5. 327; Maddison 1983; Cepal 1984). Argentinien und Uruguay erreichten 1950 mehr 
als die Hälfte des US-amerikanischen Niveaus und lagen nur geringfügig unter dem Niveau von 
Italien und Spanien (26-28 %), und Brasilien (15 %) nur knapp unter dem Japans (17 %). 
Entscheidend für das binnenmarktorientierte Wachstumspotential war aber die Verbindung 
von Pro-Kopf-Einkommen, absoluter Größe des BIP und die Struktur der Einkommensvertei- 
lung: Argentinien erreichte 1950 43 %, Brasilien 40 %, Mexiko 33 % und Chile und Uruguay 
zwischen 4-5 % desBruttoinlandproduktes der Bundesrepublik. Die Einkommensverteilung in 
Argentinien entsprach 1953 bei einem etwa höheren Pro-Kopf-Einkommen ungefähr derjeni- 
gen der Bundesrepublik 1950: auf die oberen 5 % (20 %) entfielen 24 % (48 %) des Einkommens 
in der BRD und 27 % (50 %) in Argentinien, auf die unteren 60 % entfielen 29% Einkommens 
in der BRD und 32 % in Argentinien (Fields 1979, S. 80; Weisskoff 1974, $. 125). 

Mexico und Brasilien wiesen dagegen eine weitaus höhere Ungleichheit der Einkommensver- 
teilung auf: auf die oberen 5 % bzw. 20 % entfielen ca. 40 % bzw. 59 % der Einkommen, auf 
die unteren 60 % ca. 25%. Während in Argentinien die Einkommensungleichheit (gemessen 
am Gini-Koeffizienten) in den nichtlandwirtschaftlichen Sektoren mit 0,383 deutlich unter 
der Landwirtschaft (0,499) lag, traf auf Brasilien und Mexiko das umgekehrte Verhältnis zu. 
Die Länder Lateinamerikas mit weitgehend abgeschlossener Konsumgüterindustrialisierung 
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wiesen also 1950 bereits ein beachtliches sozialökonomisches Entwicklungsniveau auf, wo- 
bei zwei Untergruppen sich deutlich voneinander abhoben. Die europäischen Einwande- 
rungsländer des Südens Lateinamerikas (Argentinien, Uruguay, mit Abstrichen auch Chile) 
entsprachen ım Hinblick auf Pro-Kopf-Einkommen und Einkommensverteilung, Urbani- 
sierungsgrad und Anteil der Lohnabhängigen, Industrialisierungs- und Homogenisierungs- 
grad (d.h. Anpassung der Verteilung der Erwerbstätigen auf Sektoren an die Verteilung des 
BIP) sowie diverser Sozialindikatoren (geringes Bevölkerungswachstum, hohe Alphabetisie- 
rungsquaten, niedriges Niveau absoluter Armut) eher europäischen Ländern (im Falle Chiles 
eher südeuropäischen Ländern). Auf diese drei Länder entfiel 10% der Bevölkerung, 33 % des 
BIP und 41 % der Industrieproduktion Lateinamerikas (vgl. Tabelle). Andererseits entfielen 
52 % der Bevölkerung, 42 % der Industrieproduktion auf die großen Flächenstaaten Brasilien 
und Mexiko, die trotz eines hohen Industrialisierungsgrades, eines beachtlichen Pro-Kopf- 
Einkommens und eines hohen Anteils der Lohnabhängigen noch mit allen Merkmalen von 
typischen Entwicklungsländern behaftet waren: hoher Anteil der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft, hohem Bevölkerungswachstum, hohe vor allem ländliche absolute Armut, 
hohe Analphabetenquote, etc. 

Aus der Perspektive der gängigen, kritischen Entwicklungstheorie hätten also 1950 die Län- 
der des südlichen Lateinamerika, zumindest aber Argentinien, eindeutige Kandidaten für ei- 
ne erfolgreiche nachholende Industrialisierung sein müssen. Auch die Übertragung der fordi- 
stischen Konsum- und Akkumulationsstruktur wäre im Falle Argentiniens wegen seines 
großen Binnenmarktes kein spektakuläres Freignis gewesen. 

Das Paradoxon der Entwicklung der Nachkriegszeit war aber, daß gerade diese Länder mit 
relativ günstigen Ausgangsbedingungen im Durchschnitt der letzten 30 Jahre die schwäch- 
ste Wachstumsdynamik aller lateinamerikanischen Länder (mit Ausnahme von Haiti) auf- 
wiesen. Ihr Anteil an der Industrieproduktion Lateinamerikas fiel von 41 % 1950 auf 13 % 
1982, während der von Brasilien und Mexiko von 42 % auf 70 % anstieg (eigene Berechnun- 
gen nach Cepal 1984, S. 142, 197). Ein Teil dieses enormen Rückganges des Anteils der südli- 
chen Länder Lateinamerikas erklärt sich aus den Folgen der neoliberalen Politik der 70er 
Jahre, die zu massiven Deindustrialisierungsprozessen geführt hatte. Entscheidender aber 
war der vorausgehende Mißerfolg beim Aufbau einer fordistischen Akkumulationsstruktur, 
deren Ineffizienz ein wichtiger ökonomischer Grund für die rasche Durchsetzung neolibera- 
ler Politiken durch die repressiven Militärregime des cono sur bildete (Fajnzylber 1984, 
S. 242 ff.). 

Die vergleichsweise geringe Wachstumsdynamik der neuen kapitalintensiven Industrien 
war ın diesen Ländern mit einer Stagnation der Industriebeschäftigung und einem exzessiv 
hohen internen Preisniveau dieser Güter verbunden, was sowohl linke wie rechte Kritiker 
auf den Plan rief. Gleichzeitig vergrößerte sich der Abstand im Pro-Kopf-Einkommen zu 
den USA: kein Wunder, daß Chile das wichtigste Entstehungsland für die Abhängigkeits- 
theorie wurde. 

Spiegelbildlich dazu läßt sich der Anteilsgewinn Brasiliens und Mexikos vor allem auf den relati- 
ven Erfolg beim Aufbau einer um die Autoindustrie gruppierten fordistischen Akkumulations- 
struktur zurückführen. Bevor ich die Gründe für diese unterschiedlichen Entwicklungstenden- 
zen genau beleuchten werde, soll noch ein kurzer Überblick über die entwicklungspolitische 
Weichenstellung der 50er Jahre und die mit der Übertragung des fordistischen Entwicklungs- 
und Akkumulationsmodells zusammenhängenden hauptsächlichen Veränderungen der Indu- 
strie-, Wirtschafts-, Sozial- und Raumstruktur kurz resümiert werden. 
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Vor dem Hintergrund des sozialökonomischen Entwicklungsniveaus des Jahres 1950 und 
dem strukturellen Importengpaß seit dem Verfall der terms of trade nach dem Korea boom 
1952/54 erfolgte die Entscheidung der politisch-ökonomischen Eliten in Argentinien, Brasi- 
lien und Mexiko, die abgeschlossene Konsumgüterindustrialisierung durch eine zweite Phase 
der Importsubstitution bei dauerhaften Konsumgütern und den vorgelagerten Halbfabrika- 
ten und Kapitalgütern zu vertiefen. Bei dieser entwicklungspolitischen Weichenstellung ver- 
banden sich makroökonomische Gründe (Entlastung der Handelsbilanz, Aufbau eines na- 
tionalen Straßenverkehrssystems) mit der hohen Präferenz der Ober- und der städtischen 
Mittelklassen für dauerhafte Konsumgüter — für sie Inbegriff des durch den Weltmarkt ver- 
mittelten zivilisatorischen Fortschritts. Aufgrund der begrenzten Importkapazität, Import- 
kontrollen und überbewerteten Währungen erreichten die internen Preise für diese begehr- 
ten Luxusgüter das fünf- bis zehnfache des Weltmarktpreisniveaus (Cepal 1956, 5. 59). Der 
politische Druck der Ober- und Mittelklassen war daher der letztlich entscheidende Grund 
für die entwicklungspolitische Weichenstellung zugunsten der Importsubstitution im Be- 
reich der dauerhaften Konsumgüter und zuungunsten alternativer Optionen (Exportorien- 
tierung der modernisierten Konsumgüterindustrien, Erweiterung des Binnenmarktes für 
einfache Konsumgüter durch Agrarreform und Agrarmodernisierung). Diese Option folgte 
allerdings auch aus der fehlenden Bereitschaft der die Konsumgüterindustrien weitgehend 
kontrollierenden einheimischen Unternehmergruppen, sich dem rauhen Wind der Welt- 
marktkonkurrenz auszusetzen. Obwohl zumindest die brasilianischen Textilunternehmer 
im zweiten Weltkrieg einen hohen Anteil am Welthandel erlangt hatten, konnten sie nach 
1945 unter Schutz hoher Importbarrieren auch mit veralteten Anlagen höhere Oligopolge- 
winne ım Inland als auf dem Weltmarkt erzielen (Bergsman 1970, $. 136 ff.). Ein weiterer 
Grund für die Implementierung einer integrierten Autoindustrie war die im zweiten Welt- 
krieg in Brasilien, Argentinien, Mexiko entstandene Autoteileindustrie, die Anfang der 50er 
Jahre bereits bis zu 40 % des Montagewertes eines Autos produzieren konnte (Liebschütz 
1982, S. 779). Vor dem Hintergrund der Existenz dieses von einheimischen Unternehmen 
kontrollierten Sektors erschien die Entscheidung der Regierungen für die Zusammenarbeit 
mit den technologisch überlegenen multinationalen Konzernen im Endmontagebereich 
eher als ein Mittel zur Stärkung und Modernisierung dieser einheimischen Unternehmens- 
gruppen in den vor- und nachgelagerten Industrien und Dienstleistungssektoren. 

Der Aufbau einer integrierten Autoindustrie mit einem nationalem Produktionsanteil von 
60-90 % begann in Brasilien 1956, ın Argentinien 1959 und in Mexiko 1962. Aber auch in 
Chile, Venezuela und Peru wurden 1962/63 ähnliche Vorhaben in die Wege geleitet (aller- 
dings mit niedrigeren Integrationsraten). Die ausländischen Großkonzerne wurden durch 
massive Subventionspakete, Zollbarrieren und hohe interne Preise in die jeweiligen Länder 
gelockt (vgl. Hurtienne 1977, 5.75). Da dienordamerikanischen Konzerne noch ganzaufden 
dynamisch wachsenden Absatzmarkt in Westeuropa fixiert waren, spielten vor allem westeu- 
ropäische Konzerne dabei die Pionierrolle. Der Transfer ihrer zum Neuwert als Direktinve- 
stitionen deklarierten veralteten Produktionsanlagen nach Lateinamerika brachte ihnen 
mehrere Vorteile: Die heimischen Produktionsanlagen konnten schneller modernisiert wer- 
den, um der Konkurrenz der nordamerikanischen Tochtergesellschaften besser standhalten 
zu können, die wachsenden Ausgaben für Forschung und Entwicklung ließen sich nun inter- 
national umlegen, und sie verschafften sich gleichzeitigeinen Konkurrenzvorsprung vor den 
nordamerikanischen Firmen in den Ländern Lateinamerikas. 

Der Aufbau der Autoindustrien und der komplementären Vorleistungsindustrien, Dienstlei- 
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stungssektoren und Straßensysteme, führte zusammen mit der Expansion der elektrotechni- 
schen und der petrochemischen Industrien zu einer tiefgreifenden Veränderung der Indu- 
striestruktur und der industriellen Wachstumsdynamik. In den großen Ländern Lateiname- 
rikas (Anteil der Industrieproduktion 78 %) stiegder Anteil der modernen Schwerindustrien 
(Fahrzeugbau, Maschinenbau, Elektrotechnik, Chemie und Metallerzeugung) an der Indu- 
strieproduktion von 26 % 1950 auf 56 % 1975 und lag damit nur noch sieben Prozentpunkte 
unter den Werten der EG (Fajnzylber 1984, $. 160). Im Vergleich zu den USA und der EG 
waren die Anteileder Chemie höher, der metallerzeugenden etwa gleich hoch under metall- 
verarbeitenden Industrien (Fahrzeugbau, Maschinenbau, Elektrotechnik) um 14 Prozent- 
punkte niedriger. 

In den mittelgroßen Ländern (Chile, Uruguay, Kolumbien, Peru, Venezuela) stieg der Anteil 
der Schwerindustrien auf 43 %, der drei metallverarbeitenden Industrien auf 17 %. Die Klein- 
staaten Lateinamerikas, deren Anteil an der Industrieproduktion seit 1950 bei 5 % stagniert, 
erreichten 1977 einen statistischen Anteil der Schwerindustrien von 24 %, der metallverarbei- 
tenden Industrien von 9 % (wobei der überwiegende Teil dieser modernen Industrien aus 
Montagebetrieben besteht). 

Die nur für die großen und einige mittelgroßen Länder festzustellende Dominanz eines um 
die Auto- und die anderen dauerhaften Kosumgüterindustrien gruppierten sch werindustriel- 
len Komplexes war trotz seiner formalen Ähnlichkeit mit dem der Industrieländer mit einer 
Reihe von besonderen Strukturmerkmalen behaftet, die allerdings in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich ausgeprägt waren. Im Unterschied zu den Industrieländern aber auch zu den 
südostasiatischen Schwellenländern erfolgte der Auf- und Ausbau dieser Industrien primär 
für den Binnenmarkt (erst ab 1970 kam es zu einem Anstieg der Exporte mit hohen Wachs- 
tumsraten, aber einem noch geringen Anteil an der Industrieproduktion). Das binnenmarkt- 
orientierte Wachstum dieser Industrien wurde durch hohe Zollsätze und Importverbote vor 
einer Importkonkurrenz geschützt: das interne Preisniveau lag daher in der Regel bis zu 300 % 
über dem Weltmarktpreisniveau. In der Anfangsphase des Aufbaus kapitalintensiver Indu- 
strien mit hohen Mindestbetriebsgrößen konnte dadurch trotz unökonomisch niedriger 
Stückzahlen eine genügend hohe Profitrate garantiert werden. 

Die für die Aufbauphase der neuen Industrien notwendigen Kapitalgüter wurden zu einem 
hohen Maße noch importiert, so daß ein Teil der Verkettungseffekte der Aufbauphase expor- 
tiert wurden. Dadurch wurde die Entwicklung der Kapitalgüterindustrien stark gebremst. 
Die Kontrolle der multinationalen Konzerne über die dauerhaften Konsumgüterindustrien 
behinderte die eigenständige Entwicklung von Innovationspotentialen und führte durch den 
Transfer von Technologiezahlungen, Zinsen und Profiten und infolge einer überhohen Im- 
portneigung zu einer hohen Belastung der Zahlungsbilanz. 

Bei weitem an wichtigsten aber waren die sozialödkonomischen Auswirkungen der Übertra- 
gung der industriellen Massenproduktion von dauerhaften Konsumgütern auf halbindustria- 
lisierte Länder mit einem niedrigeren Pro-Kopf-Einkommen, einem kleineren Bruttoin- 
landprodukt und, zumindest in Mexiko und Brasilien, noch weitgehend unbefriedigten 
Grundbedürfnissen. Argentinien verfügte 1960 im Vergleich zu Italien zwar über ein ähnlich 
hohes Pro-Kopf-Einkommen und ein halb so hohes BIP, im Vergleich zur Bundesrepublik 
aber nur über ein halb so hohes Pro-Kopf-Einkommen und 20 % desBIP (eigene Berechnung 
nach Kravis 1982, $.332). Brasilien erreichte nur 40 % bzw. 25 % des Pro-Kopf-Einkommens 
Italiens und der Bundesrepublik, dafür aber mehr als die Hälfte bzw. ein Drittel des BIP der 
beiden Industrieländer. 
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Die neuen dauerhaften Konsumgüterindustrien konnten daher während der Aufbauphase 
ihre Endnachfrage (zumindest bei den höherwertigen Gütern wie PKWs) nur aus den Ein- 
kommen der oberen 49 % (Argentinien) bzw. der oberen 25 % in Mexiko und Brasilien bezie- 
hen (vgl. Jenkins 1977, 8. 127). Nachdem deren Nachfragepotential ausgeschöpft war, kam es 
in den drei Ländern zu dynamischen Realisierungsproblemen. Diese wurden durch die ex- 
trem hohen internen Preise für diese Güter verschärft. Da die am Ende der Aufbauphase er- 
reichten Werte der jährlichen Autoproduktion noch unter den Werten für die volle Ausnut- 
zung der economics of scale einer integrierten Autoproduktionsanlage (etwa 200000) lagen, 
die Produktion sich aber auf eine Vielzahl von Firmen verteilte, verwundert es nicht, daß die 
internen Produktionskosten 1967 zwischen 170 % (Brasilien, Mexiko) und 250 % (Argenti- 
nien) höher als in den USA waren (Baranson 1969, $. 48). Nach einer Untersuchung der Ce- 
pal lagen 1962 auch die Preise der anderen dauerhaften Kosumgüter (Radio, TV, Kühl- 
schrank, Waschmaschine, Nähmaschine) mindest doppelt (in Chile sogar dreimal) so hoch 
wie in den USA (Cepal 1966, 5. 138 £f.). 

Diese Konstellation von einem doppelt so hohen Preisniveau und mindestens halb so hohem 
Pro-Kopf-Einkommen mußte am Ende der Aufbauphase der dauerhaften Konsurmgüterin- 
dustrien zu einer Realisierungskrise der binnenmarktorientierten Industrialisierung führen, 
die das wachsende Ungleichgewicht zwischen der Dynamik der Massenkaufkraft und der 
einseitig auf hochwertige Konsumgüter orientierten industriellen Produktionsstruktur zum 
Ausdruck brachte. 

Diese Krise des Entwicklungsmodells war verbunden mit einer Zunahme der sozialen Bewe- 
gungen und Klassenauseinandersetzungen (die im Entstehen der Abhängigkeitstheorie ihren 
ideologischen Ausdruck fand) und der Forderung nach einem auf grundlegender Strukturre- 
form und einer Dynamisierung der Massennachfrage beruhenden eigenständigeren Entwick- 
lungsweg. Von den internationalen Konzernen und den einheimischen Bourgeoisien wurde 
dies als Gefahr einer sozialistischen Revolution & la Cuba interpretiert. In Brasilien und Ar- 
gentinien wurde die ökonomische, soziale und politische Krise durch die Machtübernahme 
der Militärs (1964 in Brasilien, 1966 in Argentinien), in Mexico durch ein Verhärtung des au- 
toritären Präsidialsystems und in Chile durch den Reformkurs der Christdemokraten und 
dann der Allenderegierung beantwortet. Der ökonomische Erfolg bei der Überwindung der 
Krisengründe war allerdings höchst unterschiedlich. Nur in Brasilien gelang es dem moderni- 
sierenden Militärregime unter hohen sozialen Kosten das auf dauerhaften Konsumgütern ba- 
sierende Industrialisierungsmodell durch eine Politik der Einkommenskonzentration, eine 
Differenzierug des Lohnniveaus, eine expansive Geld- und Fiskalpolitik, die Ausnutzung der 
günstigen externen Verschuldungsmöglichkeiten und subventionierte Industrieexporte in ei- 
ne zweite dynamische Aufbauphase mit hohen Wachstums-, Beschäftigungs- und Nachfra- 
geeffekten überzuleiten. 

Die argentinische Entwicklung blieb in dem Machtpatt zwischen regierenden Militärs und 
starken peronistischen Gewerkschaften und einer wechselhaften Wirtschaftspolitik stecken, 
die zur Machtübernahme von Perön 1973 und nach dessen Scheitern zur neoliberalen Kon- 
terrevolution führten. In Chile mündete die widersprüchliche Reformpolitik der Christde- 
mokraten in der Machtübernahme durch die vereinte Linke, deren Bemühungen um einen 
alternativen Entwicklungsweg von der repressiven Pinochetdiktatur und der Machtübernah- 
me der Neoliberalen vorzeitig beendet wurde. 

Obwohl Mexiko durch eine Kontinuität seines autoritären Präsidialsystems gekennzeichnet 
war, blieben die Strukturprobleme der binnenmarktorientierten Industrialisierung trotz ho- 
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her Zunahme der Industriegüterexporte ungelöst. Die seit 1975 sich zuspitzende Krise konn- 
te nur durch die rasche Zunahme der Ölproduktion überdeckt werden. 

Trotz ähnlicher Entwicklungsstrategien in den großen und einigen mittelgroßen Ländern 
Lateinamerikas gab es also offensichtlich markante Unterschiede im relativen Erfolg der bin- 
nenmarktorientierten Industrialisierung (und damit auch der fordistischen Akkumulations- 
struktur), die entscheidend den Verlauf der Verschuldungskrise und ihre kapitalistischen Lö- 
sungsmöglichkeiten bestimmen. 

In den alten Industrialisierungsländern des südlichen Lateinamerikas, Argentinien, Chile 
und Uruguay, konnte die Krise der binnenmarktorientierten Industrialisierung nach der 
Aufbauphase der dauerhaften Konsumgüterindustrie nicht überwunden werden. Die Wachs- 
tumsdynamik der Leitindustrien und damit auch der gesamten Industrie blieb im Vergleich 
zum lateinamerikanischen Durchschnitt, vor allem aber zu Brasilien und Mexiko, relativ 
schwach: 1965/67 wuchs die Industrieproduktion in Argentinien um 5,9 % jährlich, in Chile 
um 3,4 % und in Uruguay um 0,9 %, in Brasilien dagegen um 12 % und in Mexiko um 8,1 % 
(Fajnzylber 1984, $. 154). Die Ineffizienz der durch hohe Schutzzölle abgeschirmten Kon- 
sumgüter in Argentinien blieb auch nach 1965 bestehen: Anfang der 70er Jahre lagen die 
internen Preise für Autos und andere dauerhafte Konsumgüter in Argentinien immer noch 
200 %, in Chile sogar um 360 % über dem Importpreis. 

Die schwache Wachstumsdynamik der kapitalintensiven Leitindustrien übersetztesichin ge- 
ringe Beschäftigungseffekte und niedrige Investitionsraten. Die historisch-strukturellen 
Gründe für die relative Stagnation der südlichen Länder Lateinamerikas sind äußerst kom- 
plex: in Argentinien hängen sie sicherlich mit der äußerst schwachen Entwicklung der ex- 
portorientierten Landwirtschaft, den Stop-Go-Zyklen der Wirtschaftspolitik und dem poli- 
tischen Machtpatt, in Chile mit der exzessiven Diversifizierung der Industriestruktur und 
den Umstellungsproblemen der Reformzeit zusammen. Die aus der Zuspitzung der sozialen 
Klassenauseinandersetzung und des Kampfes um einen alternativen Entwicklungsweg her- 
vorgehenden, extrem repressiven Militärregime verschrieben sich dann ganz der neoliberalen 
Kritik an der Ineffizienz der binnenmarktorientierten Industrialisierung: der übermäßige 
Zollschutz und die exzessive Staatsintervention hätten das Wirken der freien Marktkräfte be- 
seitigt und so die Länder in das ökonomische, soziale und politische Chaos geschickt (vgl. 
Fajnzylber 1984, S. 244). Unter der Hegemonie der Finanz-, Handels- und Agrarbourgeosie 
glaubte man, den Weg zu einer Wiederholung der südostasiatischen Erfolgsgeschichte gefun- 
den zu haben: die Zölle wurden gesenkt, das Haushaltsdefizit abgebaut, Teile der staatlichen 
Unternehmen privatisiert und die Primärgüterexporte und der Finanzsektor einseitig geför- 
dert. Das Resultat dieses falsch verstandenen südostasiatischen Entwicklungsweges (vgl. dazu 
den Beitrag von Menzel in diesem Heft) ließen nicht lange auf sich warten: die Industriepro- 
duktion ging in den Jahren der Schocktherapie drastisch zurück und stagnierte 1974/80. Der 
Anteil der verarbeitenden Industrie am Bruttoinlandprodukt sank in Argentinien von 29,1 % 
1974 auf 25,1 % 1980, in Chile von 27 % 1973 auf 21,9 % ım Jahr 1980 (Lagos/ Tokman 1984, 
5.60). 1982 erreichte er in Argentinien (22 %), Chile (19 %) und Uruguay (19,8%) wieder fast 
die Werte von 1950 (Cepal 1984, $. 142). Das Pro-Kopf-Einkommen fiel auf den Stand der 
60er Jahre zurück. 

Die Deindustrialisierung betraf in allen drei Ländern vor allem die dauerhaften Konsumgü- 
ter: deren ineffiziente interne Produktion wurde durch Billig-Importe vor allem aus den süd- 
ostasiatischen Schwellenländern substituiert. Trotz Massenarbeitslosigkeit und hohem Ver- 
fall der Industrielöhne in Argentinien kam es, aufgrund des drastischen Falls der relativen 
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Preise von dauerhaften Kosumgütern, zu einer gigantischen Importkonsumeuphorie (in Chi- 
le verdoppelt sich die Anzahl der PKWs per 1000 Einwohner, der Zuwachs an Farbfernseh- 
geräten war noch größer), die weitgehend mit externen Krediten finanziert wurde (Fajnzyl- 
ber 1984, S. 253 ; French-Davis 1983; Vergara 1982). 

Die Gründe der bches Auslandsverschuldung waren daher eher konsumtiver und spekulati- 
ver (u.a. auch hohe Kapitalflucht in Argentinien) Natur. Die kapitalistischen Lösungsmög- 
lichkeiten der Verschuldungskrise sind angesichts des verminderten industriellen Entwick- 
lungspotentials, auch unabhängig von politischen Veränderungen wie in Argentinien, eher 
düster einzuschätzen. 

Die Entwicklung Brasiliens und Mexikos nahmen im Gegensatz dazu einen völlig anderen 
Verlauf: ihr Anteil an der lateinamerikanischen Industrieproduktion stieg auf 70 % 1982, ihr 
Abstand zum Pro-Kopf-Einkommen der USA verringerte sich bis zur Verschuldungskrise 
deutlich, der Anteil der modernen Industriezweige erreicht europäische Dimensionen, der 
Verbreitungsgrad dauerhafter Konsumgüter erfaßt 60 % der städtischen Bevölkerüng (beim 
PKW 30 %) und die Industriegüterexporte weisen eine hohe Dynamik auf. 

Der relative Erfolg des fordistischen Akkumulationsmodells ist allerdings in Brasilien bemer- 
kenswerter als in Mexiko, vor allem weil die hohe Auslandsverschuldung der 70er Jahre pri- 
mär zum Aufbau der noch fehlenden Grundstoff- und Kapitalgüterindustrien verwandt 
wurde. Der dadurch erreichte Integrationsgrad der Industriestruktur hat wesentlich zur in- 
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der entscheidenden Schlüsselindustrien beigetragen 
(Tyler 1981, 5. 109 ff.; World Bank 1983). 


4. Brasilien: Fordistische Akkumulationsstrukturen und Entwicklungspotentiale 


Im Unterschied zu allen anderen lateinamerikanischen Ländern (auch zu Mexiko) unter- 
schied sich 1980/81 das interne Preisniveau der meisten dauerhaften Konsumgüter und Kapi- 
talgüter in Brasilien nicht mehr wesentlich vom Weltmarktpreisniveau. Da die brasilianische 
Währung eher überbewertet war, kann dies nur an den niedrigen Produktionskosten gelegen 
haben. Die teilweise hohen Exportsubventionen für die modernen Industrien haben daher 
eher den Effekt gehabt, die Überbewertung der Währung auszugleichen und den anfangs 
eher exportunwilligen multinationalen Konzernen auf die Sprünge zu heifen. Ebenfalls im 
Unterschied zu allen anderen lateinamerikanischen Ländern weist Brasilien seit 1978 einen 
Überschufß der Industriegüterexporte über die Industriegüterimporte auf: 1983 waren sie so- 
gar doppelt, 1984 fast dreimal so hoch wie die Importe (eigene Berechnung nach Daten der 
Banco Central). Die Schlüsselindustrie Transportmaterial (Fahrzeugbau) erzielte seit 1978 eı- 
nen Exportüberschuß, seit 1931 lagen die Exporte viermal sc hoch wie die Importe. Selbst bei 
Kapitalgütern erreicht Brasilien inzwischen eine zumindest ausgeglichene Bilanz. 

Wie läßt sich dieser erstaunliche Erfolg der nachholenden Industrialisierung erklären? $i- 
cherlich nicht mit der hohen Exportorientierung der Industrie: trotz rasant wachsender In- 
dustriegüterexporte, die heute bereits 55 % des Exportwertes ausmachen, stieg deren Anteil 
an der Industrieproduktion von 7,6 % 1970 auf 8,3 % 1979. Erst nach 1981 stieger rasant auf 
22 % 1983 und 25 % 1984 an. (World Bank 1983 $. 29; eigene Berechnung nach Daten der Ban- 
co Central). Dies gilt auch für die Schlüsselindustrien: der Exportanteil in der Transportmate- 
rialindustrie lag bis 1973 bei 2-3 %, stieg dann auf 9 % 1978 und 27,2 % 1981 und 22 % 1984. 

Ebensowenig läßt sich der Erfolgder nachholenden Industrialisierung allein aus der Überaus- 
beutung der Arbeiter erklären, die unter ihren Reproduktionskosten entlohnt und Industrie- 
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güter, die sie nicht konsumieren können, für die Ober- und Mittelklassen oder den Export 
produzieren (Marini 1974): Nach einer ersten Phase massiver Lohnsenkungen 1964/67 stie- 
gen die Reallöhne in der Industrie bis 1973 nur leicht an, 1973/81 dagegen um 37 %. (Zum 
Vergleich: Argentinien -20 %, Mexico + 14 %; Tokman 1983, $. 118). 

Der Schlüssel zum Erfolg der nachholenden Industrialisierung muß einerseits in der gelun- 
genen schrittweisen Etablierung fordistischer binnenmarktorientierter Akkumulations- 
strukturen gesehen werden, die trotz fehlender fordistischer Regulierungsweise (Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung, institutionell abgesicherte hohe Lohnsteigerungen) in zuneh- 
mendem Maße auch große Teile der städtischen Lohnabhängigen in den Absatzmarkt für 
dauerhafte Konsumgüter integrieren konnten. Dies erfolgte allerdings in Etappen und um 
den Preis einer Unterversorgung mit Grundbedarfsgütern. 

Die durch die zunehmende Verwandlung von Luxus- in städtische Massenkonsumgüter er- 
möglichte hohe Wachstumsdynamik der dauerhaften Konsumgüterindustrie induzierte an- 
dererseits ein hohes Wachstum der komplementären Verarbeitungsindustrien (Halbfabrika- 
te, Kapitalgüter, Grundstoffe) und Infrastrukturen (Straßenbau). Auch dieser schrittweise 
Ausbau der Industriestruktur erfolgte in Etappen und um den Preis einer Vernachlässigung 
der binnenmarktorientierten Landwirtschaft, der Armutsregionen im Nordosten und am 
Rande der Großstädte, der sozialen Infrastruktur und eigenständiger Technologieentwick- 
lung. 

Im Unterschied zu Mexiko aber auch Argentinien war die im Rahmen der populistischen De- 
mokrätie erfolgende erste Aufbauphase der Auto- und der anderen dauerhaften Konsumgü- 
terindustrien 1955/1962 bereits mit einer hohen Wachstumsdynamik der Vorleistungsindu- 
strien und der komplementären staatlichen Infrastrukturinvestitionen (Errichtung eines 
nationalen Straßennetzes) verbunden. Die jährliche Wachstumsrate der dauerhaften Kon- 
sumgüterindustrien von 24 % induzierte ein 26 %ıges Wachstum der Kapitalgüterindustrien 
(Serra 1982. 58). Die hohe Wachstumsdynamik der Industrie war daher vor allem das Resul- 
tat der überproportional wachsenden interindustriellen Nachfrage innerhalb des neuen 
schwerindustriellen Komplexes und der hohen Infrastrukturausgaben des Staates. Die da- 
durch induzierte rasche Expansion der industriellen Beschäftigung und der Industrielöhne 
führte zu einer ersten Welle der Integration der qualifizierten städtischen Lohnarbeiter in den 
Absatzmarkt von elektrischen Haushaltsgeräten und industriell produzierten einfachen 
Konsumgütern. 1961/62 besaßen bereits 55-62 % aller Haushalte in Sao Paulo und Rio einen 
Kühlschrank, 45 % einen Fernseher (Wells 1977, S. 274). Der Autobesitz beschränkte sich da- 
gegen auf die oberen 25 % der Einkommensschichten, während das Radio auch in den länd- 
lichen Regionen Verbreitung fand. Mit dem Ende der Aufbauphase 1961 verringerte sich die 
interindustrielle Nachfrage und damit auch die industrielle Beschäftigung und die städtischen 
Lohneinkommen. Wegen des Fehlens sozialstaatlicher Regulierungsmechanismen führte 
dies zu einem drastischen Verfall der Kaufkraft der städtischen Lohnabhängigen. Die rück- 
läufige Endnachfrage beantworteten die großen Industrieunternehmen mit einer Strategie 
des mark-up: um die Profitrate zu halten, erhöhten sie bei sinkendem Absatz und steigenden 
fixen Kapitalkosten die Preise. Zusammen mit dem steigenden staatlichen Haushaltsdefizit 
(die Finanzierung der Infrastrukturinvestitionen war weitgehend durch ein defizitspending 
erfolgt) führte dies trotz Rezession zu einem drastischen Anstieg der Inflationsrate und einer 
Politisierung des Verteilungskampfes. Die Gewerkschaften und linkspopulistischen Politi- 
ker stellten das einseitig von multinationalen Konzernen abhängige Entwicklungsmodell 
(nicht dagegen die dauerhafte Konsumgüterindustrie) in Frage und forderten einen auf 
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grundlegenden Strukturreformen und einer Dynamisierung der Massennachfrage beruhen- 
den eigenständigeren Entwicklungsweg. Von den internationalen Konzernen undder einhei- 
mischen Bourgeoisie und den städtischen Mittelklassen wurde dies als Gefahr einer sozialisti- 
schen Machtergreifung interpretiert. Durch den von ihnen betriebenen Militärputsch von 
1964 sollte daher die bürgerliche Demokratie sowie »Eigentum, Freiheit und Familie« vor 
dem Ansturm des kollektivistischen Syndikalismus gerettet werden. 

Die kapitalistische Modernisierungspolitik der Militärdiktatur setzte dann auf Wachstum 
um jeden Preis und damit auf eine Vertiefung des im Rahmen der populistischen Demokratie 
entstandenen fordistischen Entwicklungsmodells. Durch die Unterdrückung der Gewerk- 
schaften und eine monetaristische Stabilisierungspolitik kam es 1964/67 zueiner erheblichen 
Senkung der Reallöhne bei gleichzeitiger Zunahme der Einkommen der Ober- und Mittel- 
schichten. Die dadurch steigende Nachfrage nach hochwertigen Konsumgütern bewirkte zu- 
sammen mit der im Rahmen der expansiven Geld- und Fiskalpolitik ab 1967 erfolgenden 
enormen Ausweitung der Konsumentenkredite einem Boom der dauerhaften Konsumgüter- 
industrien, die 1967/73 einen jährlichen Preduktions-Zuwachs von 23,6 % verzeichnen. Bis 
1970 stand diese Expansion noch unter dem Einfluß der hohen Ober- und Mittelschichten- 
nachfrage: nur 7,5 % des 86 %igen Zuwachses der Autoproduktion entfiel auf Kleinwagen 
(World Bank 1983, $. 118). 

Der bereits vor Auslastung der Produktionskapazitäten 1970 einsetzende Investitionsboom 
dieser Industrien dynamisierte dann über die interindustriellen Verkettungseffekte das 
Wachstum der Kapitalgüterindustrie (1970/73 jährlicher Zuwachs von 22,7 %). Der dadurch 
induzierte Zuwachs der industriellen Beschäftigung um 9 % jährlich (1967/73) bewirkt trotz 
stagnierender Durchschnittslöhne (aber steigender Facharbeiterlöhne) eine Expansion der 
Kaufkraft städtischer Lohnarbeiter, die in einem überproportional hohen Maße in den An- 
kauf von dauerhaften Kosumgütern umgesetzt wurde. Die mittleren und unteren städtischen 
Einkommensschichten wiesen die höchsten Zuwachsraten der Endnachfrage nach elektri- 
schen Haushaltsgeräten auf, und seit 1970 verlagerte sich die Nachfrage nach Autos auf den 
Kleinwagenmarkt (78 % des 125 %igen Zuwachses der Autoproduktion; Wells 1977; World 
Bank 1983, 5. 118). 

1976 besaßen von allen städtischen (ländlichen) Haushalten 80% (71 %) ein Radio, 65 % (9 %) 
einen Fernseher, 58 % (9 %) einen Kühlschrank und 23 % (6 %) ein Auto (Knight 1981, 
5. 1068). Das deutliche Gefälle zwischen den ländlichen (36 %) und den städtischen Haushal- 
ten (64 %) erklärt sich aus der geringen Verbreitung der Elektrizität auf dem Lande (nur 19 % 
aller Haushalte gegenüber 84 % in den Städten) und dem halb so hohen Einkommensniveau 
der ländlichen Gebiete. Trotzdem bleibt festzuhalten, daß fast 60 % der städtischen und da- 
mit 40 % aller brasilianischen Haushalte in den Markt für dauerhafte Konsumgüter integriert 
waren unddie entsprechenden Werte für den hochwertigen Automarkt immerhin noch 23 % 
von 17 % betrugen. Dauerhafte Konsumgüter, von den Theoretikern des peripheren Kapita- 
lismus als Luxusgüter einer kleinen Elite ausgegeben, verwandelten sich daher in einem Um- 
fang in städtische Massenkonsumartikel, daß von einer Revolutionierung der Konsumstruk- 
tur der städtischen Lohnabhängigen (auf Kosten eines sinkenden Pro-Kopf-Konsums von 
wichtigen Grundbedarfsgütern) geredet werden muß. Nach einer repräsentativen Gewerk- 
schaftsuntersuchung war ihr Verbreitungsgrad bei Arbeiterfamilien in Säo Paulo (bis auf das 
Auto) bereits 1970 höher als bei Arbeiterfamilien der Bundesrepublik, obwohl das reale Fa- 
milieneinkommen höchstens halb so hoch war: Fernseher 75 % (BRD 41 %), Kühlschrank 60 % 
(54 %), PKW 15 % (22 %) (DIESSE 1975, S. 46; Osterland u.a. 1973, S. 141). 
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Die Verallgemeinerung hochwertiger dauerhafter Konsumgüter erfolgte in der Bundesrepu- 
blik allerdings erst in den 60er Jahren, als nach dem Erreichen der Vollbeschäftigung die Real- 
löhne kräftig anstiegen. 1969 besaßen von 100 Arbeiterfamilien 81 % einen Fernseher, 89 % 
einen Kühlschrank und 49 % einen PKW. 

Ebenso wie in der Bundesrepublik sind dauerhafte Konsumgüter bei städtischen Lohnabhän- 
gigen Brasiliens zu einem Teil ihrer notwendigen Reproduktionskosten geworden (Verkür- 
zung der langen Anfahrtsrouten in 10-Millionen-Städten wie Säo Paulo durch das eigene Au- 
to, das neuerdings auch als Taxi auf dem Weg zur Arbeit benutzt wird; Technisierung des 
Haushaltes, um Frauenarbeit zur Aufbesserung der Familieneinkommen möglich zu ma- 
chen; Fernsehen als Ersatz für die relativ teure Eckkneipe und als Fernhalten der Kinder von 
der Straße). Der dadurch steigende historisch-soziale Wert der Ware Arbeitskraft konnte in 
der Bundesrepublik durch rasch steigende Reallöhne weitgehend realisiert werden, in Brasi- 
lien erfolgte die Bezahlung der Arbeitskraft dagegen unter dem »Wert«, so daß der Pro-Kopf- 
Konsum an Grundbedarfsgütern eingeschränkt werden mußte. Die gewerkschaftlichen 
Kämpfe gegen die Hungerlöhne und um eine angemessene Bezahlung des Wertes der Arbeits- 
kraft gewann von daher seine erst nach der politischen Liberalisierung seit 1976 voll zu Tage 
tretende Dynamik. 

Die Verallgemeinerung dauerhafter Konsumgüter in der Konsumstruktur von 60 % der städ- 
tischen Haushalte wäre allerdings ohne die gerade in den Boomjahren anfallenden Effekte der 
industriellen Massenproduktion mit taylorisierter Arbeitsorganisation und den entspre- 
chend hohen Zuwächsen der Arbeitsproduktivität und der Arbeitsintensität in diesem Aus- 
maße nicht denkbar gewesen: Infolge einer überproportionalen Steigerung der Arbeitspro- 
duktivität sanken die relativen Preise des VW Käfers 1965/1973 um die Hälfte und bis 1978 
nochmal um 20% (World Bank 1983, Tabelle im Anhang 11.10; Guimaräes 1982, $. 170). Das 
gleiche galt für fast alle anderen dauerhaften Konsumgüter. Erst die voll zum Tragen kom- 
menden Effekte der industriellen fordistischen Massenproduktion machten also die Auswei- 
“ tung des Massenkonsums von industriellen Gütern möglich. Unterstützt wurde dies durch 
eine rasche Ausweitung der Konsumentenkredite, die zwischen 1970 und 1973 um real 51 % 
jährlich anstiegen, und durch die Mehrfachbeschäftigung in städtischen Lohnarbeiterhaus- 
halten (Tavares 1980, S. 103). 

Gegen die These der Verallgemeinerung dauerhafter Konsumgüter in der Konsumstruktur 
städtischer Lohnabhängiger könnte nun von Vertretern der dependenztheoretischen Posi- 
tion eingewandt werden, daß ein dynamisches peripherkapitalistisches Wachstum in Län- 
dern wie Brasilien ın Wirklichkeit mit der Abnahme der Lohnarbeiterklasse (insbesondere 
der Industriearbeiter) und einer absoluten und relativen Zunahme der aus dauerhaften Be- 
schäftigungsverhältnissen herausfallenden städtischen und ländlichen Armen konstitutiv 
verbunden sei. Von Wöhlcke wird dies für Brasilien auch statistisch mit dem sinkenden An- 
teil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung, dem stagnierenden Anteil der Industriearbeiter 
und der steigenden Zahl von Hausangestellten und im Kleinhandel Beschäftigter für die Jahre 
bis 1970 nachgewiesen (Wöhlcke 1981, 5. 135, 158 ff.). Das ganze Ausmaß der mit dem brasi- 
lianischen Entwicklungsmodell zusammenhängenden tiefgreifenden sozialstrukturellen 
Veränderungen wird aber erst durch den Vergleich mit dem Zensus von 1980 erfaßbar (fol- 
gende Daten nach Ramalho 1982, Anuärio Estatistico do Brasil und Censo Demogräfico 
1980). Danach ist die Erwerbsquote als Verhältnis der Erwerbstätigen zu den Erwerbsfähigen 
um 5 % auf 49,7 % und zur Gesamtbevölkerung auf 36,8 % angestiegen. Sie liegt damit aber 
immer noch niedriger als in den hochentwickelten Industrieländern, aber auf gleicher Höhe 
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wie Italien (1970: 36 %). Der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten an allen Erwerbs- 
tätigen ist von 55 % 1960 auf 30 % 1980 drastisch gefallen, während der entsprechende Anteil 
der in der Industrie Beschäftigten von 12 % auf 25 % angestiegen ist. Der Rückgang der Agrar- 
beschäftigung um 25 % 1960/80 wurde daher durch eine Zunahme der Industriebeschäfti- 
gung um 13 % nur zur Hälfte ausgeglichen. Die restlichen 12 % entfielen auf den mit den mo- 
dernen Industrien arbeitsteilig verflochtenen Dienstleistungssektor, in dem nach Singer der 
Anteil der nicht dauerhaften und nur gering entlohnten Beschäftigungsformen deutlich ge- 
sunken ist. 

Der erst nach 1960 bedeutsame Strukturwandel der Erwerbstätigkeit spiegelt sich auch in der 
Zunahme des Urbanisierungsgrades von 45 % 1960 auf 67,6 % 1980 wider (die jährliche Zu- 
wachsrate lag über 5,5 %), während die Landbevölkerung seit 1970 erstmals auch absolut 
sinkt. Als direktes Resultat der dynamischen Kapitalakkumulation erhöhte sich der Anteil 
der Lohnabhängigen an den Erwerbstätigen nach einer relativen Abnahme zwischen 1950 
und 1960 auf 54,8 % 1970 und 67 % 1980. Allein in den siebziger Jahren erhöhte sich also der 
Anteil der Lohnabhängigen um mehr als 10 % und die absolute Zahl von 16 auf 28,7 Millio- 
nen. Selbst im Agrarsektor ist die Zahl der Lohnabhängigen (mit z.T. prekären Arbeitsver- 
hältnissen) auf 5 Millionen und ihr Anteil an den landwirtschaftlich Erwerbstätigen auf 38 % 
angestiegen. 

Die statistischen Durchschnittswerte für ganz Brasilien überdecken natürlich hohe regionale 
Unterschiede: Im Staat Säo Paulo erreichte der Anteil der Lohnabhängigen 1980 mit 80% und 
der Anteil der in der Industrie Beschäftigten mit 36,9 % bereits italienische Durchschnittswerte, 
während die gleichen Anteile im Nordosten nur auf 45 % bzw. 14,6 % anstiegen. j 
Trotz großer regionaler Unterschiede war die Wachstumsdynamik der kapitalistischen Indu- 
strialisierung der letzten 25 Jahre im Gegensatz zu dependenztheoretischen Annahmen mit 
tiefgehenden und breitenwirksamen sozialstrukturellen Veränderungen verbunden, die in 
ihrer Verlaufsform keineswegs so weit von den Prozessen der europäischen Industrialisie- 
rung abweichen, daß die Annahme besonderer Funktionsgesetze eines peripheren Kapitalis- 
mus als eigenständige Gesellschaftsformation gerechtfertigt erscheint. Sicherlich war die ver- 
spätete Durchsetzung kapitalistischer Lohnarbeitsverhältnisse unter den gegenwärtigen 
Weltmarktbedingungen mit einem höheren Grad an regionaler, sozialer und ökonomischer 
Heterogenität der Produktionsverhältnisse und Produktionsniveaus verbunden, von einer 
dauerhaften Blockierung der langfristigen Homogenisierung der ökonomischen und sozia- 
len Grundstrukturen kann aber nicht die Rede sein. 

Dies läßt sich auch am Problem der Marginalisierung verdeutlichen: aufgrund des kapitalin- 
tensiveren Charakters der nachholenden Industrialisierung, der fehlenden kleinbäuerlichen 
Agrarmodernisierung und des hohen Bevölkerungswachstums konnte eine noch so dynami- 
sche Expansion städtischer Lohnarbeitsverhältnisse nicht alle Erwerbsfähigen dauerhaft ab- 
sorbieren. Über den Umfang dieser aus dauerhaften Beschäftigungsverhältnissen herausfal- 
lenden Schicht von »Marginalen« gibt es die unterschiedlichsten Vermu*ungen. Die meisten 
Angaben beziehen sich in der Regel gar nicht auf diese besondere sozialı Kategorie, sondern 
auf Personen und Familien mit flukturierender Beschäftigung und einem Einkommen unter 
einer normativ festgelegten Armutsgrenze: so könnte man im Anschluß an die Weltbank et- 
wa 43 % aller Beschäftigten 1978 als marginalisiert bezeichnen, da sie weniger als 2 Mindest- 
löhne verdienen (Knight 1981, S. 1068). Die implizite Annahme dabei ist, daß alle, die unter 
dieser Armutsgrenze liegen, nicht nur ein Defizit bei ihrer Grundbedürfnisbefriedigung auf- 
weisen, sondern auch dauerhaft vom »modernen« Markt der Konsumgüter und politischen 
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Beteiligungschancen ausgeschlossen sind. Wenn man die Verbreitung dauerhafter Konsum- 
güter wie Fernsehen, Kühlschrank und Gasherd als Abgrenzungskriterium wählen würde, 
zeigt sich, daß z.B. in Rio 1974 mehr als die Hälfte aller Haushalte mit einem Familienein- 
kommen unterhalb der Armutsgrenze über diese Güter verfügten (Wells 1977, S. 263). Und 
was die politischen Beteiligungschancen betrifft, hat der Aufschwung der Basisbewegung und 
der Versuch der Regierungspartei, diese durch Wahlgeschenke als Wählerreservoir wiederzu- 
gewinnen, die Verhandlungsmacht städtischer Elendsviertel in einem nicht unerheblichen 
Maße verbessert. Da viele städtische Elendsviertel in hohem Maße nichts anderes sind als bil- 
lige Wohnviertel für schlecht bezahlte städtische Lohnabhängige und Industriearbeiter, darf 
das Problem der nach wie vor schlechten Ernährungssituation, schlechter hygienischer Ver- 
hältnisse und hoher Kindersterblichkeit nicht mit dem Problem des strukturellen Ausschlus- 
ses von dauerhaften Beschäftigungsformen vermischt werden. Besonders deutlich wird dieses 
Problem bei den ca. 3 Millionen Hausangestellten (7 % der Erwerbstätigen), die in der Regel 
einen Mindestlohn verdienen, nicht unerhebliche Einkünfte in Naturalienform (Wohnung, 
Essen, abgetragene Kleidung) beziehen und oft sozialversichert sind: Soll man relativ dauer- 
haft beschäftigte Hausangestellte als Teil der »marginalen Masse« auffassen, nur weil sie über 
relativ geringe monetäre Einkünfte verfügen, oft in Elendsvierteln wohnen und eine wenig 
angesehene Tätigkeit ausüben? 

Welches Resumee läßt sich aus der bisherigen Darstellung der ökonomischen und sozial- 
strukturellen Auswirkungen des brasilianischen Entwicklungsmodells ziehen? Die für die 
brasilianische Akkumulationsstruktur nach 1955 zentrale Wachstumsdynamik der dauer- 
haften Konsumgüterindustrie beruhte keineswegs nur auf der elitären Oberschichtennach- 
frage, sondern hatte spätestens seit 1970 die Nachfrage von mindestens 60 % aller städtischen 
Haushalte zur breiten Basis. Die damit verbundene Revolutionierung der Konsumstruktur 
der städtischen Haushalte muß im Zusammenhang mit der Durchsetzung des Lohnarbeits- 
verhältnisses als dominierendem Produktionsverhältnis, dem raschen Ansteigen des Urbani- 
sierungsgrades und den Massenproduktionseffekten der fordistischen Akkumulationsstruk- 
tur gesehen werden. AlsResultat des rapiden Strukturwandels der letzten 25 Jahre haben sich 
in Brasilien die Grundlagen einer modernen bürgerlichen Konkurrenzgesellschaft herausge- 
bildet, deren Struktur und Funktionsweise sich immer mehr von den klassischen Merkmalen 
peripherkapitalistischer Akkumulation entfernt, ohne sie aber bereits überwunden zu ha- 
ben: die Dominanz der binnenmarktorientierten Industrialisierung trotz hohen Internatio- 
nalisierungsgrades, die Verallgemeinerung der Lohnarbeitsverhältnisse trotz hoher Un- 
gleichheit der Entlohnungsniveaus, die hohe Expansion dauerhafter Beschäftigungen trotz 
hoher absoluter Armut, ein wachsender integrierter Binnenmarkt trotz ungenügender Mas- 
seneinkommen, eine zunehmend international konkurrenzfähig werdende Industrie trotz 
unentwickelter eigener Technologieproduktion, die kapitalistische Modernisierung der 
Landwirtschaft trotz einer ungenügenden einheimischen Nahrungsmittelproduktion, die 
wachsende Angleichung des Produktivitätsniveaus im formellen Sektor trotz weiterhin ho- 
her Unterschiede im informellen Sektor, die wachsende Verbürgerlichung der Gesellschaft 
trotz fortbestehender autoritärer politischer Verhältnisse. 

Anfang der 80er Jahre zeigte sich, daß die Fortsetzung der dynamischen Kapitalakkumula- 
tion in Brasilien langfristig weniger durch Defizite in der Industriestruktur und der Rohstoff- 
basis begrenzt wird, als durch die unentwickelte eigene Technologieproduktion, die ungenü- 
genden Bedingungen der kleinbäuerlichen Nahrungsmittelproduktion, die defizitäre soziale 
Infrastruktur, die unzureichende Dynamik der breiten Massennachfrage und die hohe Aus- 
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landsverschuldung. Obwohl die Umverteilungsspielräume in Brasilien als relativ hoch einzu- 
schätzen sind (selbst in Krisenjahren lag die Kapitalrentabilität der 500 größten Unterneh- 
men bei über 20 %, die Kreditsubventionen übersteigen 5 % des Bruttoinlandproduktes, die 
Steuerstruktur ist äußerst regressiv), scheiterte eine Neuorientierung der staatlichen Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik bisher an dem engen Handlungsspielraum des autoritären Staates, 
der ihn tragenden politisch-Skonomischen Eliten und des assoziativ-kapitalistischen Ent- 
wicklungsmodells. 

Auf die seit dem ersten Erdölschock veränderte internationale und interne Konjunkturlage 
antwortete die technokratisch-militärische Herrschaftselite Brasiliens mit einem großange- 
legten (und überdimensionierten) Programm der Importsubstitution von Kapitalgütern, in- 
dustriellen Grundstoffen und Energieträgern sowie einer subventionierten Exportoffensive 
bei Industriewaren und Agrarprodukten. Finanziert wurde diese Politik großenteils durch 
eine um jährlich 30 % wachsende Auslandsverschuldung. Die zeitweise negativen (weil un- 
ter der internationalen Inflationsrate liegenden) Zinsraten für internationale Kredite und die 
hohe Vertrauenswürdigkeit Brasiliens bei den internationalen Großbanken schien eine sol- 
che Politik der Finanzierung langfristiger staatlicher Großprojekte und subventionsbeding- 
ter Haushaltsdefizite zu rechtfertigen. Die Kehrseite dieser Verschuldungspolitik aber war 
die zunehmende Abhängigkeit des brasilianischen Finanzsektors von der Aufnahme exter- 
ner Kreditmittel mit kurzen Laufzeiten, variablen Zinsen und hohen Risikozuschlägen. Da- 
durch erhöhte sich einerseits die relative Verselbständigung des Finanzsektors gegenüber 
den produktiven Kapitalfraktionen (und damit auch die Finanzspekulation), während ande- 
rerseits die Wirtschaftspolitik zunehmend dem Diktat der Sicherung genügender externer 
Kapitalzuflüsse unterworfen wurde. Der zweite Erdölschock 1979 und die massive Erhö- 
hung des internationalen Zinsniveaus verschärfte die internationalen Finanzierungsproble- 
me und die Inflation derart, daß die technokratische Elite zu einer monetaristischen Rezes- 
sionspolitik zur Steigerung der Handelsbilanzüberschüsse überging, die 1981/82 zu dem 
schwersten Konjunktureinbruch seit 1929 führte. Trotzdem konnte der Zusammenbruch 
der internationalen Zahlungsfähigkeit und der Gang zum IWF 1982 nicht verhindert wer- 
den. Und doch darf aus den akuten Zahlungsproblemen nicht vorschnell auf einen Zusam- 
menbruch des fordistischen Akkumulationstyps rückgeschlossen werden. Vielmehr läßt 
sich als scheinbares Paradoxon formulieren, daß unter einem Druck der Verschuldungskrise 
die exportorientierte Industrialisierung in Brasilien erst zum vollen Durchbruch kommt. 
Nachdem in den 70er Jahren der Exportanteil der Industrieprodukten auf 8 % gestiegen 
war, erhöhte er sich seit 1981 drastisch, 1983 erreichte er 22 %, 1984 sogar 25 % (unter Ein- 
schluß der Halbfabrikate sogar 30 %, eigene Berechnungen nach Daten der Banco Central). 
Nach Angaben des Unternehmerverbandes exportierte die Industrie Säo Paulos 30 % ihrer 
Produktion (Seitz 1984, 5. 7). 

Im Unterschied zu den 70er Jahren, in denen nur die einfachen Konsumgüterindustrien Ex- 
portanteile von mehr als 10 % aufweisen, bestimmten seit Anfang der 80er Jahre dieSchlüssel- 
industrien der fordistischen Akkumulationsstruktur die Exportdynamik: der Exportanteil 
des Maschinenbaus stieg von 9 % 1979 auf ca. 23 % 1984, der der Transportmaterialindustrien 
von 10 % 1979 auf ca. 28 %. Gleichzeitig sanken die Importe von Industriegütern und von 
Erdöl 1984 auf jeweils fast die Hälfte ihres Niveaus von 1981. Dieser drastische Rückgang der 
Importe kann weitgehend auf die erst jetzt anfallenden Effekte der mit externen Krediten fi- 
nanzierten Importsubstitutionsprogramme der 70er Jahre und auf das Ende der externen 
Kreditschwemme zurückgeführt werden (vgl. auch Castro 1984). 
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Erstens stieg die nationale Erdölproduktion von 20 % auf50 % des nationalen Verbrauchs, so 
daß die Erdölimporte auf die Hälfte ihres Wertes von 1981 sanken: eine Einsparung von 4,6 
Mrd. US Dollar. Zweitens konnte nach Abschluß der Großprojekte im Grundstoff- undKa- 
pitalgüterbereich die hohe Importabhängigkeit in diesen Bereichen drastisch reduziert wer- 
den. Drittens wirkten die rigiden Importkontrollen seit 1982 als Katalysator für die spontane 
Importsubstitution in Nischenbereichen (nach der Zentralbank eine jährliche Einsparung 
von mindestens 1,5 Mrd. US Dollar). Viertens bedeutete das Ende der großen externen Kre- 
ditpalette für Großprojekte, daß die damit verbundenen Auflagen für hohe Kapitalgüterim- 
porte aus den Gläubigerländern wegfallen (z.T. sank in dem Wasserkraftwerk Tucurui der 
Anteil der nationalen Kapitalgüterindustrie an den Aufträgen gegenüber den vorherüblichen 
80 % auf45 %). Nach den Angaben von Castro bedeutet dies mindestens eine Finsparung von 
1 Mrd. US Dollar. Der durch steigende Exporte und sinkende Importe bewirkte Handelsbi- 
lanzüberschuß von 1984, der vollständig durch Zinszahlungen absorbiert wurde, bedeutete 
also keineswegs — wie viele Interpreten meinten — eine Erdrosselung der nationalen Indu- 
strie wegen fehlender Möglichkeiten, unverzichtbare Importe zu tätigen. Ganz im Gegenteil: 
die 1984 aufgehobenen Importschranken wirkten eher positiv durch die Erschließung zu- 
sätzlicher Quellen der Importsubstitution und den Druck auf die Großkonzerne, ihre hohe 
Importneigung durch eine Orientierung auf nationale Produkte zu ersetzen. Nach Informa- 
tionen des Industrieverbandes von Säo Paulo mußten 1980 pro 100 Dollar Fertigwarenex- 
port noch Komponenten für 15 Dollar eingeführt werden, 1984 nur noch für 8 Dollar (Seitz 
1985, 5.7). Ahnliches gilt für die steigenden Industriegüterexporte. Nachdem jahrelang gera- 
de die negative Industriegüterhandelsbilanz von den Kritikern des brasilianischen Entwick- 
lungsweges als Hauptmerkmal der von den multinationalen Großkonzernen einseitig abhän- 
gigen wirtschaftlichen Entwicklung denunziert wurde, sollen sie nach den gleichen Autoren 
nun ein Grund für das gegenwärtige und das zukünftige Elend der Massen sein. Dabei wird in 
der Regel unterstellt, daß massive Industriegüterexporte notwendigerweise auf Kosten des 
einheimischen Konsums gehen müßten. So richtig dieses Argument für Länder mit unent- 
wickelter und verstümmelter Industriestruktur auch sein mag, für den hochentwickelten, al- 
le wichtigen Branchen umfassenden hochintegrierten Industriepark Brasiliens trifft dies 
nicht zu. Die in den 70er Jahren errichteten industriellen Produktionskapazitäten sind teil- 
weise so überdimensioniert, daß selbst massivere Industriegüterexporte nicht in Konflikt mit 
einem denkbaren Programm der Binnenmarktankurbelung zu geraten brauchen. Ganz im 
Gegenteil: die durch die höhere Auslastung der hochgradig brachliegenden Kapazitäten er- 
möglichten Skaleneffekte würde über sinkende Stückkosten auch die interne Preisentwick- 
lung dämpfen und auch notwendige Modernisierungsinvestitionen wieder rentabel machen. 
Nur zwei Beispiele dafür: die in großen Teilen hochmoderne Stahlindustrie kann in den 
nächsten Jahren das Doppelte des hohen inländischen Verbrauchs von 1980 produzieren, 
und die hochmoderne Kapitalgüterindustrie ist seit Jahren nur zu 50 % ausgelastet, so daß 
trotz eines Exportanteiles von 25 % die Auslastung nur auf 60 % angestiegen ist. 

Natürlich löst die wachsende Exportorientierung der Industrie nicht das Arbeitsplatzpro- 
blem: die zur Erhöhung der internationalen Konkurrenzfähigkeit erfolgende rasche Verbrei- 
tung der neuen Informationstechnologien zur Anhebung des Qualitätsstandards wird eher 
negative direkte Arbeitsplatzeffekte haben, die 1984 bereits wahrnehmbar waren. Das 
Wachstum der Industrieproduktion von 5,9 % (in Säo Paulo 8 %) beruhte im wesentlichen 
auf der Steigung der Arbeitsproduktivität, so daß von den 450 000 während der Krise 1981/83 
verschwundenen industriellen Arbeitsplätzen in Säo Paulo nur 100000 wieder neu geschaf- 
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fen wurden. Wenn die Industrie ab 1985 weiter um 6 % jährlich wachsen würde, könnte erst 
1994 das Beschäftigungsniveau von 1980 wieder erreicht werden. Etwas anders sieht das Bild 
aus, wenn man die durch steigende Exporte induzierten indirekten Effekte, diedurch Moder- 
‚nisierungsinvestitionen (der gegen ausländische Konkurrenz geschützte Informatik-Sektor 
wuchs 1984 um 10 %) und durch ein mögliches Programm zur Binnenmarktankurbelung 
durch begrenzte Strukturreformen bewirkten direkten und indirekten Effekte berücksich- 
tigt. 

Ich gehe dabei von der Annahme aus, daß sich Brasilien in einer typisch keynesianischen Si- 
tuation befindet: Erstens, eine hochentwickelte integrierte Industriestruktur im Großraum 
von $äo Paulo — Rio — Belo Horizonte, die mehr Industriegüter produzieren kann als alle 
skandinavischen Länder zusammengenommen, aber hochgradig unterausgelastet ist, steht 
einer unterentwickelten sozialen und materiellen Infrastruktur (fehlende Krankenhäuser, 
Schulen, öffentliche Transportmittel), einer defizitären kleinbäuerlichen Nahrungsmittel- 
produktion, einer unzureichenden Dynamik der breiten Massennachfrage und einem unent- 
wickelten $ozialversicherungssystem gegenüber. Zweitens, das Versiegen der externen Kre- 
ditmittel bedeutet auch ein Abgesang an überdimensionierten Großprojekten, die gerade 
aufgrund oft extrem hoher ökologischer und sozialer Folgekosten nach einer sozialen Ko- 
sten-Nutzen-Rechnung auch volkswirtschaftlich kaum rentabel sein dürften. 

Drittens, die günstigen Verschuldungsmöglichkeiten der 70er Jahre haben zu einem Auf- 
schieben schon längst überfälliger und auch das weitere Funktionieren der kapitalistischen 
Wirtschaft notwendiger Strukturreformen geführt: das Steuersystem ist trotz der Teilreform . 
nach wie vor äußerst regressiv, der Finanzsektor absorbiert 10 % des BIP an Zinszahlungen 
des Staates, der Agrarkredit ist einseitig auf Großunternehmen ausgerichtet, das Bodenvertei- 
lungssystem höchst irrational, etc. 

Viertens, mit dem schwierigen Übergang von einem 20-jährigen autoritären Militärregime zu 
einem halbwegs demokratischen Prädidialsystem wächst der Legitimationsdruck gegenüber 
der breiten Massen (im Militärregime bezog er sich nur auf die Bourgeoisiefraktionen und die 
oberen Mittelklassen) und damit verbunden die Parteikonkurrenz um Wählerstimmen. 
Fünftens, trotz Ansteigen der Industrieexporte und einer beachtlichen Diversifizierung der 
Absatzmärkte in der 3. Welt wird die weltwirtschaftliche Konjunktur kaum zuder Dynamik 
der Jahre 1968/73 zurückfinden, sondern im schlimmsten Fall sich auf eine lange Depression 
zubewegen. 

Sechstens, eine Erhöhung der Reallöhne oder andere Umverteilungsmaßnahmen erhöht 
nicht nur die Nachfrage nach Grundbedarfsgütern, sondern überproportional die Nachfrage 
nach dauerhaften Konsumgütern. 

Warum sollte unter dieser Bedingungskonstellation nicht wie in den 30er Jahren ein hoher 
Nettokapitalexport durch hohe Handelsbilanzüberschüsse mit einer Umorientierung des in- 
ternen Reproduktionsprozesses einhergehen können? Im Unterschied zu den 30er Jahren 
"würde dieser nicht mehr auf den Aufbau von Industrien, sondern auf die Auslastung beste- 
hender Produktionskapazitäten ausgerichtet sein: Die Kapitalgüterindustrie stieg im letzten 
Jahr vor allem aufgrund der hohen Nachfrage der Landwirtschaft — um wieviel höher würde 
sie sein, wenn das als erste Priorität der neuen Regierung geplante staatliche Programm zur 
Förderung der Nahrungsmittelproduktion realisiert wird. Selbst wenn dieses mit deficit 
spending finanziert werden würde (was gegenwärtig aufgrund des Drucks der IWF und der 
hohen Inflation unwahrscheinlich ist), könnte ein solches Programm in einem solch hohen 
Maße zur Senkung einer der Hauptquellen des Inflationsdrucks, der unproduktiven klein- 
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bäuerlichen Agrarbetriebe und zur Auslastung der nationalen Industrie beitragen, daß es sich 
quasi selbst finanzieren würde. Aber selbst wenn kein defecit spending möglich ist, ist der 
Umverteilungsspielraum trotz Krise in Brasilien noch relativ groß: die durch die zunehmen- 
de internationale Konkurrenzfähigkeit der Industrie überflüssig werdenden Kredit- und Ex- 
portsubventionen (bereits 1981 ca. 12 % des BIP), die durch die denkbare Neuorientierung 
der Agrarmodernisierungsprogramme im Amazonas wegfallenden Steuererleichterungen, 
die durch das Versiegen externer Nettokreditzuflüsse überfällig gewordene Hochzinspolitik 
(die Schuldendienste für die internen Staatsschulden erreichen 10 % des BIP), die Unterbe- 
steuerung von reichen Einkommensbeziehern und Unternehmen. Mit einem Bruchteil die- 
ser Mittel könnten bereits umfangreiche, den Binnenmarkt ankurbelnde Sozialprogramme 
finanziert werden: eine volle Deckung des Grundbedarfs an Gesundheit, Nahrung, Erzie- 
hung, Wohnen, Wasserzugang und Abwässerregulation würde nach einer Schätzung der 
Weltbank 5-6 % des BIP erfordern (Knight 1977, $. 1075). Nach einer eigenen Modellrech- 
nung würde die Einführung einer an der Bundesrepublik orientierten Arbeitslosenversiche- 
rung(70 % des letzten Lohnes, aber nicht weniger als 1 Mindestlohn) für den formellen städti- 
schen Sektor 2 Mrd. Dollar jährlich, bei Einschluß der unterbeschäftigten Landarbeiter 
5 Mrd. Dollar, d.h. 2-3 % des BIP kosten! 

Die hier nur als Beispiel angeführten Möglichkeiten, eine Ausdehnung des internen Marktes 
(auch für dauerhafte Konsumgüter) durch begrenzte Sozialreformen zu bewirken, sollte nur 
ein Hinweis darauf sein, daß die ökonomischen Kosten der Einführung von Basiselementen 
einer sozialstaatlichen Regulierungsweise gar nicht so unfinanzierbar zu sein brauchen und 
verglichen mit dem sozialen und politischen Nutzen daher auch für die herrschenden Klassen 
konsensfähig sein können. 

Inwieweit sich in Brasilien aufgrund der veränderten internationalen Rahmenbedingungen 
ein solcher Entwicklungsweg der Dynamisierung der fordistischen industriellen Kernstruk- 
tur durch eine nachholende Entwicklung im Bereich der sozialen Infrastruktur und sozial- 
staatlicher Regulierungsweisen wird effektiv durchsetzen können, bleibt vorerst eine offene 
Frage und hängt weniger von ökonomischen als von politisch-sozialen Faktoren ab. Gerade 
der paradigmatische Fall des ressourcenreichen Großflächenstaates Brasilien zeigt, daß die 
Konsolidierung des erreichten Industrialisierungsstandes nach einer Phase der ökonomisch 
erfolgreichen, aber ohne Rücksicht auf soziale Kosten durchgeführten Kapitalakkumulation 
unter der Hegemonie von multinationalen Konzernen und autoritären Staatsklassen eher 
von der Stärke der nationalbürgerlichen und sozialreformerischen Volksbewegung abhängt, 
die notwendigen Korrekturen des sozialökonomischen Entwicklungsmodells politisch 
durchzusetzen. Wenn der Prozeß der schrittweisen Redemokratisierung in Brasilien anhält, 
könnten sich die Chancen dafür erhöhen. Diese optimistische Prognose über effektiv vor- 
handene Handlungsspielräume für eine konstruktive Verarbeitung der Wirtschafts- und 
Verschuldungskrise gilt so sicherlich nur für Brasilien. Aber auch in den anderen lateinameri- 
kanischen Ländern gibt es ungenutzte Entwicklungspotentiale, vor allem in der binnen- 
marktorientierten Landwirtschaft, die beispielsweise in Peru und in Costa Rica im Zentrum 
der politischen Diskussion stehen. Die genauere Einschätzung des effektiven Handlungs- 
spielraumes in diesen Ländern konnte ich in diesem Artikel nicht leisten, wäre aber eine 
wichtige Aufgabe für die an Handlungsalternativen orientierte politisch-wissenschaftliche 
Diskussion. 
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Alexander Schubert 
Untergräbt die Stärke der USA die Fundamente 
der Weltwirtschaft? 


Präsident Reagan hat nach landläufiger Meinung erfolgreich die Vitalität der US-Wirtschaft 
und die Führungsrolle der USA in der Weltwirtschaft wiederhergestellt. Neidisch blickt man 
von Europa auf die hohen Wachstumsraten der US-Volkswirtschaft, auf die Millionen neuer 
Arbeitsplätze, auf die massenhaften Investitionen in spitzentechnologischen Bereichen, auf 
die Flexibilität des Arbeitsmarkts und aufden grenzenlos scheinenden Innovationsdrang US- 
amerikanischer Unternehmen. Eine Revolution scheint sich vor unseren Augen abzuspie- 
len. Der einzige zugegebene Makel: Die USA haben eine beispiellose interne Staatsverschul- 
dung erreicht und sind auf eine massive Kapitaleinfuhr angewiesen (vgl. Schmidt 1985). 
Die geschichtliche Erfahrung lehrt aber, daß es um Führungsmächte nicht gut bestellt ist, 
wenn sie sich die Mittel für ihre »Revolutionen« ausleihen müssen. Wahrscheinlich ist das 
auch in diesem Fall so. Die Tatsache, daß sich die USA von einer Gläubigernation in eine 
Schuldnernation verwandeln, verschlechtert radikal ihre Stellung auf dem Weltmarkt. Nicht 
mehr die industriellen Wettbewerbsvorteile und der Kapitalexport mit seinen weltweiten 
Gewinnmöglichkeiten gewährleisten heute den Fortbestand der US-Führungsposition. An 
ihre Stelle sind die Mechanismen für den Kapitalimport in die USA getreten. Nicht nur die 
Führungsrolle der USA, sondern auch die Stabilität und Entwicklungsperspektive der ge- 
samten Weltwirtschaft werden hierdurch in Frage gestellt. 

Welches sind die konkreten Gefahren? Erstens ist zu befürchten, daß eine Stockung der 
enormen Kapitaleinfuhren in die Vereinigten Staaten nicht nur eine weltweite Rezession, 
sondern zugleich eine internationale Bankenkrise auslöst. Die Folge wäre eine Weltwirt- 
schaftsdepression. Zweitens: Bei steigenden Handelsbilanzdefiziten verlieren die USA das 
Interesse an der Aufrechterhaltung der von ihnen bisher stark hegemonisierten Welthan- 
delsstrukturen (vgl. Stein 1984). Es droht eine Flut von Vergeltungsmaßnahmen gegenüber 
den Haupthandelspartnern der USA wegen tatsächlicher oder angeblicher Verstöße gegen 
die Handelsvereinbarungen des GAT'T-Systems. Ein Rückfall in national ausgerichtete 
»Absicherungsstrategien« ließe sich kaum verhindern, wenn sich diese Tendenz durchsetzt. 
Auf die Tagesordnung der Weltpolitik käme die konfliktreiche Auflösung der gegenwärti- 
gen Weltmarktstrukturen bzw. -beziehungen. Drittens: Die riesige Kapitaleinfuhr in die 
USA verstärkt das Elend in der Dritten Welt, führt in vielen hoch verschuldeten Ländern zu 
einem Prozeß der Deindustrialisierung und verschärft die internen Gesellschaftskontflikte. 
Die Bildung von konsensfähigen Mehrheiten zur Konsolidierung oder Wiedergewinnung 
demokratischer Regierungsformen wird hierdurch erschwert und die Grundlagen für sozial 
gerechte Entwicklungsstrategien unterminiert. Angesichts der aggressiven Interventionspo- 


* Dieser Aufsatz basiert wesentlich auf den Ergebnissen meines Forschungsprojekts »Krisentenden- 
zen des internationalen Kreditsystems«, das ich mit Förderung der Stiftung Volkswagenwerk durchge- 
führt habe. Der vollständige Endbericht erscheint demnächst im Suhrkamp Verlag unter dem Titel 
»Die internationale Verschuldung« (es NF 1347). An dieser Stelle möchte ich Elmar Altvater und Kürt 
Hübner für ihre unschätzbaren Anregungen danken. 
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litik der USA in der Dritten Welt erhalten diese innenpolitischen Spannungen eine direkt in- 
ternationale Dimension, die verheerende Auswirkungen auf das System der internationalen 
Beziehungen und den Weltfrieden haben kann. 

Kurzum, die Weltwirtschaft droht in die Richtung eines »worst-case«-Szenariums abzudrif- 
ten. Das Hegemonialsystem der »Pax Americana« wird durch die Stellung der USA als 
Schuldnernation stark destabilisiert. Immer unwahrscheinlicher wird eine auf politische Ver- 
einbarungen beruhende Verteilung der volkswirtschaftlichen Kosten, die durch die gegen- 
wärtige Krisensituation hervorgerufen werden. 


Das internationale Kreditsystem und die monetäre Hegemonie der USA 


Was wir heute erleben, ist nicht nur eine Veränderung der Ausdrucksformen der wirtschaft- 
lichen Vormachtstellung der USA aufdem Weltmarkt. Es handelt sich bei der gegenwärtigen 
Entwicklung auch um die Potenzierung der Krisentendenzen eines aufgeblähten internatio- 
nalen Währungs- und Kreditsystems, das dem Dollar die Schlüsselstellung als Weltgeld zu- 
ordnet und das private Bankensystem der USA zum Hauptanlageplatz für das weltweit dis- 
ponible Geldkapital und zur »Clearing-Stelle« für den internationalen Zahlungsverkehr 
macht. 

Zum Verständnis ist ein kurzer geschichtlicher Exkurs notwendig (vgl. hierzu die ausführ- 
liche Darstellung in Schubert 1985). In den 60er Jahren wurde noch befürchtet, daß der fort- 
gesetzte Kapitalexport der USA die kurzfristigen Forderungen von Ausländern gegenüber 
dem Goldschatz der USA so erhöhen würde, daß es eines Tages zu einer Vertrauenskrise ge- 
genüber dem Dollar kommen könnte. Andererseits sah man die Gefahr, daß eine Einschrän- 
kung dieser Kapitalausfuhren zu einer internationalen »Liquiditäts«-, also Dollarknappheit 
führen könnte (dieses Problem wurdeals»Triffin-Dilemma« bekannt). Keine dieser Befürch- 
tungen wurde bestätigt. Die Entwicklung nach dem Zusammenbruch des Bretton-Woods- 
Systems im Jahre 1973 bewies, daß der Dollar seine Weltgeldfunktionen behalten oder sogar 
ausdehnen konnte, obwohl der massive Kapitalexport aus den USA nicht beendet, die Gold- 
konvertierbarkeit des Dollars dagegen aufgehoben wurde. Wie ist dies zu erklären? Die Ant- 
wort lautet, daß sowohl die Weltgeldfunktionen des Dollars als auch die Stellung der US- 
Banken durch die enorme Expansion der internationalen Kreditbeziehungen stabilisiert 
wurden. Seit Beginn der 70er Jahre erlebte das westliche Bankensystem einen starken Trans- 
nationalisierungsprozeß. Hunderte von Banken, allen voran die Banken aus den USA, grün- 
deten Niederlassungen in den freien Bankzonen von London, Luxemburg, Hongkong, New 
York usw., in denen sie unter sehr günstigen Bedingungen (sowohl für Anleger und Borger 
als auch für sich selbst) internationale Kreditgeschäfte großen Umfangs abwickeln. Das Kre- 
ditvolumen in diesen freien Bankzonen expandierte in den 70er Jahren mit durchschnitt- 
lichen Wachstumsraten von über 25 Prozent underreichte Ende 1984 einen Betrag von mehr 
als US$ 2 300 Milliarden, knapp das Vierfache des Bruttosozialprodukts der Bundesrepublik 
Deutschland. Durch die Transnationalisierung des westlichen Bankensystems wurden also 
voluminöse private Kapitalbewegungen möglich, die innerhalb des Bretton-Woods-Systems 
fast undenkbar waren. Da kaum andere politische und institutionelle Alternativen als die Ab- 
wicklung dieser Kapitalbewegungen in Dollarform bestanden, gewannen das private Ban- 
kensystem der USA, besonders aber dieNew Yorker Großbanken eine privilegierte Stellung 
innerhalb dieses neuartigen internationalen Kreditsystems. 
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Die Transnationalisierung des kapitalistischen Bankerisystems unter der Vorherrschaft von 
US-Banken brachte den USA große Vorteile. Trotz der Aufkündigung des Bretton-Woods- 
Systems blieb der Dollar die begehrteste internationale Währung. Geldkapital aus allen Na- 
tionen wurde in Dollar umgewandelt, wenn es nicht schon in dieser Form existierte, um ent- 
weder direkt in den USA oder bei US- und anderen Banken in den freien Bankzonen angelegt 
zu werden. Etwa 80 Prozent aller internationalen Kredite werden (mit geringen Schwankun- 
gen) seitdem in dieser Währung abgewickelt. Solang genug Anreize für die Akkumulation 
von privaten Dollarguthaben bestehen, erhalten die USA von den Geldkapitalbesitzern aus 
aller Welt fast automatisch den zur Deckung ihrer eigenen Defizite und zur Finanzierung ih- 
res Kapitalexports nötigen Kredit (vgl. Calleo 1982, S. 136). 

Die Aufkündigung der politischen Vereinbarungen von Bretton-Woods, die bis zu Beginn 
von 1973 maßgeblichen Einfluß auf die Gestaltung der internationalen Währungs- und Kre- 
ditbeziehungen hatten, setzte also der Vormachtstellung der USA in der monetären Sphäre 
des Weltmarkts kein Ende (vgl. Strange 1982). Diese Hegemonialstellung ist jedoch mit dem 
Zusammenbruch dieses Systems grundlegenden Veränderungen unterworfen worden. Der 
Interventionszwang von ausländischen Zentralbanken auf den Devisenmärkten zur Auf- 
rechterhaltung der vereinbarten Währungsparitäten wurde beseitigt, und damit auch die »au- 
tomatische« Wiederanlage der Währungsüberschüsse fremder Nationen in den USA. An 
Stelle dieser Kreditquelle für die USA traten nun private Kapitalbewegungen. Diese erhöh- 
ten das Kreditpotential der USA gewaltig, da es seit 1973 zu einer geradezu explosionsartigen 
Zunahme der weltweiten Akkumulation von Geldkapital kam, u.a. weil das Wachstum der 
produktiven Investitionen in den Industrieländern seit 1973 stark zurückging und weil es au- 
ßerdem bei einigen ölexportierenden Ländern zu erheblichen Währungsüberschüssen kam 
(wobei letzterer Faktor nur eine untergeordnete Bedeutung besitzt). Eine nicht unwesent- 
liche Rolle bei dieser Zunahme der weltweiten Akkumulation von Geldkapital spielte außer- 
dem der eigentliche Transnationalisierungsprozeß des kapitalistischen Bankensystems, der 
den transnationalen Konzernen aus aller Welt die Möglichkeit zur Umwandlung von kurz- 
fristig verfügbaren Geldmitteln in ausleihbares Geldkapital eröffnete. Das Gegenstück zu 
dieser Akkumulation war natürlich die Ausdehnung des internationalen Kreditsystems, also 
das Wachstum der internationalen Verschuldung. Nicht nur Geldkapial, sondern auch 
Schulden mußten akkumuliert werden, damit dieses neue Währungs- und Kreditsystem 
funktionieren konnte. Die US-Regierung setzte daher dem Expansionsprozeß der eigenen 
transnationalen Banken keine Schranken, sondern förderte ihn (vgl. Lissakers 1983; Fol- 
kerts-Landau 1984). 

Die Ausdehnung der internationalen Kreditbeziehungen erweiterte die Weltgeldfunktionen 
des Dollars und stärkte die Position von US-Banken in der monetären Sphäre des Welt- 
markts. Nicht nur dieSchuldner der US-Banken wurden nun dem direkten Einfluß der Wirt- 
schaftsentwicklung in den USA ausgesetzt, sondern auch die Anleger. Ihr Geldkapital ver- 
wertete sich in dem Maße, wie die Wechselkursschwankungen des Dollars gegenüber den 
Währungen ihrer eigenen Länder relativ stabil blieben und die Zinssätze nicht unter das Ni- 
veau der einheimischen Geld- und Kreditmärkte fielen. Aber auch politische Faktoren spiel- 
ten hierbei eine entscheidende Rolle. Als es daher im Zusammenhang mit der Iran-Revo- 
lution zum »zweiten Ölschock« und zu einer geostrategischen Schwächung der USA kam, 
und als außerdem die revolutionäre Regierung des Iran den Abzug der eigenen Guthaben bei 
US-Banken (besonders bei der Chase Manhattan Bank) ankündigte, kam es zwischen 1978 
und 1980 zu einer akuten Dollarkrise. Diese brachte die Widersprüchlichkeit des Bretton- 
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Woods-Nachfolgesystems klar zum Ausdruck. Es wurde deutlich, daß die US-Banken, aber 
auch das gesamte transnationalisierte Bankensystem von einer stetigen Zufuhr von Geldkapi- 
tal in die USA abhängig geworden waren. 

Um den Abzug des innerhalb des US-Bankensystems deponierten ausländischen Geldkapi- 
tals und den Kollaps der größten US-Banken zu verhindern, ließ die US-Regierung nicht nur 
die Guthaben des Iran einfrieren, sondern griff zu der Hochzinspolitik, die die Weltwirt- 
schaft seitdem plagt. Dies beendete nicht nur den Verfall des Dollarwechselkurses gegenüber 
anderen Währungen und leitete seine Aufwertungstendenz ein, sondern verbesserte radikal 
die Verwertungsbedingungen des in den USA angelegten ausländischen Geldkapitals. Hier- 
durch wurde der weitere Zufluß des ausländischen Geldkapitals gesichert, der nicht nur für 
die fortgesetzte Expansion der internationalen Geschäfte von US-Banken (also auch zur Auf- 
rechterhaltung der.Zahlungsfähigkeit vieler Bankkunden in der Dritten Welt), sondern auch 
für die Finanzierung der eigenen Leistungsbilanzdefizite benötigt wird. 

Anders als noch in den 60er und bis zu Beginn der 70er Jahre steht angesichts der neueren 
Transnationalisierung des kapitalistischen Bankensystems seit mindestens einem Jahrzehnt 
nicht mehr der Kapitalexport der USA im Mittelpunkt der währungs- und kreditpolitischen 
Krisentendenzen der Weltwirtschaft, sondern ihr Kapitalimport. Die Stabilität des gesamten 
internationalen Währungs- und Kreditsystems hängt davon ab, daß es zu keinem Abbruch 
der Kapitalbewegungen in die USA und zu keinem spekulativen Verfall des Dollarwechsel- 
kurses kommt, weil beides zu einer Bankenkrise in den USA und als Folge zu einem Zusam- 
menbruch des internationalen Zahlungs- und Kreditverkehrs transnationaler Banken führen 
kann. 


Die USA als hegemoniale Schuldnernation 


Die erwähnte strukturelle Krisentendenz des transnationalen Banken- und Kreditsystems 
hat mit dem Übergang der USA von einer Gläubiger- in eine Schuldnernation eine Verschär- 
fung erfahren, deren Ende nicht abzusehen ist. Bis 1982 sahen sich die USA in der Lage, die 
importierten Kapitalmassen in Form von Krediten an Ausländer wiederauszuführen. Es han- 
delte sich hierbei nicht nur um ein »Recycling« von Petrodollar, sondern von Geldkapital aus 
aller Herren Länder. Wegen der historisch beispiellosen Handels- und Leistungsbilanzdefi- 
zite der USA ist seitdem diese Wiederausfuhr zum Stillstand gekommen. Nun saugt die reich- 
ste Nation der Welt einen nicht unbeträchtlichen Teil des weltweit disponiblen Geldkapitals 
auf, um das Zwillingsdefizit der Handelsbilanz und des Staatshaushalts (Volcker 1984) zu fi- 
nanzieren. 

Obwohl die USA während der 70er Jahre ein steigendes Handelsbilanzdefizit hatten, hielt 
sich das Leistungsbilanzdefizit angesichts einer positiven Dienstleistungsbilanz und steigen- 
den Auslandsgewinnen und Zinseinnahmen aus Krediten an Ausländern in Grenzen. In eini- 
gen Jahren gab es trotz erhöhter Erdölimporte sogar einen Leistungsbilanzüberschuß. Aber 
schon 1978 deutete die Verschlechterung der US-Leistungsbilanz auf einen grundlegenden 
Wandel der US-Wettbewerbsposition auf dem Weltmarkt hin. Das Handelsbilanzdefizit er- 
reichte in diesem Jahr die Rekordsumme von US$ 34 Mrd. und blieb trotz der Rezession von 
1980-1982 gleich groß. Mit dem Wiederaufschwung der US-Volkswirtschaft schnellte das 
Defizit 1983 auf US$ 60 Mrd. und 1984 auf über US$ 120 Mrd. (vgl. Fed-Bulletin, Tabelle 
3.10; Economic Indicators, U.S. International Transactions). 
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Diese enormen Defizite haben die USA inzwischen zu einer (Netto-)Schuldnernation ge- 
macht. 1982 erreichte das im Ausland investierte US-Kapital (Direktinvestitionen, Kredite 
an Ausländer usw.) ein Volumen von US$ 838 Mrd. Aber auch das von Ausländern in den 
USA investierte Kapital erhöhte sich gewaltigund erreichte US$ 689 Mrd. Es bestand also ein 
Netto-Guthaben der USA im Ausland von US$ 150 Mrd. Durch die hohen Handels- und 
Leistungsbilanzdefizite verminderte sich dieses Guthaben 1983 auf US$ 106 Mrd; das Defizit 
von 1984 dürfte diesen Betrag fast vollständig aufgezehrt haben. Mit den Kapitalimporten des 
Jahres 1985 kommen die USA in die roten Zahlen. 
Für die Entwicklung der Weltwirtschaft ist es aber von entscheidender Bedeutung, auf wel- 
che Weise diese Kapitalimporte durchgeführt werden. Es wäre eine oberflächliche Interpre- 
tation, wenn man in Anlehnung an die in konservativen Kreisen der USA und Westeuropas 
zirkulierende Fabel von der »Eurosklerose« (Giersch 1984; Curzon-Price 1984) und aus den 
hohen Kapitalimporten der USA die Schlußfolgerung ziehen würde, die attraktiven Investi- 
tionsmöglichkeiten innerhalb des Produktionssektors seien für das Ansteigen der auslän- 
dischen Investitionen in den USA verantwortlich. Zwar hat sich zwischen 1975 und 1983 das 
Volumen der ausländischen Direktinvestitionen von US$ 27,6 Mrd. auf US$ 132 Mrd. und 
der Ankauf von US-Anleihen und Aktien von US$ 45 Mrd. auf US$ 115 Mrd. erhöht. Den 
ausgeprägtesten Anstieg registrierten aber die kurzfristigen Bankeinlagen von Ausländern. 
Diese stiegen zwischen 1973 und 1981 um US$ 140 Mrd., von knapp US$ 25 Mrd. auf US$ 
165 Mrd. In den darauffolgenden zwei Jahren erhöhten sie sich nochmals um US$ 115 Mrd., 
“ein Trend, der 1984 anhielt. Die USA finanzierten in den letzten Jahren ihre Defizite also vor 
allem mit kurzfristigen Bankeinlagen von Ausländern (vgl. Tabelle). 


Tabelle: Auslandsguthaben und -schulden der USA 


— in Mrd. US$ — 
Jahr 1974 1978 1981 1982 1983 
Guthaben insgesamt 256 448 720 838 887 
davon: Bankforderungen 46 131 294 405 430 
Schulden insgesamt 196 327 577 689 783 
davon: kurzfrist. Bankschulden 42 78 165 231 280 
Nettoguthaben 58 76 143 150 105 


Quelle: U.S. Department of Commerce, Survey of Current Business. 
International Investment Position of the United States. 


Diese riesenhaften internationalen Kapitalbewegungen werden vom US-Bankensystem 
durchgeführt, ohne daß institutionelle Abmachungen zu ihrer öffentlichen Kontrolle auf in- 
ternationaler Ebene existieren. Nicht nur die Bankeinlagen von Ausländern, sondern auch 
die Auslandsforderungen von Banken in den USA sind in den letzten Jahren gewaltig gestie- 
gen. Von US$ 46 Mrd. (1974) erhöhten sie sich auf US$ 430 Mrd. (1983). Zählt man dem noch 
die Forderungen der Auslandsniederlassungen von US-Banken gegenüber Ausländern in 
Höhe von US$ 350 Mrd. hinzu, dann entspricht dieses Kreditvolumen mehr als einem Fünf- 
tel des US-Bruttosozialprodukts. Nirgends wird die Internationalisierung der US-Öko- 
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nomie so deutlich wie am Beispiel des US-Bankensektors. Finanziert werden diese Kredite 
aber, wie schon erwähnt, nur teilweise mit Geldkapital aus den USA, zwei Drittel der Aus- 
landsforderungen von US-Banken werden durch Einlagen von Ausländern finanziert. 
Bemerkenswert ist aber nicht nur die enorme Erhöhung ausländischer Bankeinlagen inner- 
halb des US-Bankensystems. Die Umwandlung der USA in eine Schuldnernation geht auch 
auf die Tatsache zurück, daß seit 1982 das Wachstum der Auslandsforderungen von US-Ban- 
ken eingeschränkt wurde. Seit 1973 waren diese mit einer jährlichen Wachstumsrate von weit 
mehr als 20 Prozent gestiegen, und zwar von US$ 26,7 Mrd. (1973) auf US$ 405 Mrd. (1982). 
1983 fiel dieses Wachstum auf 7 Prozent zurück. 1984 ist das internationale Kreditvolumen 
dieser Banken sogar geschrumpft (vgl. Fed-Bulletin, Tabelle 3.18). Viele US-Bankkunden in 
der Dritten Welt konnten deswegen ihre enormen Defizite und hohen Zinszahlungen, insbe- 
sondere die Tilgungen nicht mehr refinanzieren und gerieten in eine Verschuldungskrise. 
Gerade das Beispiel dieser US-Bankkunden läßt es fraglich erscheinen, ob das Bankensystem 
einer Schuldnernation, auch wenn es sich um die unangefochtene militärische Führungs- 
macht des westlichen Bündnisblocks handelt, langfristig die Funktionen erfüllen kann, die 
das gegenwärtige internationale Währungs- und Kreditsystem den US-Banken zuordnet. So- 
lange die Attraktivität von Einlagen bei US-Banken durch relativ hohe Zinssätze gesichert ist 
und keine Währungsspekulation gegen den Dollar eintritt, besteht kein Anlaß, einen unmit- 
telbaren Kollaps der stark gefährdeten US-Banken zu befürchten, u.a. auch deswegen, weil in 
einer solchen Situation die Interventionsmöglichkeiten des Federal Reserve Board weitge- 
hend zur Geltung gebracht werden können. Was aber, wenn die Anreize verloren gehen und 
wenn es gleichzeitig zu einem spekulativen Verfall des Dollarwechselkurses kommt? In die- 
sem Fall wird sich das US-Bankensystem einem Einlagenabzug gegenübersehen, das einige 
Banken an den Rand des Bankrottstreibt und die hohen Handelsbilanzdefizite der USA unfi- 
nanzierbar macht. Selbst wenn das Federal Reserve die bei den Banken eintretende Lücke 
durch Krediterweiterung deckt, müßte in den USA eine Rezession eintreten, weil die Mittel 
zur Finanzierung der Zwillingsdefizite fehlen würden. Diese Rezession würde sich in kürze- 
ster Zeit weltweit ausbreiten. Fine internationale Bankenkrise ließe sich unter diesen Um- 
ständen kaum verhindern. 


Zwillingsdefizite und hohe Zinsen 


Die Umwandlung der USA von einer Gläubiger- in eine Schuldnernation hat ab 1982 nicht 
nur als Auslöser für die Verschuldungskrise vieler Länder aus der Dritten Welt gewirkt und 
das westliche Bankensystem an den Rand eines Kollapses gebracht. Die Einschränkung des 
internationalen Kreditvolumens von US-Banken hat die Schuldnerländer in der Dritten 
Welt auch zu rezessiven Anpassungsmaßnahmen gezwungen, die wegen der dadurch in Gang 
gesetzten Kapitalvernichtung in vielen Industriezweigen katastrophale Konsequenzen für 
den Entwicklungsprozeß vieler dieser Länder haben wird. Darüber hinaus sind die Gefahren 
für die wirtschaftliche Entwicklung innerhalb des engsten Kreises der US-Bündnispartner er- 
heblich verschärft worden. Die hohen internationalen Zinssätze, die zur »Bindung« der um- 
fangreichen Geldkapitalanlagen innerhalb des US-Bankensystems notwendig sind, haben die 
Finanzierungslage von mittleren und kleineren Unternehmen innerhalb und außerhalb der 
USA stark verschlechtert. In einer erneuten Rezessionsphase in den USA könnten Tausende 
von Unternehmen zusätzlich in den Bankrott getrieben werden (vgl. die Lagebeschreibung 
über das US-Bankensystem in Business Weck vom 29. Okt. 1984). 
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Für die zukünftige Entwicklung wird es daher von entscheidender Bedeutung sein, ob (a) die 
USA ihre hohen Haushalts- und Handelsbilanzdefizite vermindern können, ohne eine welt- 
weite Rezession auszulösen, (b) eine Senkung des internationalen Zinsniveaus ohne eine Ban- 
kenkrise in den USA möglich ist und (c) im Fall einer Rezession in den USA eineDollar-, also 
eine internationale Währungskrise vermieden werden kann. Was läßt sich aber hierzu ausder 
gegebenen Sternenkonstellation ablesen? Nichts Erfreuliches. Die Wettbewerbsposition der 
USA ist auf dem Weltmarkt u.a. wegen der Überbewertung des Dollars so stark angegriffen 
(zwischen 1978 und 1983 wurde der Dollar gegenüber den Währungen der wichtigsten Indu- 
strieländer um 34 Prozent aufgewertet, gegenüber der DM sogar um 60 Prozent; vgl. World 
Financial Markets, Oktober 1983, 5. 3), daß mit einer Senkung der hohen Handelsbilanzdefi- 
zite ohne Dollarabwertung oder Einschränkung der Einfuhren in die USA kaum zu rechnen 
ist. Viele Nationen sind aber inzwischen so stark von ihren Ausfuhren in die USA abhängig 
geworden, daß eine derartige Alternative weltweit eine stark rezessive wenn nicht gar depres- 
sive Bewegung auslösen würde. Das Zinsniveau kann unter den gegebenen Bedingungen auch 
nicht merklich gesenkt werden, wenn die US-Banken nicht vor die konkrete Gefahr eines 
massiven Abzugs ausländischer Geldanlagen gestellt werden sollen. Schließlich: Neigt sich 
der »Boom« in den USA seinem Ende zu, dann ist ohne Staatsintervention (d.h. erhöhten 
Subventionen, verstärktem Protektionismus und direkten Stützungsmaßnahmen zugunsten 
gefährdeter Unternehmen) in vielen Bereichen der US-Ökonomie mit einem Massenkollaps 
von Unternehmen zu rechnen, der das Bankensystem so sehr in Mitleidenschaft zieht, daß 
sich ausländische Anleger zu panikartigen Rückzugsgefechten veranlaßt sehen können. 
Eine wesentliche Verantwortung für diese zugespitzte Lage trägt nicht nur die verschlechter- 
te Handelsbilanz, sondern auch der sprunghafte Anstieg der inländischen Staatsverschul- 
dung, der parallel zur Erhöhung der US-Auslandsschulden stattfand. Zwischen 1979 und 
1984 verdoppelten sich die Schulden des US-Schatzamtes nahezu, nämlich von US$ 845 Mrd. 
auf über US$ 1600 Mrd. Sie erreichten damit einen Anteil am Bruttosozialprodukt von 43 
Prozent. Der entsprechende Anteil des jährlichen Haushaltsdefizits erhöhte sich von 2,5 
(1981) auf 6 Prozent (1983). Seit 1981 steigen die Staatsdefizite doppelt so schnell wie das 
Volkswirtschaftswachstum, was von Rohatyn (1984) als bestes Rezept für den »nationalen 
Bankrott« bezeichnet worden ist. j 

Die Entwicklung der Haushalts- und Handelsbilanzdefizite zeigt seit der Dollarkrise von 
1978-1980 einen konjunkturell untypischen Verlauf. Die Handelsbilanzdefizite verringerten 
sich in der Rezessionsphase von 1980-82 nur geringfügig; demgegenüber stiegen die Haus- 
haltsdefizite während des Booms von 1982-84 sogar noch an. In beiden Phasen blieben auch 
die (realen) Zinssätze auf einem sehr hohen Niveau. Weshalb? Einerseits, weil durch die staat- 
liche Kreditaufnahme auf den privaten Kreditmärkten ein »crowding out«, d.h. eine Art Ver- 
drängung anderer Kreditnehmer stattfand. Der Anteil der Bundesregierung an den gesamten 
Netto-Kreditaufnahmen auf den US-Kreditmärkten erhöhte sich 1983 und 1984 auf über 45 
Prozent, eine Verdoppelung gegenüber dem Durchschnitt der 70er Jahre. Andererseits müs- 
sen aber die Zinssätze seit der Dollarkrise von 1978-1980 durch das Federal Reserve bewußt 
hoch gehalten werden, um nicht nur den immer drohenden Kapitalabfluß zu verhindern, 
sondern auch den dringend benötigten Kapitalzufluß aufrechtzuerhalten. 

Für eine Senkung der inländischen Zinssätze besteht daher selbst dann nur ein sehr be- 
schränkter Raum, wenn die Reagan- Administration oder der US-Kongreß tatsächlich eine 
Kürzung des Haushaltsdefizits beschließen sollten. Eine solche Maßnahme würdeaber die so- 
wieso schon abflauende Inlandskonjunktur abbremsen, ohne die Finanzlage der verschulde- 
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ten Wirtschaftszweige und -unternehmen der USA oder die Lage der hochverschuldeten 
Länder der Dritten Welt merklich zu entspannen. Folglich ließe sich unter diesen Bedingun- 
gen auch kein »realistischerer« Wechselkurs des Dollars durch Verminderung der US-Haus- 
haltsdefizite herstellen. Die einzig mögliche »Verbesserung« könnte darin bestehen, durch 
Abkühlung der Konjunktur das Importvolumen zu senken. Dies hätte aber, wie schon er- 
wähnt, weltweit rezessive Auswirkungen. 
Solang die USA auf einen Kapitalimport angewiesen sind, kann die Stabilität der Weltwirt- 
schaft nur gewährleistet werden, wenn das US-Bankensystem durch hohe Zinssätze einen ge- 
nügend starken »Sog« von externen Ersparnissen bewirkt. Dies gilt auch für den Fall, daß die 
europäischen Regierungen und Japan einen expansiven Kurs fahren, um einerseits die inlän- 
dische Wachstumsschwäche zu überwinden und andererseits die Importe aus den USA zu he- 
ben. Erwartungsgemäß müßte sich in diesem Fall der Geldkapitalbedarf in diesen Ländern er- 
höhen. Unter der Voraussetzung, daß die Geldpolitik keine Infla ationierung der jeweiligen 
Volkswirtschaften erlaubt, müßten in diesen Ländern die Zinssätze steigen, da die erhöhte 
Staatsverschuldung un«‘ die erhofften zusätzlichen Privatinvestitionen einen Druck auf die 
Kapitalmärkte ausüber, würden. In den USA könnten dennoch die Zinssätze nicht wesent- 
lich fallen, solang nicht ein beachtlicher Handelsbilanzüberschuß erzielt worden wäre. Als 
Folge würde der von einigen Autoren als »savings war« (vgl. Marris 1984) bezeichnete Wett- 
bewerb um die weltweit verfügbaren Ersparnisse beginnen. 
Ein durch Importsenkung herbeigeführter Abbau der Handelsbilanzdefizite der USA würde 
dagegen kaum zu überschauende negative Beschäftigungswirkungen in allen Teilen der Welt 
haben. Eine solche Importdrosselung würde nicht nur Japan, Kanada und die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Mitleidenschaft ziehen, die 1984 mit Taiwan die höchste Überschußposi- 
tion gegenüber den USA erzielten. Auch hoch verschuldete Länder der Dritten Welt wie Me- 
xico, Brasilien, Indonesien und Süd Korea würden starke Einkommenseinbußen erleiden. 
Folgende Berechnung von “Henry Wallich, Gouverneur des Federal Reserve, kann als Bei- 
spiel herangezogen werden. Wallich (1984) rechnete im April 1984 vor, daß dieErhöhungder 
US-Importe aus der Bundesrepublik stark genug gewesen sei, um etwa ein Drittel des gesam- 
ten Vorjahres-Wachstums der bundesdeutschen Wirtschaft zu erklären. Da sich 1984 diese 
Ausfuhren in die USA und auch der Überschuß der Bundesrepublik erhöhten, kann man da- 
von ausgehen, daß hierzulande die Wirtschaft ohne die US-Handelsbilanzdefizite kaum über 
1 Prozent gewachsen wäre. 
Nach einigen Schätzungen (vgl. Davis 1985, $. 58) läßt sich das Wachstum des Sozialprodukts 
einiger westeuropäischer und einiger Schwellenländer Süd-Ost-Asiens bis zu 40 Prozent 
durch das Exportwachstum in die USA erklären. Der Handelsbilanzüberschuß einiger hoch 
verschuldeter Länder der Dritten Welt gegenüber den USA erreichte 1984 bis zu 25 Prozent 
ihrer Gesamtexporte. Jeder Versuch der USA, etwa durch verstärkten Protektionismus die- 
sen Überschuß abzubauen, würde die Zahlungssituation dieser Länder wieder dramatisch 
verschärfen und folglich auch die US-Banken vor den Verlust ihrer Forderungen gegenüber 
diesen Ländern stellen. 


Folgen eines fehlgeleiteten Wirtschaftswachstums 


Die Handelsbilanzverschlechterung der USA darf nicht auf einen angeblichen »De-Indu- 
strialisierungsprozeß« in den 70er Jahren zurückgeführt werden (zur These der »Deindustria- 
lisierung« der USA vgl. Magaziner/Reich 1982; Thurow 1982). Obwohl die Industrie- 
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produktion in den 70er Jahren nur langsam stieg (der Index der Industrieproduktion mit Ba- 
sisjahr 1967 = 100 lag 1981 bei 151; d.h., in 14 Jahren ist die Industrieproduktion nur um 50% 
gestiegen), lag dieses Wachstum über dem Durchschnittswachstum der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich und Großbritannien, und etwa auf gleicher Höhe des Durch- 
schnittswachstums aller Industrieländer. Die Beschäftigung in der verarbeitenden Industrie 
stieg in absoluten Zahlen, im Gegensatz zu den anderen großen Industrieländern, wo sie fiel. 
Die Beschäftigung stieg im vorigen Jahrzehnt in fast allen Industriezweigen der USA schnel- 
ler als in Japan. Und obwohl das Produktivitätswachstum der US-Industrie hinter dem 
Wachstum in anderen Industrieländern herhinkte, blieb das Produktivitätsniveau der US- 
Industrie trotzdem weltweit an der Spitze (vgl. Lawrence 1983, S. 156). 

Unbefriedigend ist auch der Versuch, die hohen Leistungsbilanzdefizite als unmittelbare Fol- 
ge der hohen Haushaltsdefizite zu erklären. Zu bedenken ist hier, daß sowohl die hohen Zins- 
sätze als auch die Aufwertungstendenz des Dollar den hohen Haushaltsdefiziten der Reagan- 
Administration vorausgingen. Zusätzlich zu den monetären Effekten des »deficit spending« 
müssen daher die realen Auswirkungen auf Produktion und Konsum berücksichtigt werden. 
Ohne das spektakuläre Wachstum der US-Ökonomie wäre es selbst bei hohen Zinssätzen 
nicht zu den hohen Außenhandelsdefiziten, und folglich auch nicht zu den enormen Kapital- 
bewegungen in die USA gekommen. Dies ist für die Frage relevant, wie man heute die Haus- 
haltsdefizite kürzen kann, ohne gleichzeitig eine Inlandsrezession herbeizuführen. 

Der spektakuläre Anstieg der »Zwillingsdefizite« ist vor allem anderen als Ergebnis der 
»Kanonenboot-Ökonomie« Reagans (Garten 1985) zu betrachten, die ungeachtet ihrer in- 
ternationalen Folgen von Beginn der Reagan-Administration an das Ziel verfolgte, einen in- 
nenpolitischen Konsensus zur Wiederherstellung der militärischen Vormacht der USA in 
der Welt möglich zu machen. Zu Recht ist daher das Aufrüstungsprogramm der Reagan-Re- 
gierung als spezifische Form nationaler Industriepolitik bezeichnet worden (Junne 1985). 
Die wirtschaftlichen Prämissen für den »Erfolg« dieses Programms konnten nicht nur we- 
gen der »kontraproduktiven« Auswirkungen des Rüstungsprogramms nicht hergestellt wer- 
den (ebda). Es kam darüber hinaus weder zum prognostizierten Angebotswachstum der 
inländischen Industrie nech zur Erhöhung der inländischen Ersparnisse, beides zentrale 
Zielsetzungen der Reaganschen Wirtschaftspolitik, wie sie zu Beginn der ersten Regierungs- 
periode formuliert worden waren (vgl. Economic Report of the President 1982; Rothschild 
1982). 

Entgegen den Erwartungen, die der viel gepriesenen Innovationsfreudigkeit der US-Wirt- 
schaft vielerorts entgegengebracht worden sind, erwies sich die verarbeitende Industrie der 
USA unter der Voraussetzung einer weitgehend liberalen Importpolitik als nicht fähig, den 
durch hohe Haushaltsdefizite hervorgerufenen Konsumanstieg zu einer entsprechenden 
Produktionserweiterung auszunutzen. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze — also auch das er- 
weiterte Angebot — konzentrierte sich ähnlich wie schon in vorausgegangenen Auf- 
schwungsphasen auch diesmal auf den Dienstleistungssektor, während in der verarbeitenden 
Industrie zwischen 1981 und 1984 eine halbe Million Arbeitsplätze vernichtet wurden. Die 
Gesamtbeschäftigung im nichtlandwirtschaftlichen Sektor stieg von 91,16 Millionen im Jah- 
re 1981 auf 95,19 Millionen Ende 1984 an, also um vier Millionen. Die Erhöhung betraf ver 
allem den Handel (von 20,5 auf 22,10 Mill.) und andere Dienstleistungszweige, in denen etwa 
eine Million zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen wurden. In der verarbeitenden Industrie 
fiel dagegen die Anzahl der Beschäftigten von 20,17 auf 19,66 Millionen zurück (vgl. Fed- 
Bulletin, Tabelle 2.11). 
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Die verarbeitende Industrie konnte auf die erhöhte Nachfrage also nicht mit einem entspre- 
chend erhöhten Angebot reagieren. Neben der Gesamtbeschäftigung fiel daher auch das ge- 
samte industrielle Produktionsniveau, allerdings etwas geringer als die Beschäftigung, so daß 
der Rückgang des Produktivitätswachstums in der verarbeitenden Industrie erstmals seit Jah- 
ren aufgehalten wurde. Die Bauwirtschaft konnte sich dagegen schnell der erhöhten Nachfra- 
ge anpassen und geriet bis zu Beginn von 1984 in einen Boom, der dann allerdings beendet 
wurde. Die Industrieproduktion stieg erst mit reichlicher Verspätung ab 1984 stark an, wobei 
bezeichnenderweise die höchsten Zuwächse in der Raumfahrt- und Rüstungsindustrie zu 
verzeichnen sind (vgl. Fed-Bulletin, März 1985). 

Deshalb: Anders als in den 70er Jahren, als die Verschlechterung der Handelsbilanz der USA 
durch die hohen Erdölimporte verursacht wurde, ist in den letzten drei Jahren besonders der 
Außenhandel im Konsumgüterbereich stark defizitär gewesen. Praktisch die gesamte Ver- 
schlechterung der US-Handelsbilanz im Jahre 1984 geht auf ein erhöhtes Defizit im Handel 
mit verarbeitenden Industrieprodukten zurück. Dieses Defizit stieg von US$ 38,2 (1983) auf 
US$ 88,7 Mrd. 

Im einzelnen ergab sich bei Personenwagen ein Defizit von US$ 25,3 Mrd., bei Bekleidungs- 
waren US$ 23,7 Mrd. und beim Stahl US$ 9,9 Mrd. Hohe Defizite traten außerdem im Be- 
reich der Ausrüstungen für die Nachrichtenvermittlung und Schuhwaren auf. 

Auch im Bereich der Waren mit Spitzentechnologie hat sich die Handelsbilanz zwischen 
1981 und 1984 verschlechtert, und zwar von US$ 23,6 Mrd. Überschuß auf weniger als US$ 
5 Mrd. Bei Computerausrüstungen fiel in dieser Periode der Überschuß von 7 auf ungefähr 
5 Mrd. Dollar, bei den Meßinstrumenten von 4,2 auf 3,0 Mrd. Dollar. Bei den Halbleitern trat 
ein Defizit von 3,0 Mrd. auf, obwohl 1981 hier noch ein Überschuß erzielt worden war. 
Ebenfalls hohe Defizite traten bei Büromaschinen und elektronischen Konsumgütern auf. 
Hierdurch erhöhte sich der Anteil von Importwaren an den US-Märkten selbst bei diesen 
hoch entwickelten Produkten. Auch hier ist es jedoch angebracht, darauf hinzuweisen, daß 
die USA weiterhin die Führungsposition bei den Weltexporten von 6 der 10 breiteren high- 
technology Warengruppen innehaben, nämlich: Luftfahrt, Büromaschinen und -computer, 
Motoren und Generatoren; anorganische industrielle Chemieprodukte, Rüstungsgüter; und 
gelenkte Raketen und Raumfahrt (Hatter 1985). Um so bemerkenswerter ist die Handelsbi- 
lanzverschlechterung in diesem Bereich. 

Man ist also gezwungen, hinter dem Anstieg der Außenhandelsdefizite strukturelle Mängel 
der US-Ökonomie zu erkennen, die ihr nicht erlauben, sowohl die internen Ersparnisse als 
auch das interne Warenangebot insbesondere an Konsumgütern so auszudehnen, um die 
Wachstumsraten der Vergangenheit ohne Rückgriff auf die realen und monetären Ressour- 
cen der restlichen Welt zu erreichen. 

Es ist schon bemerkenswert, daß trotz der beachtlichen Steuersenkungen der Reagan-Admi- 
nistration der Anteil der persönlichen Ersparnisse am Volkseinkommen nicht stieg, sondern 
von 6,7 Prozent (1981) auf 5 Prozent (1983) fiel, um sich erst 1984 mit 5,5 Prozent etwas zu er- 
holen. In absoluten Zahlen: Von US$ 484 Mrd. fielen die Brutto-Ersparnisse zwischen 1981 
und 1983 auf US$ 437 und die persönlichen Ersparnisse von US$ 137 Mrd. auf US$ 118 Mrd., 
während sich das verfügbare Einkommen von US$ 2041 Mrd. auf US$ 2340 Mrd. erhöhte 
(vgl. Fed-Bulletin, Tabelle 2.17). 

Von einem »angebotsorientierten« Wirtschaftsaufschwung kann daher nicht die Rede sein. 
Entscheidend war der Anstieg der privaten Konsumausgaben und der staatlichen Rüstungs- 
aufträge. Paul Volcker (1984a), Vorsitzender des Federal Reserve Board, beklagte daher im 
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Februar 1984 vor dem Haushaltsausschuß des US-Kongresses, daß die steigenden Investitio- 
nen sich auf kurzlebige Ausrüstungen konzentriert hatten, während die langfristigen Anlage- 
und Maschineninvestitionen eher bescheiden ausfielen. Zwischen 1981 und 1982 gingen so- 
gar die Gesamtinvestitionen stark zurück. Sie begannen sich erst ab 1983 zu erholen, blieben 
jedoch hinter dem Wachstum der Konsumausgaben zurück. 

Erst 1984 läßt sich eine rege Investitionstätigkeit erkennen, wobei jedoch keineswegs sicher- 
gestellt ist, daß sie sich tatsächlich in einer Ausweitung der Kapazitäten international wettbe- 
werbsfähiger Zweige niederschlagen wird. Die zunehmende Bedeutung der Rüstungsaufträ- 
ge für die Finanzierungsströme der größten US-Konzerne, die Fusionswelle, die das Land seit 
1981 ergriffen hat (Davis 1985) sowie die bemerkenswerte Ausdehnung des Dienstleistungs- 
sektors deuten darauf hin, daß viele Unternehmen inzwischen ihre Hoffnungen auf einen er- 
folgreichen Wettbewerb in vielen Bereichen der verarbeitenden Industrie aufgeben (nicht zu- 
letzt auch wegen der Überbewertung des Dollar). 


Wer wird die Defizite der USA finanzieren? 


Nach bisher vorliegenden Schätzungen wird 1985 das Handelsbilanzdefizit der USA nicht 
sinken, bestenfalls so hoch sein wie 1984. Tendenziell wird dadurch der Kapitalimport die- 
sem Handelsbilanzdefizit angeglichen werden, weil die Netto-Zinseinnahmen zurückgehen. 
Setzt sich diese Entwicklung bis 1988 fort, dem Ende der Reagan- Administration, dann wer- 
den mindestens 500 Milliarden Dollar nötig sein, um die USA mit den erforderlichen Aus- 
landskrediten zu versorgen. Woher soll dieses Kapital kommen? 

Ein geradezu perverses Ergebnis der gegenwärtigen Weltwirtschaftsentwicklung besteht dar- 
in, daß die traditionell kapitalimportierenden Nationen der Dritten Welt durch das Krisen- 
management des Internationalen Währungsfonds zu einem massiven Kapitalexport gezwun- 
gen worden sind. Die Hauptschuldnerländer der Dritten Welt haben — wie erwähnt — 1984 
ihre Handelsbilanzüberschüsse mit den USA beachtlich ausdehnen und angesichts eines ge- 
drückten Importvolumens auch einen globalen Handelsbilanzüberschuß erzielen können. 
Dieser Überschuß ist in vielen Fällen (z.B. Mexico und Brasilien) zur Zahlung der fälligen 
Zinsen an die Auslandsbanken verwendet worden. Ein Großteil der internen Ersparnisse der 
ärmeren Länder wurde folglich ins Ausland überwiesen. Es läßt sich voraussagen, daß, hält 
diese Entwicklung an, in vielen Schwellenländer ein massiver Prozeß der Entkapitalisierung 
oder sogar der Kapitalvernichtung stattfinden bzw. sich fortsetzen wird. Unter diesen Um- 
ständen wird diese Finanzierungsquelle von US-Defiziten in absehbarer Zeit versiegen. 
Nicht alle westlichen Industrienationen werden in der Lage sein, den Kapitalexport in die Ver- 
einigten Staaten langfristig aufrechtzuhalten, ohne negative Folgen für das inländische Investi- 
tionsvolumen in Kauf zu nehmen. Von einer Liberalisierung des japanischen Kapitalmarkts er- 
hoffen sich viele Beobachter, vor allem in den USA, eine weitere Internationalisierung des Yen 
und eine verstärkte Ausfuhr von japanischem Geldkapital. Inwieweit diese Hoffnungen erfüllt 
werden können, bleibt abzuwarten. Skepsis ist geboten. Japan ist schon heute die größte Gläu- 
bigernation der Welt. Es muß also noch bewiesen werden, daß ein verstärkter japanischer Kapi- 
talexport möglich ist, ohne die inländischen Investitionen zu hemmen und die Wettbewerbspo- 
sition der japanischen Wirtschaft in Mitleidenschaft zu ziehen. 

Die Hauptlast der US-Defizitfinanzierung wird also auf Westeuropa fallen. Hier wird dafür 
gesorgt werden müssen, daß der Kapitalfluß in die USA stetig zunimmt. Einige europäische 
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Länder — darunter Italien — sind aber heute stark von der Kapitaleinfuhr abhängig. Die La- 
sten werden sich innerhalb der EG ungleich verteilen. 

Da entsprechende Statistiken fehlen, ist es nicht möglich, den Anteil der einzelnen europä- 
ischen Ländern am gesamten Kapitalimport der USA festzustellen. Die Annahme dürfteaber 
nicht ganz falsch sein, daß die Zunahme des deutschen privaten Auslandsvermögens zu ei- 
nem erheblichen Teil den USA zugute gekommen ist. Mittelfristig kann sich dieser Trend 
nicht ohne Senkung der inländischen Investitionen durchsetzen, essei denn, die inländischen 
Ersparnisse würden hier erheblich steigen. Selbst die in der Bundesrepublik geplante Steuer- 
entlastung könnte, wenn sich die Erfahrung der USA hier wiederholt, die inländische Spar- 
quote drücken, die Kapitalausfuhr aber verstärken. In diesem Fall würde ein verlangsamtes 
Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik die Folge sein. 

Die Alternative zu dieser Entwicklung besteht selbstverständlich nicht darin, radikale Maß- 
nahmen zur Blockierung der Kapitalströme zu treffen, die durch die gegenwärtige internatio- 
nale Verschuldungsstruktur bedingt werden. Ein solcher Versuch würde in kürzester Zeit ei- 
ne internationale Bankenkrise, einen Zusammenbruch des internationalen Zahlungsver- 
kehrs und folglich den Kollaps des internationalen Handels, also eine Weltwirtschaftskrise 
herbeiführen. Deren Folgen könnten schlimmer sein als die der Weltwirtschaftskrise in den 
30er Jahren. 

Ebensowenig wäre mit einer drastischen und schnellen Kürzung der US-Haushaltsdefizite 
gewonnen. Diese würde kaum zur Senkung der Kapitaleinfuhr beitragen, wenn nicht gleich- 
zeitig auch eine relativ ausgeprägte Rezession eintritt. Wer will aber in den USA die Verant- 
wortung für eine solche Rezession übernehmen wollen? Und wie ließen sich die negativen 
Auswirkungen auf die Weltwirtschaft konterkarieren? 

Kurzfristig gibt es wahrscheinlich gar keine Alternative zur globalen Anpassung der großen 
Industrienationen an die neuen historischen Bedingungen, die durch die Schuldnerposition 
der USA geschaffen werden, die nicht ein enormes Krisenpotential enthält. Es liegt aber auf 
der Hand, daß der fortgesetzte Kapitalimport in die USA ganze Wirtschaftszweige dieser Na- 
tion auf dem Weltmarkt wettbewerbsunfähig machen wird. Letztendlich wird ein direkter, 
politisch motivierter und nicht mehr durch den internationalen Kapitalmarkt vermittelter 
Ressourcentransfer in die USA nötig sein, um die US-Wirtschaft vor dem Kollaps zu bewah- 
ren. Oder aber die USA werden sich zu einer drastischen Änderung ihrer Weltmachtrolle 
entscheiden müssen. Beide Möglichkeiten lassen für die zukünftige Weltwirtschaftsentwick- 
lung bewegte Zeiten erwarten. 
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Stephan Krüger 
Zur Krise der internationalen und nationalen 
Kreditverhältnisse — Tendenzen der Kapitalakkumulation 


1. Von der (internationalen) Finanzkrise zur Beschäftigungskrise oder von der 
langfristig krisenhaften Entwicklung der Realkapitalakkumulation zur Krise 
des Kredits? 


Die Ende der 60er Jahre sich zeigenden Turbulenzen in den internationalen Währungsver- 
hältnissen — zunächst sichtbar anhand der chronischen Schwäche des US-Dollar als institu- 
tionell sanktionierter Leit- und Reservewährung auf dem kapitalistischen Weltmarkt, so- 
dann durch zweimalige Verminderung der Goldparität offiziell anerkannt, endlich durch 
Aufhebung der Konvertibilität des Dollars gegenüber dem Gold, d.h. durch den Zusammen- 
bruch des internationalen Systems fixer Wechselkurse endgültig bestätigt — erscheinen rück- 
blickend gesehen als Vorboten der spätestens seit Mitte der 70er Jahre in allen kapitalistischen 
Metropolen manifest gewordenen langfristig-strukturellen Krise der Kapitalakkumulation. 
Die historisch gesehen zweite Epoche der beschleunigten Akkumulation des Kapitals, ge- 
gründet auf eindeutige ökonomisch-politische Dominanzverhältnisse zwischen den ent- 
wickelten Nationalkapitalen auf dem Weltmarkt mit der Rolle der USA als Demiurgen des 
bürgerlichen Kosmos’ (Marx) hatte ihr immanent-notwendiges Ende gefunden. 

Diese Situation traf sowohl die traditionelle Nationalökonomie als auch die marzistische po- 
litische Ökonomie gänzlich unvorbereitet. Gerade der Umstand, daß sich das Ende der kapi- 
talistischen Nachkriegsprosperität im Zerfall der seinerzeitigen Währungsverhältnisse und 
einer ungestümen, spekulationsgetragenen Ausdehnung der nationalen und internationalen 
Finanzmärkte anbahnte, also als Eklat im Geld- und Kreditsystem erschien, mobilisierte kei- 
neswegs verstärkte theoretische Anstrengungen zur fundierten Analyse. Es rächte sich für 
die traditionelle Ökonomie, einem kanonisierten ‘Bastard-Keynesianismus’ bzw. einem 
neoklassisch-synthetisierten ‘Post-Keynesianismus’ gehuldigt zu haben oder in schlichter 
monetaristischer Denkungsart an und für sich beliebige, empirisch konstatierte ökonomi- 
sche Zusammenhänge in vermeintliche Kausalketten uminterpretiert zu haben; es zeigte sich 
aber auch, daß die Anfang der 70er Jahre intensiv geführte Diskussion um Probleme der Re- 
konstruktion der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie in bloßen Anfängen stecken 
geblieben war und sich endlich in ‘neo-ricardianischen’ Sackgassen unauflöslich verstrickt 
hatte. Es bedurfte mehr als ein Jahrzehnt, bis die ökonomische Theorie den Stellenwert der 
Analyse von Geld und Kredit und der Finanzmärkte im Kontext eines übergreifenden Zu- 
sammenhangs ‘“wiederentdeckte’: unter der Parole: »Zurück zum originären Keynes« wurde 
ein neues theoretisches Paradigma formuliert, dessen gemeinsamer Bezugspunkt — bei an- 
sonsten vielerlei Differenzen — die Neubestimmung des gesamtwirtschaftlichen Stellen- 
werts der Verhältnisse der Kreditsphäre darstellt (Vgl. etwa Minsky 1975 oder auch Riese 
1980 f.). Mangels fundierter theoretischer Alternativen konnte diese neue monetär-keynesia- 
nisch orientierte Richtung das Terrain der jenseits der neoklassischen Orthodoxie angesie- 
delten Diskussion zunächst besetzen. Mit den nötigen Einschränkungen ist dieser theoreti- 
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schen Strömung auch die neuere Studie von W. Hankel (vgl. Hankel 1984) zuzurechnen; sie 
hat zudem den Vorzug, eine empirisch orientierte Analyse der gegenwärtigen internationa- 
len Finanzkrise vorzugeben. Wir wollen im folgenden eine knappe, kritische Kommentie- 
rung seiner zentralen T'hesen zum Ausgangspunkt nehmen. 

Hankels Analyse geht von zwei zentralen Hypothesen aus. Zum einen unterstellt erein ‘un- 
konventionelles’ Kausalitätsverhältnis zwischen finanzieller und real-reproduktiver Sphäre der 
Ökonomie: es sei die erstere, welche die Krise der letzteren allererst hervorbringe: 
»Weltwirtschaftskrisen sind im Kern immer Finanzkrisen. Fehlt esam Geld, stockt der reale Leistungs- 
austausch zwischen den Staaten, gleichviel, ob Schuldnerländer fällige Zahlungen oder Überschußlän- 
der weitere Kreditierungen verweigern. Im Leistungsaustausch der Nationen läuft ohne Bezahlung 
nichts. Weil wir dessen ganz sicher sein können, ist auch auf eine Kausalität immer Verlaß: Blockaden 
des Finanztransfers verursachen Blockaden des Realtransfers, nicht umgekehrt!« (Hankel 1984, S. 47). 
Dafß Hankel mit dieser Aussage nicht den — unbestreitbaren — Sachverhalt einer krisenver- 
schärfenden Wirkung des Kredits, nachdem die Krise bereits ausgebrochen ist, im Auge hat, 
erhellt aus seiner zweiten fundamentalen Hypothese: die kriseninduzierenden Blockaden der 
Finanztransfers resultieren aus internationalen Verwerfungen, i.e. strukturellen Zahlungsbi- 
lanzdefiziten der Nationen und wirken solcherart auf die nationalen Ökonomien nur zurück: 
»Es ist also das transnationale Finanzierungsklima, das das nationale bestimmt, das unkontrollierte das 
kontrollierte — nicht umgekehrt. Deswegen stehen die Xeno-Finanzmärkte für eine doppelte Heraus- 
forderung: Sie erhöhen die realen Krisengefahren in den nationalstaatlichen Systemen, blockieren aber 
gleichzeitig deren tradierte und in der Vergangenheit bewährte Antikriseninstrumente« (ibid., S. 48). 
In dieser Sichtweise wird die Weltwirtschaftskrise zu einem Problem der institutionellen Be- 
dingungen der internationalen Finanzmärkte (Xeno-Märkte), die ihr Entstehen in den 60er 
Jahren »einer merkwürdigen Koinzidenz finanzpolitischer Illiberalität in den USA und fi- 
nanzpolitischer Liberalität in den von den Kriegsschäden regenerierten westeuropäischen 
Ländern«(ibid., S. 52) verdanken: die Politik der Zinsbegrenzung nach oben in den USA (Re- 
gulation Q) habe zu massiven Standortverlagerungen von US-Banken zunächst nach West- 
europa geführt, weil dort höhere Zinsen zu verdienen waren bei gleichzeitig niedrigeren Refi- 
nanzierungskosten in den USA bzw. in US-Dollar. Westeuropa, d.h. London war aber nur 
eine Durchgangsstation der international operierenden Banken; im weiteren Verlauf verla- 
gerten sich die Bankplätze in wesentlich aufsichtsliberalere Regionen (Vaduz, Luxemburg, 
Bahamas, Cayman-Islands, fernöstliche Stadtstaaten etc.). Für Hankel ist das Aufkommen 
der Xeno-Finanzmärkte wesentlich das Ausnützen von Abgabenprivilegien von seiten inter- 
national operierender Banken, d.h. die profitable Exploitation nichtreglementierter Geschäf- 
te von seiten des Bankkapitals. Die immer reichlicher werdende Liquidität der nationalen ka- 
pitalistischen Volkswirtschaften suchte und fand ihre internationale Verwendung über das 
Medium der Xeno-Finanzmärkte. 

Das Prekäre dieser Kreditgeschäfte auf den Xeno-Finanzmärkten besteht Hankel zufolge 
aber darin, daß nicht nur der jeweilige Kreditschöpfungsmultiplikator der auf diesen Märk- 
ten operierenden Töchter der nationalen Banken wegen des Fehlens von Mindestreservevor- 
schriften etc. per se höher ist, sondern daß zudem anstelle der Zentralbankrefinanzierung er- 
ne Refinanzierung der Xeno-Banken aus internen Bankschulden erfolgte. Der im nationalen 
Rahmen Sicherheit verheißende Unterschied zwischen Geld (i.e. Zentralbankgeld) und Kre- 
dit, d.h. die Regulierung der Kreditvergabepotentiale der Geschäftsbanken durch die Steue- 
rung der Zentralbankgeldmenge, falle hier fort: der Kredit der Xeno-Banken werde seiner- 
seits aus Kredit refinanziert, so daß im Kern eine reine Finanzwechselreiterei vorliege. 
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Erst diese unkontrollierte Vergabe von Xeno-Krediten habe — so Hankel — die Finanzie- 
rung der Länderleistungsbilanzdefizite ermöglicht, mehr noch: habe diese Länderleistungs- 
bilanzdefizite hervorgebracht, weil deflationäre Anpassungsstrategien der verschuldeten Na- 
tionen — das Diktat der Zahlungsbilanz — außer Kraft gesetzt wurden. Demzufolge führe die 
Xeno-Markt-vermittelte Überfinanzierung allererst zur Überschuldung der Länderkunden, 
bis dann der rückschlagende Eklat gewaltsam die aufgebaute Kreditpyramide vernichtet: 

»Wenn aber Schulden selber aus Schulden finanziert werden (müssen), tappt der dieses Geschäft besor- 
gende private Weltbankier ohne Zentralbankrückhalt früher oder später in seine eigene Kollabierungs- 
falle. Dann nämlich, wenn der Weltbankier, weil seine Kunden wegen fortschreitender Überschuldung 
kreditunwürdig werden, seine eigene Kreditwürdigkeit verliert, sowohl gegenüber seinesgleichen: den 


anderen Banken des Xeno-Finanzverbundes, wie gegenüber der Gruppe echter Einleger, den OPEC- 
Staaten.« (ibid., $. 55) 


Die Expansion der Xeno-Kreditmärkte und die dort vermittelte Überfinanzierung der Welt- 
wirtschaft hat nun gewichtige Rückwirkungen auf Zinsen und Wechselkurse. Mit dem Zusam- 
menbruch des Bretton-Woods-Währungssystems fester Wechselkurse und dem Übergang 
zu frei schwankenden Wechselkursen mit dem Float-Beschluß im März 1973 traten, so Han- 
kel, an die Stelle der »regelrecht« (ibid., 5. 62) zum Schutz ihrer Wechselkurse intervenieren- 
den nationalen Zentralbanken die »regellos« (ibid.) agierenden privaten Xeno-Banken: 
»Mit der Entlassung der Wechselkurse in die freie Marktbewertung wurde gleichzeitig den Xeno-Finanz- 
märkten eine nicht gewollte Option erteilt. Denn es wurde fortan in das Belieben dieser Märkte gelegt, ob 
und wie stark sie bestimmte Wechselkurse hinfort leistungsbilanzgerecht auf- und niederfloaten lassen, 
oder ob und wie stark sie das Floating der Wechselkurse selber durch eine kreditweise Finanzierung von 
Leistungsbilanzdefiziten schwacher Partner begrenzen wollten!« (ibid., S. 62). 


Die Grundlage für diese Fähigkeit der Xeno-Banken, die Wechselkurse zu bestimmen, liegt 
einfach in den quantitativen Verhältnissen, d.h. dem Umfang der Xeno-Märkte im Vergleich 
zu den Dispositionsmöglichkeiten der Zentralbanken. Im Resultat spiegeln die Wechselkur- 
se kaum noch bzw. gar nicht mehr reale Kaufkraftparitäten der verschiedenen Währungen 
wider, sondern denaturieren zu bloßen Knappheitsprämien, die die nominale Größe ihrer 
Umsatzräume ausdrücken, die ihrerseits rein spekulativ bestimmt werden. j 
Ähnliches gilt für die Entwicklung der Zinssätze. Nachdem die weltwirtschaftliche Über- 
finanzierung zur Überschuldung von Länderkunden der Xeno-Finanzmärkte geführt hat, 
bedarf es eines progressiv ansteigenden Konsolidierungsbedarfs für kumulierte Altschulden, 
die aus den realen Produktionsprozessen dieser Länder nicht mehr bedient werden können. 
Der Zwang für die Xeno-Banken, stets neue Kredite nachzuschieben, führt zu steigenden Ri- 
sikoprämien, die als Aufschlag auf die Standardzinsfüße (LIBOR-Satz) das Zinsniveau eska- 
lieren. 

»Der Prozeß der externen — und über die Xeno-Finanzmärkte importierten — Zinseskalation zerfällt 
(...) in zwei deutlich zu unterscheidende Phasen: In der ersten Phase steigen die Zinsen rein marktgesetz- 
lich; es besteht eine Übernachfrage nach (zu höheren Zinsen noch erhältlichen) Konsolidierungskredi- 
ten. In der zweiten Phase steigen dagegen die Zinsen weitgehend nur noch kostenbedingt: spekulativ 
und risikobestimmt.« (ibid., S. 78). 

Letzteres liegt wiederum in der Natur der Verfaßtheit der Xeno-Finanzmärkte: denn wer 
Kredite nur anbieten kann, indem er sich selbst verschuldet, kann niemals auf an und für sich 
uneinbringliche Forderungen verzichten. Das ganze System kann um den Preis seines Über- 
lebens nur expandieren, niemals jedoch kontrahieren. Hierin aber liegt zugleich die in der 
langen Frist unvermeidliche Kollabierungsfalle. 
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Damit schließt sich der Kreis der Argumentation, welcher mit der Kausalkette: Überfinanzie- 
rung — Überschuldung — Kollabierung charakterisiert werden kann und in letzter Instanz ein 
politisches, weil institutionelles Problem darstellt — dementsprechend auch politisch durch 
eine gemeinsame Anstrengung zur Entschuldung gelöst werden und für die Zukunft durch 
organisatorische Fortschritte im Hinblick auf die Konzeption eines neuen Weltwährungs- 
systems mit einer “Welt-Zentralbank’ als ‘lender of last ressort’ an der Spitze vermieden wer- 
den kann. Aber fragen wir uns — zunächst noch ohne weitere theoretische Erörterungen —, 
ob dieser Analyse gefolgt werden kann? 

Hinter der Summe der Xeno-Kredite in Höhe von 415 Mrd. US-Dollar in 1975 und 1610 
Mrd. US-Dollar im ersten Halbjahr 1983 stünden — so Hankel — als reale Einlagen nur 37,5 
bzw. 40,8 Mrd. US-Dollar der seit 1973 zum neuen Weltgläubiger avancierten OPEC-Län- 
der. Aus dieser Relation von real verdienten Einlagen der OPEC-Länder und der geschöpften 
Kredite ergibt sich ein Kreditschöpfungsfaktor, der von 1:11im Jahr 1975 auf 1:39 im ersten 
Halbjahr 1983 angewachsen seı: 

»Von den bis 1982 aufgelaufenen Xeno-Kredit-Außenständen von 1,6 Billionen US-Dollar wurden 
ganze 56 Mrd. (= 3,5 %!) durch echte OPEC-Einlagen gedeckt, 96,5 % der Xeno-Kreditfinanzierungs- 
leistung (= rund 1,5 Billionen US-Dollar) wären somit rein kreditinflatorischer Natur gewesen: Kredit- 
finanzierung ohne vorangegangenen oder gleichzeitigen (realen) Sparprozeß« (ibid., S. 72). 

Selbst wenn man — hierin Hankel folgend — eine überdurchschnittliche Ausleihquote vom 
Einlagevolumen für die Xeno-Banken aufgrund fehlender Reservevorschriften etc. unter- 
stellt, ist diese These einer Überfinanzierung im angegebenen Ausmaß uneinsichtig. Zum 
einen ist es falsch, aus der Gegenüberstellung von (negativen) Leistungsbilanzsalden und (ge- 
ringeren) OPEC-Überschüssen umstandslos auf eine Kreditfinanzierung der Differenz oh- 
ne realen Sparprozeß zurückzuschließen: einem negativen Saldo der Leistungsbilanz eines 
Landes steht ein (umgekehrter) Saldo seiner Kapitalbilanz gegenüber — daß ein langanhal- 
tendes Leistungsbilanzdefizit durch Kapitalimporte finanziert wird, heißt noch lange nicht, 
daß nicht auch zur gleichen Zeit Kapitalexport, also internationale Kreditvergabe aus inlän- 
disch verdienter Ersparnis, betrieben worden ist. Hinter den vergebenen Krediten an Län- 
der der Dritten (sowie der sog. Zweiten und Ersten) Welt, die zu einem großen Teil über die 
Xeno-Finanzmärkte vermittelt werden, steht daher nicht nur die Einlage der OPEC-Län- 
der, sondern gleichermaßen das Gesamtvolumen der Kapitalexporte der kapitalistischen 
Metropolen, also ‘reale’ Sparprozesse, die nur in den jeweiligen Bilanzsalden nicht mehr auf- 
tauchen. Das über die Xeno-Finanzmärkte vermittelte ‘überschüssige’ Geldkapital ist daher 
nicht, wenigstens nicht primär eine aus dem Nichts geschöpfte Überfinanzierung durch die 
Xeno-Banken, sondern zunächst eine ‘Überersparnis’ aus den kapitalistischen Akkumula- 
tionsprozessen in den Metropolen selbst. Damit relativiert sich das Bild entscheidend, denn 
die Koinzidenz von realen Stagnations- und Depressionstendenzen der kapitalistischen Ak- 
kumulation mit überakkumulierten, d.h. nicht reproduktiv-profitbringend anzulegendem 
Geldkapital ist ein so neues Phänomen nicht, sondern seit Marx, ‘offiziell’ spätestens seit 
Keynes’ »General 'Theory« nicht nur als zufällige Koinzidenz, sondern als zwei Seiten ein 
und derselben Medaille wohlbekannt. 

Zweitens, die Überschuldung eines Großteils der nichterdölexportierenden Entwicklungs- 
länder, deren Bedienung aus den laufenden Exporterlösen dieser Staaten nicht mehr bewerk- 
stelligt werden kann, besitzt seine letztendliche Grundlage in einer langfristig geschwunde- 
nen Absorptionsfähigkeit der Reproduktionsprozesse der kapitalistischen Metropolen für 
industriell zu verarbeitende Rohstoffe. Ursächlich hierfür sind jedoch vollständig andere 
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Gründe als die von Hankel angeführten. Der mittlerweile zu beobachtende Preisverfall für 
Rohstoffe auf den Weltmärkten resultiert in der zweiten Phase dann aus sekundären nega- 
tiv-kumulierenden Prozessen: verengte Absatzmärkte für Produkte aus den Dritte-Welt- 
Ländern, die deren Export-Import-Relationen sukzessive verschlechtern und chronische 
Leistungsbilanzdefizite produzieren, daher progressive Verschuldung, provozieren ab eines 
gewissen Punktes verstärkte Rohstofförderung und Produktion, nur um Exportdevisen zu 
verdienen — bei anhaltenden und sich ihrerseits verschärfenden Nachfragerückgängen von 
seiten der importierenden kapitalistischen Metropolen. 

Hankels Vermittlung der hier nicht bezweifelten Existenz reiner Finanztransaktionen im in- 
ternationalen Maßstab mit den “Realprozessen’ innerhalb der kapitalistischen Metropolen 
sowie auf dem Weltmarkt ist also mangelhaft. Was er schildert, sind "Entkoppelungsprozesse’ 
der Geldkapitalakkumulation von der Realkapitalbildung, die als solche jedoch niemals Aus- 
gangspunkt und Ursprung, sondern ausschließlich Konsequenzen und Resultate der bereits 
ausgebrochenen Krise der Kapitalakkumulation sein können. Dies heißt, daß der eigentliche 
Grund für die seit den 70er Jahren zu konstatierende Schwäche der kapitalistischen Akkumu- 
lation nicht in den sich in der finanziellen Sphäre abspielenden Prozessen gesucht werden 
kann. Kehrt sich dann die zur Krise führende Kausalbeziehung zwischen Real- und Finanz- 
sphäre um, erweist sich Hankels Verweis auf die institutionell bedingte inhärente Instabilität 
der Xeno-Finanzmärkte als außerordentlich wohlfeiles Argument, dem ein ganz und gar 
konventionelles Verständnis in bezug auf das Verhältnis zwischen ‘Geld’ und ‘Kredit’ unter- 
liegt—alsob eine an der Kette der zentralbankkontrollierten Primärliquidität (‘Geld’) liegen- 
de Sekundärliquidität (“Kredit”) eine geldpolitisch geleitete Regulierung der finanziellen 
Sphäre kapitalistischer Volkswirtschaften ermöglichte! Hankel erweist sich in diesem Punkt 
ganz und gar als Vertreter des sog. ‘Bankierstandpunktes’ (Marx), dem über bankbetriebs- 
' wirtschaftliche Finanzierungsregeln das Verständnis über makroökonomische Funktionszu- 
sammenhänge abhanden gekommen ist. 

Beide tragenden Hypothesen der Hankelschen Argumentation teilen wir nicht, im ee 
teil. Unsere zentrale These lautet, daß sich nur über den Aufweis der widersprüchlichen Be- 
wegungsformen der kapitalistischen (Real-) Akkumulation in der langen Frist eine Erklärung 
der Verselbständigung der Geldakkumulation (in allen Formen) erschließt. Die langfristig 
gewachsene Disproportion zwischen Realkapital- und Geldkapitalakkumulation faßt sich 
darüber hinaus in den internationalen Verhältnissen spezifisch zusammen und konstituiert 
ökonomische — im weiteren auch politische ect. — internationale Instabilitäten auf dem 
Weltmarkt, die ihrerseits auf die nationalen Akkumulationsprozesse von Kapital in den Me- 
tropolen — desweiteren selbstredend auch auf die Entwicklungsländer — zurückwirken und 
negative Multiplikatorprozesse dort selbst induzieren. Dies soll im folgenden kurz theore- 
tisch skizziert werden. 


2. Das allgemeine Verhältnis zwischen Realkapital- und Geldkapitalakkumulation in 
der langen Frist 


Die langfristigen Entwicklungstendenzen der Akkumulation des Kapitals im reproduktiven 
Sektor! der Volkswirtschaft sind von Marx mit dem zwieschlächtigen Gesetz des tendenziellen 
Falls der Durchschnitisprofitrate — Fall der Rate und absolutes Wachstum der Masse des Pro- 
fits — zusammenfassend-abkürzend bezeichnet worden. Hierbei handelt es sich um nichts 
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anderes als den wertmäßigen Ausdruck der prozessierenden Beziehung zwischen Produktiv- 
kraftsteigerung, Kapitalakkumulation und Kapitalentwertung in zyklenübergreifender Ent- 
wicklungsperspektive. 


Zwei Einwände sind innerhalb der umfangreichen marxistischen Diskussion um dieses »in jeder Bezie- 
hung wichtigste Gesetz der modernen politischen Ökonomie« (GR, $. 634) geltend gemacht worden: 
zum ersten wird bezweifelt, daß die allgemeine Tendenz des Kapitals der fortwährenden Einsparung 
von lebendiger Arbeit und Ersatz durch Maschinerie in der langen Frist zu einer steigenden organi- 
schen oder Wertzusammensetzung des vorgeschossenen produktiven Kapitals führer müsse, zum an- 
deren wird mit Verweis auf den Wert-Preis-Zusammenhang (sog. Transformationsproblem) die wert- 
gesetzliche Bestimmtheit der allgemeinen oder Durchschnittsprofitrate des Gesamtkapitals in Zweifel 
gezogen. Okisho (vgl. Okisho 1961) hat beide fundamentalen Einwände miteinander verbunden: 
durch Distinktion zwischen dem ‘Produktivitäts- und Kostenkriterium’ — nur letzteres sei handlungs- 
leitend und damit ökonomisch relevant — ergäbe sich im Gegensatz zu Marx’ Deduktionen eine imma- 
nente Tendenz zu einer steigenden Durchschnittsprofitrate, wenn nicht steigende Reallöhne diese Be- 
wegung konterkarieren könnten. Damit wird die Marxsche Argumentation auf den Kopf gestellt, 
denn Marx ging es gerade darum, zu zeigen, daß zyklisch ansteigende Geld- und Reallöhne der produk- 
tiven Arbeiter durch konzentrierte Ersatzprozesse vom fixen Kapital jeweils zu Beginn eines neuen in- 
dustriellen Zyklus durch “arbeitssparenden technischen Fortschritt’ in ihrer Wirkung auf die sich zy- 
klendurchschnittlich herausbildende allgemeine Profitrate nicht nur kompensiert, sondern sogar 
überkompensiert werden, so daß sich eine langfristig steigende Rate des Mehrwerts in einer sinkenden 
Profitrate ausdrückt. Daß dieser jeweils über die industriellen Zyklen durchgesetzte (per Saldo) “ar- 
beitssparende technische Fortschritt’ mit einer langfristig ansteigenden organischen oder Wertzusam- 
mensetzung des Kapitals einhergeht, ist dann produktionstheoretisch auszuweisen: jede Alterierung 
der Preise der Produktionsfaktoren — handle es sich um sachliche Elemente des konstanten Kapitals 
oder — indirekt — um jeweils als notwendig anerkannte Lebensmittel für die produktiven Arbeiter 
(variables Kapital) — beruht, von der Gunst der Naturbedingungen abgesehen, auf einer veränderten 
Kombination der Produktionsfaktoren innerhalb der jeweiligen individuellen Produktionsprozesse, 
d.h. auf einer Einsparung lebendiger Arbeit und dem Übergang von Funktionen dieser lebendigen Ar- 
beit auf die Maschinerie (vgl. Krüger 1985). 


Die langfristig-überzyklisch beschleunigte Akkumulation des reproduktiven Gesamtkapi- 
tals, die zusammenfassend mit dem zwieschlächtigen Gesetz des tendenziellen Falls der 
Durchschnittsprofitrate ausgedrückt wird, bedingt jedoch nicht nur eine sukzessiv über die 
aufeinander folgenden industriellen Zyklen hinweg verschobene Wertstruktur des produk- 
tivangewandten oder vorgeschossenen Kapitals, sondern zugleich eine langfristige Verschie- 
bung des Verhältnisses zwischen produktiv fungierendem Kapital und Zirkulationskapital 
(1.e. Kapital in Waren- und Geldform). Wie die Entwicklungstendenzen bezüglich der ver- 
schiedenen Komponenten des produktiven Kapitalvorschusses (konstantes und variables Ka- 
pital: Wertzusammensetzung des Kapitals) ist auch die relative Abnahme des Anteils des Zir- 
kulationskapitals am gesamten reproduktiv fungierenden Kapital, nur eine Ausdrucksform 
der langfristig ins Werk gesetzten Steigerung der Produktivkraft gesellschaftlicher Arbeit, 
die innerhalb des gesamtwirtschaftlichen Zirkulationsprozesses in Wirksamkeit tritt. Die 
Entwicklung des Kredit- und Bankwesens baut auf dieser Grundlage auf und potenziert 
durch die Kreditfunktion die beschleunigenden Wirkungen auf den Umschlag des Kapitals 
sowie die ökonomisierenden Prozesse. Darüber hinaus wird durch die vom Banksystem be- 
werkstelligte Konzentration aller zeitweilig unbeschäftigten Gelder sowohl der Umfang des 
gesamtwirtschaftlichen Akkumulationsfonds positiv erhöht sowie auch die jeweilige Ge- 
schwindigkeit der Kapitalakkumulation gesteigert. Allerdings bedingt diese quantitativ ver- 
mehrte und beschleunigte Akkumulation des Geldkapitals ihren spezifischen ‘Preis’: beides 
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wird nur erreicht durch die vorgängige Verwandlung des disponiblen Geldkapitals in zins- 
tragendes Geldkapital (Bankkapital), also durch die gleichzeitige Verwertung des bloßen Ei- 
gentumstitels auf Wert in Form des Zinses. Die durch den Kredit bewerkstelligte Beihilfe 
der reproduktiven Kapitalakkumulation fordert somit ihren Tribut in Gestalt der Spaltung 
des realisierten Bruttoprofits in Zinsen und Unternehmergewinn. 

Für das reproduktive Kapital präsentiert sich die Beschleunigung und Ausweitung der Kapi- 
talakkumulation, jeweils durchgesetzt in den Phasen der zyklischen Aufschwünge durch In- 
anspruchnahme von Kapitalkrediten, als langfristige Verschiebung der Kapitalstruktur zu- 
gunsten der Fremdmittel bzw. zugunsten der Außenfinanzierung. Die Eigenkapitalquote 
bzw. der Anteil der innerhalb des Unternehmens selbst erwirtschafteten Mittel sinkt lang- 
fristig ab; dies ist zunächst nur ein Ausdruck der langfristig über den Kredit beschleunigten 
Kapitalakkumulation. Jede Kreditfinanzierung von Investitionen ist daher ein zweischnei- 
diges Schwert: einerseits wird gesamtwirtschaftlich und einzelwirtschaftlich die Größe der 
Akkumulationsfonds ausgedehnt und einzelwirtschaftlich die einer realen Investierung vor- 
gelagerte Periode der sukzessiven Aufschatzung von Geldkapital bis zur Erreichung der Mi- 
nimalgröße des akkumulierenden Zusatzkapitals verkürzt, andererseits wird durch den glei- 
chen Prozeß die Position des bloßen Kapitaleigentums gegenüber dem fungierenden Kapital 
gestärkt. 

Diese langfristige Verschiebung der Kapitalstruktur des reproduktiven Gesamtkapitals zu- 
gunsten der Fremdmittel etc. zeigt sich anhand einer langfristig steigenden Zinsquote, d.h. ei- 
ner wachsenden prozentigen Belastung der realisierten Bruttoprofite durch abzuführende 
Vermögenseinkommen. Im Durchschnitt der jeweiligen industriellen Zyklen gesehen be- 
sitzt eine solche langfristig ansteigende Zinsquote zwei verschiedene Bestimmungsgründe: 
in den Aufschwungsphasen steigt der Zinsanteil am Bruttoprofit aufgrund der zunehmen- 
den Fremdfinanzierung getätigter Erweiterungsinvestitionen, in den zyklischen Krisenpha- 
sen, in denen die Profitmasse kontrahiert, fallen Zinskosten aufgrund verstärkter Inan- 
spruchnahme bloßer Zahlungsmittelkredite an, die zu zyklisch maximalen Zinssätzen zu 
bezahlen sind. 

Der ansteigenden prozentigen Belastung des Bruttoprofits durch Zinsen und der so verrin- 
gerten Rate des Unternehmergewinns steht auf der anderen Seite jedoch eine positiv gestei- 
gerte Bruttoprofitmasse gegenüber. Denn es handelt sich hier nicht um die Verteilung gege- 
bener, feststehender Größen: die Wirkung des Kredits besteht darin, daß bei je gegebenen 
Größen des reproduktiven Gesamtkapitals gestiegene Massen lebendiger Arbeit wert- und 
mehrwertproduzierend flüssig gemacht werden können. Der Kredit wirkt daher langfristig 
positiv auf die Akkumulationsrate des Kapitals ein. Er reproduziert jedoch nur die allgemei- 
nen Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Akkumulation; langfristig weist die Rate der 
Akkumulation des reproduktiven Kapitals eine fallende Tendenz auf. 

Damit ergibt sich ein zwieschlächtiges Resultat. Der Kredit verzögert und verstärkt den Fall 
der Nettoprofitrate oder Rate des Unternehmergewinns des reproduktiven Kapitals und er 
beschneidet und erhöht zugleich die langfristige Steigerungsrate der absoluten Masse dieses 
Nettoprofits oder Unternehmergewinns. Beide gegensätzlichen Effekte bedingen einander 
und bilden nur zwei Seiten ein und derselben Medaille. 

Die über den Kredit bewerkstelligte quantitative Ausweitung des gesamtwirtschaftlichen 
Akkumulationsfonds durch Verwandlung von privater Revenueersparnis in Bankkapital 
und Investitionskredit konturiert auch die Antagonismen in den gesamtgesellschaftlichen 
Distributionsverhältnissen: das Verhältnis zwischen produktiver und individueller Kon- 


84 Stephan Krüger 


sumtion innerhalb des Reproduktionsprozesses wird zugunsten der ersteren verschoben. 
Dadurch wird die den gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprozeß tragende oder stützende 
Rolle der konsumtiven Endnachfrage unterhöhlt: ein nur verlangsamt wachsendes langfri- 
stiges Nationaleinkommen hat einen progressiv expandierenden ‘Berg’ von produzierten 
Produktionsmitteln zu tragen. Innerhalb des Nationaleinkommens werden diejenigen 
Klassen und Schichten von Einkommensbeziehern durch den Bezug von Vermögensein- 
kommen begünstigt, die — gesamtwirtschaftlich-durchschnittlich gesehen — zu den Besser- 
verdienenden gehören. Hierdurch wird wiederum das Niveau der Sparquote der gesamten 
privaten Haushalte angehoben, wodurch sich ein weiterer Rückschlag für den Gesamtum- 
fang und die langfristige Entwicklung der individuellen Konsumtionskraft der Gesellschaft 
ergibt. Diesen Umstand hat Keynes im Auge, wenn er von einem in der langen Frist wach- 
senden Gegensatz zwischen Produktion und Konsumtion spricht.? 

Soweit bisher das Verhältnis zwischen Realkapital- und Geldkapitalakkumulation in langfri- 
stig-überzyklischer Entwicklungsperspektive sich als widersprüchlich bestimmtes Verhältnis 
präsentierte, war dies identisch mit der. Formverwandlung des reproduktiven Geldkapitals so- 
wie der sonstigen brachliegenden Geldmittel der Gesellschaft in zinstragendes Kapital. Ihre 
Verwertung bestimmt sich über den Zinsfuß, d.h. hier: den Zinsfuß für langfristiges Geldkapi- 
tal und seine sich über die zyklischen Schwankungen konsolidierende Bewegung in langer 
Frist. Abgesehen von den jeweils zyklisch-kurzfristig in der akuten Krisenphase des Zyklus 
sich ergebenden Verselbständigungen des kurzfristigen Geldmarkts und seines Zinsfußes 
gegenüber dem Kapitalmarktzinsfuß wird in der langen, zyklenübergreifenden Frist die Ent- 
wicklung des langfristigen Zinsfußes durch die realwirtschaftlich-reproduktiven Konstellatio- 
nen bestimmt: langfristiges Geldkapital, welches am Geldkapitalmarkt Angebot an Leihkapi- 
tal in Geldform darstellt, stammt entweder aus dem Umschlagsprozeß des reproduktiven 
Gesamtkapitals selbst oder aus privaten Einkommen, die längerfristig gespart werden. Nach- 
frageseitig wird der Kapitalmarkt von der Entwicklung der Investitionskredite beherrscht, die 
ihrerseits der Entwicklung det reproduktiven Kapitalakkumulation in der langen Frist folgen. 
Hierin offenbart sich der abgeleitete Charakter des Finanzmarktes gegenüber den Märkten 
des reproduktiven Zirkels. 

Dieses Ableitungsverhältnis drückt zugleich ein Abhängigkeitsverhältnis oder eine Hierar- 
chie der verschiedenen Teilmärkte innerhalb der Volkswirtschaft aus. Solange die reproduk- 
tive Kapitalakkumulation langfristig in beschleunigter Weise verläuft, also nur jeweils 
kurzzeitig durch zyklische Rückschläge unterbrochen wird, erweist sich das reproduktive 
Kapital als Meister gegenüber dem zinstragenden Kapital, d.h. wird die Kapitalakkumula- 
tion durch die allgemeine Profitrate — wenn auch in kompliziert vermittelter Form — re- 
guliert und bildet die Bewegung des Zinssatzes kein unmittelbar bestimmendes Element. 
Es sind die jeweiligen Profiterwartungen der Unternehmer in den zyklischen Auf- 
schwungsphasen, welche über den Umfang der getätigten Erweiterungsinvestitionen und 
damit über die Entwicklung der langfristigen Akkumulationsrate des Gesamtkapitals ent- 
scheiden. Jeweils kommt es nicht auf die absolute Höhe dieser erwarteten Renditeraten auf 
neu anzulegendes Zusatzkapital an, sondern auf die jeweiligen Differenzen in den Grenzlei- 
stungsfähigkeiten verschiedener Investitionsalternativen. Der langfristige Zinsfuß bildet 
nur ein den Fächer unterschiedlicher Grenzleistungsfähigkeiten des Kapitals nach unten 
begrenzendes Moment: eine Realinvestition muß die Erwartung eines positiven Unterneh- 
mergewinns rechtfertigen, d.h. eine ‘Verzinsung’, die neben dem reinen Kapitalzins noch 
eine Risikoprämie etc. erbringt. Dies bedeutet, daß der Stand des Zinsfußes solange kein 
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die zyklischen Investitionsprozesse behinderndes Element darstellt, solange die Grenzlei- 
stungsfähigkeit des Kapitals in den Aufschwungsphasen der Konjunkturzyklen beachtlich 
darüber liegt.? 

Die sich über die Konjunkturzyklen hinweg konsolidierenden Bewegungen des langfristigen 
Durchschnittszinsfußes sind auf einer allgemeinen Ebene der Betrachtung nicht auszuma- 
chen; dies begründet sich aus dem Charakter des Zinsfußes als rein durch die Konkurrenz 
zwischen Leihern und Borgern bestimmter Verwertungsrate des zinstragenden Kapitals. 
Gleichgültig jedoch, ob der langfristige Kapitalmarktzins in der langen Frist ansteigt oder 
sinkt, erhält die Entwicklung des Kreditüberbaus ein wachsendes Eigenleben, welches sich in 
weiteren als den bisher betrachteten Wirkungen zeigt. Nicht nur nehmen die Kontributio- 
nen an das zinstragende Kapital sowohl absolut wie relativ, bezogen auf die realisierte Brutto- 
profitmasse des reproduktiven Kapitals, langfristig zu; zugleich türmt sich ein langfristig 
wachsender ‘Berg’ von füktivem Kapital auf die wertschöpfende Basis des Reproduktionspro- 
zesses auf, der ebensoviele Belastungen derselben durch die Verwertung des bloßen Eigen- 
tumstitels auf Kapital bzw. Wert markiert: wir sprechen jetzt nicht mehr von der Akkumula- 
tion des eigentlichen (oder wirklichen) Geldkapitals, das sich bei den Banken als Depositum 
in verschiedener Form (money und near-money) niederschlägt, sondern von den — langfri- 
stigen — Anlageformen desselben in Wertpapieren. Jede Neuemission eines langfristigen 
Wertpapiers ist zunächst nichts anderes als die börsenmäßige Verkleidung einer Akquisition 
von Eigenkapital (bei Aktien) oder die Aufnahme von Kapitalkrediten (bei Industrieobliga- 
tionen z.B.) bzw. die Aufnahme von langfristigen öffentlichen Krediten (Staatsschuldschei- 
ne). Aber jede Neuemission vermehrt den Umfang dieses fiktiven Kapitals, dessen einzelne 
Bestandteile eine bis zu unendliche Laufzeit (theoretisch) besitzen. Sein Preis oder Kurs stellt 
den zum langfristigen Zinssatz kapitalisierten festen oder variablen Ertrag dar, den der Eigen- 
tumstitel auf Wert gewährleistet. Im Maße, wie durch periodische Neuemissionen der Wert 
dieses fiktiven Kapitals anwächst — gesteigert oder abgeschwächt durch einen langfristig 
leicht fallenden oder leicht ansteigenden Kapitalzins —, wächst das Gewicht dieses fiktiven 
Kapitals und wächst der Anspruch des Kapitaleigentums an die laufende Neuwertproduk- 
tion. 

Eine neue Stufe der Verselbständigung dieser Geldkapitalakkumulation begründet sich je- 
doch nicht aus den Operationen am Emissionsmarkt, sondern am Sekundärmarkt der Börse: 
der Handel in umlaufenden Wertpapieren, d.h. ihr Kauf und Verkauf wirkt auf die primä- 
ren Bestimmungsgründe der Zinssätze zurück und modifiziert sie im Maße, wie er langfri- 
stig an Gewicht gewinnt. Je fortgeschrittener die kapitalistische Akkumulation in einem 
Lande ist, je größer also die Masse der vorhandenen oder umlaufenden Effekten, desto grö- 
Ber ist dieser Sekundärmarkt der Börse und desto größer sind die Rückwirkungen der Kon- 
stellationen von Angebot und Nachfrage an der Börse auf den Geldkapitalmarkt, weil der 
Anteil des angebotenen bzw. nachgefragten Geldkapitals, der an der Börse zirkuliert, an der 
Gesamtsumme desselben wächst. 

Das Prekäre dieser Rückwirkung der Börsenoperationen auf die unteren ‘Stockwerke’ des 
Kreditwesens und dadurch auf die reproduktive Kapitalakkumulation liegt nun darin, daß 
die Börsentransaktionen wesentlich vom spekulativen Element beherrscht werden. Was 
Keynes als aparten Bestandteil der gesamtwirtschaftlichen Geldmenge M, ( = L{i)) geson- 
dert berücksichtigt wissen wollte, besitzt hier seine Existenz und Wichtigkeit: es ist die je- 
derzeitige Möglichkeit der Liquidierung einer einmal getätigten Anlage von Geldkapital für 
den Einzelnen — die Umschichtung seines Vermögenswert-Portfolios —, was in den Hän- 
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den berufsmäßiger Spekulanten jene charakteristischen Wellen von Optimismus und Pessi- 
mismus am Fffektenmarkt konstituiert, die, fernab wirklicher reproduktiver Tatbestände, 
sich aus sich selbst heraus alimentieren. Solange die reproduktive Kapitalakkumulation, 
über ihre zyklischen Schwankungen und Rückschläge hinweg, in beschleunigter Form von- 
statten geht, solange wird die von Keynes so genannte *Unternehmungslust” die ‘Spekula- 
tion’ (vgl. Keynes 1936, $. 133 f.) insgesamt dominieren — allerdings mit nach und nach ab- 
nehmender Kraft. 

Als vorläufiges Resumee ergibt sich, daß es ein allgemeines Charakteristikum entwickelter 
kapitalistischer Verhältnisse ist, daß bereits auf der Grundlage einer langfristig beschleunig- 
ten Akkumulation des reproduktiven Kapitals die Akkumulation von Geldkapital in allen 
ihren Formen Verselbständigungsiendenzen aufweist, die in einer zunehmenden Stärkung 
des Kapitaleigentums auf Kosten des fungierenden Kapitals und zunehmenden spekulativ 
induzierten — und in diesem Sinne ‘autonomen’ — Rückwirkungen auf Zinssatz und Geld- 
haltung (Liquiditätspräferenz) erscheinen. Bereits während der kapitalistischen Prosperität 
kommt es somit zu einer wachsenden latenten Disproportion zwischen Realkapital- und 
Geldkapitalakkumulation (vgl. Krüger u. a. 1984). 

Die beschleunigte Akkumulation des reproduktiven Kapitals ist die langfristige, zyklen- 
übergreifende Bewegungsform des immanenten Widerspruchs der kapitalistischen Mehr- 
wertproduktion. Als diese Bewegungsform ist sie ihrerseits widersprüchlich: trotz absolut 
wachsender Massen zyklendurchschnittlich akkumulierten (Real-)Kapitals geht die ge- 
samtwirtschaftliche Rate der Akkumulation sukzessive zurück. Noch stärker rückläufig ist 
aufgrund der langfristig ansteigenden Wertzusammensetzung der Kapitalvorschüsse der 
langfristige Zuwachs an produktiver Beschäftigung; ebendeshalb nehmen auch die zyklen- 
durchschnittlichen Zuwachsraten des kapitalistischen Wertprodukts langfristig ab. Den- 
noch gewährleistet das Zusammenspiel zwischen wachsenden Wertsummen und noch 
rascher expandierenden Massen stofflicher Produktionselemente (Produktivkraftentwick- 
lung) eine gesamtwirtschaftliche beschleunigte Kapitalakkumulation. Es kommt jedoch 
notwendig ein Stadium, in dem das weiter wertmäßig und stofflich wachsende Kapital nur 
mehr eine absolut geringere produktive Arbeitsbevölkerung in Bewegung zu setzen ver- 
mag: das variable Gesamtkapital fällt nicht nur relativ im Verhältnis zum konstanten Kapi- 
tal, sondern das produktivitätsinduzierte Wachstum des letzteren, d.h. die beständige Ver- 
wandlung von variablem in konstantes Kapital läßt den Umfang des variablen Kapitals 
selbst kontrahieren. Kann die Erhöhung des Exploitationsgrades pro Arbeitskraft den Ver- 
lust an Mehrwert- oder Profitmasse aufgrund verminderter produktiver Beschäftigung ge- 
samtwirtschaftlich nicht mehr kompensieren, erzielt also ein wachsendes Gesamtkapital 
keine absolut wachsende Profitmasse mehr, erfährt die Dynamik der Realkapitalakkumu- 
lation einen strukturellen — zu unterscheiden von dem aus anderen Gründen entstehenden 
und stets wieder kurzzeitig ‘geheilten’ zyklischen — Gegenschlag: zu viel Kapital ist akku- 
muliert worden im Verhältnis zu den langfristig gewachsenen Verwertungsbedingungen 
desselben, eine Neuanlage von Kapital ist nur noch möglich bei gleichzeitiger Verdrängung 
bestehenden Kapitals, die beschleunigte Akkumulation des Gesamtkapitals hat einer struk- 
turellen Überakkumulation von Kapital Platz gemacht. Der immanente Widerspruch der 
kapitalistischen Produktion hat sich gesamtwirtschaftlich und langfristig geltend gemacht: 
dem Fall der Durchschnittsprofitrate korrespondiert eine Stagnation bis Kontraktion der 
gesamtwirtschaftlich realisierten Profitmasse. Der Überakkumulation von Kapital ent- 
spricht auf dem anderen Pol eine wachsende Überzähligmachung von Arbeitskräften, die 
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sich nach und nach nicht nur aus der fortan beschleunigt verringerten produktiven Arbeits- 
bevölkerung, sondern ebenso aus Lohnarbeitern nichtkapitalistischer Sphären (öffentliche 
Haushalte, lohnabhängige Mittelklassen) rekrutiert. 

Die Erscheinungsformen dieser strukturellen Überakkumulation von Kapital unterschei- 
den sich zunächst nur quantitativ von denen einer ‘normalen’ zyklischen Krise. Allerdings 
lauert hinter diesem quantitativen Unterschied eine qualitative Differenz: die Ursachen, 
welche die zyklische Krise bedingen und die Ursachen, welche den kapitalistischen Akku- 
mulationsprozeß langfristig in eine strukturelle Überakkumulation von Kapital führen, 
sind grundverschieden. Nicht die in letzter Instanz durch zyklisch steigende Geldlöhne 
kurzfristig verminderten Wachstumsspielräume der entstandenen Profite des Kapitals füh- 
ren zu einer unzureichend werdenden zusätzlichen Nachfrage nach Investitionsgütern, son- 
dern die langfristigen allgemeinen Produktionsgesetze des Profits bedingen diese Erlahmung 
der Kapitalakkumulation, die deshalb auch durch die zyklischen ‘Bereinigungsformen’ der 
Krise nicht aufgehoben werden kann. Umgekehrt, die konsumtive Endnachfrage (privat 
wie öffentlich), die während des zyklischen Abschwungs als wesentlichster Stabilisator in- 
nerhalb des reproduktiven Zirkels wirkt und deren Bewegung das Ausmaß der unvermeidli- 
chen Kapitalbrachlegungen und -entwertungen bestimmt, bevor der untere konjunkturelle 
Wendepunkt durchschritten werden kann, weist aufgrund der strukturellen Massenarbeits- 
losigkeit, die mit der langfristig gewachsenen kapitalistischen Überakkumulation einher- 
geht, ihrerseits mehr und mehr Erosionstendenzen auf: sie stabilisiert daher den Ab- 
schwungsprozeß nicht und hält den kontraktiven Multiplikator nicht im Zaum, sondern 
befördert ihn im Maße, wie historisch aufgebaute sozialstaatliche Konsumformen ihrerseits 
in relativ kurzer Zeit unter dem Zwang rasch steigender Defizite der gesamtwirtschaftlichen 
Umverteilungsfonds weggebrochen werden. Letztendlich ist daher die strukturelle Überak- 
kumulation von Kapital identisch mit immer deutlicher hervortretenden Kontraktions- 
und Depressionstendenzen des gesamten ökonomischen Systems. 

Ebenso wie in der zyklischen Krise bringt es die Verlangsamung des gesamtwirtschaftli- 
chen Kapitalumschlags und die Störung des Zirkulationsprozesses an vielen Punkten seiner 
Peripherie mit sich, daß die strukturelle Überakkumulation von Kapital zugleich eine 
strukturelle Verknappung von Geldkapital darstellt, die als relative Verknappung des An- 
gebots an Leihkapital in Geldform am Geldkapitalmarkt erscheint. Es kommt hinzu, daß 
die Unternehmen angesichts verengter Märkte und einer deutlich gesunkenen Auslastung 
ihrer produktiven Kapazitäten in erhöhtem Maße ihre Geldreservefonds aufstocken: die 
Vorsichtskassenhaltung steigt strukturell an und indiziert eine wachsende Liquiditätsvor- 
liebe innerhalb des reproduktiven Sektors der Volkswirtschaft. Diese gewachsene Liquidi- 
tätsvorliebe der Unternehmer verknappt das Angebot an leihbarem Geldkapital zusätzlich, 
denn sie ist gleichbedeutend mit einem gestiegenen Anteil liquider Mittel, die in jeweils 
kurzfristigen Anlageformen gehalten werden. Relativer Rückgang des Gesamtumfangs frei- 
gesetzter Geldkapitale sowie Umschichtung ihrer Anlageformen zugunsten kurzer Festle- 
gungszeiten markieren eine allgemeine Erscheinungsform auf seiten des Angebots am 
gesamtwirtschaftlichen Geldkapitalmarkt unter Bedingungen einer strukturellen Überak- 
kumulation von Kapital. 

Neben dieser (relativen) Verringerung der aus dem Kapitalumschlag herstammenden Geld- 
kapitalien verringert sich auch die Ersparnis der’ Privathaushalte. Je länger die Überak- 
kumulationskrise bereits andauert, j je mehr daher auch der Umfang beschäftigungsloser 
Erwerbspersonen zunimmt, je mehr daher auch das Überangebet an Arbeitskräften die Be- 
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schäftigten zwingt, sich Real-, später Geldeinkommenseinbußen gefallen zu lassen, um so 
mehr kontrahiert die laufende jährliche Gesamtersparnis der privaten Haushalte. Mehr 
noch: Einkommenseinbußen, die durch Rückgriff auf früher akkumulierte Reserven aufge- 
fangen oder abgemildert werden, führen darüber hinaus zu Entsparvorgängen an vielen 
Punkten des gesamtwirtschaftlichen Zirkulationsprozesses; sie stützen zwar kurzfristig die 
Entwicklung der privaten Konsumnachfrage ab und verhindern ihre rasche Kontraktion, 
vermindern jedoch andererseits ebenso das Kreditvergabepotential des Bankensystems. Das 
gleiche gilt für die Sozialversicherungsfonds und die staatlichen Budgets. 

Diese Verknappung der verschiedenen Quellen, aus denen sich das gesamtwirtschaftliche 
Angebot an leihbarem Geldkapital speist — ihre gemeinsame Ursache ist die Erosion der 
produktiven Basis des gesellschaftlichen Gesamtreproduktionsprozesses — trifft zusammen 
mit einer ungebrochenen Geldkapitalnachfrage am Finanzmarkt. Auf der einen Seite ist ei- 
ne verlangsamte Akkumulation des reproduktiven Gesamtkapitals zwar gleichbedeutend 
mit einem Rückgang der Nachfrage nach Kapitalkrediten. Auf der anderen Seite markiert 
dieser Rückgang nach Kapitalkrediten aber keinen Rückgang der Gesamtnachfrage des re- 
produktiven Kapitals nach Kredit in Geldform. Wie kurzfristig in jeder zyklischen Krise 
wächst bei einer anhaltenden Überakkumulation von Kapital der Zahlungsmittelbedarf des 
Unternehmenssektors, der über den Geldkredit befriedigt werden muß, strukturell. 

In dieser Nachfrage des reproduktiven Kapitals nach Zahlungsmittelkrediten zeigen sich 
nunmehr aber gleichzeitig signifikante Unterschiede zur bloß kurzfristig-zyklischen Krise. 
In jener ist es wesentlich die aus der Überproduktion von Warenkapital entspringende In- 
kongruenz zwischen Zahlungseingängen und durch frühere Geschäfte bedingten Zahlungs- 
ausgängen, die zu einer Anspannung der Liquiditätssituation der Unternehmen führen. 
Zwar mag, je nach dem Umfang der zyklischen Krise, auch der kommerzielle Kredit er- 
schüttert sein, die volle Ausbildung des Kredit- und Bankensystems unter entwickelten ka- 
pitalistischen Verhältnissen hat jedoch dazu geführt, daß regelrechte Kreditkrisen im nor- 
malen Gang des langfristigen Akkumulationsprozesses des Kapitals weitgehend vermieden 
werden können. Unter Überakkumulationsbedingungen, unter denen die Zirkulationsstö- 
rungen nicht nur kurzfristiger Natur sind, sondern längerfristig-chronisch geworden sind, 
geht die ehemalige Stabilität des Kreditsystems mehr und mehr verloren. 

Je mehr sich für die Unternehmen offenbart, daß die Verengung ihrer Absatzkanäle sich 
nicht mehr kurzfristig aufheben wird, wird ihre Bereitschaft zur Vergabe Kommerzieller 
Kredite, d.h. zur Einräumung langsichtigerer Zahlungsziele gegenüber ihren industriellen 
und kommerziellen Abnehmern schwinden. Umfang und Laufzeit der kommerziellen 
Kredite gehen nach und nach strukturell zurück. In gleichem Umfang steigt der Bedarf für 
bare Zahlungsmittel, die bei den Banken nachgefragt werden. Es kommen aber weitere 
Momente hinzu: die im Zuge des ehemaligen Wachstumsprozesses zugunsten der Fremd- 
mittel verschobene Kapitalstruktur der Unternehmen bedingt fortlaufende Tilgungs- und 
Zinszahlungen, die aus verringerten aktuellen Fonds erwirtschafteter Mittel bezahlt wer- 
den müssen. Wo der Überschuß (Cash Flow) der Unternehmen nich : ausreicht, um die 
Verbindlichkeiten zu begleichen, entsteht neuer Kreditbedarf: alte Kredite müssen prolon- 
giert werden, neue Kredite müssen aufgenommen werden, um Altschulden ‚zu begleichen. 
In diesem Prozeß wächst die Zinslast, die aus den erwirtschafteten Profiten beglichen-wer- 
den muß, beschleunigt an. Sie steigt absolut und relativ; sie steigt zusätzlich relativ,-weil der 
Umfang der realisierten Bruttoprofite kontrahiert. Das bloße Kapitaleigentum akkumu- 
liert in dieser Situation seine Ansprüche auf zukünftig real zu produzierenden Reichtum 
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beschleunigt an. Realkapitalakkumulation und Akkumulation von zinstragendem Geldka- 
pital geraten in einen direkten Gegensatz zueinander. Die frühere, nur latente Disproportion 
zwischen beiden manifestiert sich im Widerspruch, da die ehemalige ‘ruhige’ Bewegungs- 
form dieses innerkapitalistischen Gegensatzes weggefallen ist. Die Suprematie der Geldkapi- 
talakkumulation, die sich nunmehr herausbildet und immer mehr verfestigt, ist jetzt der di- 
rekte Ausdruck der Schwäche der reproduktiven Kapitalbildung. 

Beide hier kurz betrachteten Umstände, die relative Verknappung des Angebots an Leihka- 
pital in Geldform sowie der strukturelle Anstieg der Kreditnachfrage des reproduktiven 
Sektors nach baren Zahlungsmitteln erklären schon weitgehend die charakteristische Starr- 
heit des Zinssatzniveaus unter den Bedingungen einer strukturellen Überakkumulation von 
Kapital. Oberflächlich zeigt sich diese Starrheit der Zinssätze als Erhöhung ihres zyklen- 
durchschnittlichen Niveaus. Entscheidend ist jedoch nicht so sehr diese durchschnittliche 
Erhöhung der Zinssätze als vielmehr ihre Rigidität nach unten, die nun zu einem weiteren 
Grund dafür wird, daß nach den akuten zyklischen Eklats in den konjunkturellen Ab- 
schwungsphasen die Bedingungen für einen von einer konzentrierten Ersatzbewegung des 
fixen Originalkapitals ausgehenden Aufschwungsprozeß verunmöglicht werden. Die struk- 
turelle Anspannung an den Finanzmärkten tritt zu den reproduktiven Blockaden eines in- 
vestitionsgetragenen Wachstumsprozesses hinzu und wirkt tendenziell auflösend auf das 
traditionelle Zyklusmuster. 

Ein zyklischer Fall der Zinssätze nach Durchschreiten der akuten Krisis wird zudem durch 
weitere Bedingungen innerhalb der Kreditsphäre selbst behindert. Die chronische Liquidi- 
tätsanspannung des reproduktiven Sektors provoziert ein Verhalten der Banken, welches 
seinerseits im Resultat die Disproportionen zwischen reproduktivem Zirkel und Kredit- 
sphäre verschärft. Auf der einen Seite partizipiert der Bankensektor zu einem Teil an der 
nunmehr etablierten Suprematie des zinstragenden Kapitals über das reproduktive Kapital. 
Auf der anderen Seite wird diese relative Besserstellung des Bankkapitals jedoch “erkauft’ 
durch eine Zunahme der Geschäftsrisiken der Banken: ein Teil ihrer Außenstände wird 
zweifelhaft, die Prolongation von Altkrediten durch nachgeschobene Gelder erhöht bei den 
Banken selbst das Illiquiditätsrisiko. Letzteres wird noch verschärft durch den Abzug von 
Einlagen der Sozialversicherungsfonds und der privaten Haushalte. Die Banken werden da- 
her zum einen vorsichtiger bei der Ausreichung von Neukrediten, noch mehr bei notwendi- 
gen Umschuldungsaktionen notleidender Altkredite und beginnen zum anderen vermehrt 
Rücklagen zu bilden, um etwaige Forderungsausfälle zu kompensieren. D.h.: die Zuschlags- 
sätze auf die Normalzinsen werden zunehmend großzügiger kalkuliert, die Kreditkosten al- 
so zusätzlich verteuert, die zyklischen Zinssenkungsprozesse werden nur zögerlich und in 
geringerem Ausmaß weitergegeben. Dieses, nach kapitalistischen Gesichtspunkten absolut 
rationale Geschäftsverhalten der Banken bringt es daher auch mit sich, daß die in früherer 
Zeit zu beobachtende Intervention der Zentralbank zugunsten eines Zinssenkungsprozesses 
nach überstandener zyklischer Krise immer weniger marktwirksam wird. Es ist das Verhal- 
ten der Geschäftsbanken, welches diesen Interventionsspielraum der Zentralbank zuneh- 
mend einengt und damit die Starrheit des Zinsniveaus nach unten befestigt. 

Die Starrheit des Zinsniveaus nach unten verhindert nunmehr eine Neuanlage von fixern pro- 
duktiven Kapital in größerem Umfang. Weiterhin hohe Kapitalzinssätze führen zu ver- 
gleichsweise gedrückten Kursen von Besitztiteln auf bereits vorhandenes Kapital. Der Kauf 
von Aktien, d.h. die Vornahme von Finanzinvestitionen erscheint lukrativer als die Neuan- 
schaffung von Investitionsgütern. Im Unterschied zum zyklischen Prozeß unter den Ver- 
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hältnissen einer langfristig beschleunigten Akkumulation von reproduktivem Kapital, in 
dem das Sinken der Zinssätze in der zweiten Phase der Abschwungsbewegung eine Wieder- 
aufwertung des fiktiven Kapitals hervorbringt und somit eine zu zyklisch niedrigen Preisen 
angeschaffte neue Kapitalausrüstung wieder als rentable Anlageform von disponiblem Geld- 
kapital erscheinen läßt, wirkt das starre Zinssatzniveau nunmehr blockierend auf die Vor- 
nahmevon Realinvestierungen. Es kommt somit zu keiner konzentrierten Neuanlage von fi- 
xem Originalkapital in gesamtwirtschaftlich nennenswertem Umfang. Die Mechanismen, 
die in früherer Zeit den zyklischen Periodenwechsel bestimmten, sind weitgehend außer 
Kraft gesetzt. 

Solange das gesamtwirtschaftliche Stabilisierungspotential des Reproduktionsprozesses noch 
eine sich aus sich selbst heraus beschleunigende Depressionsentwicklung desselben verhin- 
dert bzw. nur für einzelne Produktionszweige, nicht jedoch für die Gesamtwirtschaft zuläßt, 
solange also der Kredit noch in der Lage ist, Liquiditätszusammenbrüche von reproduktivem 
Kapital umfangsmäßig zu begrenzen und die abgeleiteten ökonomischen Sektoren des Ge 
samtreproduktionsprozesses, Staat und Sozialversicherung, die beschleunigte Kontraktion 
der gesamtgesellschaftlichen Konsumnachfrage noch aufhalten, verläuft der Akkumulations- 
prozeß des Kapitals noch in einer zyklischen Form. Allerdings tritt an die Stelle der früheren 
Aufschwungsphasen mit kumulativen, selbstverstärkenden Wachstumseffekten eine zögerli- 
che konjunkturelle Erholung, die zudem durch unregelmäßige Oszillationsbewegungen im- 
mer wieder unterbrochen wird; an die Stelle der zyklischen Abschwünge, die in früherer Zeit 
zum Teil nur als Verlangsamung von Wachstumsprozessen erschienen, treten ausgeprägte, 
d.h. tiefgreifende und langanhaltende Kontraktionsprozesse der Gesamtproduktion. Auch 
innerhalb der zyklischen Erholungsphasen wirkt nunmehr jedoch das starre Zinsniveau als 
investitionsbegrenzendes Moment: das Messen der erwarteten Rendite disponibler Geldka- 
pitale am Zinssatz auf langfristige Finanzanlagen als Kalkulationszinsfuß präjudiziert eine 
vermehrte Abwanderung des aus dem reproduktiven Zirkel herstammenden Geldkapitals in 
die finanzielle Sphäre, dementsprechend einen deutlichen Rückgang in der gesamtwirtschaft- 
lichen Akkumulationsquote für reproduktives Kapital. 


Diese Verschiebung im Verhältnis zwischen realen Investitionsprozessen und bloß finanziel- 
ler, zinstragender Anlage von Kapital besitzt zwei miteinander zusammenhängende und auf- 
einander aufbauende Gründe. Zum einen ist mit dem langfristig gesunkenen Niveau der all- 
gemeinen Profitrate die Tabelle der Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals ebenfalls verfallen. 
Ihr Niveau wird jetzt zu einem entscheidenden Element, da auf der anderen Seite der gleich- 
zeitig gestiegene bzw. nach unten starre Zinsfuß die Realrenditen übersteigt bzw. ihre positi- 
ve Differenz auf ein Maß verringert, welches nicht mehr als Äquivalent unternehmerischen 
Risikos anzusehen ist. Es ist hierbei entscheidend, das Verhältnis der beiden Verwertungsra- 
ten von Kapital als Ausdruck langfristig gewachsener Disproportionen und Widersprüche 
des kapitalistischen Akkumulationsprozesses zu begreifen. Daß die Zinssätze zu hoch sind, 
ergibt sich aus den Konstellationen von Angebot und Nachfrage am Geldkapitalmarkt, die 
ihrerseits durch reproduktive Umstände bedingt sind. Daß die allgemeine Profitrate auf ein 
dem Zinsfuß vergleichbares Niveau gesunken ist, ist nichts anderes als das Ergebnis der vor- 
angegangenen langfristig beschleunigten reproduktiven Kapitalakkumulation. Allerdings ist 
die Erscheinungsform dieser Situation an der Oberfläche eine andere: die Abhängigkeit der 
Zinsbewegung von den reproduktiven Verhältnissen ist verdeckt, vielmehr erscheint die 
gleichzeitig in stets wachsendem Umfang auf den Plan tretende Kreditnachfrage des Staates, 
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zusammen mit einer restriktiven Geldpolitik der Zentralbank als zinstreibend. Auf der ande- 
ren Seite erscheint der Verfall der Rendite auf reale Investierungen nicht als immanentes Resul- 
tat ihrer widersprüchlichen Entwicklungstendenzen, sondern als Ergebnis eines strukturell ge- 
wachsenen Mißverhältnisses zwischen produktiver und unproduktiver Arbeitsverausgabung 
in gesamtwirtschaftlicher Dimension, die nicht der Erosion der ersteren, sondern der Expan- 
sion der letzteren zu Buche geschrieben wird. Jeweils erscheinen oberflächliche Phänomene als 
Gründe oder Ursachen dieser Situation und bieten solcherart die Anknüpfungspunkte für wirt- 
schafts-etc.-politische Interventionen der öffentlichen Instanzen. 

Ein auf den ersten Blick paradoxes Resultat hat sich ergeben: einerseits verknappt sich das aus 
dem reproduktiven Kreislauf der Ökonomie herstammende Angebot an Leihkapital in Geld- 
form und erhöht sich der Zahlungsmittelbedarf der reproduktiven Unternehmungen zur 
Fortführung ihrer laufenden Reproduktion. Andererseits führt das starre und hohe Zinsni- 
veau dazu, daß überschüssiges Kapital in Geldform entsteht und in finanzielle Anlageformen 
strömt. Ein Mangel an Geldkapital geht mit einem Überschuß an demselben einher. Dieses 
Paradoxon löst sich auf, wenn genauer betrachtet wird, für welche Kapitale einerseits dieser 
Mangel an Geldkapital besteht und für welche Kapitale andererseits Kassenüberschüsse sich 
anhäufen und zinstragend angelegt werden. 

Eine wachsende Differenzierung der Verwertungs- und Liquiditätssituation einzelner Kapita- 
le oder Kapitalgruppen ist ein notwendiges Begleitmoment der strukturellen Überakkumula- 
tion von Kapital. Diese Differenzierung schließt an die Differenz hinsichtlich des Verhältnis- 
ses zwischen Profitrate (Rendite) und Profitmasse (Gewinn) für verschieden große Kapitale 
an und bildet sie weiter aus. Im Unterschied zu den etablierten Unternehmungen, für die eine 
sinkende und niedrige Renditerate durch den absoluten Umfang der akkumulierbaren Mittel 
kompensiert wird, ist für kleinere und jeweils neu gebildete Kapitalanlagen die Höhe der Rate 
des Profits entscheidend, da sie umgekehrt die relative Geringheit der aus der Profitmasse ak- 
kumulierbaren Mittel teilweise ausgleicht und hierdurch Expansionsprozesse, die aus eigen- 
erwirtschafteten Mitteln finanziert werden können, befördert. Mit dem langfristigen Fall der 
Profitrate nimmt aber die Anzahl jeweils neuanzulegender Kapitalien tendenziell ab. In die- 
sem Sinne ist die folgende Marxsche Aussage zu verstehen: 


»Die sog. Plethora des Kapitals bezieht sich immer wesentlich auf die Plethora von Kapital, für das der 
Fall der Profitrate nicht durch seine Masse aufgewogen wird — und dies sind immer die neu sich bilden- 
den frischen Kapitalableger — oder auf die Plethora, welche diese, für sich selbst zur eignen Aktion un- 
fähigen Kapitale den Leitern der großen Geschäftszweige in der Form des Kredits zur Verfügung stellt. 
Diese Plethora des Kapitals erwächst aus denselben Umständen, die eine relative Überbevölkerung her- 
vorrufen, und ist daher eine diese letztre ergänzende Erscheinung, obgleich beide auf entgegengesetzten 
Polen stehn, unbeschäftigtes Kapital auf der einen und unbeschäftigte Arbeiterbevölkerung auf der an- 
deren Seite« (MEW 25, 5. 261). 


Nehmen wir nunmehr die Bestimmungsgründe der relativen Liquiditätspositionen einzelner 
Kapitalgruppen zusätzlich herein, ergibt sich ein weiterer Unterschied: gesellschaftlich orga- 
nisierte Kapitale, d.h. vor allem Aktiengesellschaften verfügen im Unterschied zu Privatkapi- 
talen über erweiterte Möglichkeiten der Außenfinanzierung über Emission neuer Aktien an 
der Börse. Darüber hinaus ist mit dem Sektor des gesellschaftlich organisierten Kapitals zu- 
gleich derjenige Teil der Einzelkapitale ziemlich exakt umgriffen, der im Gefolge sukzessiver 
Kapitalakkumulationen zu erheblichen Größenordnungen konzentriert ist. Schließlich, und 
hierin verbinden sich diese verschiedenen Merkmale der differentiellen Verwertungspositio- 
nen miteinander, ergibt sich aus der Organisation des Gesellschaftskapitals, daß seine norma- 
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le Verwertung auch dann realisiert wird, wenn die erzielte Bruttoprofitrate unterhalb des Ni- 
veaus der durchschnittlichen Rate des gesamtwirtschaftlichen Profits liegt. Hiermit differen- 
ziert sich das Bild, welches die gesamtwirtschaftlichen Durchschnittsverhältnisse unter sich 
verbergen. Die im Zuge der strukturellen Überakkumulation sich mehr und mehr anspan- 
nende Liquiditätsposition des reproduktiven Gesamtkapitals betrifft aufgrund struktureller 
Vorteile weniger die großen Kapitale und insbesondere weniger die gesellschaftlich organı- 
sierten Unternehmungen. Der gesamtwirtschaftlich-langfristig ansteigende Verschuldungs- 
grad des reproduktiven Kapitals und die Auszehrung des Eigenkapitalanteils im Gefolge der 
strukturellen kapitalistischen Überakkumulation fällt überdurchschnittlich oder überwie- 
gend auf die kleineren und mittleren Privatkapitale. Sie sind es, die die höchste Anteilsrate 
der Bankrotte auf sich vereinigen und die am härtesten von den Wellen der Zentralisations- 
Prozesse betroffen sind. Die Last der durch die Überakkumulation von Kapital ausgelösten 
Verdrängungskonkurrenz zwischen den Kapitalen fällt überproportional auf diesen Sektor 
des privaten Eigenkapitals. Es kommt hinzu, daß aus diesen Unternehmungen zum Teil die 
Kapitalbasis durch Entnahmen der Eigentümer regelrecht ausgezehrt wird; diese Entnah- 
men bilden einen wesentlichen Teil jenes Plethora-Kapitals, welches in die Finanzanlagen 
strömt. 

Verfolgen wir in einem letzten Schritt den Weg dieses Plethora-Kapitals noch weiter. Die 
Blockade der reproduktiven Kapitalakkumulation durch die hohen und nach unten starren 
Zinssätze gibt naturgemäß der Finanzspekulation neuen Auftrieb und hebt die spekulativen 
Transaktionen auf eine qualitativ neue Stufe. Erhöhte sich schon während der Phase be- 
schleunigter reproduktiver Kapitalakkumulation mit dem Umfang der periodisch emmitier- 
ten fiktiven Kapitale die Masse der Börsentransaktionen, die nur noch sehr vermittelt oder 
gar nichts mehr mit reproduktiven Vorgängen zu tun hatten, so ist dieStockung und Störung 
. der Realkapitalakkumulation nunmehr identisch mit einer neuen Blüte der Finanzspekula- 
tion. Wo die rationellen und reellen Grundlagen der von Keynes so genannten “Unterneh- 
mungslust” aufgelöst worden sind, triumphiert die Spekulation, denn die Profitmacherei 
durch Überlistung der Marktpsychologie erscheint zunehmend attraktiver und erfolgver- 
sprechender als die wirkliche Profitproduktion. 

Als Mittel der Finanzspekulation dient das überakkumulierte Geldkapital, welches inner- 
halb des reproduktiven Zirkels keine renditeträchtige Anlage mehr verspricht. Dieses Ple- 
thora-Kapital bildet jetzt nicht mehr nur zyklisch, sondern längerfristig den Teil der ‘Geld- 
menge’, den Keynes als “Spekulationskasse’ bezeichnete. Mit dem wachsenden Umfang der 
spekulativ verwendeten Mittel und dem steigenden Umfang der Börsentransaktionen ge- 
winnt die durch die Spekulation generierte Eigenbewegung der Kurse des fiktiven Kapitals 
ein zunehmend größeres Gewicht. Es sind die tagtäglichen Schwankungen in den Kursen 
fiktiver Kapitale, Schwankungen, die durch die eigentümlichen Wellen von Optimismus 
und Pessimismus der Börse induziert werden, welche aus sich selbst heraus die Spekulation 
bewegen und mehr und mehr unkontrollierbarer erscheinen lassen, weil sie sich in stets grö- 
ßerem Maße verselbständigen gegenüber der wirklichen Ertragssituation der reproduktiven 
Kapitale. Ihrerseits erhöht der wachsende Umfang der Finanzspekulation den von der Börse 
ausgehenden rückwirkenden Einfluß der sekundären Bestimmungsgründe der Zinsbewe- 
gung gegenüber ihren primären Determinanten. Im Resultat erscheint daher tatsächlich die 
zukünftige Entwicklung immer weniger nach “vernunftsgemäßen’ Kalkülen antizipierbar, 
so daß die Wellen der “irrationalen Massenpsychologie’ an den Börsen ihre eigene Erfüllung 
produzieren — eine self-fullfilling prophecy. 
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Damit ist der Widerspruch zwischen Realkapital- und Geldkapitalakkumulation in seinen 
allgemeinen Elementen bestimmt. Er erscheint als eine vollständige Trennung der Finanz- 
sphäre von ihren realwirtschaftlich-reproduktiven Grundlagen oder als Entkoppelung’ der 
Geldkapitalakkumulation von der reproduktiven Kapitalbildung. Diese Entkoppelung ist je- 
doch nur eine scheinbare: in Wahrheit handelt es sich um eine bereits während der ökonomi- 
schen Prosperität sich herausbildende Disproportion zwischen beiden, eine Disproportion, 
die eine neue Stufe der Verselbständigung erreicht, wenn die reproduktive Kapitalakkumula- 
tion durch ihre immanenten Widersprüche zersetzt wird. Diese äußerste Verselbständigung 
der Geldkapitalakkumulation ist der entsprechende Ausdruck, die bloße Kehrseite der struk- 
turellen Überakkumulation von Kapital, die ihren Grund innerhalb der Produktionsbedin- 
gungen von Mehrwert und Profit besitzt. Die Bewegungen des zinstragenden Kapitals und 
die Entwicklungen im Kredit verschärfen die zur Überakkumulation treibenden und sie be- 
dingenden Faktoren, sie verschärfen die Überakkumulationskrise. Dies schließt ein, daß ab 
eines gewissen Punktes die vom Kreditsystem ausgehenden Blockaden des kapitalistischen 
Akkumulationsprozesses eine Eigendynamik entfalten und schließlich weitere, eigenständi- 
ge Ursachen für die strukturelle Überakkumulation von Kapital ins Leben rufen. Es zeigt dies 
aber nur den Charakter der Überakkumulationskrise als kapitalistischer Systemkrise. 


3. Zusammenfassung der inneren Widersprüche der Kapitalakkumulation auf dem 
Weltmarkt 


Die Fxistenz einer Periode langfristig beschleunigter Kapitalakkumulation unterstellt in der 
Realität einen entwickelten internationalen Konjunktur- und Akkumulationszusammen- 
hang zwischen mehreren, auf dem kapitalistischen Weltmarkt zusammenstoßenden ent- 
wickelten Nationalkapitalen. Historisch wie begrifflich ist die Existenz des gesellschaftlichen 
Gesamtkapitals als Nationalkapital mit kennzeichnenden Durchschnittsverhältnissen seiner 
Produktions- und Verwertungsbedingungen (allgemeine Rate des Mehrwerts, durchschnitt- 
liche Wertzusammensetzung des Kapitals, durchschnittliche Umschlagsbedingungen etc.) 
Grundlage und Voraussetzung der Weltmarktbeziehungen des Kapitals; letztere werden mit 
der Etablierung des Regimes der ‘großen Industrie’ auf eine qualitativ neue Stufe gehoben 
und als Resultat der kapitalistischen Akkumulation systematisch reproduziert. 

Auf den Weltmärkten bildet sich eine Stufenleiter zwischen den verschiedenen Nationalka- 
pitalen heraus, die auf die Rangfolge der resp. Nationalarbeiten, differenziert nach Qualität, 
Intensität und Produktivität derselben, kurz: auf den jeweiligen Entwicklungsgrad der kapi- 
talistischen Produktionsweise im betreffenden Land gegründet ist. In dieser Rangfolge der 
verschiedenen und unterschiedlich entwickelten Nationalkapitale ist es jeweils die am höch- 
sten entwickelte Nation, die eine Sonderstellung einnimmt: die entwickeltste kapitalistische 
Nation, deren gesamtwirtschaftliche Durchschnittscharakteristika ihrer gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit sie an die Spitze der universellen Arbeit setzen und deren ökonomische Über- 
legenheit gegenüber den anderen kapitalistischen Konkurrenten quantitativ anhand ihrer 
Suprematie in den Welthandelsanteilen und den internationalen Kreditverhältnissen zum 
Ausdruck kommt, prägt das internationale ökonomische Geschehen und übergreift die ein- 
zelnen Reproduktions- und Akkumulationsprozesse der anderen kapitalistischen Nationen. 
Es findet hier ein Umschlag von Resultaten in Voraussetzungen statt: die Unterschiede im 
Entwicklungsgrad der verschiedenen nationalen Gesamtarbeiten, die sich als Resultate des 
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unterschiedlichen Entwicklungsgrads der kapitalistischen Produktionsweise in den einzel- 
nen Ländern ergeben und in der internationalen Stufenleiter der Nationalkapitale auf dem 
Weltmarkt erscheinen, werden in Gestalt des jeweils entwickeltsten und daher auf dem Welt- 
markt dominierenden Nationalkapitals zur Voraussetzung für die nationalen Akkumula- 
tionsprozesse des Kapitals. Die entwickeltste kapitalistische Nation ist nicht nur der Hege- 
mon des internationalen Geschehens in ökonomischer und weiter politischer etc. Hinsicht, 
sondern — wie Marx dies treffend ausgedrückt hat — der »Demiurg des bürgerlichen Kosmos« 
(MEW 7, S. 440) schlechthin: Dieser Demiurg konstituiert den internationalen ökonomi- 
schen Zusammenhang als Weltmarktzyklus und in der Abfolge dieser Weltmarktzyklen die 
langfristigen Entwicklungstendenzen der nationalen kapitalistischen Akkumulationspro- 
zesse. 

Die Demiurgenrolle einer kapitalistischen Nation für die kapitalistische Weltwirtschaft ist 
qualitativ auf den dortigen entwickeltsten Stand der Produktivkraft der lebendigen Arbeit 
gegründet, der sich sowohl als Monopol an fortgeschrittenster Produktionstechnik oder als 
Monopol an bestimmten industriell erzeugten Waren zeigt und quantitativ in der Dominanz 
dieser Nation im Welthandel manifest wird. Gegründet auf diese Dominanz in den Handels- 
beziehungen ist die Dominanz im Geldkapitalverkehr: der Weltmarktdemiurg wird zur in- 
ternationalen Gläubigernation, verfügt über die größten Währungsreserven — sei dies Gold 
oder seine eigne nationale Währung, die zur internationalen Reserve- und Leitwährung avan- 
ciert. Gestützt auf diese internationale Hegemonieposition überträgt sich die nationale Kon- 
junktur des Weltmarktdemiurgen über die internationale Verflechtung der Reproduktions- 
prozesse im Handel und der Kapitalbewegung auf die anderen kapitalistischen Metropolen, 
die die dominierende Konjunktur des Weltmarktdemiurgen in sekundärer oder tertiärer 
Form nachahmen: die Existenz des industriellen Zyklus des Weltmarktdemiurgen als Welt- 
marktzyklus enthält somit sowohl das Element der Konstitution der zyklischen Bewegung 
der nationalen Kapitalakkumulation als auch das Moment der Synchronisation der nationa- 
len Konjunkturzyklen in sich. 

Über die in den jeweiligen nationalen Konjunkturzyklen spielenden Ausgleichungsprozesse, 
die sich resultathaft in der Herausbildung jeweiliger nationaler Durchschnittsprofitraten für 
die Gesamtkapitale der Metropolen zusammenfassen, bilden sich in längerfristiger Perspekti- 
ve die Entwicklungstendenzen der Kapitalakkumulation heraus: die Gesetze des internatio- 
nalen Handels und weiter der internationalen Kapitalbewegung, die dem Ausgleich nationa- 
ler Zahlungsbilanzen unterliegen, bringen in längerfristigerer Entwicklungsperspektive, d.h. 
in der Abfolge mehrerer Konjunkturzyklen zugleich Angleichungstendenzen in den ur- 
sprünglich verschiedenen nationalen Entwicklungsgraden der kapitalistischen Produktion 
und Akkumulation zustande, welche die internationale Stufenleiter der entwickelten Natio- 
nalkapitale gewissermaßen neu definieren und langfristigdie ehemalige Monopolposition des 
Demiurgen untergraben. Diese internationalen Angleichungsiendenzen, die zu einer allmähli- 
chen Verminderung der Unterschiede im Niveau der nationalen Durchschnittsprofitraten 
führen — Anhebung des Niveaus der Profitraten in den entwickelteren Nationen bzw. Ver- 
minderung der Progression ihres Falls, Beschleunigung der Tendenz zum Sinken derehemals 
höheren nationalen Profitraten in den unterdurchschnittlich entwickelten kapitalistischen 
Nationen —, sind das Resultat der durch den Weltmarktzyklus modifizierten nationalen 
Konjunktur und insofern von den im nationalen Rahmen in und durch die zyklische Bewe- 
gung herausgesetzten Ausgleichungsprozessen der bestimmenden ökonomischen Variablen 
der kapitalistischen Reproduktionsprozesse zu unterscheiden. 


Tendenzen der Kapitalakkumulation 95 


Diese durch nationale Ausgleichungsprozesse in mehreren aufeinander folgenden Zyklen 
durchgesetzten internationalen Angleichungen zwischen den verschiedenen kapitalistischen 
Metropolen markieren zugleich die Zusammenfassung der allgemeinen widersprüchlichen 
Bewegungsgesetze der Kapitalakkumulation auf dem Weltmarkt: langfristig wird die ur- 
sprünglich Stabilität gewährleistende Dominanz des Weltmarktdemiurgen unterhöhlt. Mit 
dem Verlust seiner führenden Position in den Welthandelsbeziehungen durch aufholende ka- 
pitalistische Konkurrenznationen entfällt auch sukzessive die realwirtschaftlich-reprodukti- 
ve Basis seiner dominanten Stellung in den internationalen Finanz- und Kreditbeziehungen. 
Die Diskrepanz zwischen der reproduktiven Kapitalakkumulation und der international ge- 
prägten institutionell festgeschriebenen Akkumulation von Geldkapital erhält hierdurch 
neue Ausprägungen. 

In der historischen Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaftsformation lassen sich 
nach der vorindustriellen Beherrschung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen durch 
das sog. “antediluvianische’ Handelskapital der norditalienischen Städterepubliken, Portu- 
gals und Hollands zwei große Epochen industrieller Entwicklung und Kapitalakkumula- 
tion unterscheiden. Datieren wir mit Marx den Beginn eines weltmarktvermittelten kapita- 
listischen Krisenzyklus auf das zweite Viertel des 19. Jahrhunderts (vgl. MEW 23, S. 20), so 
läßt sich unter dem Regime Großbritanniens als Weltmarktdemiurg die erste Periode einer 
beschleunigten reproduktiven Kapitalakkumulation bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts 
feststellen. Bereits gegen Ende des 19. Jahrhunderts macht sich aber ein fortschreitender Ab- 
bau der Dominanzposition Großbritanniens bemerkbar. Neben dem Deutschen Reich 
kommen insbesondere die USA ökonomisch immer stärker auf; nur weil die USA vor- 
nehmlich für ihren inneren Markt produzieren, bleibt Großbritanien die größte Handels- 
nation und behält die Position des Weltgläubigers uneingeschränkt inne. Im Ergebnis des I. 
Weltkriegs, der die längerfristigen Umgruppierungen zwischen den kapitalistischen Metro- 
polen beschleunigt, haben sich die weltwirtschaftlichen Gewichte weiter umverteilt. Die 
durch den Krieg in Europa nochmals erstarkte Position der USA reicht jedoch in der Zwi- 
schenkriegszeit nicht aus, um eine weltwirtschaftliche Neuorganisation gegen die alten kapi- 
talistischen Mächte, insbesondere Großbritanniens, durchzusetzen. Großbritannien und 
Frankreich schotten sich vielmehr in ihren kolonialen Monopolen ab. Die langfristig 
erlahmte Dynamik der industriellen Akkumulation trifft zusammen mit einer labilen welt- 
wirtschaftlichen Situation: wachsender Protektionismus durch Schutzzölle, Präferenzzo- 
nen und Währungsblöcke sind nur der Ausdruck eines Polyzentrismus zwischen den kapi- 
talistischen Metropolen, in dem Großbritannien seine Position nicht mehr halten kann und 
die USA als neue Macht noch nicht in der Lage sind, eine (Re-)Integration des kapitalisti- 
schen Weltmarkts auf Basis des Freihandels und eines um den Dollar zentrierten Währungs- 
. sytems durchzusetzen. Die Weltwirtschaftskrise 1929 ff. markiert den allfälligen Eklat, der 
stark durch die Desintegration des kapitalistischen Weltmarkts und labile Finanzbeziehun- 
gen zwischen den drei Zentren London, New York und Paris — sowie der nicht abzutragen- 
den Auslandsverschuldung insbesondere des Deutschen Reiches — geprägt ist. 
Rückblickend gesehen präsentiert sich diese erste Periode einer beschleunigten kapitalisti- 
schen Akkumulation als Etablierung und Vervollkommnung des Regimes der großen Indu- 
strie in den kapitalistischen Zentren. In den internationalen Beziehungen dominieren jedoch 
nach der kolonialen Aufteilung der Welt politisch administrative Eingriffe in die Waren- und 
Kapitalbeziehungen; national sind die auf der materiellen industriellen Produktion aufgebau- 
ten abgeleiteten Sektoren des Gesamtreproduktionsprozesses keineswegs zu ihrer entwickel- 
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ten kapitalistischen Form gereift. Der krisenhafte Eklat am Ende der 20er Jahre ist daher zu- 
nächst und vor allem ein gewaltsamer Abbruch der beschleunigten Kapitalakkumulation, 
geprägt durch die international labile Situation, d.h. das Fehlen eines regulierenden welt- 
wirtschaftlichen Zentrums und binnenwirtschaftlich verschärft durch deflationäre Austeri- 
tätspolitiken der meisten Regierungen. 

Unter der Vorherrschaft der USA beginnt mit dem Ende des H. Weltkriegs die zweite Epoche 
einer beschleunigten Kapitalakkumulation, die sich historisch-qualitativ von ihrem Vorläu- 
ter unterscheidet: die USA sind nun unbestritten nicht nur der größte Weltindustrieprodu- 
zent, sondern gleichermaßen die dominierende Nation auf den Weltmärkten. Erst jetzt 
gelingt es, die Welthandelsbeziehungen weitgehend und durch forcierten Abbau der Zoll- 
schranken etc. dem Regime des Freihandels zu subsumieren. Mit dem Bretton- Woods- Wäh- 
rungssystem wird die Dominanzposition der USA und ihrer Währung institutionell aner- 
kannt und festgeschrieben. Im Zuge der beginnenden Nachkriegsprosperität werden auch 
innerhalb der nationalen Reproduktionsprozesse schrittweise — und in den einzelnen Län- 
dern ungleichzeitig — die Gesamtheit der Distributions- und Umverteilungsverhältnisse 
ausdifferenziert; dies wirkt seinerseits stabilisierend auf die Kapitalakkumulation zurück. 
Die immanenten Widersprüche der kapitalistischen Akkumulation sind damit nicht ver- 
schwunden, sie haben jedoch allererst diejenigen Bewegungsformen gefunden und erhalten, 
die ihre ‘ruhige Ausgleichung? in der Zeit ermöglichen. Was daher vielen Zeitgenossen rück- 
blickend als außerordentliche — und mittlerweile wieder aufgelöste — Sonderentwicklung 
erscheint, ist umgekehrt allererst die adäquate Bewegung einer historisch gewordenen öko- 
nomischen und gesellschaftlichen Totalität der kapitalistischen Produktionsweise und Ge- 
sellschafsformation auf ihrer eigenen, selbst geschaffenen und voll ausgebildeten Grund- 
lage.* j 
Auf der Grundlage der nach dem II. Weltkrieg schrittweise durchgesetzten Liberalisierun 
des Welthandels und des Bretton-Woods- Währungssystems bilden sich in der Folgezeit neue 
internationale Kräfteverhältnisse heraus. Großbritannien erlebt die Fortsetzung des Verlu- 
stes seiner internationalen Position durch die Auflösung seines Imperial Preferance System 
mit den Präferenzzöllen im Commonwealth und der Entkolonialisierung. Sein Weltmarkt- 
anteil sinkt kontinuierlich ab. Nach den USA bilden sich mit der Bundesrepublik und Japan 
zwei neue international bestimmende kapitalistische Metropolen heraus, die — obzwar Ver- 
lierernationen des II. Weltkriegs — in Furopa und Südostasien unter dem Schirm der USA in 
der Folgezeit zu den zweit- bzw. drittmächtigsten kapitalistischen Industrie- und Handelsna- 
tionen heranwachsen. Unter dem Druck der Bildung des europäischen Marktes werden end- 
lich auch die USA selbst zur Auflösung ihres ursprünglich protektionistischen Kurses in der 
Binnenwirtschaftspolitik gezwungen. 

Der Abbau von Zollschranken im Welthandel wird komplettiert durch das Bretton-Woods- 
Währungssystem, mit dem Devisenbewirtschaftung ausgeschlossen und die freie Konvertibi- 
lität der Währungen gewährleistet werden soll. Mit den festen Wechselkursen soll fortan ver- 
hindert werden, daß Zahlungsbilanzdefizite zu Abwertungswettläufen, Importrestriktionen 
und Einschränkungen der Währungskonvertibilität führen; an die Stelle desExports binnen- 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten mit der Tendenz der Auflösung weltmarktlicher Struktu- 
ren soll die binnenwirtschaftliche Anpassung treten: Exportstimulierung zu Lasten des Kon- 
sums mit restriktiver Haushalts- und Geldpolitik in den Defizitländern. An die Auflage der 
Zahlungsbilanzdisziplin wird auch die Kreditvergabe seitens des Internationalen Währungs- 
fonds geknüpft — ursprünglich liberalere internationale Kreditbedingungen, die auf die Er- 
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richtung einer internationalen Clearing-Stelle zur Kreditvergabe ohne Auflagen an Defizit- 
länder zielten (Keynes-Plan), wurden von den USA nicht akzeptiert. Der US-Dollar wird 
zur Welthandels- und reservewährung, dessen Parität zum Gold seit 1943 mit 35 Dollar pro 
Unze festliegt. 

Damit ist die beherrschende Rolle der USA im Weltwährungssystem festgeschrieben. Sie 
können einmal durch ihre Dominanz im IWF die internationale Liquiditätsentwicklung 
steuern, sie geben zum anderen in viel größerem Umfang die Liquidität selbst durch die Ent- 
wicklung ihrer eigenen Zahlungsbilanz vor. Da der Dollar die Funktionen des Weitgelds 
weitgehend übernommen hat, steigt bzw. sinkt die Weltliquidität mit amerikanischen Defi- 
ziten oder Überschüssen in ihrer Zahlungsbilanz. 

Im Laufe der 60er Jahre, beginnend mit dem IH. Nachkriegsweltmarktzyklus (1958-1961) 
werden langfristige Verschiebungen im internationalen ökonomischen Gefüge sichtbar, die 
sich zunächst nur anhand einer beginnenden Umverteilungder Welthandelsanteilezwischen 
den kapitalistischen Metropolen zeigen. Sukzessive wird der Dollar aus einer überbewerteten 
zu einer uriterbewerteten Währung. Gegen Ende der 60er Jahre, im Periodenwechsel zum V. 
Weltmarktzyklus, greifen zum ersten Mal spekulative Kapitalbewegungen gegen den Dollar 
statt. Die internationale Position der USA beginnt sich zu wandeln: ihre Schulden, die inter- 
nationale Liquidität garantieren, gelten zunehmend weniger als internationale Währungs- 
reserven denn als Schulden, alsSchulden zumal, die nicht mehr völlig sicher sind. Dollars wer- 
den präsentiert, um sie in Gold einzulösen; der US-Goldvorrat, der noch 1950 das siebenfache 
der Dollarguthaben ausländischer Mächte betrug, schmilzt zusammen: 1967 beträgt er nur 
noch 78 % dieser Aktiva, im Jahre 1971 war diese Quote auf 22 % zurückgegangen. Verschie- 
dene Elemente führen zu dieser Situation: neben Veränderungen in den Produktionsbedin- 
gungen des Goldes selbst, ist es vor allem ein im internationalen Vergleich sich durchsetzender 
Verlust der US-Wirtschaft an Konkurrenzfähigkeit, ausgedrückt in relativ verlangsamtem 
Produktivitätsfortschritt, der zu der Unterhöhlung der internationalen Position der US- 
Ökonomie geführt hat. Im Mai 1971 weigert sich die Bundesbank, weiter zur Erhaltung des 
Dollarkurses zu intervenieren, im August 1971 erklären die USA die Goldeinlösungspflicht 
ihrer Währung für aufgehoben. 1973 wird das System der festen Wechselkurse endgültig zu 
Grabe getragen. DieehemaligeDominanzposition der USA ist erodiert; der Zusammenbruch 
des Nachkriegswährungssystems ist ein bloßer Ausdruck dieser Tatsache. 

Der faktische Verlust der Demiurgenrolle der USA und die erneute Herausbildung eines Poli- 
zentrismus verschiedener kapitalistischer Metropolen auf den Weltmärkten (USA, Westeuropa 
und Japan) ist — bei allen historischen Unterschieden — wiederum als äußere Erscheinungs- 
form der immanenten Grenzen der beschleunigten kapitalistischen Akkumulation zu interpre- 
tieren. Vergleichbar mit der Situation in den 20er Jahren ist diese Konstellation wiederum 
gleichbedeutend mit einer international labilen Situation, die ihrerseits destabilisierend auf die 
nationalen Akkumulationsprozesse in den kapitalistischen Metropolen zurückwirkt. Anders 
als in der Periode der Zwischenkriegszeit verhindert jedoch das historisch aufgebaute Stabilisie- 
rungspotential im internationalen wie im nationalen Maßstab den sofortigen katastrophischen 
Eklat der Weltwirtschaft. 

Mit dem Zusammenbruch des Bretton Woods-Systems fester Wechselkurse und dem Über- 
gang zum Floating setzt sich eine Bestimmung der Wechselkurse durch, die immer weniger 
durch realwirtschaftlich-reproduktive ‘fundamentals’ determiniert wird und stets mehr 
durch die internationale Bewegung des Geldkapitals: es ist dies der sichtbare Ausdruck der all- 
gemein bestimmbaren Disproportion zwischen Realkapital- und Geldkapitalakkumulation 
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auf dem Weltmarkt. Dies ist gleichbedeutend mit der beginnenden Dominanz spekulatv in- 
duzierter Kapitalströme und einer Einschränkung des Interventionsspielraumes der Zentral- 
banken; Konsequenz ist eine erhöhte Unsicherheit für die exportabhängigen Produktionen 
und ein zunehmender Protektionismus, der nach und nach an die Stelle desehemaligen Frei- 
handels-Regimes tritt. Vor diesem Hintergrund ist jede nationale Strategie zur Förderung 
der Exporte eines Landes gleichbedeutend mit der Verschärfung der internationalen Überak- 
kumulationskrise, da bei dem nur noch verlangsamt wachsenden Welthandel die Verdrän- 
gung nationaler Kapitale Bedingung für die Ausweitung eigener Welthandelsanteile ist— ein 
weiterer Schub für protektionistische Tendenzen. Letzteres gilt sowohl im Verhältnis der 
kapitalistischen Metropolen zueinander als auch für die Entwicklungsländer, die gezwungen 
werden, ihre Auslandsverschuldung durch Exporterlöse abzuverdienen — ein angesichts der 
aufgelaufenen quantitativen Dimensionen der Verschuldungskrise illusorisches Unterfan- 
gen, das deflationären Tendenzen Vorschub leistet. Die unheilige Trinität von Überakku- 
mulation, Überschuldung und Deflation, die unausweichlich zur gigantischen Depression 
führen muß, ist also ebenso wie in den 20er Jahren wiederum präsent. 


Anmerkungen 


1 Zurterminologischen Klarstellung: mit dem von Marx geprägten Begriff des ‘reproduktiven Kapi- 
tals’ umschreiben wir das industrielle (und kommerzielle) Gesamtkapital einer Nation; die ‘repro- 
duktive Grundlage’ der Ökonomie beinhaltet dessen Reproduktionsprozeß. Wenn wir von ‘real- 
wirtschaftlicher” oder ‘Realsphäre’ sprechen, meinen wir den identischen Sachverhalt — hierbei ist 
zu merken, daß ‘Realsphäre’ keine stofflichen oder Mengenverhältnisse bezeichnet, sondern genui- 
ne Wertverhältnisse. 

2 Vgl. Keynes 1936, 5. 26 f., 90; ebenso Krüger u.a. 1984. Entscheidend für die Bestimmung des Stel- 
lenwerts des Antagonismus in den Distributionsverhältnissen für eine Krisen- und Akkumula- 
tionstheorie ist seine Vermittlung mit den immanenten Widersprüchen in den kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen selbst; dies zur Abgrenzung gegen unterkonsumtionstheoretische Kri- 
senerklärungen. 

3 Wirsprechen hier bewußt nur vom Verhältnis zwischen Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals und 
Zinssatz, nicht von allgemeiner Profitrate, die als solche keine direkt handlungsbestimmende, Inve- 
stitionsikalküle beeinflussende ökonomische Variable darstellt. (vgl. MEW 25, $. 378 f., sowie Bi- 
schoff/Krüger 1983) Innerhalb eines Konjunkturzyklus ist es nie die durchschnittliche Profitrate 
des Gesamtkapitals, deren Bewegung irgendetwas zum Verständnis kurzfristiger Prozesse beitra- 
gen würde; vielmehr sind es differenzielle Renditen, die erwartet werden für verschiedene Investi- 
tionsalternativen, desweiteren differentielle Verwertungsbedingungen für verschieden große und 
verschieden mit Eigenkapital (Liquidität) ausgestattete Einzelkapitale. Erst wenn im Gefolge einer 
längeren Periode beschleunigter Kapitalakkumulation in der Gesamtwirtschaft die gesamtwirt- 
schaftlichen Ramenbedingungen sich verschlechtern — nachlassendes Wachstum, Behinderung des 
Strukturwandels (i.e. der Kapitalneuanlage und -neubildung) etc, --, Entwicklungen, die sich im 
tendenziellen Sinken der Durchschnittsprofitrate nur zusammenfassend ausdrücken, offenbart 
sich die krisengenerierende Wirkung einer auf ein dem Zinssatz vergleichbares Niveau gefallenen 
allgemeinen Profitrate. Dies aber auch nur für die Gesamtwirtschaft oder das gesamte Nationalka- 
pital, nicht unmittelbar für einzelne Branchen und einzelne Kapitale. 

4 Mit dieser kurz angeschlagenen Periodisierung der ökonomischen Entwicklung des Kapitalismus 
ist implizite zugleich eine Gegenposition zu den meisten, unter Rückgriff auf ‘*Lange-Wellen-Kon- 
zepte’ argumentierenden Auffassungsweisen offengelegt. 
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Klaus Busch 
Mythen über den Weltmarkt — Eine Kritik der theoretischen 
Grundlagen der Weltsystemtheorie Immanuel Wallersteins 


Einleitung 


Nach dem Auslaufen ihres Hegemoniezyklus — der obere Wendepunkt ist Anfang der 70er 
Jahre anzusiedeln — hat die Dependenzheorie am Ende desselben Jahrzehnts in Gestalt der 
Weltsystemtheorie Immanuel Wallersteins eine neue wissenschaftliche Aufschwungsphase 
erlebt. 

Obwohl die ökonomischen Differenzierungsprozesse in Afrika, Asien und Lateinamerika in 
den 70er Jahren — Schwellenländer, ölexportierende Entwicklungsländer, medium-income 
countries (MIC’s), low-income countries (LIC’s) — den empirischen Erklärungsgehalt der 
Zentrum-Peripherie-Modelle tief erschüttert haben (vgl. dazu Hurtienne 1981, Barati-Nov- 
bari/Seelow 1982), obwohl in zahlreichen Publikationen die Inkonsistenz der Theorie des 
ungleichen 'Tausches, die das theoretische Scharnier der weltmarktorientierten Unterent- 
wicklungstheorie bildet, herausgearbeitet worden ist (Lair 1974, Chatelain 1974, Warren 
1973, Busch 1973), obwohl es mittlerweile mehrere Versuche gibt, der Unterentwicklungs- 
theorie durch die Analyse der internen Gesellschaftsstrukturen (Ungleichzeitigkeit der In- 
stanzen Ökonomie, Politik und Ideologie als Ausdruck der Kombination verschiedener Pro- 
‚duktionsweisen) neue Wege zu weisen (Schweers 1980, Senghaas 1982, Eikenberg 1983), 
stützt sich Immanuel Wallersteins Weltsystemtheorie erneut auf die Schlüsselbegriffe der Ab- 
hängigkeitstheorie, um mit ihrer Hilfe die weltgeschichtliche Entwicklung seit dem 16. Jahr- 
hundert zu erklären. 

Wallerstein unternimmt den Versuch, das innere Band zwischen Spätfeudalismus und Kapi- 
talismus, Handelskapital und Industriekapital, freier Lohnarbeit und zweiter Leibeigen- 
schaft, Absolutismus und bürgerlichem Staat, Zentrum und Peripherie, Kapitalismus und 
Realsozialismus, Klassen, Nationalstaat und Weltsystem unter Anwendung eines theoreti- 
schen Begriffs, der kapitalistischen Weltwirtschaft, aufzuzeigen. 

Wallersteins Kernthesen lassen sich kurz wie folgt zusammenfassen: Im 16. Jahrhundert ist 
ein historisch qualitativ neues Weltsystem entstanden. An die Stelle der redistributiven vor- 
kapitalistischen Weltreiche, die den Surplus mit Hilfe einer Zentralinstanz politisch umver- 
teilten, ist die kapitalistische Weltwirtschaft getreten, die auf der Grundlage einer internatio- 
nalen Arbeitsteilung, aber mehrerer politischer Einheiten (Nationalstaaten) die weltweite 
Aneignung des Surplus organisiert. Das neue Weltsystem gliedert sich in Zentrum, Semipe- 
ripherie und Peripherie, drei Subsysteme, die über den Mechanismus des ungleichen Tau- 
sches verknüpft sind. Da das internationale Arbeitsteilungssystem von einer Produktions- 
weise, der kapitalistischen, dominiert wird, sind auch die Arbeitssysteme der Peripherie — 
die zweite Leibeigenschaft in Osteuropa, die Formen ungleicher Arbeit in den Kolonien (en- 
comienda, Sklaverei) — sowie das System des Staatseigentums an den Produktionsmitteln in 
‚den semiperipheren »realsozialistischen« Staaten nicht als vorkapitalistische oder nachkapi- 
talistische Produktionsverhältnisse zu interpretieren; sie sind dem Arbeitsteilungs- und 


101 


Ausbeutungsnexus der kapitalistischen Weltökonomie unterworfen und üben innerhalb die- 
ses Systems besondere Funktionen aus. 

Das Weltsystem kennt seit dem 16. Jahrhundert zwei Zeitalter, das des Agrar- und Industrie- 
kapitalismus, und vier Entwicklungsphasen: Die Grundlegung des modernen Systems (Pha- 
se I: 1450-1640), die Konsolidierung der neuen kapitalistischen Weltwirtschaft in der Krise 
des 17. Jahrhunderts (Phase II: 1640-1730), die erste und zweite Phase des Industriekapitalis- 
mus, deren Zäsur die Revolution in Rußland (1917) bildet (Phase IT und IV). Das kapitalisti- 
sche Weltsystem wird seit Anbeginn von drei zentralen Widersprüchen beherrscht, dem 
Klassenkampf zwischen Lohnarbeit und Kapital, dem Krisenzyklus, der aus der Überpro- 
duktionstendenz des Weltkapitals resultiert, sowie der Ökonomie/Politik-Antinomie, die 
Ausdruck der Diskrepanz zwischen weltweiter ökonomischer Einheit und nationalstaatli- 
cher Vielfalt ist. 

Die bisherige kritische Auseinandersetzung mit dem Weltsystemansatz Wallersteins ist sehr 
stark von Historikern getragen worden. Da sich Wallersteins Analyse der kapitalistischen 
Weltwirtschaft bisher auf die ersten beiden Phasen beschränkt, standen Fragen des Übergan- 
ges vom Feudalismus zum Kapitalismus, des Verhältnisses von Handels- und Industriekapi- 
tal, des Unterschiedes zwischen Merkantilismus und Industriekapitalismus, des Klassencha- 
rakters des Absolutismus, der Bestimmung der Produktionsverhältnisse in Osteuropa und in 
den Kolonien im Vordergrund der Debattte. Mir geht es in diesem Beitrag darum, die zentra- 
len theoretischen Begriffe der Weltsystemtheorie Wallersteins zu hinterfragen. Die Katego- 
rie »kapitalistische Weltwirtschaft«, deren Inhalt Wallerstein der Dependenztheorie entlie- 
hen hat, ist in der Tat der Eckstein seiner fünf Jahrhunderte und drei Gesellschaftssysteme 
umspannenden Theorie. Ich werde Wallersteins Bestimmung des Verhältnisses von Natio- 
nalstaat und Weltmarkt, seine Theorie der internationalen Arbeitsteilung, seine Erklärung 
des Positionswechsels zwischen den drei Subsystemen (Zentrum, Semiperipherie, Periphe- 
rie) sowie seine Hegemoniezyklustheorie näher beleuchten; danach werde ich neuere theore- 
tische Ansätze zur Reformulierung der Unterentwicklungsproblematik vorstellen, um ab- 
schließend die wissenssoziologische Frage nach der Zählebigkeit der Dependenztheorie zu 
diskutieren, die m.E. zentral mit dem politischen Bedürfnis der Linken nach einer Theorie 
des internationalen Klassenkampfs zu tun hat. 


1. Das Verhältnis von Weltmarkt und Nationalstaat 


In der bisherigen Geschichte gibt es nach Wallerstein zwei Arten von Weltsystemen: »Welt- 
reiche« und »Weltwirtschaften«. »Logisch gefolgert, kann es freilich zwei Spielarten solcher 
Weltsysteme geben: Ein Weltsystem mit einem gemeinsamen politischen System und ein 
Weltsystem ohne gemeinsames politisches System. Wir wollen die erste Variante mit dem Be- 
griff “Weltreiche’, die zweite mit dem Begriff “Weltwirtschaften’ kennzeichnen« (Wallerstein 
1979b, 35), 

Beide Formen von Weltsystemen stützten sich auf eine internationale Arbeitsteilung, die de- 
ren Einheit konstituiere. Während jedoch in den Weltreichen der Surplus über redistributive 
Methoden verteilt worden sei, übernehme in der Weltwirtschaft der Markt die Verteilungs- 
funktion. »Erst mit der Herausbildung der modernen Weltwirtschaft im Europa des 16. Jahr- 
hunderts kam es zur vollen Entfaltung und ökonomischen Vorherrschaft des “Markthandels’ 
— zu der Errichtung des Systems, das ‘Kapitalismus’ heißt. Kapitalismus und Weltwirtschaft 
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(d.h. eine einzige Arbeitsteilung, aber vielfältige Gemeinwesen und Kulturen) sind zwei Seiten 
ein und derselben Medaille« (Wallerstein 1979b, 35 f.; vgl. auch: Wallerstein 1979a, 159). 
Wallerstein hält es für systembedingt, daß der Kapitalismus sich nicht innerhalb eines Weltrei- 
ches, sondern im Rahmen einer Weltwirtschaft mit einer ökonomischen Arbeitsteilung, aber 
mehreren Nationalstaaten entwickelt habe. Das Auseinanderfallen von ökonomischer und po- 
litischer Einheit erlaube dem Kapital, im Sinne seiner ökonomischen Interessen auf die Staaten 
Einfluß zu nehmen. Im Rahmen eines einzigen Weltstaates wäre dies nicht möglich, weil dessen 
Regierungen vielfältigen Interessen und Einflußnahmen zu genügen hätten. »Aber der Kapita- 
lismus kann nicht im Rahmen eines Weltreiches florieren. Dies ist ein Grund, weshalb er sich 
nicht im Römischen Reich entwickelte. Die verschiedenen Vorteile, über die das Handelskapı- 
tal in der entstehenden Weltwirtschaft verfügte, könnten innerhalb eines einzigen Staates, des- 
sen Regierungen dern Druck verschiedener Interessen ausgesetzt wären, politisch nicht so leicht 
durchgesetzt werden« (Wallerstein 1974, 127; vgl. auch: Wallerstein 1980, 113)." 

An einer anderen Stelle wird diese These näher begründet: »Der Kapitalismus als ein Produk- 
tionssystem des Markthandels zum Zwecke der Profitaneignung auf der Grundlage privaten - 
oder kollektiven Eigentums hat nur in einem Weltsystem existiert, in welchem die politi- 
schen Einheiten nicht mit den Grenzen der Marktökonomie zusammenfallen. Dies hat den 
Händlern erlaubt, von bestehenden Marktvorteilen — wann immer es sie gab — zu profitie- 
ren, sie aber gleichzeitig befähigt — wann immer es notwendig war —, Druck auf die politi- 
schen Instanzen auszuüben, zu ihrem Vorteil regulierend in den Markt einzugreifen« (Wal- 
lerstein 1979a, 66; vergl. auch: 69 £.). 

Diese Argumentation Wallersteins zum Verhältnis von Weltwirtschaft und Nationalstaat ist 
kritikbedürftig. Seine These impliziert eine problematische Bestimmung des Verhältnisses 
der Instanzen Politik und Ökonomie innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise. Er 
hält die Annahme freier, d.h. staatsfreier ökonomischer Konkurrenz für eine ideologische 
Doktrin und behauptet: »...die Kapitalisten versuchen, ihren Profit, den sie auf dem Welt- 
markt erzielen können, zu maximieren. Dabei organisieren sie, wann immer es profitabel ist 
und wann immer sie dazu fähig sind, legale Monopole und/oder andere Formen von Han- 
delsbeschränkungen« (Wallerstein 1979a, 149). 

Mit dieser Prämisse übersieht Wallerstein die spezifische Differenz zwischen der kapitalisti- 
schen und den vorkapitalistischen Produktionsweisen. Die Entschränkung der politischen 
und der ökonomischen Instanz ist gerade das Kennzeichen einer Produktionsweise, in der die 
Aneignung des Mehrprodukts des direkten Zwangseingriffs nicht mehr bedarf. Die sich öko- 
nomisch vermitteinde Ausbeutung der Ware Arbeitskraft durch das Kapital ermöglicht die 
staatliche Abstinenz von einer direkten Intervention in den ökonomischen Konkurrenz- 
kampf. Die politische Instanz wird von der ökonomischen separiert und übernimmt als au- 
ßerökonomische Zwangsgewalt die institutionelle Garantie der kapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse. 

Nur auf der Grundlage dieses Verständnisses der unterschiedlichen Relationen zwischen den 
Instanzen Politik und Ökonomie in den vorkapitalistischen und in der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise ist es verständlich, daß die bürgerlichen Revolutionen die merkantilistische 
Wirtschaftspolitik der feudalen absolutistischen Staaten nach innen destruieren, den einheit- 
lichen Binnenmarkt, einheitliche Zölle, ein Währungsgebiet sowie die Gewerbefreiheit ein- 
führen. Und nur auf diesem Hintergrund läßt sich die Frage nach dem Verhältnis von kapita- 


* Alle Zitate englischsprachiger Titel sind von mir, K.B., übersetzt. 
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listischer Weltwirtschaft und dem System der Nationalstaaten sinnvoll stellen. Die Differenz 
zwischen den nationalen Binnenmärkten und den nationalstaatlich strukturierten Welt- 
märkten ist in der unterschiedlichen Präsenz der Instanz Politik im Konkurrenzkampf der 
Rapitale zu schen. Während auf den nationalen Binnenmärkten der Konkurrenzkampf sich 
auf der Grundlage primär ökonomischer Mechanismen (Ausbeutungsrate, Produktivität 
und Intensität der Arbeit) ohne staatliche Bevorzugung von Einzelkapitalen vollzieht, inter- 
veniert der Nationalstaat in den internationalen Konkurrenzkampf des Kapitals durch Zölle, 
Importbeschränkungen, Währungsparitätsveränderungen etc. direkt zugunsten von einzel- 
nen nationalen Kapitalen. Das Problem der Beziehung zwischen den Instanzen Politik und 
Ökonomie ist darin zu schen, daß die bürgerlichen Revolutionen im Inneren der neuen Ge- 
sellschaften die Logik der kapitalistischen Produktionsweise, d.h. die Separierung von Poli- 
tik und Ökonomie, durchgesetzt, nach außen aber die vorkapitalistischen Strukturen, d.h. 
die Möglichkeit direkter staatlicher Intervention in die Ökonomie, beibehalten haben. Wal- 
lerstein versperrt sich durch die mangelnde theoretische Abgrenzung der kapitalistischen 
von der feudalen Produ’ tionsweise den Blick für dieses zentrale methodische Spezifikum der 
Weltmarkttheorie. Es ı.:t an anderer Stelle (Busch/Grunert/Tobergte 1984, 25 ff.) begründet 
worden, unter welchen Bedingungen (Depressionsphase des Weltkapitals) der bürgerliche 
Nationalstaat auf sein Interventionspotential für den internationalen Konkurrenzkampf des 
Kapitals zurückgreift und unter welchen Voraussetzungen (Aufschwungsperioden des Welt- 
kapitals) er sich auf ein ihm eigenes Interventionsminimum (Währungsmechanismen) zu- 
rückzieht. Hier sei nur angemerkt, daß Wallerstein auf der Grundlage seiner methodischen 
Prämissen nicht in der L.age ist, die besonderen ökonomischen Gesetzmäßigkeiten zu erken- 
nen, die den Weltmarkt in Phasen günstiger Kapitalakkumulation (Liberalisierungsphasen) 
prägen. Dieser erste »Sündenfall« Wallersteins bleibt nicht ohne Folgen: Er beherrscht die 
Prämissen seiner Theorie der internationalen Arbeitsteilung und seiner Theorie der un- 
gleichmäßigen Entwicklung". 


2. Die Struktur der Arbeitsteilung in der kapitalistischen Weltwirtschaft 


Wallerstein begreift die kapitalistische Weltökonomie als System. Unter Berufung auf De- 
pendenztheoretiker wie Baran, Frank, Amin und Emmanuel grenzt er seine »world-system 
perspective« von der »developmentalist perspective« der Modernisierungstheorie (z.B. Ro- 
stow) ab. Während die Modernisierungstheorie einer »mechanistischen Methode« verpflich- 
tet sei, denke der Weltsystemansatz in dialektischen Begriffen (Wallerstein 1979a, 52 ff.). 

»Ich verstehe unter diesem Begriff, daß die Analyse in jedem Schritt nicht nach der formalen 
Struktur, sondern nach den Folgen für das Ganze und seine Teile fragen soll, wenn eine be- 
stimmte Struktur bewahrt oder verändert wird ...« (Wallerstein 1979a, 54). Abgesehen von 
dem äußerst unterentwickelten Dialektik verständnis, das hier präsentiert wird (vergl. Alt- 
husser 1968), werden wir im folgenden sehen, daß Wallersteins Methode sich entgegen seiner 
Referenzen an »die Dialektik« als schlichter Systemformalismus erweist. Seine Begründung 
der Struktur der Arbeitsteilung innerhalb der kapitalistischen Weltökonomie lautet: » Wenn 
die Weltwirtschaft mit einer einzigen Arbeitsteilung die ökonomische Eirheit darstellt, ist es 
natürlich, daß unterschiedliche Regionen unterschiedliche ökonomische Aufgaben wahr- 
nehmen. Unter den Bedingungen des Kapitalismus ist es ohnehin natürlich, daß wir vom 
Zentrum, von der Peripherie und der Semiperipherie der Weltwirtschaft sprechen. Diese re- 
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flektieren, dadie politischen Grenzen (Staaten) enger sind als das ökonomische Ganze, unter- 
schiedliche Gruppierungen ökonomischer Stärke und Aufgaben auf dem Weltmarkt« (Wal- 
lerstein 1979a, 60). Weiter heißt es: »Daß sich definitionsgemäß (Hervorh. 1.O.) nicht alle 
Staaten gleichzeitig ‘entwickeln’ können, ist das wesentliche Moment der kapitalistischen 
Weltwirtschaft, denn das System funktioniert auf der Grundlage ungleich entwickelter Zen- 
tral- und Peripherieregionen« (Wallerstein 1979a, 61). 
Per Definition wird hier eine ungleiche Arbeitsteilung zwischen Zentrum, Semiperipherie und 
Peripherie gesetzt, diese als im Kontext der kapitalistischen Weltökonomie »natürlich« be 
zeichnet und die Entwicklung innerhalb der kapitalistischen Weltwirtschaft als Null-Summen- 
Spiel deklariert. Systemfunktional weist die Welteinheit ihren Teilen, den Nationalstaaten, un- 
terschiedliche ökonomische Aufgaben zu. Wallerstein liefert hier formale, teilweise zirkuläre 
Definitionen, er argumentiert funktionalistisch und läßt Begründungen vermissen. 

Neben diesem systemfunktionalistischen Argumentationsmuster lassen sich in Wallersteins 
Texten auch »materialere« Begründungen für sein Arbeitsteilungsmodell finden, deren Strin- 
genz es im weiteren zu überprüfen gilt. 

Innerhalb der kapitalistischen Weltökonomie unterscheidet Wallerstein drei Positionen: 
Zentrum, Semiperipherie und Peripherie. Die Besetzung dieser Positionen durch die ver- 
schiedenen Länder der Weltökonomie ergibt sich aus der Stärke der nationalen Staatsappara- 
te, die wiederum auf der Konvergenz bzw. Divergenz der Interessen der herrschenden Klas- 
sen basiert. Gegenüber den Weltreichen, die primitive Formen ökonomischer Beherrschung 
sind, hat die kapitalistische Weltökonomie nach Wallerstein die»Technologie« erfunden, oh- 
ne eine beschwerliche und verschwenderische politische Superstruktur den Transfer von 
Surplus von der Peripherie ins Zentrum zu erhöhen (Wallerstein 1974, 15 £.).»Sobald es einen 
Unterschied in der Stärke der Staatsapparate gibt, beginnt auch der Mechanismus des ‘unglei- 
chen Tauschs’ zu wirken, ein Mechanismus, den starke Staaten gegen schwache, Länder des 
Zentrums gegen periphere Gebiete einsetzen. Kapitalismus bedeutet also nicht nur, daß die 
Produktionsmittelbesitzer sich von denen, die nichts anderes als ihre Arbeitskraft besitzen, 
den Mehrwert aneignen, sondern Kapitalismus heißt auch die Aneignung des volkswirt- 
schaftlichen Überschusses (Surplus) der gesamten Weltwirtschaft durch die Länder des Zen- 
trums. Und dies galt für das Stadium des Agrarkapitalismus ebenso, wie es für dasStadium des 
Industriekapitalismus gilt« (Wallerstein 1979, 47; vgl. auch Wallerstein 1984, 13 ff.). 

Im Unterschied zum oben kritisierten systemfunktionalistischen Argumentationsmuster, in 
dem das Weltsystem den Nationalstaaten ungleiche Positionen in der internationalen Ar- 
beitsteilung zuwies, versucht Wallerstein hier, den Mechanismus des ungleichen Tausches in 
der Weltökonomie zu begründen. Die unterschiedliche Stärke der Nationalstaaten, ihre un- 
gleiche Fähigkeit, politisch in den internationalen Markt zu intervenieren, ist der Spring- 
punkt des ungleichen Tauschs. Dem Zentrum gelingt es, aufgrund seiner politischen Stärke 
den internationalen Handel zu manipulieren, um sich so einen Teil des Surplus’ der Periphe- 
rie anzueignen. Dieses Modell ungleicher Arbeitsteilung ist ohne Frage geeignet, die Struktur 
der Weltwirtschaft vom 16. bis zum 18. Jahrhundert zu erklären, als der internationale Han- 
del weitgehend über politische und militärische Mechanismen sich vermittelte. Die merkan- 
tlistische Doktrin ist der Kulminationspunkt dieser von feudalen Prinzipien dominierten 
Weltwirtschaftsstruktur. Aber Wallerstein begnügt sich nicht damit, seine Arbeitsteilungs- 
theorie auf diese Raub- und Plünderungsphase der Weltwirtschaft zu begrenzen, er stilisiert 
dieses Model! des ungleichen Tausches zum allgemeinen Funktionsprinzip kapitalistischer 
Weltökonomie. Ehe ich diese problematische These Wallersteins näher beleuchte, möchte 
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ich einen weiteren Begründungsversuch Wallersteins für die ungleiche internationale Ar- 
beitsteilung vorstellen, der neben der obengenannten Argumentation in seinen Texten zu 
finden und mit dieser logisch nicht kompatibel ist. Der herrschenden Lehre in der neomarkxi- 
stischen Dependenztheorie der letzten 15 Jahre folgend, greift auch Wallerstein auf Emma- 
nuels Theorie des ungleichen Tauschs zurück, zitiert dessen Theorie an zahlreichen Stellen 
seiner Texte zustimmend (z.B. Wallerstein 1979, 66 ff.; Wallerstein 1980, 92 ff.). Emmanuel 
begründet seine Theorie des ungleichen Tauschs allerdings nicht mit der unterschiedlichen 
Stärke der Nationalstaaten in der kapitalistischen Weltökonomie, sondern im Kern mit öko- 
nomischen Mechanismen. Die Durchsetzung einer internationalen Durchschnittsprofitrate 
im Handel zwischen zwei Weltregionen, die sich bei gleicher technischer Zusammensetzung 
des Kapitals in ihrer Lohnhöhe fundamental unterscheiden, führt nach Emmanuel zu einem 
permanenten Mehrwerttransfer von den ökonomisch schwach entwickelten Ländern in die 
kapitalistischen Metropolen. Die Surplus- Aneignung durch die Zentren wird hier auf der Ba- 
sis eines freien internationalen Handels mit freier Kapitalmobilität und eingeschränkter Ar- 
beitskraftmobilität erklärt, also ökonomisch abgeleitet, während Wallerstein mit seiner Hy- 
pothese von der ungleichen nationalstaatlichen Interventionsmacht in den internationalen 
Konkurrenzkampf den ungleichen Tausch über die Restriktionen des internationalen Han- 
dels (Monopole, constraint of trade) politisch begründet. 

Indem Wallerstein mit beiden Modellen des ungleichen Tausches innerhalb seiner Weltsy- 
sterntheorie argumentiert, arbeitet er mit zwei sich logisch widersprechenden Prämissen. 
Sein Weltarbeitsteilungsmodell hält damit der Konsistenzprüfung nicht stand. Wir werden 
weiter unten sehen, daß sich diese Inkonsistenz der Theorie an entscheidenden Knotenpunk- 
ten der Wallersteinschen Argumentation als Fallgrube erweist. 

Meine Kritik der Arbeitsteilungstheorie Wallersteins soll aber nicht bei dieser Konsistenz- 
prüfung verharren, vielmehr möchte ich im folgenden zeigen, daß sich weder auf der Basis des 
politisch begründeten ungleichen Tausches noch auf der Grundlage des Emmanuelschen Mo- 
dells eine begriffliche konsistente und empirisch gehaltvolle Weltarbeitsteilungstheorie for- 
mulieren läßt, also auch die Eliminierung des oben dargestellten logischen Widerspruchs der 
Weltsystemtheorie keine neue Perspektive bietet. j 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß Wallerstein die Entwicklung innerhalb der Welt- 
wirtschaft als Null-Summen-Spiel betrachtet: Gewinne einiger Länder sind systembedingt 
mit Verlusten anderer Länder verbunden: »Um es konkret zu formulieren: es ist theoretisch 
nicht möglich, daß sich alle Staaten gleichzeitig ‘entwickeln’. Die sogenannte “wachsende 
Lücke’ ist keine Anomalie, sondern ein konstanter Grundmechanismus der Funktionsweise 
der Weltwirtschaft. Natürlich können sich einige (Hervorh. i.O.) Länder ‘entwickeln’, aber 
dieser Aufstieg geht nur zu Lasten anderer, die absteigen« (Wallerstein 1979a, 73). 

Diese Null-Summen-Hypothese ist Resultat der Wallersteinschen Analyse des internationa- 
len Konkurrenzkampfs des Kapitals. Da die Staatsmaschinerien von den jeweiligen nationa- 
len Kapitalgruppen stets dazu eingesetzt werden, sich Vorteile auf Kosten anderer National- 
kapitale zu verschaffen, muß die Gewinn- und Verlust-Bilanz im Gesamtsystem ausgeglichen 
sein. »Die Staatsapparate haben seit Beginn des Kapitalismus in den Weltmarkt eingegriffen. 
Mehr noch, die Staaten haben sich — jeder in Beziehung zu anderen — gebildet, entwickelt 
und militarisiert, um so die Verteilung des Mehrwerts beeinflussen zu können« (Wallerstein 
1979, 274). 

Der Mangel dieser theoretischen Position besteht darin, daß nicht nur die merkantilistische 
Expansionsperiode feudaler Staaten mit der außenwirtschaftlichen Expansionspolitik kapi- 
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talistischer Staaten konfundiert, sondern auch keine Unterscheidung zwischen liberalisti- 
schen und protektionistischen Phasen kapitalistischer Weltmarktexpansion vorgenommen 
wird. Wallerstein kann damit nicht mehr erklären, unter welchen Voraussetzungen der Na- 
tionalstaat sich direkter Interventionen in den internationalen Konkurrenzkampf des Kapi- 
tals enthält und welche Zwänge ihn zu einer protektionistisch-merkantilistischen Politik 
veranlassen. Wallerstein zufolge dient der Liberalismus nur den Interessen der Hegemonial- 
macht, bereits die zweitplazierten Mächte des Weltsystems sind auf den Merkantilismus an- 
gewiesen (Wallerstein 1979b, 48; vgl. auch Wallerstein 1984, 37 ff.). Wie läßt sich aber mit 
diesem Denkansatz etwa die Phase des Liberalismus von 1950 bis 1975 erklären, in der nicht 
nur die USA, sondern gerade auch ihre schärfsten (zweit- und drittplazierten) Konkurren- 
ten ın Westeuropa und Japan vom Freihandel profitierten? Das auf der unterschiedlichen 
Stärke der Nationalstaaten fußende Konzept des ungleichen Tauschs versagt hier vollkom- 
men: Diejenige Macht, die in ökonomischer, politischer und militärischer Hinsicht über ei- 
ne absolute Hegemonialposition verfügte, die USA, verlor in einer Phase des Liberalismus (!) 
relativ an Terrain zugunsten Westeuropas und Japans. Offensichtlich geht Wallersteins 
Weltsystemtheorie von einer falschen Prämisse aus. Auf der Basis des Freihandels führt der 
Konkurrenzkampf des Kapitals auf dem Weltmarkt entgegen Wallersteins Dependenz- 
hypothese zu einer Arbeitsteilung, von der auch die ökonomisch schwächer entwickelten 
Nationalkapitale profitieren. Der internationale Konkurrenzkampf des Kapitals ist kein 
Null-Summen-Spiel, sondern führt zu einer Arbeitsteilung auf der Grundlage komparativer 
Kostenvorteile, die dem Gesamtsystem und seinen Teilen Produktivitätszuwächse ermög- 
licht. Schwächer entwickelte Länder können wegen der Schutzmechanismen der modifi- 
zierten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt ihre spezifischen Akkumula- 
tionsvorteile (höhere Durchschnittsprofitrate) ausschöpfen und sogar höhere Wachstumsraten 
als die Zentren des Weltkapitals realisieren (vgl. dazu: Busch 1974 und 1978). Wallerstein ist 
nicht in der Lage, diese besonderen Gesetzmäßigkeiten der Kapitalkonkurrenz auf dem 
Weltmarkt zu entschlüsseln, weil er sich bereits in der Bestimmung des Verhältnisses von 
Politik und Ökonomie im Weltsystem die Erkenntnis der Struktur der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise verschüttet. In diesem ersten fundamentalen theoretischen Mangel wurzeln 
alle weiteren Fehlannahmen Wallersteins. Theorien dagegen, die von der Separierung der 
Instanzen Politik und Ökonomie als Grundstruktur der kapitalistischen Produktionsweise 
ausgehen, sind in der Lage, (a) die Besonderheiten des Nationalstaates in der kapitalistischen 
Weltökonomie und (b) die aus dieser Nationalstaatsstruktur resultierende modifizierte 
Form der Kapitalkonkurrenz auf dem Weltmarkt zu erkennen?. 

Wie auch viele andere Dependenztheoretiker (Amin, Frank, Senghaas) stützt sich Imma- 
nuel Wallerstein in seinem Weltsystemansatz darüber hinaus auf einen zweiten Begriff des 
ungleichen Tauschs, denjenigen Emmanuels (Emmanuel 1972). »Der Austausch zwischen 
Zentrum und Peripherie eines kapitalistischen Systems, der aus dem Tausch von Hochlohn- 
gegen Niedriglohnprodukte besteht, impliziert einen ‘“ungleichen Tausch’ im Sinne Emma- 
nuels, wonach bei einem gegebenen Produktivitätsniveau der Arbeiter der Peripherie meh- 
rere Stunden arbeiten muß, um ein Produkt zu erwerben, das der Arbeiter des Zentrums in 
einer Stunde erzeugt hat. Und umgekehrt. Solch ein System ist für die Expansion des Welt- 
marktes notwendig (Fervorh. i.O.), wenn der Profit (Hervorh. i.O.) das primäre Ziel dar- 
stellt. Ohne den zngleichen (Hervorh. 1.O.) Tausch wäre es nicht profitabel (Hervorh. 1.©.), 
die Arbeitsteilung auszudehnen. Und ohne eine solche Expansion wäre es nicht profitabel, 
die kapitalistische Weltwirtschaft aufrechtzuerhalten. Eine Desintegration der kapitalisti- 
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schen Weltwirtschaft oder die Rückkehr zu Formen eines redistributiven Weltreiches wären 
die Folge« (Wallerstein 1979a, 71). 

Emmanuel leitet in seinem Hauptwerk den ungleichen Tausch aus drei grundlegenden Prä- 
missen ab: 

1. Die internationale Kapitalmobilität führt zu einer internationalen Durchschnittsprofit- 
rate auf der Basıs internationaler Produktionspreise. 
2. Die internationale Immobilität der Ware Arbeitskraft drückt sich in ungleichen nationalen 
Lohnniveaus aus. 

3. Der Lohn ist in bezug auf den Preis die unabhängige Variable. 

Die Nationen, in denen es der Arbeitskraft gelungen ist, durch den gewerkschaftlichen 
Kampf das Lohnniveau zu heben, seien in der Lage, die Kapitalakkumulation zu beschleuni- 
gen. Denn hohe Löhne implizieren a) eine Steigerung der organischen Zusammensetzung.des 
Kapitals, also eine Entwicklung der Produktivkräfte, b) eine Realisierungsbasis für die erwei- 
terte Reproduktion des Kapitals (Nachfragemoment) und c) einen permanenten ungleichen 
Tausch im internationalen Handel zugunsten des entwickelten Landes. Entwicklung stellt 
sich daher nicht als Ursache, sondern als Folge hoher Löhne dar — Reichtum ruft Reichtum 
hervor, Armut Armut. 

Diese Theorie ist aus zwei Gründen, einem empirischen und einem theoretischen, auf star- 
ken Widerstand gestoßen (Busch 1973; Schweers 1980). Empirisch geht Emmanuel von ei- 
nem so hohen internationalen Kapitalfluß zwischen den armen und den reichen Ländern aus, 
daß sich real eine Durchschnittsprofitrate zwischen diesen beiden Weltregionen konstituiert. 
Angesichts der relativ (d.h. sowohl in bezug auf die gesamten Auslandsinvestitionen als auch 
in bezug auf das gesamte Investitionsvolumen in der kapitalistischen Welt) geringen Bedeu- 
tung der Direktinvestitionen der entwickelten Industrieländer in den Ländern der »Dritten 
Welt« ist diese Annahme aber entschieden zu bestreiten. Darüber hinaus impliziert diese Prä- 
misse Emmanuels eine Paradoxie: Wäre der Kapitalfluß in die »Dritte Welt« so immens, daß 
wir berechtigt von einer Weltdurchschnittsprofitrate sprechen könnten, müßten sich die 
Produktivkräfte in der Peripherie rasant entfalten, würde die Unterentwicklung durch einen 
massiven Transfer von Produktionsstätten aus den Metropolen in die »Dritte Welt« über- 
wunden werden. 

Theoretisch sieht Emmanuel in den internationalen Produktionspreisen die Form der 
Durchsetzung einer allgemeinen internationalen Profitrate. Er negiert dabei die spezifischen 
Momente der modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt, die zu der 
Annahme berechtigen, daß der internationale Profitratenannäherungsprozeß sich gerade 
nicht im Medium internationaler Produktionspreise, sondern über einen branchenspezifi- 
schen Profitratendifferenzierungsprozeß auf Weltebene vollzieht (Busch 1974, 46 ff.). 
Emmanuels Modell erweist sich damit als empirisch irrelevant und theoretisch inkonsistent. 
Auch diese Variante des ungleichen Tauschs kann damit nicht als der Eckstein betrachtet 
werden, der die Null-Summen-Optik des Weltsystemansatzes zu stützen vermag. 


3. Positionsveränderungen innerhalb des Weltsystems — Über die Chance 
semiperipherer Staaten, ins Zentrum aufzusteigen 


In seinen Abhandlungen zur Struktur der kapitalistischen Weltökonomie reflektiert Waller- 
stein auch die Frage der Transformationsmöglichkeiten innerhalb des Weltsystems, der 
Chancen zum Positionswechsel von Staaten zwischen den Subsystemen Zentrum, Semiperi- 
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pherie und Peripherie. Dieses Problem ist im Rahmen der Wallersteinschen Theorie von be- 
sonderem Interesse, müßte doch seine Arbeitsteilungstheorie (Null-Summen-Hypothese, 
ungleicher Tausch) der Transformationskapazität des Weltsystems sehr enge Grenzen zie- 
hen. Während Wallerstein in seinen beiden Schriften zum »Modern World-System« diese 
Frage theoretisch nur streift (Wallerstein 1974, 80 ff. und 218 ff.; Wallerstein 1980, 38 f. und 
179 £f.), widmet er sich in zwei Aufsätzen seines Readers »The capitalist world-economy« die- 
sem Problem am Beispiel der Aufstiegschancen semiperipherer Staaten in das Zentrum des 
Weltsystems. 

Wallerstein formuliert den Untersuchungsgegenstand hier wiederum im Kontext der Lohn- 
problematik: »Um abschätzen zu können, zu welchem Grad die semiperipheren Länder die 
klassischen Mechanismen des Aufstiegs in der Weltwirtschaft nutzen können, müssen wir 
diesen klassischen Mechanismus und die Rolle der Lohndifferenzen bei der Strukturierung 
der Weltwirtschaft analysieren« (Wallerstein 1979a, 84). Etwas weiter heißt es im selben 
Text: »Emmanuel argumentiert, daß die relative Starrheit der nationalen Lohnniveaus und 
die Tendenz zum Ausgleich der internationalen Profitraten für den ungleichen Tausch in 
der Weltwirtschaft verantwortlich sind. Dennoch ist es genau diese Starrheit, die den Wech- 
sel semiperipherer Länder mit mittleren (Hervorh. i.O.) Lohnniveaus in die Gruppe der 
Zentrumsländer historisch möglich macht. Das Problem des Durchbruchs besteht für ein 
semiperipheres Land darin, daß es über einen Markt verfügen muß, der den Einsatz einer 
fortgeschrittenen Technologie, mit der es billiger produzieren kann als die bisherigen An- 
bieter, von der Größe her rechtfertigt« (Wallerstein 1979a, 84 f.). 

Mit dieser Argumentation verwickelt sich Wallerstein in die Fallstricke seiner auf Emma- 
nuel fußenden Theorie. Einerseits war das internationale Lohngefälle — wie wir oben sahen 
— die Begründung für die Ausbeutung der Niedriglohnländer (Mehrwerttransfer in das Zen- 
trum), andererseits soll jetzt das niedrige Lohnniveau der Semiperipherie die Grundlage für 
eine günstige internationale Wettbewerbsposition und damit für einen Wechsel in den Me- 
tropolenstatus sein (vgl. auch: Wallerstein 1974, 81 ff. und 218 ff.). Die Behauptung, die Löh- 
ne seien die Basis der ungleichen Arbeitsteilung und gleichzeitig das Fundament für einen 
Aufstieg in der internationalen Hierarchie, stellt einen weiteren logischen Widerspruch in- 
nerhalb der Theorie Wallersteins dar. Die Inkompatibilität der Lohnkonkurrenzhypothese 
mit der Theorie des ungleichen Tausches kann anhand der weiteren Argumentation Waller- 
steins näher aufgezeigt werden. »Wenn hohe Löhne nach der Theorie des ungleichen Tau- 
sches so vorteilhaft sind, warum erhöht dann nicht jeder das Lohnniveau, zumindest jeder 
Staat? Weil offensichtlich der Vorteil auch eine Funktion der niedrigen absoluten Kosten ist 
(ganz abgesehen vom Preisniveau). Das Kapital fließt stets in die Bereiche mit den höchsten 
Profiten, aber es ‘fließt’, es besteht stets eine zeitliche Verzögerung. Wenn einige Produzen- 
ten in den Produktionskosten unterboten werden, besteht die Tendenz, eine neue Speziali- 
sierung zu entdecken, die eine momentan seltene Fertigkeit erfordert und die in der interna- 
tionalen Arbeitsteilung von den Niedriglohnländern zur Zeit nicht besetzt ist (Emmanuel 
1972, p. 145)« (Wallerstein 1979a, 88). 

Die These der internationalen Lohnkostenkonkurrenz wird also hier wieder eingeschränkt: 
Die Zentren des Weltkapitals entgehen der Lohnkonkurrenz durch eine Spezialisierung auf 
hochwertige neue Technologieprodukte, die die Niedriglohnländer noch nicht produzieren 
können. Spielen wir diese Modellannahme gedanklich durch, bleibt ebenfalls für die Un- 
gleichheitshypothese kein Raum. Die Weltarbeitsteilung wäre in diesem Falle nach einem 
Lohn/Produktivitäts-Gefälle strukturiert: Länder mit niedrigerem Lohnniveau hätten in 
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Branchen mit geringerem Technologieniveau Spezialisierungschancen, Hochlohnländer in 
Bereichen der Spitzentechnologie. Da nun in diesem Denkansatz die Schwellenländer in 
Sektoren mit mittlerem Lohn- und Produktivitätsniveau die entsprechenden Branchen der 
Zentren zurückdrängen würden, also sich hier überdurchschnittlich Marktanteile aneignen 
könnten, umgekehrt die Kapitale der Zentren überdurchschnittlich in Branchen mit Spit- 
zentechnologie expandieren würden, wäre die Verteilung von Vor- und Nachteilen interna- 
tional ausgeglichen. Beide Weltregionen würden von der internationalen Arbeitsteilung 
profitieren; in der Tat handelt es sich hier um nichts anderes als die Thheorie komparativer 
Kosten in der Begründung durch Ohlın und Heckscher. Weder die Theorie der direkten in- 
ternationalen Lohnkostenkonkurrenz noch die Hypothese der internationalen Lohn/ 
Technologie-Konkurrenz kann die Theorie des ungleichen Tausches und damit der unglei- 
chen internationalen Arbeitsteilung untermauern. Wallerstein scheint sich der Aporie sei- 
ner Argumentation über die Bedeutung der Löhne für den Wechsel von der Serniperipherie 
in das Zentrum bewußt zu sein. Da er der Behauptung, das mittlere Lohnniveau sei die 
Grundlage für den Aufstieg der semiperipheren Staaten, sogleich durch die These wider- 
spricht, die Kapitale der Zentren könnten in technologieintensive Sektoren ausweichen und 
so im Sinne Emmanuels die Ungleichheit reproduzieren, versucht er, durch die Einführung 
einer neuen Variable seinen Überlegungen mehr Konsistenz zu verleihen. Die Berücksichti- 
gung des Krisenzyklus des Weltkapitals erscheint Wallerstein als ein Ausweg aus seinem 
selbst erzeugten Labyrinth: »Ich glaube, daß den semiperipheren Ländern noch heute der 
Aufstieg ins Zentrum möglich ist, damit aber gleichzeitig die Perspektiven für die Peripherie 
verschlechtert werden. In Zeiten der Abschwächung der Weltkonjunktur wird das 
schwächste Segment der Weltwirtschaft als erstes in seiner Verhandlungsposition beein- 
trächtigt. Der relative Rückgang der Weltproduktion reduziert die Märkte für die Exporte 
der peripheren Länder ... In der Semiperipherie vollzieht sich dagegen ein anderer Prozeß. 
In einer expandierenden Weltwirtschaft sind die semiperipheren Länder Bettler, die die 
‘Hilfe’ des Zentrums ersuchen, um einen Teil des Weltmarktes auf Kosten anderer semiperi- 
‚pherer Länder (Hervorh. i.O.) erobern zu können ... Während der Expansionsperiode voll- 
zieht sich also die ökonomische Properität in der semiperipheren Region durch eine Ver- 
stärkung der Abhängigkeit vom Zentrum. In Abschwungsperioden dagegen sitzen die Länder 
des Zentrums, die fortfahren einander ökonomisch zu bekämpfen, weil jedes den Abstieg 
befürchtet, in der Klemme. In dieser Situation wird die Semiperipherie umworben, da die 
Absatzmärkte für Produkte des Zentrums relativ enger werden« (Wallerstein 1979a, 88 £.). 
Wallerstein vergleicht die verbesserte bargaining-Position der Semiperipherie in der Krise 
mit der stukturell günstigen Kampfposition der Leibeigenen gegenüber ihren Grundherren 
in der Krise ausgangs des Mittelalters. Den Krisenzyklus des Weltkapitals leitet Wallerstein 
wiederum aus dem Prozeß der weltweiten Surplus-Umverteilung zugunsten der Zentren ab 
(Wallerstein 1979a, 97 ff.). Die Surplus- Aneignung durch das Zentrum führe mittelfristig zu 
einer Kontraktion der Märkte für hochlohn- und technologieintensive Produkte, weil die 
Kaufkraft der ausgebeuteten Peripherie und Semiperipherie zurückgehe. Nun beginne die 
große Stunde einiger Staaten der Semiperipherie. Die Konkurrenz der core producers auf 
schrumpfenden Märkten lenke den Profitstrom in einige besonders starke semiperiphere 
Staaten um. Während es in den Staaten des Zentrums zu Massenarbeitslosigkeit komme, lege 
die Krise das Fundament für den Aufstieg einiger semiperipherer Staaten innerhalb der inter- 
nationalen Hierarchie (vgl. dazu auch: Wallerstein 1979a, 62, 162, 275; Wallerstein 1980, 
123 f£.)?. 
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Diese Argumentation Wallersteins weist m. E. eine Reihe eklatanter Mängel auf: 

1. Wie wir oben gezeigt haben, hat Wallerstein keine konsistente Begründung für den Sur- 
plus-Transfer in die Zentren des Weltkapitals vorlegen können. Sein Weltüberproduktions- 
zyklus, der aus der Surplus-Aneignung durch die Zentren resultiere, steht damit auftönernen 
theoretischen Prämissen. 

2. Konzedieren wir nun hypothetisch, es gäbe diesen Umverteilungsprozeß des internationa- 
len Surplus‘, ist uneinsichtig, weshalb die Semiperipherie von der Krise profitieren soll. Sie 
selbst, deren Absatzmärkte in den Zentren des Weltkapitals liegen, würde in den Abwärtssog 
der Überproduktionskrise hineingezogen werden. Ihre Importkapazität nähme wegen der 
schrumpfenden Exporte stark ab, die internationale bargaining power der Semiperipherie 
würde nicht wachsen, sondern zumindest ebenso geschwächt wie die der Zentren. (Vgl. das 
Problem der OPEC und der nichtölproduzierenden Schwellenländer in der Weltwirtschafts- 
krise 1981/83, insbesondere die Verschuldungskrise einiger Schwellenländer). 

3. Nicht nachvollziehbar ist auch die Wallersteinsche Differenzierung zwischen der Semmipe- 
ripherie und der Peripherie. Während diese aus der Krise geschwächt hervorgehen soll, profi- 
tiere jene aus einer gewachsenen Verhandlungsmacht. Wallersteins These, die Exporte der 
Peripherie stießen in der Krise auf höhere protektionistische Schutzwälle, gilt ebenso, ja so- 
gar in größerem Maße für die Staaten der Semiperipherie. Da gerade die Schwellenländerex- 
porte die Position einiger Branchen des Zentrums (Stahl, Textil, Schiffbau) bedrohen, richtet 
sich der »neue« Protektionismus der kapitalistischen Industrieländer gezielt gegen diese Län- 
der, während den industriearmen peripheren Staaten gleichzeitig Handelszugeständnisse ge- 
macht werden. 

Auch Wallersteins Bemühung, mit Hilfe seiner Zyklustheorie den Positionswechsel inner- 
halb des Weltsystemns zu begründen, ist also ein Fehlschlag. Auf der Grundlage seiner theore- 
tischen Prämissen — Null-Summen-Hypothese, ungleicher Tausch —, ist das Aufsteigen 
schwächer entwickelter Länder in der internationalen Arbeitsteilungshierarchie nicht be- 


gründbar. 


4. Der Hegemoniezyklus der kapitalistischen Weltwirtschaft 


In seinem jüngsten Sammelband (Wallerstein 1984) legt Wallerstein u.a. auch einen theoreti- 
schen Rahmen für die in früheren Arbeiten (vor allem Wallerstein 1980, 38 ff.) nur verstreut 
zu findenden Anmerkungen zum Hegemoniezyklus im Weltsystem vor. 

Hegemonie bedeutet die Fähigkeit einer Macht, als primus inter pares ihre Vorstellungen im 
ökonomischen, politischen, militärischen, diplomatischen und kulturellen Bereich des interna- 
tionalen Systems durchzusetzen. Materielle Grundlage dieser Vorherrschaft sei ein Effizienz- 
vorsprung der führenden Macht in Produktion, Handel und Finanzen: »Der Produktivitäts- 
vorsprung, von dem wir sprechen, ist so groß, daß diese Unternehmen ihre Konkurrenten aus 
anderen Großmächten nicht nur auf dem Weltmarkt im allgemeinen ausstechen können, son- 
dern in vielen Fällen insbesondere auf den Binnenmärkten der rivalisierenden Mächte selbst« 
(Wallerstein 1984, 39). 

In der Geschichte des Weltsystems gab es nach Wallerstein drei Phasen, in denen eine Macht 
den Hegemoniestatus innehatte: Von 1620 bis 1672 (Holland), von 1815 bis 1873 (Großbri- 
tannien) und von 1945 bis 1967 (USA). In der Vorherrschaft dieser drei Mächte seien drei 
strukturelle Analogien auffällig: 
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1. Der Erwerb und der Verlust ökonomischer Vorherrschaft habe sich von der Produktion 
über den Handel auf die Finanzen ausgedehnt. 

2. Die Hegemonialmächte seien jeweils als Anwälte des ökonomischen und politischen Li- 
beralismus und als Gegner des Merkantilismus aufgetreten. 

3. Die Hegemonieposition sei jeweils nach einem Weltkrieg (Dreißigjähriger Krieg, Napo- 
leonische Kriege, Kriege von 1914 bis 1945) erobert worden. Diese Weltkriege seien zeit- 
lich dem Gipfel von langen Preiszyklen (»logistics«) zuzuordnen: dem Preiszyklus von 
1450 bis 1730 mit 1600/1650 als Höhepunkt, dem Zyklus von 1730 bis 1897 mit 1810/17 
als Gipfelpunkt und dem Zyklus von 1897 bis ? mit bisher ungewissem oberen Wende- 
punkt. 

»Wenn es solche Preiszyklen gibt, dann stellt sich heraus, daß der Weltkrieg und die darauf 

folgende Hegemonialära in etwa dem Gipfelpunkt (gerade davor und danach) des Preiszyklus 

zugeordnet sind. Das heißt, diese Prozesse scheinen das Produkt einer langen Konkurrenz- 
phase zu sein, die zu einer besonderen Konzentration ökonomischer und politischer Macht 
geführt hat« (Wallerstein 1984, 42). Das zyklische Hegemoniemuster innerhalb des interna- 
tionalen Systems sei Ausdruck der Funktionsprinzipien der kapitalistischen Weltwirtschaft. 
Entgegen den Mythen vom freien Fluß der Produktionsfaktoren und von staatsfreier Kon- 
kurrenz auf den Märkten seien selektive politische Eingriffe des Staatsapparates für den Kapi- 
talisınus konstitutiv. Der Hegemoniezyklus entstehe aus dieser Funktion des Staatsapparates 
in der kapitalistischen Weltökonomie. Das Kapital erstrebe mit Hilfe der nationalen Staats- 
apparate oligopolistische Positionen auf den internationalen Märkten. Um die ökonomi- 
schen Vorsprünge einer aufsteigenden Macht auf dem Weltmarkt fest zu verankern, werde 
der Krieg ins Spiel gebracht: »Die Vorsprünge, die die Unternehmen einer aufsteigenden 

Macht gegenüber ihren Konkurrenten aus vergleichbaren Mächten haben, dürften gering 

und von daher unsicher sein. Hier kommen die Weltkriege ins Spiel. Der Jahre dauernde 

Krieg mag militärisch und politisch sehr dramatisch sein, aber die tiefgreifendsten Folgen 

dürften ökonomischer Natur sein. Derökonomische Vorsprung der Siegermacht wird durch 

den Krieg selber vergrößert, und das internationale Regime der Nachkriegszeit ist darauf an- 
gelegt, diesen größeren Vorsprung zu verfestigen und gegen Erosion zu schützen« (Waller- 

stein 1984, 44). 


Die so eroberte Hegemonieposition währe aber aus zwei Gründen nicht lange: Der von der 

Hegemonialmacht durchgesetzte Liberalismus trage zur Ausbreitung des technologischen 

Wissens der Vormacht innerhalb der gesamten Weltökonomie bei, und das Ansteigen der 

Realeinkommen der Lohnabhängigen der Hegemonialmacht verschlechtere deren Wettbe- 

‚werbsposition auf dem Weltmarkt. Der Verlust der ökonomischen Vormachtstellung unter- 

höhle schließlich auch die politische Vorherrschaft der Hegemonialmacht und leite eine Pha- 

se der Neustrukturierung der Bündnissysteme innerhalb des Weltsystems ein. 

Meine folgenden Ausführungen werden sich ausschließlich mit Wallersteins Begründung des 

Hegemoniezyklus in der Weltökonomie beschäftigen; weitere kritische Einwände gegen sei- 

ne hier dargestellten 'T'hesen: 

— Zum Verhältnis von Politik und Ökonomie im Kapitalismusbegriff, 

— zur Konfusion von Spätfeudalismus und Kapitalismus beim Vergleich von Holland, Eng- 
land und den USA als Hegemonialmächten, 

— zum Argumentationswiderspruch bei der Begründung des Verlustes der Hegemonieposi- 
tion der Führungsmacht, die sich einerseits zu Lasten der übrigen Mächte bereichern soll 
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(ungleicher Tausch über Monopolstatus), deren ökonomischer Vorsprung aber anderer- 
seits abgebaut werden kann, 
— zum unzureichenden Verständnis liberaler Phasen der kapitalistischen Weltwirtschaft, 
ergeben sich implizit aus dem bisherigen Gang meiner Argumentation und müssen hier nicht 
wiederholt werden. 
Wallerstein bettet den Hegemoniezyklus des politischen Systems in einen langen Preiszy- 
klus (»logistic«) des ökonomischen Systems ein. Er legt allerdings keinerlei Erklärung für die 
Antriebskräfte des langen Preiszyklus vor. Ebensowenig reflektiert er die Frage, in welchem 
Zusammenhang der lange Preiszyklus evtl. mit langen Konjunkturzyklen (z.B. vom Typ 
Kondratieff) steht. Da unsere Kenntnis über lange Konjunkturwellen vor 1890 äußerst unzu- 
reichend sind (Kleinknecht 1984), sind Aussagen zur Zyklusproblematik vom 16. bis zum 
19. Jahrhundert mit äußerster Vorsicht zu behandeln. Zum angeblichen Preiszyklus seit 
1897 macht Wallerstein keine weiteren Ausführungen, obwohl unser Wissen über Wirt- 
schaftszyklen im 20. Jahrhundert wesentlich gesicherter ist alsüber etwaige Zyklen in frühe- 
ren Zeiten. Trotz dieser Kenntnislücken ordnet Wallerstein dem Höhepunkt der angebli- 
chen drei langen Wirtschaftszyklen vom 16. bis zum 20. Jahrhundert drei verschiedene 
Kriegsereignisse zu und interpretiert diese als Hegemonialkriege. Dabei geht er so weit, den 
aufstrebenden Mächten Holland, Großbritannien und den USA jeweils eine direkte Auslö- 
serrolle beim Dreißigjährigen Krieg, den Napoleonischen Kriegen und den beiden Weltkrie- 
gen des 20. Jahrhunderts zuzusprechen. Wallersteins Beobachtung, daß die politische und 
ökonomische Hegemonie häufig das Ergebnis weltweiter Kriege war, kann nicht bezweifelt 
werden. Zu hinterfragen aber ist seine Schlußfolgerung, daß die jeweils aufstrebende Macht 
deshalb ursächlich für diese Kriege verantwortlich sei. Auch die Interpretation der weltwei- 
ten Kriege im Zusammenhang mit bestimmten Phasen langer Wirtschaftszyklen ist äußerst 
problematisch. Dies wird etwa an den beiden Weltkriegen dieses Jahrhunderts deutlich, die 
— bei aller Unsicherheit über lange Zyklen — evtl. einem oberen Wendepunkt (Erster Welt- 
krieg) oder einem unteren Wendepunkt (Zweiter Weltkrieg) eines Kondratieff-Zyklus zuge- 
ordnet werden könnten. Wallersteins Verfahren, beide Weltkriege zusammenzufassen und 
sie dann noch einem nicht näher charakterisierten Preiszyklus zuzuordnen, ist vor diesem 
Hintergrund wissenschaftlich äußerst unseriös. Seine ökonomistische Analyse weltweiter 
Kriege im internationalen System reibt sich nicht an historischen Fakten, der Empirie stülpt 
sie ohne Umschweife ihr deterministisches Interpretationmuster über. Ohne hier näher die 
vier Kriegsperioden analysieren zu können, die Wallerstein anführt, ist evident, daß für diese 
Kriege neben ökonomischen Konflikten politische und ideologische Momente verantwort- 
lich waren. Erst eine genauere theoretische Bestimmung des Verhältnisses der drei Instanzen 
Politik, Ökonomie und Ideologie im internationalen System, etwa im Sinne der Gesell- 
schaftsanalyse Althussers, würde eine materialistische Analyse dieser Kriege ermöglichen. 
An die Stelle eines ökonomischen Determinismus — wie er für Wallersteins Analysen kenn- 
zeichnend ist — träte eine differenzierte Analyse der internationalen Gesellschaft, die die Dy- 
namik der Ungleichzeitigkeit der Instanzen, des überdeterminierten Widerspruchs in den 
Mittelpunkt rückte. 
Zusammenfassend möchte ich zur Frage des Hegemoniezyklus feststellen: 
1. Unser Wissen über lange Wirtschaftszyklen vom 16. bis zum 20. Jahrhundert ist mit Aus- 
nahme des laufenden Jahrhunderts sehr begrenzt. 
2. Eine eindeutige Zuordnung von bestimmten Phasen eines langen Wirtschaftszyklus und 
Weltkriegen ist selbst im 20. Jahrhundert nicht möglich. 
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3. Die Konstruktion eines Hegemoniezyklus, die Gipfelpunkte langer ökonomischer 
Preiszyklen als Ausbruchsphasen von Weltkriegen interpretiert, ist wissenschaftlich 
unhaltbar®. 


5. Ansätze zur Reformulierung der Unterentwicklungsproblematik 


Die unterschiedlichen Entwicklungsprozesse, die sich in den Ländern Afrikas, Asiens und 
Lateinamerikas in den 70er Jahren trotz vergleichbarer Weltmarktbedingungen vollzogen 
haben, signalisieren die Krise der dependenztheoretischen Variante der Unterentwicklungs- 
forschung. Offensichtlich läßt sich allein aus der Analyse der internationalen Handels- und 
Kapitalströme Unterentwicklung nicht konsistent erklären. In der notwendigen Neubesin- 
nung der Unterentwicklungsfrage rücken deshalb jetzt die endogenen Probleme der ökono- 
misch schwach entwickelten Länder ins Zentrum des Interesses. Einige Resultate der neuen 
Forschungsanstrengungen sollen im folgenden vorgestellt werden. 

Einer der Hauptvertreter der bundesrepublikanischen Dependenztheorie, Dieter Senghaas, 
ist aufgrund einer historischen Untersuchung nachholender Industrialisierungsprozesse in 
Europa zur Aufgabe des Dependenzparadigmas motiviert worden. Beruft Senghaas sich in 
früheren Arbeiten (Senghaas 1974, 30 ff. und 1977, 181 ff.) noch auf das Theorem des unglei- 
chen Tausches in der Variante Emmanuels, heißt es nach der Untersuchung der Industriali- 
sierungsgeschichte in Europa: »Wie die Darlegungen in diesem Kapitel aufgewiesen haben, 
wurden in den untersuchten Fällen, bei denen es sich nicht um typische fremdbestimmte Ko- 
lonialländer handelte, unter vergleichbaren Bedingungen des Weltmarktes die Weichen für au- 
tozentrierte Entwicklung bzw. Peripherisierung in den jeweiligen Gesellschaften selbst gestellt 
— und.dieser Vorgang reflektierte unterschiedliche innergesellschaftliche Voraussetzungen für 
die Verbreitung von Chancen und Restriktionen, die vom Weltmarkt auf Entwicklungspro- 
zesse einzelner Gesellschaften einwirkten ... Es ist daher ratsam, die Ursachen für autozen- 
irierte Entwicklung oder Peripherisierung in den unterschiedlichen Transformations- und 
Innovationsfähigkeiten einzelner Gesellschaften zu suchen« (Senghaas 1982, 219). 

Nicht mehr exogene, sondern endogene Faktoren bilden also den Fokus der Erklärung von 
Unterentwicklung. Allerdings hat Senghaas das dependenztheoretische Erbe nur halb über- 
wunden. Zum einen fußen seine Reflexionen zur Akkumulation in ökonomisch schwach 
entwickelten Ländern weiterhin auf der problematischen Massenkaufkraftthese der latein- 
amerikanischen und französischen Abhängigkeitstheorie (vgl. dazu Schweers 1980), zum an- 
deren hält Senghaas auch heute noch am Modell der autozentrierten Entwicklung fest, das 
sich stringent jedoch nur aus der Dependenztheorie begründen läßt (vgl. dazu Eikenberg 
1983). 

Theoretisch anspruchsvoller als Senghaas begründet Schweers in seiner Dissertation von 
1979 die Notwendigkeit des Paradigmenwechsels in der Theorie der Unterentwicklung. Ei- 
ne fundierte Untersuchung der Theorie und Empirie der Handels- und Kapitalbeziehungen 
zwischen den kapitalistischen Industrieländern und den Entwicklungsländern führt zu der 
Erkenntnis, »daß Unterentwicklung nicht logisch aus dem Wertgesetz und seiner Durchset- 
zung auf dem Weltmarkt zu erklären ist, sondern daß aufgrund der strukturellen Heteroge- 
nität in den unterentwickelten Ländern nur eine Theorie der Kapitalakkumulation sinnvoll 
erscheint, die die Ebene des idealen gesellschaftlichen Durchschnitts verläßt und die Beson- 
derheiten der unterentwickelten Länder systematisch auf die allgemeinen Gesetze der Kapi- 
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talakkumulation bezieht. Da es also darum geht, den Grad der Entwicklung in Richtung auf 
das entfaltete Kapitalverhältnis zu bestimmen, muß die Vorgehensweise stärker historisch in- 
duktiv sein« (Schweers 1980, 123 f.). Schweers lehnt die These ab, Unterentwicklung könne 
ausder Struktur des kapitalistischen Weltmarktes abgeleitet werden, auch das Massenkauf- 
krafttheorem der Dependenztheorie, das in dem Niedriglohnniveau der Entwicklungslän- 
der eine prinzipielle Akkumulationsschranke sieht, hält er akkumulationstheoretisch für 
unausgewiesen. Eine historische Untersuchung des Industrialisierungsprozesses in England 
sowie in Preußen/Deutschland bestätigt diese Auffassung. Für das Gelingen sowohl der ur- 
sprünglichen Akkumulation als auch der nachholenden Industrialisierungsprozesse sind die 
endogenen Bedingungen kapitalistischer Akkumulation entscheidender als die exogenen. 
Die Frage Stagnation oder Entwicklung ist ohne eine Analyse der dominierenden Produk- 
tionsverhältnisse, der Klassenstrukturen und der Politik des Staatsapparates nicht zu beant- 
worten. 
Den theoretisch gehaltvollsten Versuch, die endogenen Bedingungen von Entwicklung bzw. 
Unterentwicklung zu formulieren, hat m. E. Armin Eikenberg vorgelegt. Eikenberg zeigt 
die Bedeutung der Gesellschaftstheorie der Althusser-Schule für die Analyse des gesellschaft- 
lichen Übergangs auf und reformuliert die Unterentwicklungsproblematik wie folgt: »Das 
Verständnis einer Gesellschaftformation als komplexe Totalität von ökonomischer, politi- 
scher und ideologischer Instanz vermeidet den Ökonomismus der Dependenztheorien und 
ermöglicht gleichzeitig, die Gesellschaftsformationen der Dritten Welt zu begreifen als kon- 
stituiert durch die Koexistenz verschiedener Produktionsweisen, verschiedener politischer 
Strukturen und verschiedener Ideologien, wobei diese Koexistenz in unterschiedlichen Ge- 
sellschaftsformationen variiert, in unterschiedlichem Ausmaß instabil ist und sich im Ablauf 
von ‘Zeit’ verändert« (Eikenberg 1983; VII f.). 
Die Begriffe Produktionsweise, Gesellschaftsformation, gesellschaftliche ZEIT und gesell- 
schaftlicher Übergang ermöglichen es, die Unterentwicklungsfrage als Problem der Un- 
gleichzeitigkeit der Instanzen zu erfassen, als Koexistenzkampf ungleicher Reproduktions- 
rhythmen unterschiedlicher Produktionsweisen. Die ungleiche gesellschaftliche ZEIT der 
Instanzen Politik, Ökonomie und Ideologie sowie die instabile Koexistenz zwischen diesen 
Instanzen sind die zentralen Begriffe der »strukturalistischen« Unterentwicklungstheorie. 
Homogenisierungen und Typisierungen des Gegenstandes lehnt Eikenberg ab, jedes Ent- 
wicklungsland ist auf seine spezifischen Bedingungen zur Überwindung von Unterentwick- 
lung zu befragen. 
Um eine Verknüpfung der weltmarktspezifischen und der gesellschaftsanalytischen Variablen 
einer Unterentwicklungstheorie bemüht sich ein Beitrag von Alain Lipietz (Lipietz 1984). 
Selbstkritisch verweist Lipietz auf den »pessimistischen Funktionalismus« der Dependenztheo- 
rie, die die Möglichkeit von Industrialisierungsmaßnahmen geleugnet habe. Er interpretiert die 
ökonomischen Differenzierungen im Zentrum und in der Peripherie als Ausdruck einer neuen 
internationalen Arbeitsteilung, die sich auseiner fordistischen Segmentierung des Produktions- 
prozesses nach Technologie- und Qualifikationsniveaus ergebe. Drei Segmente des Produk- 
tionsprozesses seien zu unterscheiden: 
»1) Planung, Organisation und Konstruktion haben im wesentlichen einen autonomen Sta- 
tus erreicht; 
ii) Produktion auf hohem technologischem Niveau, die qualifizierte Arbeitskräfte verlangt; 
iii) Produktion auf geringem technologischem Niveau und Montage, die im wesentlichen an 
die Arbeitskräfte keine Qualifikationsanforderungen stellen« Lipietz 1984, 100). 
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Die Konsequenzen für die internationale Arbeitsteilung beschreibt Lipietz wie folgt: »Es 
wurde dann möglich, diese drei Segmente auf drei geographische Regionen zu verteilen und 
den Produktionskreislauf der fordistischen Branchen auf drei Pole ungleich qualifizierter 
und ungleich bezahlter Arbeitskräfte auszudehnen. Diese regionale Reorganisation qualifi- 
zierter Arbeit war in den Zentren erprobt worden, während der sechziger Jahre wurden 
dann periphere Länder in unmittelbarer Nachbarschaft der Zentren einbezogen, deren 
Stundenlöhne beträchtlich niedriger und deren Gewerkschaften schwächer waren ...« (Li- 
pietz 1984, 100). 

Welche Stellung einzelne Länder in dieser neuen Form der internationalen Arbeitsteilung 

einnähmen, sei primär das Resultat interner Klassenkämpfe, die bestimmte Akkumulations- 

regime (regime of accumulation) und vom Staat organisierte Formen der gesellschaftlichen 

Regulation (mode of regulation) produzieren. In den Ländern der Peripherie gebe es zweity- 

pische Schemata: 

a) bloody taylorization: Produktionssegmente mit geringen Qualifikationsanforderungen 
an die Arbeitskräfte, hohe Ausbeutunggsrate, Reexporte in die Zentren, z. B. Hongkong, 
Singapur; 

b) peripheral fordism: Produktionssegmente mit hohen Qualifikationsanforderungen an 
die Arbeitskräfte, Binnenmarktentwicklung sowie Weltmarktexpansion im Bereich in- 
dustrieller Fertigwaren, z.B. Mexiko, Brasilien. 

Die Begründung für den »peripheren« Charakter des neuen Fordismus in der Dritten Welt 

lautet: »Wir glauben, daß es sich um einen authentischen Fordismus handelt, der auf einer 

Kombination von intensiver Akkumulation und Marktexpansion basiert. Aber er bleibt in 

dem Maße peripher, wie in den weltweiten Kreisläufen industrieller Branchen Arbeitsplätze 

und Produktionssegmente, die an qualifizierte Arbeitsprozesse — vor allem auf Ingenieur- 

niveau — gebunden sind, im ganzen außerhalb dieser Länder verbleiben« (Lipietz 1984, 101). 

Lipietz zeichnet ein sehr differenziertes Bild der Peripherie, das zugleich exogene wie endoge- 

ne Variablen berücksichtigt: »...die Dritte Welt ist heute eine Konstellation spezieller Fälle« 

(Lipietz 1984, 103). 

Auffällig ist allerdings, daß Lipietz trotz seiner gelungenen Darstellung der Komplexität des 

Industrialisierungsprozesses in den Entwicklungsländern auf durchausüberflüssige Anleihen 

bei der Dependenztheorie nicht verzichtet. Wie in den Denkmodellen der Zentrum-Periphe- 

rie-Variante, sind die neuen Industrialisierungsprozesse in den Entwicklungsländern auch 
bei L.ipietz letztlich fundamentalen Veränderungen im Zentrum geschuldet, nämlich der Kri- 
se des Fordismus, der aufgrund des Gesetzes vom tendenziellen Falls der Durchschnittspro- 
fitrate nach neuen Verwertungsfeldern suche und sie in dem Schwellenländern finde. Eine 

Denkschablone, die im Widerspruch zu, den realen internationalen Kapitalströmen in den 

Der Jahren steht und die den dependenztheoretischen Fehler wiederholt, die Peripherie als 

in letzter Instanz außeninduziert zu begreifen. Ferner kommt auch Lipietz nicht umhin, die 

neuen Akkumulationsprozesse in den Entwicklungsländern als »peripheral« zu klassifizie- 
ren. Als begrenzt, weil angeblich den Werkzeugmaschinenbau aussparend. Obwohl Lipietz 
für diese Schranke keine akkumulationstheoretische Begründung liefert, eine Schranke, die 
übrigens von den asiatischen Schwellenländern gerade mit äußerst hohen Wachstumsraten 

im Export von Werkzeugmaschinenbauprodukten mit hohem Technologiegehalt niederge- 

rissen wird (IFO 1984), reproduziert er auch hier das bekannte Argumentationsmuster der 

Dependenztheorie. Reale ökonomische Fortschritte in den Entwicklungsländern werden 

von den alten Denkschemata vereinnahmt, indem man ihnen das Adjektiv »peripher« oder 
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»neu« beifügt — »periphere« Akkumulation, »neuer« Fordismus oder »neue« internationale 
Arbeitsteilung, »neue« technologische Abhängigkeit — und dadurch suggeriert, im Grunde 
handle es sich nur um eine Variante altbekannter Grundmuster. 

Doch wie bereits gesagt, abgesehen von diesen beiden hereditären Argumentationsmängeln, 
ist Lipietz Beitrag jenen Versuchen beizuordnen, die ausgehend von den Defiziten der De- 
pendenztheorie sich um eine differenzierte Reformulierung der Unterentwicklungsproble- 
matik bemühen. 


6. Schlußbemerkungen 


Wallersteins Versuch, auf der Basis des Begriffs »kapitalistische Weltwirtschaft« eine Weltsy- 
stemtheorie zu formulieren, die die weltgeschichtliche Entwicklung seit dem 16. Jahrhun- 
dert erklärt, ist aus folgenden Gründen als gescheitert zu betrachten: 

— Er vermag die Systeme des Spätfeudalismus (Absolutismus), des Industriekapitalismus 
und des »Realsozialismus« nur um den Preis eines oberflächlichen Kapitalismusbegriffs, 
der von den Produktionsverhältnissen abstrahiert, als Subsysteme bzw. Epochen der ka- 
pitalistischen Weltwirtschaft zu interpretieren. 

— Eranalysiert die Struktur der kapitalistischen Weltökonomie mit logisch inkonsistenten 
und empirisch irrelevanten Begriffen des »ungleichen Tausches«. 

— Erlegt eine ökonomistische Interpretation der Hegemoniesequenzen im internationalen 
System seit dem 16. Jahrhundert vor, die einer empirischen und theoretischen Überprü- 
fung nicht standhält. 

Wallerstein reproduziert damit die Schwächen der internationalen Dependenzdiskussion 

seit Mitte der 60er Jahre. Versuchte diese, die Unterentwicklungsproblematik unter Zugrun- 

delegung des Zentrum-Peripherie-Modells zu erklären, transponiert Wallerstein dieses Para- 
digma nicht nur auf die kapitalistische Weltwirtschaft in ihrer Totalität — also unter Ein- 
schluß der Beziehungen zwischen den kapitalistischen Industrieländern —, sondern auch auf 
historische Verhältnisse, die dem industriekapitalistischen Weltsystem vor- und nachgelagert 
sind — also das System des Spätfeudalismus und des »Realsozialismus«. Wallerstein über- 
nirmmt mit dem dependenztheoretischen Modell einetheoretische Konstruktion, die sich be- 
reits in der Unterentwicklungsproblematik als unzureichend erwiesen hat, deren Tragfähig- 
keit aber vollends dadurch überfordert wird, daß ihr in der Weltsystemversion eine noch 
größere historische und weltwirtschaftliche Reichweite zugesprochen wird. Angesichts die- 
ser cklatanten Mängel der Theorie Wallensteins stellt sich die Frage nach den Ursachen des 

regen Interesses, das die Weltsystemtheorie international erweckt hat. Eine Antwort ist m. E. 

in der begrifflichen Struktur der Weltsystemtheorie, eine andere im politischen Bedürfnis 

der Linken nach einer Theorie des internationalen Klassenkampfes zu finden. 

Die begriffliche Struktur der Theorie Wallersteins ist durch folgende Eigenschaften gekenn- 

zeichnet: 

a) Sie enthält sehr wenige Schlüsselbegriffe (Kapitalismus, Zentrum, Semiperipherie, Peri- 
pherie, ungleicher Tausch, ungleiche Arbeitssysteme, Hegemonie), die wiederum durch 
äußerst einfache Beziehungen verknüpft sind, letztlich durch den Nexus von Profit und 
Macht sowie von stark/qualifiziert versus schwach/unqualifiziert. 

b) Diese Kategorien sind so allgemein definiert, daß sie ungemein viele historische und ge- 
selischaftliche Daten umfassen, eine große Reichweite haben. 
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Eine Theorie, die diese Eigenschaften aufweist, die also mit wenigen, einfachen und umfassen- 
den Begriffen operiert, ist äußerst attraktiv, weil sie in einer chaotischen Welt voller Wider- 
sprüche durch Komplexitätsreduktion scheinbar Sicherheit und Gewißheit offenbart. Mit 
Wallerstein können wir vom 16. bis 20. Jahrhundert alle nationalen und internationalen Er- 
eignisse politischer, ökonomischer, militärischer, religiöser, kultureller Art unter einen Be- 
griff subsumieren: das Weltsystem. Mit einer solchen Zauberformel im Tornister können wir 
ruhigen Gewissens unwissend mit Meilenschritten durch die Weltgeschichte eilen, denn wir 
wissen heute wie gestern und morgen: es ist immer das Weltsystem. 

Neben Sicherheit und Gewißheit bietet Wallerstein der internationalen Linken noch eine wei- 
tere Faszination: eine internationalistische politische Perspektive. Das internationale System 
gliedert sich in starke, mittelstarke und schwache Staaten, die über einen Ausbeutungsnexus 
verknüpft sind. Diese Null-Summen-Optik erleichtert Parteilichkeit, Moral und Unmoral 
scheiden sich säuberlich. Weltmarkttheorien, die Ausgleichsmechanismen in internationalen 
Systemen behaupten, oder Unterentwicklungstheorien, die endogene Ursachen ins Zentrum 
der Analyse rücken, wirken gegenüber diesem einfachen politischen Grundmuster desorientie- 
rend. Die Dependenztheorie führt gegen alle Empirie und gegen alle kritischen Kritikaster ein 
zähes Leben, weil sie in einer komplexen Welt das Bedürfnis nach Gewißheit und einer klaren 
politischen Perspektive befriedigt. Wer würde sich nicht wehren, wenn ihm beides genommen 
werden soll? 


Anmerkungen 


1 Andiesen Ausführungen zum Verhältnis von Politik und Ökonomie ist kritisiert worden, die Sepa- 
rierungsthese übersehe die vielfältigen Interventionen des kapitalistischen Staates in die Ökonomie, 
wobei zudem die Unterscheidung zwischen Binnen-und Weltmarkt nicht einsichtig sei. Die Kritik 
basiert auf zwei Mißverständnissen: 

a) DieSeparierungsthese ist für die kapitalistische Produktionsweise in Abgrenzung zu vorkapita- 
listischen Produktionsweisen, in denen die Instanzen Politik und Ökonomie stets verschmol- 
zen sind, formuliert. Das System freier Lohnarbeit ermöglicht in der kapitalistischen Produk- 
tionsweise diese strukturale Separierung. Zwar sind auch unter kapitalistischen Bedingungen 
Staatsinterventionen in die Ökonomie systemnotwendig, diese sind aber von der staatlichen 
Präsenz in der Ökonomie vorkapitalistischer Produktionsweisen struktural zu unterscheiden. 
Ohne dieses zentrale Abgrenzungskriterium würden die Grenzen zwischen den verschiedenen 
Produktionsweisen verschwimmen. 

b) Nationale und internationale Staatsinterventionen sind begrifflich auseinanderzuhalten, weil 
die Instanz Politik auf dem Weltmarkt im Unterschied zum nationalen Markt prinzipiell über 
mindestens Wechselkurse, aber auch Zölle, NTB’s in die einzelwirtschaftliche Konkurrenz ein- 
greift. Dieser Unterschied entspringt eben der Form des Staates als Nationalstaat. 

2 Seit David Ricardo das Theorem der komparativen Kosten formuliert hat, ist sich die traditionelle 
Außenwirtschaftstheorie der Differenz zwischen Binnen- und Weltmarktkonkurrenz bewußt. 
Das Theorem der komparativen Kosten und das Theorem der modifizierten Wirkungsweise des 
Wertgesetzes auf dem Weltmarkt implizieren beide den Schutzmechanismus der Wechselkurse. 
Ein großer Teil der neomarxistischen Weltmarkttheorie weigert sich, diese Zusammenhänge anzu- 
erkennen, weil dabei einige Prämissen der Marzschen Geldtheorie geopfert werden müssen. Resul- 
tat sind dann Weltmarktanalysen, die immer noch ein metallistisches Weltwährungssystem unter- 
stellen (z. B. die Sost 1981 oder Siegel 1980), und internationale Ausbeutungstheorien, die stets an 
der Beantwortung der Frage scheitern, weshalb sich die ausgebeuteten weniger produktiven Natio- 
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nen ökonomisch rascher entfalten können als die ausbeutenden Hegemonialmächte. Für die Stel- 

lung der Entwicklungsländer in der Weltwirtschaft gilt das Modifikationstheorem allerdings nur 

mit Einschränkung (vgl. dazu Busch/Gruner/Tobergte 1984, 78 £.). 

3 Zur Überproduktionstheorie Wallersteins, die stark an Rosa Luxemburgs Theorie der »dritten Per- 
son« erinnert, vgl. auch Wallerstein 1984, 6 ff., 16 ff., 53 f. 

4 Einen weiteren Versuch, lange Wirtschaftszyklen mit langen Weltpolitikzyklen analytisch zu ver- 
binden, hat G. Modelski unternommen (Modelski 1978 und 1981). In Anlehnung an Kondratieff/ 
Rostow unterscheidet Modelski lange Aufschwungs- und Abschwungsphasen eines Preisindezes. 
Hausse-Perioden des Preisindex (1792-1815, 1848-1873, 1914-1946, 1974-?) ordnet er Innovationen 
oder Umbrüche im internationalen politischen System zu, Baisse-Perioden (1763-1792, 1815-1848, 
1873-1913, 1946-1973) Innovationen oder Umbrüche im ökonomischen Sektor (z.B. das Aufkom- 
men neuer Wachstumsbranchen). Weltkriege ereignen sich in jeder zweiten Hausse-Periode (Na- 
poleonische Kriege, die beiden Weltkriege). Dieses »altering innovation« model begründet Models- 
ki wie folgt: 

»Es könnte sein, daß die Weltpolitik und die Weltökonomie ‘dem selben Trommler lauschen’: bei- 

de sind durch das selbe Preis-Wert-Prioritätssystem koordiniert, beide reagieren auf die selben Ver- 

änderungen im sozialen Wertsystem. Wenn die Nachfrage nach politischen Gütern und Dienstlei- 
stungen (z. B. Waffen) und nach besonderen politischen Innovationen steigt, wird die Knappheit 
der Ressourcen ... wachsen und das generelle Preisniveau wahrscheinlich ebenfalls ansteigen. 

Wenndie Nachfrage nach Waffen zurückgeht, würden wir eine Reduktion der inflationären Zwän- 

ge erwarten. Aus diesen Gründen würden wir erwarten, daß sich die Nachfrage nach grundlegen- 

den Ressourcen, also auch das generelle Preisniveau, im großen und ganzen in derselben Weise ver- 
ändert wie die Nachfrage nach politischen Gütern und Dienstleistungen im Weltsystem« (Modelski 

1981, 75 £.). 

Auch dieses politisch-ökonomische Zyklus-Modell provoziert eine Reihe von Fragen. Am wich- 

tigsten scheinen mir folgende zu sein: 

1. In welcher Beziehung steht der Zyklus des Preissystems zu langen Konjunkturzyklen? Auffäl- 
lig ist, daß Modelskis Baisse-Periode von 1873-1913 eine B-Phase (1873-1893) und eine A-Phase 
(1893-1913) langer Wachstumszyklen überdeckt; ebenso fällt in die Hausse-Periode von 1914- 
1946 eine B-Phase des langen Kondratieff-Zyklus (1913-1939). 

2. Sind nicht die Wachstumszyklen für die Analyse von Strukturproblemen des ökonomischen 
Systems bedeutsamer als die Preiszyklen? Macht esz. B. Sinn, die Weltwirtschaftskriese im jah- 
re 1929 innerhalb einer Hausse-Periode des Preiszyklus unter den Tisch fallenzulassen? 

3. Läßt sich die These aufrechterhalten, daß in Hausse-Perioden keine wichtigen ökonomischen 
Innovationen stattfinden? Wie sind z. B. die wichtigsten technologischen Basisinnovationen 
der 30er Jahre dieses Jahrhunderts zu beurteilen? 

4. Läßt sich ernsthaft behaupten, Baisse-Perioden würden keine wichtigen politischen Innovatio- 
nen im internationalen System kennen? Wie ist in diesem Zusammenhang. B. der Entkolonia- 
lisierungsprozeß der 50er und 60er Jahre, die Entspannungspolitik zwischen den beiden Super- 
mächten seit Beginn der 60er Jahre und und die Gründung von EWG und EFTA Ende der 50er 
Jahre zu beurteilen? 

Einer ernsthaften Prüfung dieser Frage hält das »altering innovation« model von G. Modelsky m. E. 

nicht stand. Es basiert auf einer problematischen ökonomischen Variablen (dem Preisindex), eskamo- 

tiert entscheidende ökonomische Ereignisse (Weltwirtschaftskrise 1929) und operiert mit nicht ausge- 
wiesenen Selektionskriterien bei der Bestimmung politischer und ökonomischer Innovationen. 
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Elmar Altvater 
Die Kläglichkeit der Weltmarkttheorien 


Eine Kritik nicht nur am Beitrag von Klaus Busch 


Das Sein bestimmt das Bewußtsein? Sehr wohl, führt man sich den Zustand der Theorien 
über den Weltmarkt in dessen tiefster Krise nach 1945 vor Augen. Die Ansätze, die die 60er 
und 70er Jahre beherrschten, also die Dependenztheorie, die Dissoziationstheorie oder die 
Lehre von der modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt haben sich 
allesamt vor der Macht der Krisenereignisse zurückgezogen und das Feld wieder den Außen- 
handelstheoretikern, den Währungsexperten oder Interdependenzanalytikern überlassen, 
die aber auch nicht so recht wissen, wie theoretisch mit den Phänomenen umzugehen sei, die 
so gar nicht ins Bild der »reinen Theorie« passen, schlimmer noch: eigentlich gar nicht sein 
dürften: die Verschuldungskrise der Dritten Welt, der starke Dollar-Kurs bei riesigen Außen- 
handelsdefiziten der USA, erratische Schwankungen der Wechselkurse auf den Devisen- 
märkten etc. Was aber bleibt in einer solchermaßen verfahrenen Situation? Ein Rekurs der 
Theorie auf scheinbar sicheres Terrain: Die Analyse nicht mehr des allgewaltigen Weltmarkt- 
zusammenhangs, sondern von »Einzelfällen«, die der allgemeinen Weltmarkttheorie bislang 
Nüsse waren, die sie kaum knacken konnte: die ostasiatischen Schwellenländer zum Beispiel, 
die — wie Menzel in seinem Aufsatz in diesem Heft der PROKLA unterstreicht — den De- 
pendenzansatz zum Knirschen bringen. Oder Brasilien, das trotz Verschuldungskrise eine 
sich selbst tragende importsubstituierende Industriestruktur hervorgebracht haben soll, wie 
Thomas Hurtienne meint. Einzelfälle, doch Verunsicherungen des allgemeinen Paradigmas. 
Und dennoch: Der Weltmarktkontext ist allenthalben präsent; als Hlegemoniekrise der 
USA; die schon erwähnte Verschuldung der Länder der Dritten Welt, deren Auswirkungen 
auch in Europa zu spüren sind; die Veränderung des institutionellen Rahmens in der Welt- 
wirtschaft durch die Neubestimmung der Funktionen desIWF, die Zunahme protektionisti- 
scher Tendenzen, die Hungerkatastrophe in Afrika etc. Wie soll man diese Momente einer 
weltwirtschaftlichen Totalität denn noch in den Griff bekommen, wenn die großen Theo- 
rien abgedankt haben, die Analysen von Einzelfällen aber nur begrenzten Erklärungswert 
besitzen? Da gibt es noch den Weltsystemansatz von Immanuel Wallerstein undanderen, der 
in der Tradition der Dependenztheorie den inneren widersprüchlichen Zusammenhang von 
Zentrum der kapitalistischen Metropolen und Peripherie betont. Und da ist der Modifika- 
tionsansatz, den Klaus Busch ira vorliegenden Aufsatz benutzt, um den einflußreichen Welt- 
systemansatz aufs Korn zu nehmen. Berechtigt ist dieses Unterfangen und notwendig auch, 
wenn ein Ausweg aus dem Dilemma der Weltmarkttheorien zwischen kurz greifenden Ein- 
-zelfallanalysen und aporetisch konstruierter Globalität in einem kollektiven Diskussions- 
prozeß gefunden werden soll. Jedoch ist auch zu zeigen, daß die Kritik von Busch am Weltsy- 
stemansatz selbst einen falschen Weg aus dem Labyrinth der Ansätze nimmt und, ohne daß 
dies vom Kritiker bemerkt würde, zum Ausgangspunkt zurückkehrt, an dem die Kläglich- 
keit der Weltmarkttheorien konstatiert worden ist. 
Worum geht es in dieser Einmischung? Um eineKritik an Busch’sKritik, nicht um den kriti- 
sierten Wallerstein zu retten — denn tatsächlich ist der Weltsystemansatz, wie er von Waller- 
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stein entwickelt und von vielen anderen ziemlich gedankenlos übernommen worden ist, bei 
näherer Betrachtung platt wie die Erdscheibe vor der kopernikanischen Wende —, sondern 
um den Maßstab zu hinterfragen, an dem Busch meint, den Kritisierten messen zu können. 
Dieser Maßstab hat einen Namen, nämlich »Modifikation des Wertgesetzes auf dem Welt- 
markt« und (daraus abgeleitet) »Schutzmechanismus der Wechselkursbewegung«. In einer 
Vielzahl von Aufsätzen hat Klaus Busch — wenn ich es richtig sehe — seit 1971 diese beiden 
Namen gepflegt, als ob sie im Cotta patentiert wären. Aber jeder Fischhändler weiß, daß 
selbst ein gut gesalzenes Faß Heringe nach einiger Zeit einen haut got entwickelt, auch wenn 
es gut gelagert wird. Und so ist es auch mit dem Modifikationsansatz: Grünspan hat er ange- 
setzt und schön anzusehen ist er auch nicht mehr. 

In dem von Klaus Busch vorgelegten Artikel wird das Theorem der Modifikation des Wertge- 
setzes zwar behandelt wie das Gespenst im Schrank, d.h. es wird an keiner Stelle vorgestellt, 
und ist doch immerwährend präsent. Nun soll dies kein Vorwurf sein, hat er doch, wie seine 
Eigenzitate im vorliegenden Text zeigen, diese Idee mehrfach ausgeführt, so daß auch Waller- 
stein sie hätte zur Kenntnis nehmen können, wie Busch an ihm kritisiert: »Er (nämlich Wal- 
lerstein) negiert dabei die spezifischen Momente der modifierten Wirkungsweise des Wertge- 
setzes auf dem Weltmarkt ... (Busch 1974, 46 ff.)«. Um diesem Vorwurf die Stichhaltigkeit 
von vornherein zu entzichen, sei aus der Arbeit von 1974 zitiert: 


Der Weltmarkt, so Busch, setzt sich »aus der Summe verschiedener, national voneinander abgegrenzter 
Zirkulationssphären zusammen. Während die Kapitale im nationalen Rahmen direkt, ohne staatliche 
Schranken miteinander konkurrieren, ist der internationale Konkurrenzkampf des Kapitals prinzipiell 
über nationale Schranken vermittelt, die sich im einfachsten Falle ... als Grenzpfähle der verschiedenen na- 
tionalen Zirkulationssphären, als Wechselkurse nämlich darstellen ... Welche Verlaufsform auch immer 
diese Währungsmechanismen annehmen mögen, sie führen in der Tendenz zu folgendem Ergebnis: Die 
Waren der höher entwickelten Nation erhalten über die Aufwertung der Währung ihres Landes oder die 
importierte Inflation einen höheren internationalen Preisausdruck, während sich umgekehrt die Waren 
der weniger entwickelten Nation nach der Abwertung oder Deflation in niedrigeren internationalen Prei- 
sen darstellen« (Busch 1974, S. 38 f.). 


Tatsächlich, diese Basisidee strahlt wie Formaldehyd auch noch zehn Jahre später. Point 
d’acces ist, im übrigen wie bei Wallerstein auch, das Verhältnis von nationalem Staat und in- 
ternationalem Kapital. Ein richtig festgestellter Widerspruch wird freilich von Busch so- 
gleich überhöht: 1974 schreibt er, daß die Kapitale im nationalen Rahmen ohne staatliche 
Schranken miteinander konkurrieren würden, während international die nationale Schran- 
ke der staatlichen Intervention wirke. 1985, im hier abgedruckten Aufsatz, lautet die These: 
Nach innen setzt sich innerhalb der Nationalstaaten die Logik der kapitalistischen Produk- 
tionsweise durch, »nach außen aber (bleiben) die vorkapitalistischen Strukturen, d.h. (Un- 
terstreichung E.A.) die Möglichkeit direkter staatlicher Intervention in die Ökonomie, bei- 
behalten...« Sicherlich, im Begriff des Nationalstaats ist schon benannt, daß es sich um einen 
National- und nicht um einen Internationalstaat handelt. Aber wieso sich in dem Funk- 
tionsbündel des Nationalstaats, das sich auf internationale Absicherung »nach außen« be- 
zieht, vorkapitalistische Strukturen erhalten sollen, während im Funktionsbündel des Na- 
tionalstaats nach innen gerade — auf der Grundlage der systemspezifischen Trennung von 
Ökonomie und Politik — die auf die Produktionsweise funktional bezogenen Interventio- 
nen stichhaltig sind, das bleibt so lange uneinsichtig, wie nicht staatstheoretisch dieser Funk- 
tions-/Dysfunktionsunterschied (bezogen immer auf die kapitalistische Produktionsweise) 
einigermaßen klar herausgearbeitet worden ist. Nicht zufällig existiert keine ernstzuneh- 
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mende staatstheoretische Analyse, die diese Scheidung stützen würde, noch nicht einmal, 
wenn man ihr beschränkte historische Gültigkeit für die Übergangsphase vom Feudalismus 
zum Kapitalismus bescheinigen würde. 

Die Aufsplittung staatlicher Funktionen in kapitalistisch-funktionale und vorkapitalistisch- 
residuale wird auch dann nicht besser, wenn ihr ein spezifischer Zyklus unterlegt wird, dem 
zunächst eine gewisse empirische Evidenz auf den ersten Blick nicht abgeht: In Auf- 
schwungphasen — so Busch — beschränke sich der Nationalstaat auf sein »ihm eigenes Inter- 
ventionsminimum (Währungsmechanismus)« während er in Depressionsphasen »auf sein 
Interventionspotential für den internationalen Konkurrenzkampf des Kapitals« zurück- 
greift (ebenda). Sicherlich, wenn es dem nationalen Kapital gut geht, dann braucht es den 
Staat nicht; geht es ihm aber schlecht, dann ist jede Staatshilfe gern willkommen. Banaler- 
weise ist dies alles richtig, ebenso wie die umgekehrte Aussage auch: solange der Staat dem 
Kapital mit seinen Interventionen nützt und nicht schadet, wird es dagegen keine Einwände 
haben. Aber reicht die Feststellung vom Primat des Kapitalinteresses schon aus, um der kri- 
tischen Analyse den Rang abzulaufen? Busch begnügt sich mit der Konstatierung der Dop- 
pelgesichtigkeit des Staatsinterventionismus, um Wallersteins »methodische Prämissen« zu- 
rückzuweisen. Nach denjenigen Busch’s ist hingegen zu fragen: Der bürgerliche Staat als 
kapitalistisch-vorkapitalistischer Staat? Der Staatsinterventionismus nach innen und außen 
verschiedenen Logiken gehorchend? Der Staat in verschiedenen Phasen des Akkumula- 
tionszyklus schwankend zwischen Liberalismus und Interventionismus, zwischen Funktio- 
nalität durch Unterlassen und Funktionalität durch Machen? Sinnvolle Fragen, sicher. 
Aber die Antworten? Betrachten wir die Phase weltwirtschaftlicher Entwicklung seit 1945, 
deren Physiognomie auch Busch dem kritisierten Wallerstein vorhält: In der Aufschwung- 
phase hat sich der Staat zwar auf »sein ihm eigenes Interventionsminimum zurückgezogens, 
doch dieses bestand beileibe nicht nur aus dem »Währungsmechanismus«: (a) der Wechsel- 
kurs — um mit dem Währungsmechanismus im engeren Sinne anzufangen — war reglemen- 
tiert, nämlich fixiert und staatsinterventionistisch nach innen und außen auch dann noch 
aufrechterhalten, als sich die fixierten Kurse als unrealistisch erwiesen. Methoden: die be- 
grenzte Währungskonvertibilität bis 1958, Devisenverkehrskontrollen in einzelnen Län- 
dern, Kapitalmarktregulierung, das General Agreement to Borrow 1962, die Bildung des 
Gold Pool, die Swap Abkommen der 60er Jahre bis zur Schaffung der Sonderziehungsrechte 
1969, die sozusagen die Hochblüte der Konjunktur und der internationalen staatsinterven- 
tionistischen Regulierungsversuche symbolisieren. Daß der Staatsinterventionismus nach 
innen und außen schließlich wenig erfolgreich war, ist eine Aussage, die auf anderer Ebene 
liegt als Busch’s Behauptung, in der Aufschwungphase habe sich der Staat »auf sein ihm eige- 
nes Interventionsminimum zurückgezogen«. Die eigentliche und allein interessante Frage, 
warum sich trotz der prononcierten nationalen wie internationalen staatsinterventionisti- 
schen Regulierungsversuche das ökonomische Prinzip, das Gesetz des Wertes auf dem Welt- 
markt durchsetzt, bleibt denn auch jenseits des Horizonts des Busch’schen Räsonnements. 
Und darüber hinaus: Es wäre ja auch zu zeigen, daß und wie der Staatsinterventionismus im 
Inneren der Gesellschaften gerade abhängig ist von einem internationalen System der politi- 
schen Regulierung ökonomischer Prozesse. 

(b) Erst recht stimmt die These Busch’s nicht, wenn Qualität und Ausmaß des Staatsinterven- 
tionismus im Inneren der Nationen betrachtet werden. Ist nicht — zumindest in den ent- 
wickelten kapitalistischen Staaten — der Keynesianismus das Paradigma des modernen und 
kapitalismus-funktionalen Staatsinterventionismus? Und hat dieser nicht in und mit der 
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Aufschwungphase seine Hochzeit erlebt und in der »Depressionsphase des Weltkapitals« sei- 
neKrise, seinen Niedergang? Hat nicht gerade das neoliberale, anti-interventionistische, mo- 
netaristische, also gerade noch das ordnungspolitisch akzeptable Interventionsminimum der 
Geldpolitik einschließlich Währungspolitik begründende Paradigma in der Krise Oberhand 
gewonnen? Ist also nicht bei verständiger Lesung der Geschichte des Weltkapitalismus nach 
dem zweiten Weltkrieg gerade das Gegenteil dessen abgelaufen, was Busch Wallerstein entge- 
genhält? Nur ein Argument könnte Busch’s These vom »politischen Konjunkturzyklus« des 
Staatsinterventionismus retten: das ziemlich einfache von der Zunahme protektionistischer 
Tendenzen in Phasen stagnierenden Welthandels. 

Doch die Auseinandersetzung um die Interpretation des Widerspruchs von nationalem 
Staat und internationalem Kapital ist nur Vorgeplänkel. Denn zentral ist die These von der 
modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt und dem daraus resultie- 
renden Schutzmechanismus der Wechselkurse. Marx, der dazu im Kapitel über den Arbeits- 
lohn im ersten Band des »Kapital« einige Bemerkungen fallen läßt, macht auf das Problem 
aufmerksam, daß der Begriff der gesellschaftlichen Arbeit natürlich jenseits der Grenzen der 
jeweiligen Gesellschaft seinen ökonomischen Sinn verliert. Was ist also, wenn sich im 
Tausch Produkte von Arbeiten aus verschiedenen gesellschaftlichen Kontexten verglei- 
chen? Marx ersetzt zur Beantwortung dieser Frage den Begriff der gesellschaftlichen Arbeit 
durch denjenigen der »universellen Arbeit«, die allerdings eine eigene Qualität darstellt: 
Während »gesellschaftlich notwendige Arbeit« schon begrifflich den »ökonomischen Sach- 
zwang« zur Angleichung der verschiedenen Produktionsprozesse an einen dynamischen ge- 
sellschaftlichen Durchschnitt enthält, wäre es irreal, diesen im Universum der »universellen 
Arbeit« zu unterstellen. Wie soll das Arbeitssystem der BRD (Arbeitsdisziplin, Arbeits- 
ethik, Arbeitsrecht, Sozialstaat, Qualifikationsgrad, Produktivität, Intensität etc.) auf dasje- 
nige Koreas, Argentiniens, Zaires oder Tasmaniens unter den Bedingungen obwaltender 
Globalität übertragbar sein? Also gibt es wohl eine Universalität der Arbeit, aber kein Real- 
substrat der gesellschaftlich notwendigen Arbeit. Und dennoch wird getauscht, zwischen 
der BRD und Korea, Argentinien, Zaire und Tasmanien. Wenn der Tausch die Abstraktion 
der Arbeit voraussetzt und herbeiführt und dabei den gesellschaftlichen Durchschnitt (im 
oben angedeuteten dynamischen Sinne) erzwingt, und wenn dies als einfachste Formulie- 
rung des Wertgesetzes gelten kann, dann, tatsächlich, ist Tausch, der diese Bedingungen 
nicht erfüllt, nur unter Bedingungen einer »modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes 
auf dem Weltmarkt« zu identifizieren. 

Quantitativ kommt das heraus, was Busch mit Marx als »Stufenleiter der internationalen Ar- 
beitsintensität und Arbeitsproduktivität« (wobei allerdings zu berücksichtigen ist, daß inter- 
national Produktivitätsunterschiede wie Unterschiede der Intensität der Arbeit zählen) 
nennt, in deren Umfang die einzelnen Nationen »Rangpunkte« einnehmen. Also ist eine or- 
dinale Skala aufzustellen. Dieser entspricht im Zuge der Transformation nationaler Preise in 
internationale Preise ein Gewichtungsprozeß in Geld, da nun gleiche Geldquanta unter- 
schiedliche Mengen »universeller Arbeit« repräsentieren. Nur angemerkt sei hier, daß bei der 
vorausgesetzten In-Homogenität der Arbeit auf internationaler Ebene die »Homogenisie- 
rung« in Geld noch größere Schwierigkeiten bereitet als sie schon unter der Annahme natio- 
nal homogener Arbeit existieren. Zurück aber zum Weltmarkt: Jehöher die nationale Arbeit 
auf der ordinalen Rangskala, so die These, desto höher der Wechselkurs, da sich ja der Preis 
der international gehandelten Waren durch den jeweiligen Wechselkurs definiert. Also »nüs- 
sen sich (Unterstreichung Busch) die Arbeitsquanta der schwach entwickelten Nationen ... in 
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niedrigen internationalen Werten darstellen ...« (Busch 1974, S. 42). Und umgekehrt, selbst- 
verständlich. So weit, so recht. Doch nun kommt Busch’s Trick, der ihm den Sprung aufs Po- 
dest verschafft, das andere Modifikationstheoretiker inzwischen schon verlassen hatten: 
Weil die produktiveren Nationen günstiger anbieten können, werden deren Waren stark 
nachgefragt mit der Folge, daß die Nachfrage nach der nationalen Währung steigt, diese auf- 
gewertet wird und infolgedessen die Exporte verteuert werden. Bei den weniger produktiven 
Nationen passiert genau das Gegenteil; die stagnierende Nachfrage nach den Produkten redu- 
ziert die Nachfrage nach der nationalen Währung, senkt deren Preis und verbessert mithin 
die Exportchancen. 

Nun ist dieser Mechanismus genauso wenig anzuzweifeln wie das Gesetz der kommunizie- 
renden Röhren oder das zweite Gesetz der Thermodynamik. Ein erster Einwand trifft zwar 
nicht die immanente Struktur des Theorems, soll aber dennoch nicht unter den Tisch fallen; 
denn schließlich geht es nicht allein um die Ästhetik von Mechanismen sondern um Paradig- 
men zur Erklärung der Widersprüche dieser Welt: Busch teilt mit der heftig kritisierten De- 
pendenztheorie die inzwischen schon ärgerliche Nonchalance gegenüber monetären Bewe- 
gungen auf dem Weltmarkt, die nichts mit der Warenzirkulation zu tun haben und dennoch 
die Kursentwicklung der Währungen entscheidend beeinflussen, mithin auch den »Wechsel- 
kursmechanismus« — sofern er überhaupt in der modelltheoretisch dargestellten Form exi- 
stiert — stören können. Dieser Einwand wird spätestens in dem Moment stichhaltig, in dem 
Busch die Modellebene verläßt und den »Schutzmechanismus des Wechselkurses« als eine 
wirkliche Bewegung deutet, mit der die Möglichkeit der nachholenden Entwicklung begrün- 
det wird. Daß der Weltmarkt des Kapitals mehr ist als Warenhandel und Direktinvestitionen, 
daß er eine eigene exzentrische Existenz in transnationalen Banken, in einem internationalen 
Kreditsystem hat mit gewaltigem, manchmal gewalttätigem Einfluß auf die realen Prozesse 
(die materialisierten Produkte der gesellschaftlichen Arbeit) — das bleibt im Gedächtnisloch 
des Modells vom »Schutzmechanismus«. Damit ist es allerdings ausgeschlossen, die Wider- 
sprüche zwischen realen und monetären Tendenzen der Akkumulation auf dem Weltmarkt 
überhaupt zu thematisieren — eine Unterlassung, die angesichts der Verschuldungskrise vie- 
ler Schwellenländer keine läßliche Sünde ist. Dennoch sei es drum, Busch muß ja nicht auf al- 
le Weltfragen eine Antwort haben. In diesem Kontext ist — um Busch’s Lieblingsvokabel in 
seiner Kritik an Wallerstein zu benutzen — die »logische Inkonsistenz« in der Präsentation 
seines Theorems wichtiger. Diese enthüllt sich sofort, wenn nun der Zusammenhang zum 
Theorem der komparativen Kostenvorteile betrachtet wird. 

Denn Busch hat sich inzwischen in bessere Gesellschaft begeben: Von Marx herkommend 
hat er sich nämlich nun auch Ricardos Theorem angeschlossen. Auch das insgesamt in allen 
Branchen weniger produktive Land könne international Kostenvorteile erzielen, wenn es 
sich nur auf die komparativ günstiger produzierbaren Waren konzentriere. Ricardo exempli- 
fizierte dieses Theorem am Vertragvon Methuen zwischen England und Portugal; Busch gibt 
ihm eine All-round Fassung für die Welt von heute: 

»Der internationale Konkurrenzkampf des Kapitals ist kein Null-Summen-Spiel (wie er mit 
Berechtigung Wallerstein entgegenhält — E.A.), sondern führt zu einer Arbeitsteilung auf 
der Grundlage komparativer Kostenvorteile, die dem Gesamtsystem und seinen Teilen Pro- 
duktivitätszuwächse ermöglicht.« Die Begründung für diese hoffnungsfrohe Botschaft: 

»Schwächer entwickelte Länder können wegen der Schutzmechanismen der modifizierten 
Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt ihre spezifischen Akkumulationsvor- 
teile (höhere Durchschnittsprofitrate) ausschöpfen und sogar höhere Wachstumsraten als die 
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Zentren des Weltkapitals realisieren (Vgl. dazu: Busch 1974 und 1973)« Betrachten wir nun 
diesen famosen built-in dynamizer näher. 

Es ist natürlich selbstverständlich, daß die Bildung von Wechselkursen notwendig ist, wenn 
sich international vergleichbare, d.h. im Weltgeld denominierte Preise, herausbilden sollen. 
Und es ist nicht zu leugnen, daß einzelneKapitale, die weniger produktiv als ihre Weltmarkt- 
konkurrenten sind, einen Wettbewerbsnachteil kompensieren können, wenn der Kurs der 
nationalen Währung sinkt. So weit, so richtig. Doch nun sind zwei interessante Fragen zu 
stellen, auf die Antworten von Busch mir nicht bekannt sind: Was ist mit den Importen ein- 
zelner Kapitale bei einer Währungsabwertung? Und ist das, was exportierenden Einzelkapi- 
talen nützt, unbedingt sinnvoll unter dem Aspekt der Produktivkraftsteigerung für das ge- 
sellschaftliche Gesamtkapital? Der »Schutzmechanismus« schützt ja nur die Kapitale, die per 
Exporten von Waren in den Weltmarkt integriert sind, und belastet andere Kapitale, die per 
Importen am Weltmarkt teilnehmen. Es können sogar die gleichen Einzelkapitale sein, die 
bei einer Währungsabwertung an den Exporten das verdienen, was sie bei importierten In- 
puts draufzuzahlen haben. Der Wechselkursmechanismus erzeugt also für das weniger pro- 
duktive Land, dessen Währung aus eben diesem Grunde abgewertet wird, nicht nur Vorteile, 
sondern auch Kostennachteile. Wenn es sich bei den Importen beispielsweise um notwendi- 
ge Inputs für den gesellschaftlichen Produktionsprozeß handelt, um nicht substituierbare 
Rohstoffe zum Beispiel oder um Technologien, die das Land selbst nicht bereitstellen kann, 
dann verteuert der »Schutzmechanismus« dieProduktion. Diesegensreichen Wirkungen der 
Währungsabwertung werden dann möglicherweise kompensiert und überkompensiert. Mit 
anderen Worten: Nichts hängt vom Wechselkursmechanismus ab, alles aber von der gesell- 
schaftlichen Reproduktionsstruktur des Gesamtkapitals. Wie sich Abwertungsgewinne 
(steigende Profite bei den Exporteuren, da sie nun für die gleiche Summe Weltgeld mehr na- 
tionales Geld erhalten) und Abwertungsverluste (sinkende Profite bei den Importeuren, da 
ihnen das Gegenteil passiert) verteilen, hängt von den Mengen- und Preisreaktionen insge- 
samt ab, die sich aus der realen Struktur des Gesamtkapitals der Gesellschaft ergeben. Wenn 
Inputs verteuert werden und gleichzeitig Produkte der gesellschaftlichen Arbeit billiger, d.h. 
gegen weniger Einheiten des Weltgeldes hergegeben werden, dann verringert sich insgesamt 
auch der gesellschaftliche Akkumulationsfonds in dem abwertenden Land, während im auf- 
wertenden Land das Gegenteil geschehen kann. Der Abstand zwischen dem produktiveren 
und dem weniger produktiven Land dürfte dadurch eher größer als kleiner werden, auch 
wenn die Produktivität in beiden Ländern absolut zunimmt, also der Null-Summeneffekt 
nicht eintritt. 

Also: die aufgrund retardierender Produktivität erfolgende Währungsabwertung »schützt« 
nicht, sondern kann sogar die Entwicklung hemmen. Zu berücksichtigen ist weiter, daß 
Wechselkursbewegungen ganz anderen Tendenzen zumindest kurz- und mittelfristig folgen 
können als den relativen Produktivitäten. Die Periode nach dem Zusammenbruch des Bret- 
ton Woods-Systems ist dafür ein geradezu fantastisches Beispiel. Die Abwertung des Dollar 
bis 1980 hatte natürlich für die exportierenden US-Kapitale Vorteile, mit denen sie den 
Technologie- und Produktivitätsvorsprung ihrer Konkurrenten in einigen Branchen kom- 
pensieren konnten. Heute ist es, aufgrund der Hochzinspolitik und der internationalen Ver- 
schuldungskrise, die zu einer Steigerung des Dollarkurses geführt haben, umgekehrt. Doch in 
der BRD zum Beispiel werden durch die Abwertung der Währung exportierende Einzelkapi- 
tale durchaus begünstigt. 

Kurz: Der Wechselkursmechanismus wird erstens nicht nur durch komparative Produktivi- 
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tätsentwicklungen ausgelöst und schützt, indem er die Exportkapitale des weniger produkti- 
ven Landes begünstigt, nicht das nationale Gesamtkapital. Es hängt ausschließlich von der 
Verdichtung (Technologie, Produktivkraftentwicklung, Branchenstruktur, Rohstoffaus- 
stattung, Qualifikation der Arbeitskraft, administrative Kompetenz etc.) des gesellschaftli- 
chen Reproduktionsprozesses ab, ob und wie sich Wechselkursbewegungen auf die Entwick- 
lungsdynamik auswirken. Busch hat offensichtlich eine Ahnung von diesem Sachverhalt. 
Denn in einer Fußnote zu seinen Ausführungen engt er deren Gültigkeit auf jene Fälle ein, 
wo bereits ein vergleichbares Entwicklungsniveau erreicht worden ist. Doch ist dies nicht die 
Bankrotterklärung, daß der Modifikationsansatz — sofern er überhaupt stimmen sollte — ei- 
gentlich überflüssig ist, da ja dann der Wechselkursmechanismus gar nichts zu schützen hat? 
Breiten wir also über Klaus Busch’s Lieblingsidee von der schützenden Wirkungsweise des 
modifizierten Wertgesetzes auf dem Weltmarkt den Mantel des Vergessens. Doch was müs- 
sen wir bei diesem traurig-feierlichen Akt bemerken? Klaus Busch hält ebenfalls einen Zipfel 
des Mantels und er wendet sich, kaum hat er mit seinem Wechselkursmechanismus den ar- 
men Wallerstein gepeinigt, einer neuen Idee zu, der »Reformulierung der Unterentwick- 
lungsproblematik«. Hier hören wir auf einmal Töne, die zur bisherigen Melodie gar nicht 
passen wollen: »Für das Gelingen sowohl der ursprünglichen Akkumulation als auch der 
nachholenden Industrialisierungsprozesse sind die endogenen Bedingungen kapitalistischer 
Akkumulation entscheidender als die exogenen.« Beispiel: England und Preußen/Deutsch- 
land im vorigen Jahrhundert. Also nicht der Schutzmechanismus der Wechselkurse hält dem 
weniger entwickelten Land den Rücken frei und bringt das Positiv-Summen-Spiel zum Lau- 
fen; nun sind es die endogenen, nationalen Bedingungen, die für Entwicklung oder Unter- 
entwicklung bestimmend sind. An dieser Stelle ist allerdings ein Wort zur Rettung der Be- 
rücksichtigung von Weltmarktzusammenhängen angebracht: Selbst wenn die Aussage für 
das vorige Jahrhundert stimmen sollte, wäre heute doch in Rechnung zu stellen, daß die Rea- 
lität des Weltmarkts heute (Busch fühlt sich ja von den Entwicklungsprozessen in der dritten 
Welt »in den 70er Jahren« herausgefordert) eine andere, härtere ist als in der Entwicklungs- 
epoche vor dem ersten Weltkrieg. Dies gilt nicht nur hinsichtlich des Grades an Weltmarkt- 
verflechtung, an Internationalisierung des produktiven Kapitals oder hinsichtlich der neuen 
Qualität des internationalen Kredits, die ihresgleichen im vorigen Jahrhundert sucht. Dies 
gilt auch in bezug auf die politischen Regulierungsmechanismen der Weltmarktbeziehungen. 
Die politischen Institutionen, die mit den Medien Macht, Geld und Ideologie ein komplexes 
Hegemonialsystem zu sichern versuchen, sind heute in Permanenz präsent und werden, an- 
ders als im Falle der imperialistischen Großmächte vor 100 Jahren, die ihre Kolonialreiche 
dominierten, zu-Momenten oder — um es mit Busch althusserianisch auszudrücken — In- 
stanzen innerhalb jeder nationalen Gesellschaft(sformation). Erstaunlich, wie Busch in sei- 
nem »Reformulierungsversuch« — der »Schutzmechanismus« hat seine Schuldigkeit als Lat- 
te, mit der Wallerstein bemessen wird, getan — nur noch die »endogenen«, sprich nationalen 
Verhältnisse gelten läßt und sich in die Gesellschaft des kritisierten Dieter Senghaas begibt, 
der ebenfalls nach der dissoziationstheoretischen Phase Autochtonie und Authentizität der 
je nationalen Entwicklung betont: von Europa und den je national spezifischen Entwick- 
lungsprozessen »lernen«. Welch ärgerliche Hilflosigkeit aber: In einer Weltmarktsituation, 
in der vielen Ländern der Dritten Welt aufgrund ihrer Verschuldung jede Entwicklungsper- 
spektive ohne eine Lösung der vom Weltmarkt gesetzten Akkumulationshemmnisse ver- 
baut sind, kommen die falschen Propheten schnell mit dem Wort und haben schon wieder 
ein Rezept zur Hand — das genauso wenig taugt wie das zuvor. 
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Busch versucht nun, die internen Verhältnisse einer Gesellschaft mit dem Produktionsweisen- 
Ansatz in den Griff zu bekommen. Tatsächlich handelt es sich hierbei um einen theoretisch ge- 
haltvollen Versuch (Busch verwendet ganz unbescheiden den Superlativ und nennt ihn den 
»theoretisch gehaltvollsten« Versuch; damit bricht er natürlich, ohne es zu merken, den Stab 
über seinen Ansatz). Doch Busch muß sogleich Löcher in den Topf bohren, so daß ihm der Ge- 
halt des theoretischen Ansatzes zerrinnt und nur noch allerdünnste (im Superlativ!) Abstrakta 
übrigbleiben. Unterentwicklung reduziert sich nun auf die »Ungleichzeitigkeit der Instanzen«, 
auf den »Koexistenzkampf ungleicher Reproduktionsrhythmen unterschiedlicher Produk- 
tionsweisen«. Was soll das bloß heißen? Was konstituiert eine Produktionsweise, eine Gesell- 
schaftsformation? Was bedeutet die apokryphe Bemerkung, daß »jedes Entwicklungsland ... 
auf seine spezifische Gesellschaftsformation ... zu befragen« ist? 

Wie artikulieren sich verschiedene Produktionsweisen innerhalb einer jeweiligen, historisch 
wirklichen Gesellschaft? Oder meint Busch das Verhältnis von Produktionsweise und Ge- 
sellschaftsformation im Allgemeinen? Schließlich: Die Diskussion um die Produktionswei- 
sen (Balibar, Godelier, Poulantzas, Meillassoux, Laclau, Bartra u.v.a.) hat nicht nur einen 
vorsichtigeren Umgang mit der These von den »drei Instanzen« Ökonomie, Politik und 
Ideologie nahegelegt, sondern auch, bei der Untersuchung der Artikulation von Produk- 
tionsweisen, Dominanzstrukturen festgestellt. Also nichts da mit der Beliebigkeit von »Un- 
gleichzeitigkeiten« und »ungleichen Reproduktionsrhythmen«. In den unterentwickelten 
Gesellschaften ist die kapitalistische Produktionsweise dominant, und nicht etwa der Sektor 
informeller Arbeit oder die indianische shifting cultivation. Und mit der kapitalistisch do- 
minierten Artikulationsstruktur unterschiedlicher Produktionsweisen ist der »exogene« 
Weltmarkt wieder da, mitten drin im »endogenen« Artikulationsprozeß von Produktions- 
weisen. Doch wie, lautet die Frage, die nicht nur Busch beschäftigt? Segmenttheorien — von 
multinationalen Konzernen beherrschter exportorientierter Sektor, formeller nationaler 
Sektor und schließlich das Segment informeller Produktion — benennen das Problem, des- 
sen Erklärung zu wünschen übrig läßt. Busch demgegenüber kann sich auf seinen Ansatz 
von der modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes zurückziehen. Doch wenn dieser, 
wie gezeigt worden ist, nicht stimmt? Der Kaiser zeigt sich in seinen neuen Kleidern: Da 
Busch’s Theorie des Weltmarkts mit der Gültigkeit des Theorems von der modifizierten 
Wirkungsweise des Wertgesetzes steht und fällt, ist er nun auf einmal —- wie der Kaiser, ohne 
daß er selbst es weiß — ohne jede Weltmarkttheorie. 

Er scheint es zu ahnen. Auf seiner Reise durch die Welt der »Ansätze« läßt Busch übergangs- 
los den »gehaltvollsten Ansatz« hinter sich und referiert einen Beitrag von Alain Lipietz. Nun 
passiert etwas Seltsames: Busch entwickelt sich, nachdem er ihn zuvor in Grund und Boden 
gedonnert hat, zu einem Anhänger Wallersteins, natürlich ebenfalls, ohne daß er dies merkt. 
Helfen wir ihm auf die Sprünge: Die These vom »peripheren Fordismus«, die Lipietz auf- 
stellt, ist mehr als eine bloße Analogie zur These von der neuen internationalen Arbeitstei- 
lung, die von Fröbel, Kreye, Heinrichs Mitte der 70er Jahre dargelegt worden ist. Der Unter- 
schied in der Erklärung eines gemeinsam konstatierten Phänomens besteht im wesentlichen 
darin, daß Fröbel u.a. die neue internationale Arbeitsteilung vor allem aus Lohn- und Regu- 
lierungsdifferenzen herleiten, während Lipietz die strukturelle Segmentierung des fordi- 
stisch organisierten Produktions- und Reproduktionsprozesses für die neue Arbeitsteilung 
verantwortlich macht. Schlußfolgerung beider Analysen: In der Dritten Welt kann, anders 
als die Dependenztheorie noch angenommen hatte, ein Entwicklungsprozeß in Gang gesetzt 
werden, der sozusagen arbeitsteilig-komplementär und daher subaltern zur Entwicklung in 
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den kapitalistischen Metropolen abläuft. Die Begrenztheit dieses Prozesses ist eine doppelte: 
erstens bleibt er auf einzelne Pole innerhalb des Universums der »Dritten Welt« beschränkt, 
auf »freie Industriezonen«, auf »Schwellenländer«, als auf die von Wallerstein so bezeichnete 
Semi-Peripherie. Zweitens bleibt aber aufgrund der Subalternität gegenüber dem Kapital der 
entwickelten Länder die Tiefenstruktur des Reproduktionsprozesses unzureichend für eine 
nachhaltige und sich selbst tragende Entwicklung. Fajnzylber spricht in seiner Analyse der la- 
teinamerikanischen Krise der 70er Jahre in diesem Zusammenhang von einer »verstümmel- 
ten Industrialisierung« und liefert für diese These überzeugendes empirisches Material. Man 
kann sich tatsächlich darum streiten, ob eine solche Kennzeichnung voll und für alle Länder 
zutrifft. Busch meldet ja gegen Lipietz’ Feststellung, daß peripherer Fordismus durch das 
Fehlen des Werkzeugmaschinenbaus charakterisiert sei, mit dem Blick auf die asiatischen 
Schwellenländer Bedenken an. Und selbst in Lateinamerika meinen einige Autoren in eini- 
gen Ländern (z.B. in Brasilien nach dem »Wunder der Handelsbilanz« von 1984) durchaus, ei- 
nen Erfolg der Importe substituierenden Industrialisierung verzeichnen zu können (Vgl. 
auch den Aufsatz von Hurtienne). Die Frage ist natürlich nur durch eine empirische Untersu- 
chung zu entscheiden; es soll hier nicht darum herumdiskutiert werden, auch wenn Skepsis 
gegen die Optimisten angebracht ist. Wie auch immer die Antwort ausfällt — sie verweist zu- 
rück auf den Weltsystemansatz, also auf die Fragen nach der Struktur der internationalen Ar- 
beitsteilung zwischen Zentrum und Peripherie, nach den technologischen Entwicklungsten- 
denzen und ihren Auswirkungen auf Produktion und Verteilung des globalen Reichtums, 
nach den Folgen für Hegemoniestrukturen in Weltwirtschaft und Weltpolitik. Kein Zufall 
ist es daher, wenn Fröbel u.a. ihre Untersuchungen über die internationale Arbeitsteilung ex- 
plizit an den Weltsystemansatz anbinden. Doch wie müßte der so »reformuliert« werden, 
daß mit ihm Struktur und Dynamik der Widersprüche des Weltmarkts begrifflich reprodu- 
ziert werden können? Mit dieser Frage befinden wir uns am Ausgangspunkt, dort, wo die 
Entwicklungeiner Theorie des Weltmarkts beginnen kann. Wir befinden uns nach der Über- 
windung der vielen Ungeheuer vor dem verwunschenen Schloß mit seinen vielen Schätzen. 
Busch hat sich wohl umsonst abgemüht; er hat die Reise durch die Ansätze zum Ausgangs- 
punkt zurück angetreten, ohne von den Schätzen nur zu ahnen; er ist den Ungeheuern 
schlicht auf den Leim gegangen. 

Was bleibt also? Ein Zeugnis für den unbefriedigenden Zustand der Theorien über den Welt- 
markt, ein Beispiel dafür, wie man den Faden der Ariadne aus dem Labyrinth der Ansätze 
nicht finden kann. Es bleibt aber auch die Aufforderung, jenseits der Analysen von Spezialfäl- 
len, die den Weltmarkt als schwarzen Kasten behandeln, und einer falschen Globalität, die 
den Spezifika der Regionen und Länder nicht gerecht werden kann, die Diskussion um Welt- 
markttheorien voranzubringen. 
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Anmerkungen zu R. Doleschal »Neue Gewerkschaften in 
Brasilien — Eine Hoffnung?« in PROKLA 55, 1984° 


Nach langen Jahren der Identifikation mit den Revolutionen in den fernen Ländern hat sich 
das politische Interesse der bundesrepublikanischen Linken auf die eigene Region verlagert. 
So sehr man diesen Perspektivenwechsel auch alseinen wichtigen Schritt in Richtung auf eine 
Überwindung der »Fremdidentifikationen mit vorgemachten und nachempfundenen Revo- 
lutionen in anderen Ländern und den damit verbundenen Denkweisen« (Negt 1984, $. 114) 
begrüßen mag; die Nonchalance, mit welcher die ehemaligen Identifikationsobjekte beiseite 
geschoben worden sind, stimmt bedenklich. Sie birgt nämlich die Gefahr in sich, daß ein ehe- 
mals abstrakt proklamatorischer Internationalismus sich hinterrücks in einen pausbäckigen 
Provinzialismus verwandelt!, welcher den eigenen Kirchturm mit dem Weltgeschehen ver- 
wechselt und internationale Konfliktkonstellationen, welche nicht unmittelbar mit der Ra- 
ketenfrage verknüpft sind, nur am Rande zur Kenntnis nimmt. 

Dies gilt offensichtlich auch für die beinahe katastrophalen sozialen Konsequenzen wirt- 
schaftspolitischer Rezepte, welche die Bedienung der dramatischen Auslandsverschuldung 
von Ländern in der Dritten Welt garantieren sollen. Allein in Lateinamerika hat, dem franzö- 
sischen Wirtschaftswissenschaftler Alain Lipietz zufolge, die monetaristische Heilsmedizin 
bisher mehr Menschenleben gekostet als der zweite Weltkrieg in Europa (Interview in: Seng- 
hor, 12. 12. 1984). Selbst wenn nur ein Zehntel davon stimmt, ist es schon zu viel. 
Angesichts der dramatischen Zuspitzung der Situation in vielen Ländern der Dritten Welt 
und vor allem auch in Lateinamerika ist es zu begrüßen, daß die PROKLA in ihrem Juniheft 
1984 einen Aufsatz von Rainer Doleschal über die brasilianische Gewerkschaftsbewegung 
veröffentlicht hat. Immerhin ist Brasilien das höchstverschuldete Land der Dritten Welt, es 
ist zumindest in der lateinamerikanischen Region der ökonomisch und politisch wichtigste 
Faktor. Seine wirtschaftliche, soziale und politische Binnenentwicklung wird daher zumin- 
dest in den Chefetagen des internationalen Bankkapitals mit großer Aufmerksamkeit ver- 
folgt. 

Bezugnehmend auf die westeuropäische Diskussion über den »Abschied vom Proletariat« als 
möglichem Subjekt sozialer Transformation stellt Doleschal zu Beginn seiner Ausführungen 
fest, daß »in einigen Ländern der Dritten Welt scheinbar neue Gewerkschaftsbewegungen 
heran(reifen), die zu ein wenig mehr Optimismus veranlassen«, deren Perspektiven aber auf- 
grund unberechenbarer politisch-organisatorischer Strukturen noch nicht eindeutig prog- 
nostizierbar seien ($. 131). Als beispielhaft für diese neuere Entwicklung führt er den »novo 
sindicalismo« (also die neue Gewerkschaftsbewegung in Brasilien) an, die sich trotz Wirt- 
schaftskrise, politischer Repression und Staatsabhängigkeit zu einer autonomen Bewegung 
entwickelt habe und die vanders als in den westlichen Industriestaaten mit staatsunabhängi- 
gen Gewerkschaftsorganisationen« ($. 131) eine Einheit von ökonomischem und politi- 


” 


Die Replik wurde im Dezember 1984 abgeschlossen. 


schem Kampf gefunden habe. Obwohl die Entwicklungschancen dieser Bewegung mit ei- 
nem Fragezeichen versehen werden, drängt sich doch der Eindruck eines Argumentations- 
ansatzes auf, der auf einen, so könnte man sagen, »ouvrieristischen Third Worldism« hin- 
ausläuft. Während in den hochentwickelten Ländern die Arbeiterschaft zu einer politisch 
integrierten und daher zu vernachlässigenden Größe im Hinblick auf gesellschaftliche 
Transformationen degeneriert sei, konstituiere sie sich dagegen in der Peripherie (oder zu- 
mindest in einigen peripheren Regionen) als ein potentieller Motor sozialer Umwälzungen. 
Dieser These ist mit Vorsicht zu begegnen. Um dies zu begründen, ist ein historischer 
Rückblick notwendig. 


Populismus, Korporativismus und Staatsorientierung der Gewerkschaften 


Auch Doleschal umreißt in einem historischen Exkurs, welcher das Verständnis der aktuel- 
len Situation erleichtern soll, die verschiedenen Etappen der Entwicklung der brasiliani- 
schen Gewerkschaften. Ausgehend von der am Ende des vorigen Jahrhunderts von europä- 
ischen Arbeitsimmigranten ins Leben gerufenen Gewerkschaftsinitiativen beschreibt er, 
wie die Gewerkschaften in der »populistischen Phase« der brasilianischen Politik unter dem 
Präsidenten Getulio Vargas in staatsabhängige Organisationen zwangsverwandelt werden. 
Als Anhänger der faschistischen Arbeitergesetzgebung Italiens versucht Vargas, das korpo- 
rativistische Modell auch in Brasilien zu realisieren. Obwohl der Autor im Hinblick auf das 
analytisch nicht näher gefaßte Phänomen »Populismus« betont, daß die »Durchsetzung sei- 
ner nationalistischen Wirtschaftspolitik... nicht ohne Rücksichtnahme auf die Interessen 
der Arbeiterschaft« ($. 133) realisierbar war, arbeitet er vor allem dessen bis heute andauern- 
de repressive Gewerkschaftsgesetzgebung heraus. Korporativistische »negative Integra- 
tions, also staatliche Repression, ist sicherlich eine Komponente der historischen Entwick- 
lung. Jedoch bleibt diese Argumentation dennoch unbefriedigend, weil damit weder die 
Spezifika der historischen Konstitutionsbedingungen noch die Strukturprobleme des brasi- 
lianischen Gewerkschaftswesens angemessen erfaßt werden können. Die Fragwürdigkeit 
soll im folgenden kurz umrissen werden. 

Die Schwierigkeiten einer adäquaten theoretischen Klärung des Populismus als politisch- 
ideologischem Phänomen sind vielfach diskutiert worden und nicht Gegenstand dieser 
Ausführungen (vgl. Laclau 1983). Uns interessiert allein das brasilianische Beispiel, dessen 
Klassenstruktur sich wie folgt darstellen läßt. Im Verlauf der Weltwirtschaftskrise der 30er 
Jahre gerät der oligarchische brasilianische Staat in eine nachhaltige Krise, welche verant- 
wortlich dafür ist, daß im Jahr 1930 mit Getulio Vargas ein Politiker aus Rio Grande do 
Sul die Regierung übernehmen kann und der langjährigen politischen Hegemonie der 
Agrar-und Handelseliten aus So Paulo und Minas Gerais ein Ende setzt (vgl. Octavio 
1984). Vargas ist Exponent einer sich neu konstituierenden Allianz für die Entwicklung 
(alianga desenvolvimentista), welche so heterogene Elemente wie eine nur embryonal aus- 
gebildete nationale Industriebourgeoisie, Teile der mit der Kaffeewirtschaft in Säo Paulo 
nicht verknüpften Agraroligarchie sowie die urbane Mittelklasse und die Arbeiterschaft 
umfaßt. Organisatorisches Zentrum dieser Allianz ist ein zentralistischer Staat, der, wie 
Helio Jaguaribe es ausdrückte, den »politischen Privatismus der Alten Republik« ablöst. 
Als Konsequenz der in der Folgezeit forcierten Importsubstituierenden Industrialisierung 
(ISD) entsteht erstmals auch ein zahlenmäßig und politisch bedeutsames einheimisches und 
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urbanes Proletariat: zwischen 1920 und 1940 verdreifacht sich die Zahl der Industriearbeiter 
(Weffort 1971). Dieses urbane Proletariat orientiert sich bereits in der Phase seiner Konstitu- 
tion, hauptsächlich vermittelt über die Transformation der Gewerkschaften in korporative 
Organe, auf den Staat als politisch-ideologischem Bezugspunkt. Für die an einer national- 
kapitalistischen Industrialisierung interessierten Kräfte des Machtblocks gewinnen die sub- 
alternen urbanen Klassen gewissermaßen den Charakter einer selbstverständlich unter Kon- 
trolle zu haltenden Legitimations- und Mobilisierungsreserve (Ianni 1973), welche, sofern 
der Kampf um die politische Hegemonie dies erfordert, gegen die mit dem Weltmarkt sym- 
biotisch verknüpfte Agraroligarchie gerichtet werden kann. Zwar ist die subalterne Integra- 
tion der städtischen Arbeiterschaft in die neue Entwicklungsallianz verbunden mit der staat- 
lichen Kontrolle der Gewerkschaften, doch garantiert sie gleichzeitig dem neu entstehenden 
Proletariat eine minimale einkommensmäßige und soziale Absicherung (Mindestlohn, So- 
zialversicherung, Ferienregelung etc.). Aus eigener Kraft hätte es diese Regelungen wohl 
kaum erkämpfen können, wenn man die Heterogenität der Wirtschafts- und Sozialstruktur 
sowie die politischen Verhältnisse zugrundelegt. Die vom Staat gewährten Rechte allerdings 
haben innerhalb des urbanen Proletariats eine weitgehende Identifizierung mit dem System 
populistischer Politik zur Folge. Als Beispiel kann dafür die triumphale Wiederwahl von 
Getulio Vargas am 3. Oktober 1950, fünf Jahre nach seiner Amtsenthebung durch die Mili- 
tärs, angeführt werden. Exemplarisch ist ebenfalls, daß es noch nach seinem Selbstmord im 
Jahre 1954, für den er in seinem »Testament« die Konspiration einer gegen das Volk gerich- 
teten Allianz aus internationalen und einheimischen Kapitalinteressen verantwortlich 
macht, zu Massenkundgebungen mit zum Teil aufstandsähnlichem Charakter kommt. 

Obwohl der Tod von Getulio Vargas das Scheitern des national-kapitalistischen Entwick- 
lungsweges signalisiert, versucht sieben Jahre später der neue Präsident »Jango« Goulart, das 
Erbe der »getulistischen« Politik anzutreten. Jedoch ist dieses schon verbraucht. Die Rah- 
menbedingungen der ehemaligen Entwicklungsinstanz gehören zum Zeitpunkt des Amts- 
antritts des ehemaligen Arbeitsministers unter Getulio Vargas bereits unwiderruflich der 
Vergangenheit an. Die Interessengegensätze zwischen Agrar-, Handels- und Industriebour- 
geoisie sind bereits verstärkt aufgebrochen. Die von Celso Furtado, dem Planungsminister 
Goularts, konzipierte Wirtschaftspolitik, welche die Rolle des Staates für die Herstellung 
wirtschaftlichen Wachstums und gesellschaftlicher Einkommensverteilung hervorhebt, ei- 
ne kontrollierte Zusammenarbeit mit dem ausländischen Kapital anstrebt sowie eine Erwei- 
terung des inneren Marktes durch Strukturreformen in der Landwirtschaft betreibt, wird 
von wichtigen Fraktionen des herrschenden Machtblocks entschieden abgelehnt. Dazu ge- 
hören vor allem diejenigen nationalen Gruppen, die sich mit dem auf den Binnenmarkt vor- 
dringenden Auslandskapital zusammenschließen. Für deren Stärkung sind zwei Faktoren 
verantwortlich. Zum einen die beschleunigte Entwicklung des Weltmarkts in der Nach- 
kriegskonjunktur, die zu einer Penetration von Ländern der Dritten Welt durch internatio- 
nale Konzerne führt; zum anderen wird aber diese Internationalisierungstendenz ın Brasi- 
lien in entscheidendem Maße von dem Nachfolger Getulio Vargas, Jucelino Kubitschek 
(1955-1960), gefördert. Ausländischen Direktinvestitionen wird der Markt geöffnet, und in 
diesem Zusammenhang wird auch ein inländischer Markt für dauerhafte Konsumgüter ge- 
schaffen. Das wirtschaftspolitische Konzept Furtados wird aber auch von der Agraroligar- 
chie abgelehnt, welche sich erstmals seit Beginn des populistischen Politikmodells in ihrem 
zuvor nicht in Frage gestellten Hoheitsbereich bedroht fühlt. Doch dies ist nicht alles. Die 
Regierung Goulart sieht sich mit einem wachsenden Widerstand der subalternen Klassen 
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gegen Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung (disziplinierte Lohnpolitik, Streichung von 
Subventionen für gesellschaftliche Basisgüter) konfrontiert. Am 13. März 1964 schließlich 
verkündet Goulart auf einer von den Gewerkschaften in Rio de Janeiro organisierten Mas- 
senkundgebung ein Dekret zur Nationalisierung der privaten Ölgesellschaften, die Enteig- 
nung von wirtschaftlich unzureichend genutztem Landbesitz sowie die zukünftige Anerken- 
nung des Wahlrechts für Analphabeten. Wenige Tage darauf wird er von den brasilianischen 
Militärs gestürzt, die nun ein autoritäres Regime errichten, das erst 20 Jahre später abgelöst 
wird. 

Soviel zur Vorgeschichte. Doleschal charakterisiert die Jahre der Regierung »Jango« Goulart 
als »revolutionsgeschwängerte Zeiten« (S. 131). Die Tatsache, daß schließlich die Reaktion 
und nicht die Revolution den Sieg davonträgt und der von den kommunistisch dominierten 
Gewerkschaften proklamierte Widerstand gegen den auch von den USA gestützten Militär- 
putsch praktisch ohne Resonanz innerhalb der Bevölkerung bleibt, erklärt er damit, daß »die 
Waffe des Generalstreiks im vorausgegangenen Zeitraum bereits stumpf und unwirksam ge- 
worden (war), weil über den Protest gegen die Wirtschaftspolitik hinaus keine linke realpoli- 
tische Alternative, die den brasilianischen Verhältnissen angemessen war, sich abzeichnete« 
(S. 135). Was man sich auch immer unter einer »linken, realpolitischen Alternatives konkret 
vorstellen mag, unbefriedigend an dieser Aussage bleibt, daß sie eine entscheidende Frage aus- 
spart: Wieso ist das Militär in »revolutionsgeschwängerten Zeiten« in der Lage, binnen weni- 
ger Stunden »Ruhe und Ordnung« in einem Lande wiederherzustellen, das 34mal sogroß wie 
die Bundesrepublik Deutschland ist? Einen aufschlußreichen Hinweis liefert in diesem Zu- 
sammenhang der brasilianische Historiker D£cio Freitas. Freitas zufolge zeichnet sich die 
Endphase der Regierung Goulart in der Tat durch beispiellose — erstmals auch den landwirt- 
schaftlichen Sektor regional erfassende — Massenmobilisierung aus. Da diese Bewegungen 
aber in entscheidendem Maße von den Regierungsinstanzen gefördert wurden, zerfallen sie, 
wenn der staatliche Flankenschutz ausbleibt. Sie verfügen über keine autonome Wider- 
standskraft, weil sie staatlich vermittelt sind und sich nicht aus eigener Antriebskraft im Inne- 
ren der »societä civile«, also den vielen Orten gesellschaftlicher Institutionen, in denen um 
Hegemonie gekämpft wird, konstituiert haben. Mit anderen Worten: Diesich zentral auf den 
Staat beziehende politisch-ideologische Orientierung der brasilianischen Arbeiterschaft 
prägt und bestimmt ihre Handlungskapazität auch am Ende des Zyklus populistischer Poli- 
tik. Sie stellt sich als Rahmenbedingung, aber auch als Grenze heraus. 


Gewerkschaften unter der Militärregierung 


Mit Blickrichtung auf die 1964 einsetzenden Veränderungen spricht Doleschal von dem 
»neue(n) alte(n) Gewerkschaftskorporativismus unter der Militärdiktatur« ($. 136). Diese 
Aussage, welche die Konservierung der von Vargas ın der Phase des »Estado Novo« (1937-45) 
geschaffenen korporativen Gewerkschaftsstruktur durch das neue Regime herausstellt, ist al- 
lerdings irreführend. Sie vernachlässigt nämlich einen zentralen Sachverhalt: Aufgrund der 
ihm eigenen Widersprüche konzedierte das populistische Politikmodell der urbanen Arbei- 
terschaft einen Verhandlungsspielraum, der nun von den Militärs systematisch beschnitten 
wird. Das korporative, staatlich regulierte System der gewerkschaftlichen Repräsentation 
wurde von der Arbeiterschaft durchaus nicht negativ gesehen. Darauf macht Vinicius Caldei- 
ra Brandt aufmerksam, wenn er schreibt: »Die Arbeitsgesetzgebung wurde von den Arbei- 
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tern lange Zeit als Garantie zur Sicherung ihrer eigenen Interessen angesehen, und dieKritik 
und die Angriffe gegen die staatliche Protektion der Gewerkschaften erschienen ihnen als 
Ausdruck einer kapitalistischen Interessenpolitik bzw. reaktionärer Machenschaften. Die 
Tatsache, daß das staatliche System die Assoziationsfreiheit beschränkte, nahm sich sekun- 
där aus angesichts der Härte, mit welcher die zuvor staatlicherseits geheiligten privaten Kapi- 
talinteressen sich entfalten konnten. Die ersten Kampagnen gegen den »Imposto Sindical« 
(vom Staat einkassierter und umverteilter gewerkschaftlicher Zwangsbeitrag) wurden als 
Versuch einer Schwächung der Gewerkschaften gewertet und diese Interpretation war inso- 
fern durchaus gerechtfertigt, als diese Kampagnen von Unternehmern und reaktionären Po- 
litikern unterstützt, stimuliert und finanziert wurden. Der Eingriff des Staates in das Verhält- 
nıs von Arbeitgebern und Arbeitnehmern schien ebenfalls lange eher die Hoffnungen der 
Arbeiter als die der Unternehmer zu repräsentieren. Immer wenn die politische Verhand- 
lungsmacht der Arbeiterschaft größer war als ihre wirtschaftliche, konnten sie sich von der 
staatlichen Intervention mehr Vorteile versprechen als vom freien Aushandeln der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen (Brandt 1981, S. 36 f.). Mit anderen Worten: Der »alte« Gewerk- 
schaftskorporativismus der populistischen Phase garantierte der städtischen Arbeiterschaft 
durchaus eine gewisse politische »bargaining power«. Dies gerade ändert sich mit der Macht- 
übernahme der Militärs im Jahre 1964 grundlegend, weil nun der durchgesetzte Kurs einer 
weltmarktorientierten Industrialisierung einer anderen Logik folgt. Der gewerkschaftliche 
Kampf um bessere materielle Reproduktionsbedingungen wird erneut zu einer »Angelegen- 
heit der Polizei« (»Caso de policia«). Die ständige Rede der brasilianischen Planungstechno- 
kratie unter dem Militärregime lautet: Der Kuchen muß erst größer werden, bevor man an 
seine Verteilung gehen kann. Relevante Einkommenssteigerungen sind in diesem Konzept 
nicht vorgesehen. 

Tatsächlich war diese Strategie nicht erfolglos. In der zweiten Hälfte der 60er Jahre, als große 
Teile der lateinamerikanischen und europäischen Linken dem peripheren Kapitalismus eine 
säkulare Stagnationstendenz bescheinigten (vgl. die Diskussion um die Dependenztheorie), 
setzt in Brasilien ein ungestümer Wirtschaftsaufschwung ein. Stärkster Antriebsmotor dieses 
Booms mit zweistelligen Wachstumsraten ist die Herausbildungeines auf gehobene Einkom- 
mensklassen zugeschnittenen Marktes für dauerhafte Konsumgüter, welcher von transnatio- 
nalen Unternehmen dominiert wird und der in Verbindung mit den staatlichen Investitions- 
programmen für die Stahlindustrie, den Energiesektor, die Nachrichtentechnologie und die 
Petrochemie die Expansion der Kapitalgüterindustrie beschleunigt (vgl. Serra 1982; Concei- 
gäo Tavares/Mello Belluzo 1982). Symbol dieser die Internationalisierung des Binnenmark- 
tes konsolidierenden Phase des brasilianischen Kapitalismus wird dieIndustrieregion ABC in 
Säo Paulo, in welcher der als »novo sindicalismo« charakterisierte Kampfzyklus der brasilia- 
nischen Arbeiterschaft seinen Ausgang nimmt. 


Der Doppelcharakter des »novo sindicalismo« 


Doleschal stellt den »novo sindicalismo« als ein Ergebnis der 1978 behutsam eingeleiteten po- 
itischen Öffnung des diktatorischen Regimes vor, welche die Rahmenbedingungen für eine 
gewerkschaftsoppositionelle Basisbewegung geschaffen habe. Als deren Triebkräfte nennt er 
den relativ hohen Facharbeiteranteil in der sich konzentrierenden Metallindustrie, Reallohn- 
verluste infolge der staatlichen Lohnpolitik, die Kollaboration der offiziellen Gewerkschafts- 
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organe (»peleguismo«) sowie die langfristig angelegte Basisarbeit der katholischen Kirche 
(5. 138). 

Ohne Zweifel handelt es sich hier um Elemente, welche die Dynamik des in den 70er Jahren 
einsetzenden Streikzyklus entscheidend beeinflußt haben. Warum wird in diesem Zusam- 
menhang aber von einem im Vergleich zu früheren Epochen der brasilianischen Gewerk- 
schaftsgeschichte »qualitativ neuen« Syndikalismus gesprochen? 

Doleschal greift diese Frage gegen Ende seiner Ausführungen auf, wenn er zwischen dem 
»sindicalismo politicos, also einer politisierten Gewerkschaftsbewegung der 50er und 60er 
Jahre, und dem »novo sindicalismo« der Gegenwart unterscheidet (S. 141). Während er er- 
steren als eine Art politisches Programm (Lohnerhöhungen, Agrarreform, Verstaatlichung 
von Unternehmen etc.) kennzeichnet, welches »hauptsächlich die revolutionäre Beseitigung ' 
der kapitalistischen Gesellschaftsform im Auge hatte« ($. 141), charakterisiert er letzteren 
als eine Form gewerkschaftlicher Praxis, welche »neben dem Recht auf freie unabhängige 
Gewerkschaften und der Beseitigung des bestehenden Streikrechts eine Lohn- und Einkom- 
mensgarantie, Arbeits. 'eitverkürzung und einen wirksamen Kündigungsschutz« fordere 
und darüber hinaus parteipolitisch weitgehend unabhängig sei ($. 141). Wie läßt sich ange- 
sichts dieser Unterscheidung aber die vom Autor eingangs vertretene Hypothese rechtferti- 
gen, daß der »novo sindicalismo« einen Typus gewerkschaftlicher Politik repräsentiere, wel- 
cher Hoffnungen im Hinblick auf die potentielle Rolle der Gewerkschaften als Triebkräfte 
sozialer Transformationen wecke, wenn doch die inhaltlichen Forderungen nicht über das 
hinausgehen, was selbst konforme Gewerkschafter in den westlichen Industriestaaten als 
Minimalprogramm bezeichnen würden? Mit anderen Worten: Wird die Orientierung an 
strukturellen gesellschaftlichen Veränderungen als Kriterium zur Beurteilung gewerkschaft- 
licher Praxis herangezogen — und es scheint, als ob Doleschal dies gerade tut —, nehmen sich 
dann die neuen gewerkschaftlichen Tendenzen nicht eher als ein Rückschritt im Vergleich 
zum »sindicalismo politico« aus, da letzterem — wie der Autor schreibt — revolutionäre 
Zielsetzungen doch durchaus nicht fremd waren? Sehen wir einmal davon ab, daß das Attri- 
but »revolutionär« zur Charakterisierung der brasilianischen Gewerkschaftspraxis in den 
50er Jahren und in der ersten Hälfte der 60er Jahre in keiner Weise angemessen ist. Die Tat- 
sache, daß die Ausführungen Doleschals derartige Feststellungen aufwerfen, ist aber kein 
Zufall. Da das Wesen gewerkschaftlicher Politik in der Phase des populistischen Politik- 
zyklus nicht herausgearbeitet wird, bleibt auch die Bestimmung der Spezifika und Struktur- 
probleme des »novo sindicalismo« unklar. 

Wir machen nun einen Sprung in die zweite Hälfte der 70er Jahre, in diejenige Periode näm- 
lich, in der der Streikzyklus im internationalisierten Kernbereich der brasilianischen Öko- 
nomie beginnt. Dieser wird vor allem von einem Industrieproletariat getragen, welches sich 
zu einem großen Teil aus den Migrationsströmen aus dem brasilianischen Nordosten rekru- 
tiert. Die Abwanderungsrate aus dieser Region erhöht sich im Zeitraum 1950 bis 1970 von 
5,2 auf 12,5 % der aktiven Bevölkerung. Es handelt sich also bei der militanten Arbeiter- 
schaft in den industrialisierten Zentren um Sozialcharaktere, denen aufgrund des landwirt- 
schaftlichen und unterentwickelten Ursprungs die Vermittlungsformen des korporativisti- 
schen und populistischen Gewerkschaftsmodells fremd sind und deren Integration in das 
urban industrielle Millieu sich auf der Grundlage eines sogenannten »wilden Kapitalismus« 
(»capitalismo selvagem«) vollzieht, d. h. im Rahmen eines Akkumulationsmodells, wo dem 
Verwertungsinteresse des Kapitals sozialstaatliche Schranken kaum wirksam entgegen- 
gesetzt werden (vgl. R.$. de Andrade 1982). Mit anderen Worten: Im Unterschied zur Phase 
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der nationalkapitalistischen, Import substituierenden Industrialisierung wächst in den 60er 
Jahren in den »modernen« Produktionszentren ein Proletariat heran, welches sich, was die 
politisch-soziale Dimension seiner Klassenbildung betrifft, »außerhalb des Staates« (Moises 
1981) konstituiert. 

Obwohl die Streikbewegungen in erster Linie inhaltlich auf eine Verbesserung der materiel- 
len Reproduktionsbedingungen zielen, nimmt der Kampf um die Verkaufsbedingungen der 
Arbeitskraft gleichzeitig die Form eines Konflikts um die »Spielregeln« ihrer Aushandlung 
an. Die gegen die einzelnen Unternehmen gerichtete Attacke verwandelt sich in eine Kampf- 
ansage gegen die staatliche Bevormundung der gewerkschaftlichen Vertretungsorgane gene- 
rell, weil nämlich unter dem Regime des bürokratisch autoritären Staates (vgl. O’Donnell 
1933) von dem populistischen Gesellschaftsmodell allein dessen repressive Seite übriggeblie- 
ben ist und die früher vorhandenen Gratifikationen nun ausbleiben. Damit wird erstmals seit 
dem von Vargas institutionalisierten korporativen Gewerkschaftsmodell auf relativ breiter 
Front für die Durchsetzung autonomer Vertretungsrechte (direkte Lohnverhandlungen, 
Streikfreiheit, gewerkschaftliche Präsenz am Arbeitsplatz etc.) mobilisiert. Das Spezifikum 
der als »novo sindicalismo« charakterisierten gewerkschaftlichen Praxis ist also die Verbin- 
dung zwischen Forderungen nach einer verbesserten Lebenssituation mit Forderungen nach 
einer klaren Trennung von Staat und Gewerkschaft (Aparecido da Silva 1982). 

Daß die staatlichen Instanzen trotz der bereits eingeleiteten Öffnung des Regimes 
(abertura«) vor allem auf den Streik des Jahres 1980 mit repressiven Maßnahmen antworten, 
ist ein Zeichen für den »Überhang von politischen Gewalt- und Machtverhältnissen« (Oskar 
Negt) in strukturell heterogenen Gesellschaften und für das Erreichen der Systemgrenze, 
wenn soziale Bewegungen wie die Gewerkschaften die Eroberunggrundlegender demokrati- 
scher Rechte und gewerkschaftlicher Freiheiten zum Ziel nehmen. Angesichts der ausgepräg- 
ten Zergliederung und Fragmentierung der sozialen Verhältnisse ist damit aber noch nichts 
über ihre Möglichkeiten ausgesagt, den Grundstein für eine einheitsstiftende Praxis zur 
Durchsetzung der angestrebten politischen und sozialen Veränderungen zu legen. Der»novo 
sindicalismo« bewegt sich einerseits zwischen beachtlichen Erfolgen und andererseits Gren- 
zen, die ihm aus seiner Geschichte und der Funktionsweise des Systems selbst gesetzt sind. 
Die neue Gewerkschaftsbewegung hat insofern ein neues Kapitel in der brasilianischen Ge- 
werkschaftsgeschichte aufgeschlagen, als nun eine praktische Vorstellung von einem demo- 
kratisch orientierten, an direkter Partizipation ausgerichteten Sindicalismo aufkommt, wel- 

che selbstverständlich nicht ohne Auswirkungen auf den Kampf um eine Erweiterung der 
politischen Öffnung des diktatorischen Regimes bleibt. Es ist der neuen Gewerkschaftsbe- 
wegung auch gelungen, in den fortgeschrittenen Wirtschaftsbereichen zumindest partiell auf 
Unternehmensebene direkte Verhandlungen mit der Kapitalseite zu erreichen. Entgegen 
den Erwartungen vieler Beobachter war seine innovatorische Kraft aber nicht ausreichend, 
um das überkommene korporative System in die Knie zu zwingen. Die Gründe dafür sind in 
der Begrenztheit des»novo sindicalismo« und nicht allein in der staatlichen Repression zu su- 
chen. Denn es ist in Rechnung zu stellen, daß es der Avantgarde der neuen gewerkschaft- 
lichen Tendenzen nicht gelungen ist, die brasilianischen Gewerkschaften mehrheitlich auf 
ihre zentralen politischen Forderungen zu verpflichten. Selbst solche Gewerkschaftsvertre- 
ter, welche sich nicht ohne weiteres als notorische »pelegos« (d.h. gelbe Gewerkschafter) ab- 
stempeln lassen, begegnen dem Prinzip der strikten gewerkschaftlichen Autonomie eher mit 
einer ambivalenten als einer uneingeschränkt befürwortenden Haltung. Beispielhaft für die 
se Ambivalenz ist die Befürwortung des gewerkschaftlichen Zwangsbeitrags (»Contribuigäo 
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Sindical Obrigatöria«) bei mehr als der Hälfte von im Staate Säo Paulo befragten Gewerk- 
schaftern mit der Begründung, daß ohne den Zwangsbeitrag, der vom Arbeitsministerium 
einkassiert und an die Gewerkschaften umverteilt wird, diese nicht überlebensfähig seien. 
Weiterhin halten über 60 % der Befragten eine Veränderung der von der brasilianischen Ar- 
beitsgesetzgebung definierten Finheitsstruktur der Syndikate nicht für notwendig oder für 
nicht prioritär. »Die Mehrheit der in $äo Paulo von der Erhebungerfaßten Gewerkschafter«, 
schreibt Roque Aparecido da Silva, einer der Autoren der Studie, »zeigte sich skeptisch im 
Hinblick auf die eigene Fähigkeit, selbständig eine einheitliche Organisation aufzubauen; aus 
diesem Grunde wird dem Staat die Aufgabe zugewiesen, per Gesetz die Einheit zu erzwin- 
gen« (Silva 1983). 


Die Zählebigkeit des Etatismus 


Derartige Befunde zeigen an, daß selbst in den ökonomisch fortgeschrittenen Regionen zen- 
trale Elemente der in der populistischen Phase durchgesetzten etatistischen Orientierung der 
brasilianischen Gewerkschaften auch heute noch eine wichtige Rolle spielen. Die Zählebig- 
keit ist jedoch nicht allein und auch nicht in erster Linie auf das staatlicherseits gestützte Sy- 
stem des »peleguismos, d.h. die gelben Gewerkschaftstendenzen, zurückzuführen. Es gibt 
viel mehr strukturelle Ursachen. Grundsätzlich ist dazu zu bemerken, daß die Gewerk- 
schaftseinheitlichkeit nicht von ungefähr kommt, sondern auch mit den vereinheitlichenden 
Tendenzen des Kapitals zu tun hat. Doch trotz der treibhausmäßigen kapitalistischen Ent- 
wicklung Brasiliens nach 1964 kann nicht von vereinheitlichten Bedingungen der Kapital- 
verwertung die Rede sein, folglich sind auch die brasilianischen Gewerkschaften im Hinblick 
auf die Ausübung ihrer innerkapitalistischen Funktion beschränkt (vgl. Mitschein 1981). 
Diese Schranken aber bestärken die bestimmende Rolle des Staates bei der Festsetzung des 
Preises der Ware Arbeitskraft — auch im Bewußtsein der Lohnabhängigen selbst. Da die ge- 
werkschaftliche »bargaining power« allein vielfach nicht einmal ausreicht, um die physische 
Reproduktion der Arbeiter sicherzustellen, bleibt den Gewerkschaften (streng genommen) 
keine andere Wahl, als von den staatlichen Instanzen einen Ausgleich ihrer in den gesell- 
schaftlichen Verhältnissen selbst angelegten Verhandlungsschwäche auf dem Arbeitsmarkt 
zu fordern. So macht Roque Aparecido da Silva z. B. darauf aufmerksam, daß die brasiliani- 
sche Gewerkschaftsopposition, welche die Einstellung staatlicher Interventionen in Lohn- 
angelegenheiten fordert, gleichzeitig in der Krise gezwungen ist, für die Beibehaltung der von 
den staatlichen Instanzen garantierten Lohnanpassungen an die Inflationsrate zu kämpfen 
(Aparecido da Silva 1983, $. 21). Aus dieser für strukturell heterogene Gesellschaften typi- 
schen Konstellation leitet sich zwar keineswegs notwendigerweise eine Identifikation mit 
der Funktionsweise eines korporativen Gewerkschaftssystems ab. Jedoch ist die Anerken- 
nung des Staates als Lohnregulator eine Art Einfallstor zur Hinnahme staatlich reglementier- 
ter Verbandsstrukturen. 

Wir müssen, um der Komplexität des Problems gerecht zu werden, auch die andere Seite der 
Medaille betrachten. In den modernen Industriesektoren wird aufgrund des hohen Anteils 
des konstanten Kapitals ein störungsfreier Produktionsablauf zum Dreh- und Angelpunkt 
der Kapitalverwertung. Daraus folgt auf Unternehmensebene zumindest die Notwendigkeit 
einer eher integrativen als repressiven Behandlung der Arbeitskraft, zumal an die Arbeits- 
kraft hohe Qualifikationsanforderungen gestellt werden müssen, welche deren umstandslose 
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Substitution zumindest erschwert. Aufgrund all dieser Argumente verfügt die Arbeiter- 
schaft (der industrielle Massenarbeiter) zumindest in Phasen günstiger konjunktureller Be 
dingungen über eine »bargaining power«, deren Ausschöpfung durch die offizielle staatliche 
Lohnpolitik systematisch behindert wird. Der Kampf um verbesserte ökonomische Lebens- 
bedingungen verwandelt sich in solchen Situationen zwangsläufig in eine Kampfansage an 
das korporative System gewerkschaftlicher Repräsentation und die politischen repressiven 
Interventionen. Jedoch sind einer Verallgemeinerung der gewerkschaftlichen Kämpfe und 
der neuen gewerkschaftlichen Kampfformen aufgrund der ausgeprägten Heterogenität der 
gesellschaftlichen Verhältnisse enge Grenzen gesetzt. Daher ist es nicht verwunderlich, daß 
die zentralen Forderungen der als »novo sindicalismo« charakterisierten gewerkschaftlichen 
Praxis außerhalb des internationalisierten Kernbereichs der brasilianischen Ökonomie kei- 
ne große Resonanz gefunden haben. 

Wir sind also mit einer ungleichzeitigen Entwicklung konfrontiert. In weiten Bereichen der 
nicht zu den modernen Sektoren zählenden Teilen der Arbeiterschaft ist immer noch eine 
strikte Einlösung der von der Arbeitsgesetzgebung garantierten Rechte ein durchaus aktuel- 
les Ziel. In dem Maße aber, wie sich die Aktionen dieser Arbeiterkategorien auf die Durch- 
setzung der staatlicherseits garantierten minimalen Lebensbedingungen richten, bestätigen 
sie gerade eine Vertretungsstruktur, die von anderen Teilen des Proletariats in den technolo- 
gisch fortgeschrittenen und vom internationalen Kapital kontrollierten Wirtschaftsberei- 
chen bereits negiert wird (M.H. Tavares de Almeida 1983). Nun ist zu vermuten, daß diese 
Ungleichzeitigkeit der jeweiligen Forderungen (in inhaltlicher Hinsicht) und Artikulations- 
ebenen, was die Form gewerkschaftlicher Einflußnahme anbelangt, sich durch eine rein 
gewerkschaftliche Praxis schwerlich aufheben läßt. Von den brasilianischen Oppositions- 
parteien ist es vor allem der im Zeichen der Streikbewegungen am Ende der 70er Jahre 
gegründete »Partido dos Trabalhadores« (Arbeiterpartei, PT), der diese in der Ungleichzei- 
tigkeit von Erfahrungen und politischer Artikulation angelegten politischen Herausforde- 
rungen artikuliert. Seinem Selbstverständnis nach definiert er sich als Bindeglied zwischen 
den heterogenen Klassenbewegungen. Allerdings ist die faktische Bedeutung der PT außer- 
halb des Raumes von Säo Paulo gering, und dies wiederum ist ein Indiz für die Schwierig- 
keit, diesen vermittelnden Zusammenhang zwischen strukturell heterogenen Dimensionen 
sozialer Erfahrung und Praxis herzustellen. 

Auch Doleschal nennt eine Reihe von Problemen, die einer Konsolidierung der neuen ge- 
werkschaftlichen Tendenzen im Wege stehen ($. 142 ff.), nämlich unterschiedliche Betriebs- 
größen, die Kontinuität des gelben Gewerkschaftertums, die schwierigen Aktionsbedingun- 
gen der Landarbeitergewerkschaften im Nordosten, die parteipolitisch und ideologisch 
begründete Fehde zwischen den kürzlich ins Leben gerufenen, unabhängigen Dachverbän- 
den CUT und CONCLAT, dann natürlich die politische Macht der Militärs. Obwohl der 
jeweilige Stellenwert dieser in der Tat vorhandenen Hindernisse nicht näher ausgeführt und 
bestimmt wird (polemisch könnte gesagt werden, von der Überschrift »Neue Gewerkschaf- 
ten in Brasilien — eine Hoffnung?« bleibt eigentlich nur das Fragezeichen übrig), scheint der 
Autor insofern eine Gewichtung vorzunehmen, als er seine Ausführungen mit der Bemer- 
kung abschließt, daß die »bisher ungebrochene Arroganz der Macht, die das Militär verkör- 
pert, möglicherweise auch zum Verhängnis der neuen Gewerkschaften werden (könnte), 
wenn es ihnen nicht gelingt, diesen Block aufzubrechen« ($. 144). In der Tat ist angesichts 
der wirtschaftlichen und politischen Probleme in Brasilien ein Rückfall in die politische 
Steinzeit vor der »abertura« des Militärregimes nicht völlig auszuschließen. Jedoch ist weit- 
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aus wahrscheinlicher unter den gegebenen Umständen, daß sich der von Celso Lafer für La- 
teinamerika insgesamt konstatierte Widerspruch zwischen wirtschaftlicher Krise auf der 
einen Seite und politischer Öffnung auf der anderen Seite mittelfristig auch in Brasilien sta- 
bilisieren wird. Die für den Beginn des kommenden Jahres zu erwartende Übernahme der 
Präsidentschaft durch den zivilen Oppositionskandidaten Tancredo Neves (inzwischen ist 
Tancredo Neves, ohne sein Amt antreten zu können, verstorben — die Redaktion), der von 
seinem Programm her zwar die hegemonialen Interessen und Kräfte des Landes repräsen- 
tiert, dessen Kandidatur aber gleichwohl von einem klassenübergreifenden, nationalen Kon- 
sens getragen wird, weist in diese Richtung. Schon 1986 ist mit einer verfassunggebenden 
Nationalversammlung zu rechnen, in der auch die überkommene Gewerkschaftsstruktur 
zur Disposition gestellt wird. Obwohl der Rückzug der Militärs in die Kasernen wahr- 
scheinlich keine sofortige Aufhebung der überkommenen Gewerkschaftsstruktur zur Folge 
haben wird, ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, daß 
sich der gewerkschaftliche Handlungsspielraum in der Zukunft vergrößern wird. Dem bra- 
silianischen Kongreß z. B. liegt ein Projektantrag vor, in dem mit Wirkung vom 1. August 
1985 die endgültige Freigabe des Prinzips direkter Lohnverhandlungen vorgesehen ist. 
Wenn aber eine solche Neuregelung — wie Walter Bärelli vom »Departamento Intersindical 
e Socioeconomico« in Säo Paulo betont — nicht gleichbedeutend mit einer simplen Rück- 
kehr der »goldenen Zeiten für den Fuchs im Hühnerstall« sein soll, d.h. mit einer Stärkung 
der Unternehmer, die den Lohnabhängigen nach ihrem Belieben ihren Willen diktieren 
können, dann müssen nach Barellis Auffassung zumindest zwei Grundsätze in Kraft treten: 
Erstens darf der Inflationsausgleich nicht Gegenstand freier Lohnverhandlungen sein, son- 
dern muß einem Ausgleichsmechanismus unterliegen, der szaatlich garantiert sei. Und zwei- 
tens sei über eine staatliche Politik nachzudenken, welche ein schnelleres Wachstum der 
unteren Lohngruppen (salärio minimo) garantiere, also eine Umverteilung von oben nach 
unten bewerkstellige. Mit anderen Worten: Da durch eine Veränderung der institutionellen 
Spielregeln gewerkschaftlicher Repräsentation die oben kurz skizzierten Strukturprobleme 
der brasilianischen Gewerkschaften nicht von der Bildfläche verschwinden werden, wird 
auch die regulierende Funktion der staatlichen Instanzen in Zukunft ein zentrales Element 
gewerkschaftlicher Forderungen bleiben. Angesichts dessen ist jedenfalls damit zu rechnen, 
daß sich die Gewerkschaften einer zivilen Regierung gegenüber, welche die Korsettstangen 
des überkommenen korporativistischen Systems lockert oder gar aufhebt, zunächst einmal 
kooperationsbereit zeigen werden. 
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“ Anmerkungen 


1  Voreiniger Zeit wurde der taz ein Interview mit Redakteuren der in Belem (Hauptstadt des brasilia- 
nischen Bundesstaates Parä) von der »Gesellschaft zur Verteidigung der Menschenrechte« herausge- 
gebenen Alternativzeitschrift »Resistncia« angeboten, in welchem diese über die politischen und 
finanziellen Schwierigkeiten einer autonomen publizistischen Arbeit inder Region Amazonien be- 
richten. Gegen zwei Mitarbeiter der Zeitschrift waren zum damaligen Zeitpunkt Prozesse auf der 
Grundlage des »lei de seguranga nacional« (Gesetz zum Schutz der nationalen Sicherheit) anhängig. 
Die taz lehnte eine Veröffentlichung mit der Begründung ab, daß das Interview den Eindruck er- 
wecke, als sei es in Kreuzberg geführt worden. Eine Anekdote? Gewiß! Und zwar im klassischen 
Sinne. »Die witzige Gebärde wie das witzige Wort,« schreibt Ivo Braak in seiner »Poetik in Stich- 
worten« (Kiel 1975, $. 179) über die Anekdote als literarische Kunstform, »zeugen von der Überle- 
genheit des Menschen, der sich nicht verblüffen läßt.« 


Literatur 


Castro Andrade, R.: Brasil: A Econömia do Capitalismo Selvagem, in: Krischke, P.J. (Ag.): Brasil: do 
»Milagre« a »Abertura«, Säo Paulo 1982 

Freitas, D.: O processo de »abertura« e a esquerda brasileira. Enterevista, Belem do Parä, Nov. 1984 
(mimeo) 

Janni, ©.: Populismo e Relaciones de Clase, in: Gino Germani u.a. (Hg.): Populismo y Contradiciones de 
clase en Latinoamerica, Mexico 1973 

Laclau, E.: Politik und Ideologie im Marxismus. Kapitalismus — Faschismus — Populismus, Berlin 1981 

Lafer, C.: A agäo diplomätica brasileira sob um contexto de democracia, in: Gazeta Mercantıl, 5.12.84 

Mitschein, T.: Die Dritte Welt als Gegenstand gewerkschaftlicher Theorie und Praxis. Zur Analyse der in- 
ternationalen Politik metropolitaner Gewerkschaften, Frankfurt/Main, New York 1981 

Negt, ©.: Was ist und zu welchem Zweck brauchen wir die Erneuerung des Marxismus, in Prokla 55, 
Juni 1984 

Moises, J., A.: A Estrat&gia do Novo Sindicalismo, in: Revista de Cultura e Politica, Nr. 516 CEDEC/ 
Paz e Terra 1981 

Octävio, J.: A revolugäo Estatizada. Um Estudo Sobre a Formagäo do Centralismo em 30, Edigäo Fundagäo 
Guimaräes Duque 1984 

O’Donnel, G.: Die Spannungen innerhalb des bürokratisch-autoritären Staates und die Frage der De- 
mokratie, in: Prokla 52, Sept. 1983 

Pinheiro, P., S.; Hall., H.: A Classe Operaria no Brasil. 1889-1930 documentos — Volume 1 — O Movi- 
mento Operärio, Säo Paulo 1979 

Serra, J.: Ciclos e Mudangas na Economia Brasileira do Pös-Guerra, in: Desenvolvimento Capitalista no 
Brasil. Ensaios Sobre A Crise, editora brasiliense 1982 

Silva, R. A.: Estudo: Estrutura Sindical e Perspectivas de Mudangas, in: CEDEC, Documentagäo / 3, Maio 
1982 

Silva, R. A.: Impasses e Perspectivas do movimento sindical brasileiro. Aspectos do Sinsicalismo paulista, Säo 
Paulo Maio 1983, (mimeo) 

Singer, P.; Vinicius Caldeira Brant.: Säo Paulo: O Povo em Movimento, CEBRAP, Säo Paulo 1981 

Tavares, M.; Mello Belluzo, L., Lj.: Notas Sobre o Processo de Industrializagäo Recente no Brasil, in: 
Desenvolvimento Capitalista no Brasil. Ensaios sobre a Crise, editora brasiliense 1982 

Tavares de Almeida, M., A.: O Sindicalismo Brasileiro entre a Conservagäo e aMudanga, in: Sociedade 
de Politica no Brasil Pös — 64, Säo Paulo 1983 

UFPE, IPEA, SUDENE: Desigualdade Regionais no Desenvolvimento Brasileiro, Volume 1, Recife 1984 

Weffort, F., C.: Der Populismus in der brasilianischen Politik, in: Furtado, C. (Hg.): Brasilien heute, 
Frankfurt/a.M. 1971 ' 


141 


Wieland Elfferding 


Zur Perspektive materialistischer Parteientheorie. 
Kritik des Ansatzes von Richard Stöss 


»Von der Staatsableitung zur Theorie der Parteien«, das war 1979 noch eine Aufforderung, 
heute ist es eine Beschreibung (Jäger 1979). Von den »Staatsfunktionen« über die »Hegemo- 
nie« wanderte das Forschungsinteresse mancher linker Politikwissenschaftler zu den wich- 
tigsten Hegemonieorganen, den politischen Parteien. Wesentlichen Anstoß, über Parteien 
neu nachzudenken, gab die Existenz der Grün-Alternativen, die das Parteiensystem in Be- 
wegung gebracht haben. 

Eines der wichtigsten Forschungsprojekte auf diesem Feld, das »Projekt Parteiensystem« 
im Zentralinstitut für sozialwissenschaftliche Forschung der FU in Berlin, hat nach mehr 
als zehnjähriger Arbeit ein Parteien-Handbuch für die Bundesrepublik vorgelegt (Stöss 
1983, 1984), das an Reichtum der Information und Anspruch der theoretischen Durchdrin- 
gung beispiellos ist. Mit den folgenden Bemerkungen will ich keine Würdigung dieser Ar- 
beit versuchen. Die zweieinhalbtausend Seiten, auf denen man eine Vielzahl von integrier- 
ten Monographien zu allen Parteien unseres Landes findet, werden Politikwissenschaftler 
und politisch Interessierte in ihrer Arbeit und in Diskussionen sicher noch lange beschäfti- 
gen. Ich folge vielmehr der Einladung von Richard Stöss: 

»Überhaupt scheint die wissenschaftliche Kontroverse in der Parteienforschung für den Fortschritt 
der Erkenntnis stimulierender zu sein als die sterile Konkurrenz um methodischen Perfektionismus 
und subtile Deskription von Details« (Stöss 1983, 57). 

und beziehe mich ausschließlich auf die Grundbegriffe, aus denen der theoretische Rahmen 
zusammengefügt ist, den er dem Parteien-Handbuch voranstellt. Vielleicht kommt so die 
Diskussion über unterschiedliche Ansätze materialistischer Parteienforschung voran. 

Für Leser der Prokla zitiere ich vornehmlich aus dem in Prokla 56 veröffentlichten Artikel 
von Horst W. Schmollinger und Richard Stöss, ab und zu beziehe ich die Einleitung von 
Richard Stöss zum Parteien-Handbuch ein. Nur weil in diesem 300 Seiten starken Text die 
Theorie am ausführlichsten dargestellt wird, spreche ich, vereinfachend, von Stöss’ Posi- 
tion. 


1. Politischer Ausgangspunkt 


Bei der Lektüre fielen mir eine Reihe von Gemeinsamkeiten mit Überlegungen auf, wie 
wir sie zur Analyse von Parteien angestellt haben (vgl. Jäger 1983, Elfferding 1983 und 
1984). Stöss stellt die Parteienanalyse in den Zusammenhang der Reproduktion bürgerli- 
cher Klassenherrschaft (vgl. 24). Zum leitenden Gesichtspunkt seiner Theorie macht er 
nicht die einzelnen Parteien, sondern ihren Zusammenhang im Parteiensystem. Stöss un- 
tersucht den Zusammenhang von Parteien und Konsensbildung (»Intra- und Interklassen- 
konsens«), eine Analyse, die sich nicht politizistisch von den materiellen Bedingungen von 
Konsens ablöst. 
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Um so mehr fallen die Differenzen in der Analyse der Lage und der Perspektive des bundes- 
deutschen Parteiensystems auf. Richard Stöss sieht die Stabilität der Parteienverhältnisse, 
trotz zunehmender Legitimationsdefizite in der letzten Zeit, bis auf weiteres gewährleistet; 
ich sehe das Parteiensystem dagegen, ähnlich wie eine Reihe anderer und durchaus unter- 
schiedlicher Autoren, in einer Strukturkrise (vgl. Jäger 1984; von Krockow 1983). Stöss ord- 
net die Grün-Alternativen unter die »teiloppositionellen Parteien« ein und mißt ihnen in 
bezug auf Kontinuität oder Bruch im Parteiensystem keine besondere Bedeutung bei (vgl. 
40 ff.); ich argumentiere, daß über die Veto-Position der Grünen bei blockierter Mehrheits- 
bildung gesellschaftliche Alternativen dann ins etablierte Parteiensystem eindringen kön- 
nen, wenn diese besondere Lage für die Bildung eines erneuerten Linksblocks genutzt wird 
(vgl. Elfferding 1984). 

Die Unterschiede in der politischen Einschätzung scheinen mir auf Differenzen in der theo- 
retischen Strategie zu verweisen. Die allgemeinste und zugleich wichtigste Frage, die ich an 
Ansätze zur Parteientheorie zu stellen vorschlage, ist, ob und wie sie die historische Grenze 
ihres Gegenstandes — Krise und Überwindung der herrschenden Parteienverhältnisse — an- 
geben. Die politische Form Partei darf ja theoretisch so wenig verewigt werden wie die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse, auf denen sie beruht. 


2. Wie die Herrschaftsverhältnisse denken? 


Am Beginn der neueren marxistischen Politiktheorie steht die Frage nach der Reproduk- 
tion der Produktionsverhältnisse (vgl. Althusser 1977, 123). Sie reagierte auf die Erfahrung, 
daß die Klassenkämpfe im hochentwickelten Kapitalismus durch ideologische Verhältnisse 
in Zaum gehalten werden, ohne daß die Klassenverhältnisse verschwinden. Stöss: »Wie ist 
es möglich, daß der antagonistische Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital nicht 
zum politischen Kampf der Ausgebeuteten gegen die Ausbeuter, der proletarischen Partei 
gegen die Partei der Bourgeoisie führt?« (24) Stöss hält diese Frage mit den ökonomistisch 
verkürzten Politikableitungen vom Anfang der 70er Jahre nicht für beantwortbar, in denen 
die Politik nur »als eine abhängige Variable von Ökonomie« behandelt wurde (22). 

Ausgehend von der Frage nach der Transposition der Klassenkämpfe auf die Ebene der poli- 
tischen Parteien hätte sich die Reorganisation sozialer Antagonismen in, dazu »quer« liegen- 
den, ideologischen und politischen Formationen untersuchen lassen. Eine solche Analyse 
kann in verschiedene Richtungen gehen; es wird darum zu streiten sein, ob die Parteibil- 
dung z.B. als »Machtspaltung« (Jäger), als Ausdifferenzierung von Akkumulations- und Re- 
gulierungsmodellen (Esser/Hirsch) oder als »allgemeine Artikulation« (Verknüpfung) sozia- 
ler Gegensätze in Klassengesellschaften zu begreifen ist (Elfferding). — Richard Stöss aber 
verbindet die zitierte Frage mit einer zweiten, ohne das Verhältnis beider hinreichend zu 
klären: »Wie löst die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft den Widerspruch zwischen so- 
zialer Ungleichheit in der ökonomischen Sphäre und formeller rechtlicher Gleichheit in 
der politischen Sphäre?« (24) Mit dieser Frage rutscht Stöss aber zurück in die Bahn der al- 
ten Staatsableitung. Sie führt ihn folgerichtig — über die Widersprüche zwischen sozialer 
Ungleichheit und Rechtsgleichheit, zwischen Anarchie der gesellschaftlichen Produktion 
und gesamtgesellschaftlicher Reproduktion des Kapitals — nicht zu den Parteien, sondern 
zum Staat (vgl. 25; Stöss 1983, 148 ff.). Statt zur Bestimmung des Parteienbegriffs kommt 
Stöss zunächst zur Aufzählung von Staatsfunktionen (Intervention in die Kapitalreproduk- 
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tion, Sozialpolitik, Repression und ideologische Integration). Durchaus im Gegensatz zur 
Reproduktionsproblematik (vgl. oben) ergibt sich die Bestimmung des Parteienbegriffs nun 
im Zusammenhang des Verhältnisses von Politik und Ökonomie (vgl. 23). Diesen Gegensatz 
interpretiert Stöss in Richtung des anderen Gegensatzes von Staat und Gesellschaft. »Das für 
die Vermittlung von Ökonomie und Politik notwendige System von Institutionen und 
Strukturen muß die Artikulation, Aggregation und Vermittlung von sozio-ökonomischen 
Interessen und gesellschaftsgestaltenden Konzeptionen gewährleisten, und der Staat steht 
vor der doppelten Aufgabe, gesellschaftlich vorhandene Bedürfnisse weitestgehend zu be- 
friedigen und für die möglichst umfassende Akzeptanz seiner Tätigkeit zu sorgen« (ebd.). 
Dieser Satz markiert m.E. den Übergang von der marxistischen Frage nach der politischen 
Reproduktion der Klassenverhältnisse zur politischen Soziologie. Erstere behandelt die 
Klassenverhältnisse als das Umfassende, die gesellschaftlichen Instanzen und Bereiche als das 
Umfaßte; letztere geht vom Gegensatz von Staat und Gesellschaft aus, ordnet die Klassen- 
verhältnisse in die »Gesellschaft« ein und sucht dann nach den »Vermittlungen« zwischen 
»Staat« und »Gesellschaft«, die in Ewigkeit nicht recht gelingen wollen. Ich will hier die Kri- 
tik am Konzept der »Vermittlung von Staat und Gesellschaft« nicht ausführen, weil das Mi- 
chael Jäger in dieser Zeitschrift schon vor Jahren getan hat. In einer parteientheoretischen 
Explikation von Gramscis Begriff des historischen Blocks kam er zu dem Schluß, ein Partei- 
block sei »weder ein bloßes Element des Staates... noch Transmissionsriemen zwischen Staat 
und Gesellschaft, sondern er ist die Weise, in der sich ein bestimmtes Klassenbündnis poli- 
tisch artikuliert, und er ist dadurch der Boden, auf dem der Staat, die Gesellschaft und ihre 
Trennung, d.h. auf dem eine bestimmte Staat-Gesellschaft-Relation überhaupt erst entsteht« 
(Jäger 1980, 137). 

Das ist kein Streit um Worte, vielmehr verändert der Übergang zur Problematik der Ver- 
mittlung von Staat und Gesellschaft die theoretische Perspektive in Richtung einer Überver- 
allgemeinerung der Begriffe mit dem Effekt, daß sich Spezifik und historische Grenze des 
begriffenen Phänomens fast verlieren. Das will ich jetzt an Stöss’ Allgemeinbegriff der Partei 
zeigen. 


3. Allgemeiner Parteienbegriff 


»Politische Parteien sind organisatorische Zusammenschlüsse von sozial und/oder interessenmäßig 
und/oder durch gemeinsame politische Ziele verbundenen Teilen des Volkes (auf der Grundlage eines 
Programms) und streben danach, die Ausübung von staatlicher. Macht bzw. ökonomischer und außer- 
ökonomischer Herrschaft in ihrem Sinne zu gestalten« (24). 

Auf den ersten Blick scheint es, als habe Stöss eine klar bestimmte historische Grenze des 
Phänomens »Partei« im Auge: die Existenz von sozialer Herrschaft und Staat. Der zweite 
Blick zeigt schon die Schwierigkeit, diese Bestimmung auf Parteien anzuwenden, die an der 
Beseitigung jeglicher Herrschaft in der Perspektive der Vergesellschaftung des Staates arbei- 
ten. Mit Bezug auf meine allgemeine Leitfrage (vgl. Abschnitt 2) beobachte ich, daß die Defi- 
nition nicht darauf zielt, die Parteien als politische Organe der Reproduktion der Produk- 
tionsverhältnisse zu bestimmen. Sie zeigt nicht die Parteien in der Reproduktion sozialer 
Herrschaft, sondern umgekehrt die Herrschaft als Gegenstand von Parteien. »Allgemein ge- 
sprochen verkörpert eine Partei den organisierten Anspruch von Teilen des Volkes auf öf- 
fentliche Herrschaft« (Stöss 1983, 295). 
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Parteien wären demnach organisatorische Mittel, um (konkurrierende) Herrschaftsansprü- 
che im Staat durchzusetzen. (Ich diskutiere die Frage nicht, ob diese Bestimmung überhaupt 
Parteien von Verbänden unterscheidet.) Stöss’ allgemeiner Parteienbegriff bewegt sich, wie 
es sich in der oben beobachteten Problemverschiebung andeutete, in der Dichotomie von 
»Staat« und »Gesellschaft«. Methodologisch entspricht dem ein Übergang vom Interesse für 
Strukturen und Funktionen zur Beobachtung von Subjekten und ihren Irtentionen: da sind 
»Teile des Volkes«, die sich zur Verfolgung ihrer Interessen zusammenschließen und die 
staatliche Herrschaftsausübung im Sinne dieser ihrer Interessen »gestalten« wollen. Der logi- 
sche Aufbau dieser Definition ist nicht weit entfernt von vielen gängigen Selbstdefinitionen 
der Parteien. Sie bilden sicherlich ein Stück Realität ab — eben die Realität des seiner selbst 
und seiner Ziele bewußten Bürgers, der einer Partei beitritt — oder gar eine gründet —, um 
diese Ziele durchzusetzen. Aber man bewegt sich mit diesen Bestimmungen im Idealismus 
des »politischen Willens« und der »souveränen« politischen Subjekte, den eine materialisti- 
sche Theorie der Politik und der Parteien gerade vermeiden will. Ich sehe die Gefahr eines 
ungewollten Rückfalls in das liberale Konzept von Politik und Parteien, das Richard Stöss 
doch so überzeugend analysiert und kritisiert (Stöss 1983, 75 f.). 

Stöss’ Allgemeinbegriff hebt hervor, daß Menschen Parteien organisieren; für die Theorie 
ist die umgekehrte Beziehung zunächst wichtiger. Es sind doch die Parteien, die den Willen 
(die »Interessens, die »politischen Ziele«) erst bilden, also können sie nicht aus dem Willen 
abgeleitet werden. Eher ist der (Staats-)Bürger durch die Parteien konstituiert als umge- 
kehrt. Dabei habe ich allerdings, im Unterschied zu Stöss, einen weiteren Parteienbegriff im 
Auge, der sich nicht auf die organisatorischen Grenzen der Parteien, sondern auf ihren ge- 
samten Konsensbereich — also auch auf die Wähler- und Anhängerschaft bezieht (vgl. dazu 
»Marxismus und Theorie der Parteien«). 

Methodologisch muß man, denke ich, mit den Parteien im Politischen ebenso umgehen, wie 
mit den Klassen im Ökonomischen. Nach Marx würde man sich lächerlich machen, wollte 
man die Klassen als Zusammenschlüsse von »Teilen des Volkes« zur Durchsetzung konkur- 
rierender Ansprüche auf das (Netto-)Produkt bestimmen. Nicht daß das einfach falsch wäre 
— es würde nur gerade das für die Veränderung Interessante, die Ausbeutung, aus der Be- 
stimmung weglassen. Eine Bestimmung der Klassen auf dem Boden der Kritik der politi- 
schen Ökonomie setzt eben auch nicht bei bereits konstituierten Subjekten an, sondern bei 
ökonomischen Praxisformen und Produktionsverhältnissen, in denen sich die Individuen 
bewegen, die sich so erst zu bestimmten »Subjekten« bilden. Nicht anders verfährt Marx im 
»Kapital«, bis er schließlich im dritten Band bei den Klassen ankommt. Man muß sich nur 
die Hinweise Gramscis zur Erforschung der Parteien ansehen: Parteien sind Organisationen 
— ja, aber nicht in dem Sinne, daß sich darin Menschen zu diesem oder jenem Zweck organi- 
sieren, sondern die Parteien organisieren Menschen. Sie reorganisieren die Klassenindivi- 
duen im Politischen um ein hegemoniales Projekt, in dem ihre ökonomischen und korpora- 
tiven Klassenstandpunkte aufgehoben und transformiert sind (vgl. Elfferding/Volker 1979 
und Elfferding 1983). 

Stöss’ theoretische Perspektive hat sich von der Frage nach der Aufgabe der Parteien für Re- 
produktion oder Abschaffung von Herrschaft zum Problem der Eroberung oder »Gestal- 
- tung« von Macht und Herrschaft verschoben. In diesem Zusammenhang wäre eine Ausein- 
andersetzung mit den weiterentwickelten Konzepten von Macht und Herrschaft in der 
marzistischen Staatstheorie (Poulantzas, Jessop) nützlich gewesen, zumal diese wiederum 
über den Ansatz von Esser und Hirsch (1984) in die Parteienforschung zurückwirken. 
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4. Hegemonie oder »Basiskonsens« 


Die Klassenkämpfe als Problem der Parteientheorie reduzieren sich — in der Perspektive der 
»Vermittlung von Ökonomie und Politik« — auf die Schlichtung von Interessengegensätzen 
der Klassen durch staatlich vermittelte Kompromisse und die Abfederung von Gegensätzen 
zwischen Klassen und Staat. Stöss setzt einen zweistufigen Kompromiß der Klassen an: einen 
»Verfassungskonsens« über die »Verfahrensgrundsätze der Kompromißbildung und über die 
letztinstanzliche Entscheidungsbefugnis des Staates« (25), und — darauf aufbauend — einen 
»Basiskonsens« über »inhaltliche Vorgaben für wichtige Politikbereiche« (ebd.) wie z.B. 
Westintegration, Sozialstaat und Antikommunismus (vgl. Stöss 1983, 151). Der Begriff des 
Basiskonsenses ist in der Theorieentwicklung grundlegend für das Konzept der Massenlegiti- 
mationspartei und für die Analyse der Entwicklung des bundesdeutschen Parteiensystems. 
Er ist für mich besonders interessant, weil er zunächst mit Gramscis Begriff der Hegemonie 
als konsensvermitteltem Zusammenhalt korrespondiert. 

Auch hier geht es mir wieder nicht darum, den Realitätsgehalt einer Kategorie — die Existenz 
und Wirksamkeit eines bundesdeutschen »Basiskonsenses« — zu leugnen, sondern zu disku- 
tieren, wie die Kategorie im T'heorieaufbau operiert. Immerhin hängt an der Einschätzung 
des Basiskonsenses für Stöss die Beantwortung der Frage nach Stabilität und Veränderung des 
Parteiensystems. — Zunächst fällt eine methodologische Doppeldeutigkeit auf, wenn Stöss 
schreibt: »Im Zuge der Herausbildung eines Basiskonsenses in der westdeutschen Gesell- 
schaft entwickelten sich CDU/CSU, FDP und SPD zunehmend zu staatlichen Integrations- 
agenturen...« (27). Beruht die Parteientwicklung auf der Herausbildung eines Basiskonsenses 
oder umgekehrt? An anderer Stelle heißt es, nicht eben klärend: »Die Entwicklung des west- 
deutschen Parteiensystems ist zugleich Frgebnis und Voraussetzung für die Entstehung und 
Festigung eines Basiskonsenses« (Stöss 1983, 301). Der Satz faßst durchaus zutreffend zusam- 
men, wie Stöss in seiner Darstellung der historischen Entwicklung des Parteiensystems ver- 
fährt. Und wirklich: Wie hätte es ohne den Parteienkampf, seine Kräfteverhältnisse und sein 
Ergebnis zu einem breiten Konsens z.B. über die Westintegration der Bundesrepublik kom- 
men können? Stöss schwankt aber hin und her, wie auch die folgende Formulierung zeigt: 
»Den Parteityp, der einem Basiskonsens funktional adäquat bzw. durch ihn überhaupt erst 
möglich ist..., bezeichnen wir als Demokratische Massenlegitimationspartei« (1983, 157). 
Wenn zwischen Basiskonsens und Parteien eine funktionale Beziehung besteht, kann man 
zumindest den Konsens auch von den Parteien aus analysieren; wenn aber der Parteityp erst 
durch den Basiskonsens »möglich ist«, dann ist er eine wirkliche, jedoch ideelle Basis des Par- 
teiensystems, das durch die »demokratischen Massenlegitimationsparteien« dominiert ist. In 
diesem Fall wird die Analyse dahin tendieren, Stabilität oder Krise des Systems von der Exi- 
stenz eines Basiskonsenses abhängig zu machen, während im ersten Fall die Gegensätze im 
Parteiensystem im Vordergrund der Analyse stehen würden. 

Im vorigen Abschnitt habe ich zu zeigen versucht, wie Stöss’ Parteienanalyse von Strukturen 
und Funktionen des Parteiensystems zu den Intentionen der beteiligten Subjekte übergeht. 

Eine Folge davon zeigt sich darin, daß der Konsens-Begriff immer wieder idealistisch in die 
Bedeutung von »Meinungen« oder »Überzeugungen« der Menschen hinübergleitet, aus de- 
nen Parteien abgeleitet werden. Stöss beschreitet, wie gesagt, in seiner historischen Analyse 
der Parteien durchaus auch den umgekehrten Weg: von den Parteien zu den Überzeugungen. 
Dieser Weg könnte eine theoretische Alternative weisen, wie sie in Gramscis Konzept des 
Konsenses angelegt ist. Gramsci untersucht weniger Bewußtseinszustände als vielmehr die 
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Produktionsbedingungen von sozialem Zusammenhalt und Bewußtsein. »Konsens« dürfte 
im Rahmen einer solchen Analyse nicht als Gegebenes, sondern müßte als stets Umkämpftes 
und als (flüchtiges) Resultat ideologischer Kämpfe gefaßt werden. In eine ähnliche Richtung 
weist heute methodologisch der Diskursbegriff, der das Untersuchungsfeld von »Meinun- 
gen« zu »Bedeutungen« und von Bedeutungen wiederum zur Bedeutungsproduktion ver- 
schiebt. 

Es dürfte z.B. in den wenigsten Fällen stimmen, daß Arbeiter und Unternehmer »einer Mei- 
nung« sind. Es ist aber wohl so, daß sie sich in Diskursen artikulieren, in denen sie auch dann 
miteinander verbunden sind, wenn sie nicht »einer Meinung« sind (z.B. der sozialpartner- 
schaftliche Diskurs). Auch zur Klärung des Konsensbegriffes wäre es nützlich, Stöss würde 
sich mit alternativen Problemformulierungen auseinandersetzen. Esser und Hirsch versuchen 
z.B., »Konsens« als Resultat von »verdichtender Organisierung von zugleich homogenisie- 
renden und spaltenden ideologisch-materiellen Diskursen« in einem »politischen Regulie- 
rungszusammenhang« zu fassen (1984, 53). Jäger analysiert die Integration der Arbeiter in das 
politische System des Kapitalismus als Alternativenlosigkeit im »Zwei-Blöcke-Systems, das 
entlang einer »Hauptspaltungslinie« angeordnet ist (1983, 73). Er weist gegenüber Schmollin- 
ger und Stöss ausdrücklich darauf hin, daß das Parteiensystem des Gegensatzes bedarf und 
gleichsam auch an einem Zuviel von Konsens scheitern kann (ebd. 78). 


5. Demokratische Massenlegitimationspartei 


Dies ist Stöss’ Begriff für den Parteityp, der von anderen »Volkspartei« genannt wird. Nach 
den bürgerlich-demokratischen Parteien trete ein Parteityp in den Vordergrund, der — auf 
dem Boden des sich vollendenden Basiskonsenses — vornehmlich legitimiert, während der 
vorangehende Parteityp zugleich integrierte und repräsentierte (vgl. Stöss 1983, 168). »Die 
Massenlegitimationsparteien stellen fast schon Staatsparteien dar, die ihre soziale Basis für 
den Staat funktionalisieren (wollen)« (27). 

Offenbar ist für dieses Parteikonzept der Begriff der »Legitimation« grundlegend. Stöss 
schreibt: »Ebenso wie sich in der Sphäre der Ökonomie die gesellschaftliche Notwendigkeit der 
Verausgabung von Arbeit auf dem Markt bzw. vermittels der Wirkung des “Wertgesetzes’ er- 
weist, muß auch die staatliche Tätigkeit ihre gesellschaftliche Anerkennung finden« (1983, 150). 
Der Staat müsse »gesellschaftlich vorhandene Bedürfnisse weitestmöglich befriedigen und für 
eine möglichst umfassende Akzeptanz seiner Tätigkeit sorgen« (ebd., 150). Den »Prozeß des 
Rechtfertigens und des Akzeptierens staatlicher Herrschaft« bezeichnet Stöss als »Legitima- 
tion«. Nun gibt es gar keinen Zweifel daran, daß die alltägliche Verlautbarung der Politik, ihre 
Rechtfertigung, ihre Eindeutung in diesen oder jenen Sinnzusammenhang im politischen Ge 
samtprozeß eine enorm wichtige Rolle spielen. Problematisch scheint mir die Funktion des Le- 
gitimationskonzepts im Erklärungszusammenhang, wie ihn Stöss entfaltet. Er unterstellt ja, im 
Anschluß an die Untersuchungen zur Volkspartei (Kaste/Raschke), daß die Leistung des von 
Parteien vermittelten politischen Prozesses zunehmend zicht mehr in der Integration der Klas- 
senindividuen und in der Repräsentation ihrer Interessen besteht, sondern in der Abschirmung 
des Staates vor den Interessen durch Legitimation seiner Tätigkeit. Legitimation wird also zum 
zentralen Funktionsmerkmal des modernen Staates, wie er z.B. in der Bundesrepublik besteht. 
Eben deswegen geht der Legitimationsbegriff in die Charakterisierung des Parteityps ein, der 
diesen Staat trägt: die demokratische Massenlegitimationspartei. 
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In diesem Erklärungszusammenhang bekommt der Legitimationsbegriff eine spezifische Be- 
deutung. Legitimiert werden muß nun, was »eigentlich« für die verschiedenen »Teile des 
Volkes« nicht oder nur unter großem Protest akzeptabel erscheinen muß. »Legitimation« in 
diesem Sinne ist Legitimation post festum: der Staat macht seine Politik weitgehend über die 
Köpfe hinweg, eben deswegen muß nachträglich gerechtfertigt und wohlfeil »verkauft« wer- 
den, was an sich unverkäuflich ist. So gesehen, wird die Legitimation, die doch den politi- 
schen Prozeß im Kern charakterisieren soll, zu einer separaten Realität außer und neben der 
staatlichen Politik, die dann von den Parteien »legitimiert« werden muß. 

Ich halte diese Sichtweise für fragwürdig. Schon die Analogie zur Ökonomie, die staatliche 
Tätigkeit müsse »anerkannt« werden, scheint mir falsch zu sein. Dabei muß man sich daran 
erinnern, daß die Rede von einer »Anerkennung« des gesellschaftlichen Charakters der Pri- 
vatarbeit im Wert der Ware bereits eine Übertragung aus der juristischen Sphäre in die 
Ökonomie darstellt. Wenn überhaupt, dann ergibt sich ein Sinn, von »Anerkennung« zu 
sprechen, durch das Auseinanderfallen von Privatproduktion und Markt als Instanz der 
Vergesellschaftung der Privatarbeiten. Vom Staat könnte man eher sagen, er sei — im Rah- 
men von ihm organisierter Gewaltverhältnisse — aus »Anerkennung« aufgebaut, eben im 
Sinne der konstitutiven Bedeutung von Konsensverhältnissen für den modernen Staat. Der 
Wechsel von der »Anerkennung« zum »Konsens« und damit zur Hegemonie könnte nicht 
größer sein: dieses theoretische Paradigma schließt ja gerade ein, daß die Zustimmung der 
Beherrschten nicht nachträglich hergestellt wird, nachdem ihre »Interessen« schon »ver- 
letzt« wurden, sondern daß der Staat als eine »Verdichtung von Kräfteverhältnissen der 
Klassen« (Poulantzas} analysiert werden muß, in der diskursive Transformation von Inter- 
essen und politische Entscheidungspraxen verknüpft werden — und nicht in ein Vorher 
und ein Nachher auseinanderfallen. 

Natürlich gibt es auch jenen für die Massen »verborgenen« Staat, wo hinter verschlossenen 
Türen gegen ihre Interessen Beschlüsse gefaßt und ihre Realisierung organisiert wird, die 
dann »legitimiert« werden müssen. Das ist aber nicht der Staat. Und diese Seite des Staates 
stellt wahrscheinlich nicht einmal das fürs Begreifen wichtigste Problem dar. Die »Massen« 
sind nicht »außerhalb« des Staates, schon weil der Staat sich nicht in der Zentralgewalt und 
ihren Institutionen erschöpft, sondern sich reproduziert in der permanenten Neugruppie- 
rung der Klassen und der ideologischen Mächte. Der Staat in diesem »weiten« Sinne als »Ge- 
walt + Flegemonie« (Gramsci) umfaßt die »Massen«, er besteht im ständigen Aufnehmen 
neuer Strömungen und Anforderungen. 

Das Konzept der »demokratischen Massenlegitimationspartei« dramatisiert #2d verharm- 
lost die Integration der beherrschten Klassen in den Staat. Gegenüber dem Gedanken der 
Hegemonie und des historischen Blocks verharmlost der Begriff, wieweit die Massen mit 
dem Staat verwachsen sind. Andererseits dramatisiert er, wie widerspruchslos und bruchlos 
diese Integration vonstatten gehen soll, wenn die Parteien als »staatliche Integrationsagentu- 
ren« gefaßt werden. Klassen- und Volkskämpfe müssen dann als außerstaatliche Phänomene 
erscheinen, die immer schon durch die Legitimationsanstrengungen der Volksparteien abge- 
federt werden — bis schließlich in einer krisenhaften Zuspitzung der sozialökonomischen 
Gegensätze der »Basiskonsens« bricht und die »Legitimationsdefizite« das staatliche Legiti- 
mationspotential übersteigt. Was immer die historische Wahrheit dieser Vorstellung sein 
mag, jedenfalls lenkt sie vom Studium der inneren Gegensätze im »herrschenden Block« und 
von der Analyse der Parteien als der wichtigsten Hegemonieproduzenten eher ab. 
Richard Stöss geht durchaus davon aus, daß die Massenlegitimationsparteien nach wie vor in 
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dem Widerspruch zwischen »Interessenrepräsentationsfunktion einerseits und Legitima- 
tionsfunktion andererseits« (32) stehen. Die Frage ist, ob die Analyse dieses Widerspruchs 
sich als fruchtbar für die Diagnose des gegenwärtigen Parteiensystems in der Bundesrepu- 
blik erweist. 


6. Diagnose und Perspektive des Parteiensystems 


Ich komme schließlich, nach der Erörterung der theoretischen Grundbegriffe, auf die Kon- 
sequenzen für Stöss’ politische Analyse des Parteiensystems heute zurück. Die Beurteilung 
der Grün-Alternativen und der FDP spielen für mich eine Schlüsselrolle. 

Stöss erklärt das Auftreten der Grün-Alternativen, wie andere Autoren (z.B. Kaltefleiter, 
aber auch Guggenberger), aus den »Partizipationsbedürfnissen«, die von den etablierten 
Parteien nicht befriedigt würden (33). Andere Autoren, wie z.B. Raschke oder — wieder an- 
ders — Jäger, erklären die grüne Partei daraus, daß sie neue Probleme artikuliere: ein neues 
cleavage im Ensemble der sozialen Antagonismen sei aufgetaucht. Von einer solchen Be- 
trachtungsweise aus könnte man nicht, wie es für Stöss naheliegt, schließen, daß geschickte- 
re Einräumung von »Partizipationschancen« von seiten der etablierten Parteien zum Ver- 
schwinden der Grün-Alternativen führen müßte. Übrigens kann man für jede neue Partei 
die Erklärung anführen, die Beteiligungsstrukturen der bestehenden Parteien hätten versagt 
— denn hätten sie die neuen Fragen und Probleme rechtzeitig aufgenommen, wäre die neue 
Partei ja überflüssig. 

Gravierender noch scheint mir, daß die neue Konstellation im Parteiensystem, wie sie mit 
dem Schlagwort der »hessischen Verhältnisse« bezeichnet wird, durch Stöss’ begriffliches 
Wahrnehmungsraster fällt. Das mag an dem »Inhaltismus« seines Konsens- und Parteienbe- 
griffs liegen, der für Formveränderungen des Parteiensystems relativ unsensibel ist. Sympto- 
matisch dafür scheint mir das Schicksal des Blockbegriffs in Stöss’ Parteientheorie zu sein. 
Bis Anfang der 60er Jahre kann man, nach Stöss, für CDU/CSU und FDP noch vom »Bür- 
gerblock« sprechen. Nach Godesberg und mit immer weiterem Eindringen der SPD in die 
politischen Konsensbereiche der CDU schwindet der Blockgegensatz, und der Bürgerblock 
löst sich schließlich mit Bildung der Großen Koalition auf. Vereinfacht könnte man sagen: 
bei Basiskonsens grundsätzlich kein Blockgegensatz, bei Krise des Basiskonsenses Hervor- 
treten eines Blockgegensatzes. Hinter der Frage nach den »inhaltlichen Übereinstimmun- 
gen« zwischen CDU und SPD tritt, entsprechend dem Verständnis von »Konsens«, die 
Form des Parteienkampfes, der ja anhält, zurück. Problematisch ist in diesem Zusammen- 
hang die Bestimmung der FDP als dritter Partei in einem Drei-Parteien-System. Warum 
sollte man die Bildung der Großen Koalition als Auflösung des »Bürgerblocks« deuten, 
wenn man nicht auch ab 1969 von einem sozialliberalen Block spricht? Dann müßte man 
aber auch vom Fortbestehen eines Blockgegensatzes, und also des »Bürgerblocks«, ausgehen. 
Es ist doch offensichtlich, daß die FDP im Parteiensystem nicht eine ähnliche Rolle spielt 
wie die beiden Blockparteien CDU und SPD, sondern daß sie vielmehr als Scharnierpartei 
zur Lösung des Mehrheitsproblems und damit zur Erhaltung der beiden großen Parteien- 
blöcke fungiert. Und wie will man erklären, daß die FDP nun weithin nur noch durch 
»Leihstimmen« der CDU parlamentarisch am Leben erhalten wird, wenn man von Stöss’ 
Vorstellung eines Drei-Parteien-Systems ausgeht? Stöss hat für vergleichbare Entwicklun- 
gen z.B. zwischen »Bürgerblock« und »antidemokratischen Parteien« gute Erklärungen, die 
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aber auch auf die FDP angewandt werden müßten: diese Parteien treten, jenach Konjunktur 
des Parteiensystems insgesamt, aus dem rechten Block heraus oder werden wieder reabsor- 
biert. ö 

Die Analyse des Verhältnisses von großen Parteien (Grundstruktur) und kleinen Parteien 
(Substruktur) gehört — neben der Unterscheidung von Intra- und Interklassenkonsens — zu 
den fruchtbarsten Gedanken in Stöss’ Theorie. Leider macht die Allmacht des Basıskonsens- 
Begriffs auch hier seinen negativen Einfluß geltend. Denn vor lauter (Problem-)»Indikations-« 
und (Wähler-)»Transportfunktionen«, die kleine Parteien für das Basiskonsens-Kartell aus- 
führen, kann man gar nicht mehr unterscheiden, wo eine solche Partei integrativ wirkt oder 
wo sie einen Keim für grundlegende Veränderungen des Parteiensystems darstellt. Wodurch 
überhaupt könnte der Basiskonsens erschüttert werden? Antikapitalistische Parteien befin- 
den sich in der Bundesrepublik »in einer nahezu aussichtslosen Position« (Stöss 1983, 304). 
Zwar seien Sozialdemokratie und Gewerkschaften jetzt »nachgerade gezwungen, die Interes- 
sen der Lohnabhängigen konsequent zu vertreten« und dadurch den Blockgegensatz im Par- 
teiensystem wieder zu verstärken (48). Einen Bruch des Verfassungskonsenses hält Stöss für 
unwahrscheinlich (ebd.). 

Vielleicht stellt sich nach 300 Seiten Parteiensystemanalyse heraus, daß dies kein besonders 
geeignetes Feld für die Untersuchung von gesellschaftlichen Veränderungen ist? Muß man 
warten, bis die Wirtschaftskrise den Basiskonsens zersetzt hat? — Will man nicht eine Neu- 
auflage von Zusammenbruchsthecrien, wird sich die Parteienanalyse auf die ständige Umar- 
beitung des herrschenden Konsenses, auf seine Brüche und Lücken, durch die Alternativen 
eindringen können, konzentrieren müssen. Ist nicht z.B. der Vorwurf von rechts, die Grün- 
Alternativen würden mit ihren Organisationsprinzipien gegen Verfassungsgebote verstoßen, 
ein Symptom für Bewegung im »Verfassungskonsens«? Und wenn sich der Generalsekretär 
der ältesten Macho-Partei im Lande darauf einrichtet, daß es mit dem Patriarchat bergab geht 
(Glotz 1984, 36) — ja, wenn selbst die CDU Zeichen in diese Richtung gibt, ist das immer 
noch derselbe »Basiskonsens«, der, nach Stöss, Ende der 50er Jahre »vollendet« wurde? 
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